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Vorwort- 


Die  Geschichte  der  Juclenschulclentilg'ungen  unter 
König-  Wenzel  stellt  die  wichtigsten  Fragen,  um  die  es 
sich  bei  der  mittelalterlichen  Geschichte  der  Juden  zu 
handeln  hat,  in  den  Vordergrund  des  Interesses,  die 
Fragen  nach  der  rechtlichen  Stellung  und  der  wirtschaft- 
lichen Bedeutung  der  Juden.  Zwar  harrt  noch  eine 
gToße  Anzahl  von  Akten  und  Krkunden  in  den  ver- 
schiedenen Archiven  der  Edition  oder  Verwertung*.  Auch 
sind  wertvolle  Quellenpublikationen  ^j  noch  nicht  so  weit 
geführt  um  für  die  hier  zu  behandelnde  Periode  in 
Betracht  zu  kommen.  Allein  trotzdem  glaubte  der  Ver- 
fasser, gestützt  auf  die  grundlegenden  \'orarbeiten  Hegels-) 
und  Weizsäckers-^)  sowie  auf  das  reiche  Material,  das 
g-erade  in  unserer  Zeit  zugänglich  gemacht  wurde,  den 
Versuch  wagen  zu  dürfen,  die  Geschichte  und  Bedeutung 
der  Judenschuldentilgungen  wenigstens  in  ihren  großen  Zügen 
zur  Darstellung'  zu  bringen.  Diese  Aufgabe  hielt  er  aber 
für  um  so  notwendiger,  weil  vor  einigen  Jahren  eine 
Darstellung  der  mittelalterlichen  Geschichte  der  Juden*) 
erschien,  deren  Ausführungen  besonders  bezüglich  der 
Judenschuldentil2:ungen  dringend  der  Korrektur  bedürfen. 


^)  Z.  B.  der  Supplementband  der  Reichstagsakten;  Bayer, 
mittelrh.  U.-B  IV.  f.;  das  Württembergische  U.-B.;  das  Nürnberger 
und  Ulmer  U.-B.  u.  a.  m. 

'^)  St.  Chr.  I.  S.  111  ff. 

')  E.  A.  I.  u.  II.  Band. 

*)  Eugen  Nübling,  Die  Judengemeinden  des  Mittelalters,  ins- 
besondere   die    Judentfemeinde    der   Reichsstadt    Ulm.     Ulm  1896. 
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Einleitung. 


Karl  IV.  hatte  die  Juden  nicht  g-eschützt,  als  unter 
seiner  Regierung-  infolg'e  des  schwarzen  Todes  jene  g-e- 
waltig-e  soziale  Katastrophe  über  seine  Schutzbefohlenen 
hereinbrach,  die  den  Bestand  der  gesamten  Judenheit  zu 
vernichten  drohte  und  die  bisherigen  Träger  des  Waren- 
handels, da  ihnen  alle  sonstigen  Erwerbszweige  verschlossen 
w^aren.  fast  gänzlich  auf  die  für  sie  so  verhängnisvoll 
werdende  Rolle  von  Geld-  und  Pfandleihern  beschränkte. 
3Iit  kalter  Berechnung  hatte  er  vielmehr  zugesehen.^)  wie 
man  die  dem  Schutze  des  Königs  anvertrauten  Kammer- 
knechte "^j  allenthalben  erschlug;  erwuchs  doch  so  für  ihn. 
der  ständig  in  Geldnöten  war,  eine  reiche  Geldquelle  aus 
dem  Dispositionsrechte,  das  dem  Könige  an  Hab  und  Gut 
seiner  erschlagenen  ..Schützlinge"  zustand. 

Allein  eben  die  finanziellen  Rücksichten  bestimmten 
den  König  auch,  als  der  Hauptsturm  der  entfesselten 
Yolksleidenschaft  sich  gelegt,  für  die  Erhaltung  und 
Sicherheit  der  armseligen  Reste  der  jüdischen  Bevölkermig 
«inzutreten.  Es  galt  die  einzig  gesicherte  Einnahme  des 
Reiches,    die  es  von  den  Reichsstädten  und  den  in  ihnen 


^)  Nur  in  seinem  Stammlande  Luxemburg  traf  er  energische 
Maßnahmen  zum  Schutze  der  .Juden  (W  e  r  u  n  s  k  y  II^  S.  271). 
2)  S  c  h  e  r  e  r  S.  4  f . 
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wohnenden  Juden  ^)  bezog*,  vor  der  Verniclituiig-  zu  be- 
wahren, hatten  doch  die  traurig-en  Yerfassungsverhältnisse 
des  Deutschen  Kelches,  seine  veraltete  Lehnsordnung-  und 
das  Wahlkönigtum  es  mit  sich  g-ebracht,  daß  der  Träger 
der  Krone  durch  Verschenkungen  und  ^'erpfändung•en  sich 
des  weitaus  g-rößten  Teiles  der  Reichsreg-alien  entäußert 
hatte.  Aus  denselben  finanziellen  Erwäg'ung-en  (3Önete 
sich  den  Juden  gar  manches  Stadttor  wieder,  das  sich 
ihnen  ..für  CAvig-e  Zeiten"  geschlossen  hatte;  denn  das 
Fehlen  des  jüdischen  Zinses  machte  sich  gar  bald  im 
Stadtsäckel  empfindlich  bemerkbar,  und  auch  im  städtischen 
Verkehrsleben,  das  doch  trotz  aller  kirchlichen  Zinsverbote 
des  Kreditwesens  nicht  entbehren  konnte,  fühlte  man  recht 
schnell  heraus,  daß  der  jüdische  Geldleiher  nicht  so  ent- 
behrlich war,  wie  man  anfangs  geglaubt  hatte.  Und  die 
Juden?  Ihnen  blieb  keine  Wahl.  Sie  waren  froh,  sich 
wieder  auf  dem  Boden,  der  mit  dem  Blute  ihrer  Lieben 
getränkt  war,  niederlassen  zu  können,  freilich  unter  welch 
anderen  Bedingungen ! 

Hatte  schon  vorher  Volk  und  Glaube  sie  streng  von 
den  andern  Stadtbürgern  geschieden,  so  war  jetzt  die  Er- 
innerung an  die  Greuelszenen  der  vergangenen  Zeit  hin- 
zugetreten,   um  beide  Teile  einander    noch  mehr  zu  ent- 


')  Die  in  fürstlichen,  gräflichen  etc.  Gebieten  wohnenden 
Juden  kommen  hierbei  sehr  wenig  in  Betracht,  weil  einmal  die 
groi3e  Masse  der  Juden  in  den  Zentren  des  deutschen  Handels, 
den  Reichsstädten,  saß,  andrerseits  wiederum  die  großen  Territorien 
in  dieser  Zeit  meist  schon  in  Besitz  des  Judenregales  gelangten,  so 
die  Kurfürsten  durch  die  goldene  Bulle  1356  (S  t  o  b  b  e  S.  25);  die 
Landgrafen  y.  Thüringen  6.  Feb.  1350  (B. -Huber  Xr.  6637)  die 
Habsburger  unter  Rudolf  IV.  13.  Dez.  1360;  der  Bischof  Gerhard 
von  AVüi'zburg  4.  Dez.  1373  (B.-Huber  Xr.  5302  und  Unterft-anken 
XII  3./4.  Heft  S.  140) ;  der  3Iarkgraf  von  Baden  1382  (S  c  h  ö  p  f  1  i  n  V 
S.  518  f.)  etc. 


—     3     — 

fremden.    Darum  fand  man  ein  weiteres  ständig-es  Neben- 
einanderwohnen nnerträglieh. 

Der  Jude  erhielt  nur^  noch  ein  zeitlich  beg-renztes 
Aufenthaltsreeht  in  der  Stadt.  Besondere  Straßen  wurden 
ihm  zum  Bewohnen  angewiesen.  Auch  in  seinem  Handel 
erlitt  er  Beschränkung-en :  ein  Zinsfuß  wurde  ihm  vor- 
geschrieben, dessen  Höhe  er  bei  Strafe  nicht  überschreiten 
durfte.  Einen  recht  guten  Einblick  in  diese  so  völlig 
unsicher  gew^ordene  Lebenslage  der  deutschen  Juden  ge- 
währt der  Vertrag,  den  Erzbischof  Cuno  H.  von  Falken- 
stein mit  den  Bürgern  von  Trier  bezüglich  der  Wieder- 
aufnahme von  Juden  am  30.  September  1362^)  abschloß. 
In  ihm  bedingen  sich  die  Bürger  ausdrücklich  emen  vier- 
zehntägigen Kündigungstermin  aus .  falls  eine  gemeine 
Judenschlacht  oder  ..Erstörungen"  im  Lande  ausbrechen 
sollten,  vor  denen  sie  sie  nicht  schützen  könnten  oder 
wollten!  P^s  war  also  ein  noch  recht  heißer  Boden,  auf 
dem  sich  die  neuen  Ansiedlungen  der  Juden  erhoben. 
Alles,  selbst  ihre  eigenen  Namen-),  waren  geeignet,  in 
ihnen  ständig  das  Bewußtsein  ihrer  gefährdeten  Lage 
wachzuerhalten.  Allein  den  wieder  Geduldeten  blieb  keine 
Zeit  zu  solchen  Kefiexionen.  Li  geringer  Zahl  und  fast 
ohne  Konkurrenz  als  privilegierter  Geldleiherstand  an- 
gesiedelt, wurde  es  ihnen  bei  ihrer  Bedürfnislosigkeit 
nicht  schwer.  Vermögen  zu  gewinnen,  ja  bald  wieder  zu 
Wohlhabenheit  und  Reichtum  zu  gelangen,   zumal  gerade 


')  Monatsschrift  VII  S.  181  182. 

"-)  Die  Söhne  der  während  der  Jndeuniorde  Gefallenen 
pflegten  dem  Namen  des  Vaters  noch  die  Bezeichnung-  „^lärtj^er" 
hinzuzufügen,  siehe  hierüber  Salfeld,  Martyrologium  des  Nürnberger 
Memorbuches  1896  passim.  Straßburger  Urkb.  VI  Nr.  42,  Wormser 
Urkb.  II  Nr.  723  S.  463  467.  sowie  in  vielen  anderen  hebräischen 
Dokumenten  dieser  Zeit. 
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nach  den  schweren  Tagen  des  schwarzen  Todes  jene 
Zeit  anbrach,  ..in  der  der  deutsche  Handel  den  Welt- 
markt zu  erobern  beg-ann"^)  und  das  Bankwesen  daher 
zusehends  an  Bedeutung-  zunahm.-)  Die  ständig-en  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Großhandel  der  Geschlechter 
und  den  jüdischen  Geldleihern  bahnten  recht  bald  wieder 
ein  leidlicheres  Verhältnis  zwischen  beiden  Teilen  an 
und  so  flössen  durch  den  Stadtrat,  aus  eigenstem  Interesse 
gefördert,  die  Geldmittel  immer  reicher  in  die  Taschen 
der  Juden.  Je  reicher  sie  aber  wurden,  um  so  will- 
kommenere Bundesgenossen  des  Rates  wurden  sie.  Bei 
ihnen  machte  er  seine  Anleihen,  wenn  es  galt,  einen 
großen  Güterkomplex  für  die  Stadt  zu  erwerben,^)  not- 
wendige Bauten  auszuführen,  Gelder  für  Verwaltungs- 
oder Kriegszwecke  zu  schaffen  u.  a.  m.  Ihnen  ver- 
pfändeten auch  Fürsten  und  Herren  Steuereinkünfte  und 
Zölle,*)  ja  im  w^eniger  fortgeschrittenen  Osten  fielen  sogar 
noch  ganze  Städte^)  in  jüdischen  Pfandbesitz.  Welche 
Ausdehnung  und  Bedeutung  ein  solcher  Bankbetrieb  an- 
nehmen konnte,  das  zeigt  wohl  am  deutlichsten  die  Rolle, 
die    der    aus  Ulm    stammende  Jude  Jäcklin    samt    seiner 


^)  Robert  H  o  n  i  g-  e  r  ,  Der  schwarze  Tod  in  Deutschland 
1882  S.  97. 

2)  Über  den  Vermögensstand  der  Juden  siehe  das  Nähere 
im  Anhang. 

^)  Vgl.  die  großen  Erwerbungen  Ulms  a.  1377. 

*)  Z.  B.  Eberhard  von  I  s  e  n  b  u  r  g-  am  10.  Juni  1379 
teilweise  den  Zoll  zu  Caub  (Westd.  Zeitschr.  XII  S.  358) ;  C  u  n  o  II. 
von  Trier  am  30.  Juni  1384  auf  sechs  Jahre  den  Moselzoll  zu 
Coblenz  (Görz,  S.  118). 

5)  1380  wurden  die  Einkünfte  der  Stadt  Troppau,  1388  die 
von  Neurode  verpfändet  (Brann,  Gesch.  d.  Juden  in  Schlesien  I 
S.  35  nt,). 


Familie  in  der  Geldgeschichte  jener  Zeit  spielte.^)  Ähn- 
liche Geldhäuser  wie  das  des  Jäcklin  erhoben  sich  bald 
allerorten,  wo  Juden  ihren  Wohnsitz  aufschlag-en  konnten; 
denn  es  lag-  Städten  wie  Fürsten  daran,  im  Besitze  einer 
leistungsfähigen  Bank  zu  sein.  Freilich  stand  ihre  Be- 
deutung mehr  oder  minder  hinter  der  des  Ulmer  Hauses 
zurück.  Fehlte  ein  derartiger  Großbetrieb,  oder  über- 
haupt, wenn  es  galt,  große,  die  Kräfte  eines  einzelnen 
übersteigende  Geldmittel  herbeizuschatfen,  etwa  bei  IJber- 
nahme  einer  großen  Anleihe,  so  taten  sich  mehrere,  oft 
sogar  die  Mitglieder  der  ganzen  Gemeinde  zusammen,  so 
daß  diese  neben  ihrer  religiösen  und  nationalen  Einheit 
auch  noch  eine  kommerzielle  bildete  und  so  dem  ober- 
flächlichen Beobachter  eine  einzige  große  ..Darleiherzunft" 
darzustellen  schien.  Doch  die  goldenen  Schätze,  die  so- 
wohl der  patrizische  Großkaufmann  wie  der  jüdische 
Geldleiher  dank  dem  starken  Aufschwünge  des  Welt- 
verkehrs in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ein- 
sammelte, sollten  für  beide  Teile  nicht  zum  Heile  sein. 
Bald  erhoben  sich  gegen  beide  Feinde  ringsum.  Da 
waren  es  einmal  die  Fürsten,  besonders  die  Kurfürsten. 
Herren  von  mächtigen  Territorien,  die  es  mit  innerstem 
\  erdrusse  sahen,  wie  das  erstarkende  Bürgertum  alle  An- 
griffe auf  seine  Reichsunmittelbarkeit  und  seine  Ein- 
künfte, besonders  auf  die  als  einträglich  sehr  begehrten 
Judenabgaben,  nach  ^löglichkeit  zurückwies.  Erbitterter 
freilich  war  noch  der  Haß  und  Neid  des  Kitterstandes. 
Durch  die  veränderte  Kriegsführung,  namentlich  das  Auf- 
kommen der  Feuerwaffe,  um  den  Glanz  seiner  kriegerischen 
Bedeutung  gebracht,    verbrachte    er,    soweit   er  nicht  der 


')  Vgl.  über  ihn  besonders  Stern,   Die   israel.  Bevölk,  IJI 
S.  282  ntg. 


neuen  Zeit  sieh  anpassend,  in  städtische  oder  fürstliche 
Dienste  g-etreten  war.  sein  Leben  in  Müßig-g-ang*,  Fehden 
und  manchmal  sogar  im  Straßenraub,  und  so  hatte  sich 
g-ar  mancher  Ritter  genötigt  gesehen.  Hab  und  Gut  den 
verhaßten  Krämern  zu  verkaufen  und  die  Wertsachen  zu 
den  noch  mehr  verhaßten  jüdischen  Pfandleihern  zu 
schaffen.  Einen  P]inblick  in  die  Erbitterung  dieser  Kreise 
g-ewährt  die  folgende  von  Grätz^)  mitgeteilte  und  nach 
ihm  oft  zitierte  Erzählung:  Ein  zur  Kechenschaft  ge- 
zogener Raubritter,  der  unter  zugesichertem  Geleit  reisende 
Juden  mißhandelte  und  ausplünderte,  konnte  sich  damit 
entschuldigen,  ..er  werde  stets  Christi  Feinde,  wo  er  sie 
antreffen  werde,  verfolgen  und  mißhandeln-,  und  wurde, 
da  diese  Antwort  die  Fürsten  ergötzte,  sogar  freigesprochen! 
Aber  auch  innerhalb  der  Stadtmauer  gebrach  es  nicht  an 
erbitterter  Gegnerschaft.  Hier  begann  sich  die  zünftig 
organisierte  Handwerkerschaft  zu  regen,  die.  ebenfalls  in 
aufstrebender  Entwicklung,  der  gänzlichen  Bevormundung 
seitens  der  Geschlechter  müde  war  und  immer  stürmischer 
Sitz  und  Stimme  im  Rate  begehrte.  Darum  waren  die 
Zünfte  auch  die  geschworenen  Feinde  der  Juden;  denn 
waren  sie  ihnen  schon  wegen  ihres  Wuchers  überaus 
feindlich  gesinnt,  so  mußte  die  Tatsache,  daß  jene  Fremd- 
linge durch  ihre  Kapitalien  dem  patrizischen  Rate  die 
Mittel  zur  Ausübung  seines  übermächtigen  Einflusses  ge- 
währten, sie  in  den  Augen  dieses  Standes  noch  um  vieles 
hassenswerter  machen.  Fast  jede  zünftige  Erhebung  wurde 
deshalb  mit  einer  Judenhetze  eingeleitet.  Zahllos  waren  die 
Straferlasse,  die  die  Stadträte  gegen  solche  Übeltäter  richten 
mußten.  Allein  auch  diese  einzige  Stütze,  die  den  Juden  durch 


^)  VHP  S.  49/50,  wo  diese  Begebenheit  jedoch  fälschlich  in 
das  Jahr  1386  verlegt  wird.  vgl.  darüber  im  folgenden   S.  lö  nt.ß. 


den  Stadtmag-istrat  zu  teil  wurde,  war  von  recht  zweifelhafter 
Natur.  Ledig-lich  auf  der  nüchternen  Erwägung- des  finanziellen 
Gewinnes  aufg:ebaut,  konnte  dieses  Bündnis .  das  das 
patrizische  Stadtparlament  mit  dem  jüdischen  Gelde  ein- 
ging-, nur  ein  sehr  loses  und  keinesweg-s  ernsthaftes  sein. 
Zu  groß  war  die  Verlockung  für  den  Rat,  namentlich, 
wenn  er  sich  selbst  in  Zahlungsschwierigkeiten  befand, 
die  Hilflosigkeit  seiner  Juden  zu  mißbrauchen.  Man 
denke  nur  an  die  ..Geldgeschenke"  der  Juden,  die  sie 
dem  Rate  „unbettDungen"  gaben.  Es  war  daher  auch 
mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  der  Schutz,  den  der  Rat 
ihnen  gewährte,  nur  so  lange  dauern  würde,  wie  es  sich 
mit  seinem  ^  orteile  vertrug.  Bot  sich  anderweitiger  Er- 
satz für  den  unbeliebten  jüdischen  Wechsler  —  und  schon 
tauchten  als  gefährliche  Konkurrenten  vereinzelt  die  Lom- 
barden auf  —  oder  drohten  den  Städten  schwere  Ge- 
fahren infolge  ihrer  Beschirmung  der  Juden,  was  bei  den 
damals  sich  immer  mehr  zuspitzenden  Gegensätzen  zwischen 
den  einzelnen  Ständen  leicht  zu  erwarten  war,  so  war 
vorauszusehen,  daß  die  Stadträte  dann  unbedenklich  ihre 
Judenschaft  aufopfern  würden,  namentlich,  wenn  man  auch 
ihnen  einen  Anteil  am  Raube  zugestand.  So  wenig  hoff- 
nungsvoll hatte  sich  die  Lage  der  deutschen  Judenschaft 
gestaltet,  als  Karl  IV.  starb  und  die  Wünsche  und  Er- 
wartungen der  christlichen  Welt  sich  auf  seinen  jugend- 
lichen Sohn  und  Nachfolger,  Wenzel,  richteten.  Die  Juden, 
schon  gewöhnt,  ihre  Erwartungen  nicht  allzu  hoch  zu 
spannen,  werden  nicht  mit  allzugroßer  Hoffnungsfreudig- 
keit den  Thronwechsel  begrüßt  haben;  hatte  ihnen  doch 
bis  dahin  jede  neue  Kaiserwahl  nur  neue  Lasten  und 
Steuern  gebracht.^)    Allein  die  Wirklichkeit  übertraf  selbst 


')  Vgl.  Stobbe  S.  30,31. 


ihre  schlimmsten  Befürchtmigen.  In  Wenzel  sollte  die 
deutsche  Judenheit  einen  „Schirmvogt-'  erhalten,  dem  man 
das  traurig-e  Lob.  daß  er  alle  seine  Vorgänger  an  Raffine- 
ment und  geschickter  Benutzung  der  judenfeindlichen 
Strömungen  übertraf,  nicht  versagen  kann.^) 


LWeiizelsBezielmiigeiizurdeutsclien  Juden- 
heit bis  zum  Abschluss  des  ersten  Juden- 
schuldentilgungsgesetzes  yoni  2.  Juli  13S5. 

Li  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  tritt  die  Ab- 
sicht des  Königs,  sich  für  seine  Zwecke  das  jüdische 
Kapital  dienstbar  zu  machen,  noch  nicht  mit  voller  Schärfe 
hervor.  Noch  schwebten  ihm  als  Ziel  jene  große  Auf- 
gaben vor  Augen,  die  ihm  sein  Vater  sterbend  zurück- 
gelassen hatte.-j  Es  galt  der  Christenheit  durch  Be- 
seitigung des  Schismas  den  Frieden  zu  geben,  sich  in 
Rom  die  Kaiserkrone  zu  holen  und  vor  allem  den  er- 
bitterten Ständekämpfen  des  Reiches  Einhalt  zu  tun.  Alle 
diese  Aufgaben  wurden  zwar  eifrig  erw^ogen  und  in  An- 
griff genommen,  allein  nichts  von  alledem  wirklich  zu 
einem   glücklichen    Abschluß    gebracht.     Es   fehlten    ihm 

^)  P  a  1  a  (•  k  y  schreibt  zwar  allen  Ernstes  in  seiner  Ge- 
schichte Böhmens  Tili  i^-  30  u.  54  nt.go  dem  Könige  direkt  juden- 
freimdliche  Gesinnung  zu;  allein  die  von  ihm  zum  Beweise  zi- 
tierten Stellen  stammen  sämtlich  aus  den  Federn  von  durch 
Wenzel  gekränkten  Klerikern,  so  daß  man  aus  ihnen  wohl  die 
Geringschätzung,  unter  der  die  Juden  damals  allgemein  zu  leiden 
hatten,  entnehmen  kann,  durchaus  aber  keinen  Schluß  auf  die  Ge- 
sinnung des  Königs  ziehen  darf. 

2)  Vgl.  für  die  C'harakteristik  AVenzels  vor  allem  L  i  n  d  n  e  r  I^ 
S.  175/176. 


eben  all  die  Eigenschaften,  durch  welche  es  Kaiser  Karl 
einst  gelungen  war.  selbst  in  den  schwierigsten  Lagen 
einer  Welt  von  Feinden  gegenüber  durch  Ausdauer, 
Energie  und  diplomatisches  Geschick  das  Feld  zu  be- 
haupten. Im  Gegensatz  zu  den  Städten  von  der  durch 
Karl  gewonnenen  Fürstenpartei  auf  den  Schild  gehoben, 
glückte  es  ihm  nie.  sich  wirklich  über  die  Parteien  zu 
erheben,  sondern  ständig  zwischen  Fürsten  und  Städten 
sehwankend,  kam  er  zu  keiner  stetigen  Politik.  Darum 
verkehrte  sich  bei  ihm  das,  was  bei  seinem  Vater  nur 
Mittel  zum  Zwecke  gewesen  war,  zum  Hauptzwecke. 
Während  in  der  Keichspolitik  sein  Eifer  ständig  erlahmte 
und  er  sich,  übel  beraten  von  seinen  tschechischen  Kat- 
gebern, in  seine  böhmischen  Wälder  zurückzog,  fand  er 
unaufhörlich,  wie  sich  im  folgenden  zeigen  wird,  Mittel 
und  Wege,  um  sich  an  den  Geldern  der  Juden  zu  be- 
reichern. 

Die  ersten  greifbaren  Nachrichten  über  des  Königs 
Anschläge  auf  das  Vermögen  der  Juden  stammen  aus  dem 
Jahre  1383.i) 


*)  Von  den  aus  früherer  Zeit  vorliegenden  Zeugnissen  näherer 
Beziehungen  zwischen  Wenzel  und  den  Juden  scheint  einzig  die 
Notiz  der  Frankfurter  Stadtrechnung  vom  9.  März  1381  (R.  A.  I 
Nr.  177  art..2)  der  Erwähnung  wert.  Vielleicht  haben  wir  es  hier 
bei  den  Verhandlungen  der  beiden  königlichen  Räte  mit  dem 
Stadtrate  „binft  5U  bune  6cm  ridje  über  berg  unb  aud?  von  ber 
\ii^en  megin"  mit  einem  noch  früheren  Versuche  König  Wenzels 
zu  tun,  sich  die  31ittel  der  Judenheit  dienstbar  zu  machen,  hier 
für  den  damals  beabsichtigten  Römerzug.  Möglich  jedoch  ist  auch, 
daß  es  sich  hier  um  eine  ganz  legale  Anleihe  bei  Frankfurter 
Juden  handelt,  wie  sie  Karl  und  Wenzel  häufig  durch  Vermittlung 
des  Rates  gemacht  haben.  (Vgl.  z.  B.  Frankfurter  Inventare  III 
8.  46  47  u.  R.  A.  I  Nr.  59  art.^^,  Nr.  161  art.^,  Nr.  200  art.,,^  und 
11  u.  S.  354  ntj.) 
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Am  11.  März  dieses  Jahres  hatte  der  Könio-  den 
^"ürnberger  Landfrieden  erlassen,  dem  weg-en  seiner 
städtefeindliehen  Tendenz  die  Städte  fern  blieben  und 
den  man  darum  den  Nürnberger  Herrenbund  genannt  hat. 
Der  Fürstenbund  schien  nun  mit  dem  Träger  der  Krone 
ganz  eines  Sinnes  zu  sein,  so  daß  dieser  die  HoÖnung 
hegen  konnte,  er  werde  die  Fürsten  und  Herren  für  ein 
^^orgehen  gegen  die  Juden  des  Rheinlandes  gewinnen 
können.  Freilich,  viel  ist  es  nicht,  was  wir  über  diese 
Dinge  erfahren.  Wir  kennen  weder  den  Ort^)  dieser 
Verhandlungen,  noch  können  wir  die  Zeit  genauer  fixieren. 
Wir  erfahren  nur  von  einem  geheimen  Einverständnisse 
des  Königs  mit  den  rheinischen  Fürsten,  kraft  dessen  er 
einen  seiner  Räte  in  die  rheinischen  Gegenden  senden 
wolle,  um  den  zehnten  Teil  der  Judeneinkünfte  der  Städte 
in  Beschlag  zu  nehmen.  Wenn  von  den  Fürsten  oder 
Städten  ihn  jemand  daran  hindere,  so  sollten  die  Juden 
vor  das  Hofgericht  zitiert  werden.  Dies  hatte  man  in 
Schwaben  in  Erfahrung  gebracht  und  glaubte  es  den  be- 
drohten rheinischen  Bundesgenossen  nicht  vorenthalten  zu 
dürfen.  Von  einem  Tage  zu  Schwäbisch-Hall  am  Kocher 
sandte  daher  der  schwäbische  Bund  am  28.  Oktober  ein 
Schreiben  nach  Speier, ^)  um  die  rheinischen  Städte  zur 
^'orsicht  gegenüber  den  königlichen  Boten  zu  ermahnen 
und  ihnen  gleichzeitig  einen  Tag  zu  gemeinsamer  Be- 
ratung am  Rheine  in  Aussicht  stellend,    bis  zu  dem  man 


^)  Baader,  Geschichte  der  Juden  in  Nürnberg,  Anzeiger  XIV 
S.  73,  weiß  zwar  von  einem  Bundestage  zu  Lauf  in  der  Nähe  von 
Nürnberg  zu  berichten,  auf  dem  schon  das  ganze  Programm  der 
Judenschuidentilgung-  von  den  Fürsten  beraten  und  von  Wenzel 
gebilligt  wird.  Allein,  weder  gibt  er  selber  seine  Quelle  an,  aus 
•der  er  diese  Nachricht  geschöpft,  noch  ist  es  uns  möglich  ge- 
wesen, hierüber  etwas  zu  ttndeu. 
-')  R.  A.  T.  Nr.  233. 
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sich  keinesweg-s  binden  sollte.  Den  Inhalt  des  Briefes 
sollte  Speier  an  alle  rheinischen  Bundesstädte  bekannt 
geben.  Uns  ist  er  in  der  Abschrift  für  Frankfurt 
(dt.  31.  Oktober)  erhalten.^)  Näheres  über  den  Erfolg 
dieses  ersten  Vorstoßes  des  Königs  gegen  die  Juden  ist 
nicht  bekannt.  Daß  er  sich  wirklich,  Avie  man  es  den 
Städten  gemeldet,  mit  solchen  Absichten  trug,  darauf 
deutet  auch  ein  Schreiben  des  Markgrafen  Bernhard  I, 
von  Baden  vom  18.  September  1383.-)  in  Avelchem  er  die 
Stadt  Straßburg  um  Übersendung  des  bei  ihr  üblichen 
Judeneides  bittet  und  dies  damit  motiviert,  daß  ihm  von 
König  Wenzel  etwas  aufgetragen  sei  „von  bct  jubcn 
lüe^en  in  cttr>iea)il  lanben  311  l^anöeln  unb  us55unbten." 
Freilich  waren  auch  die  \  erhältnisse  im  Reiche  anders 
geworden.  Das  kaum  geschlossene  Bündnis  zwischen 
Wenzel  und  den  Fürsten  begann  sich  arg  zu  lockern. 
Beide  Teile  sahen  bald  ein,  daß  sie  sich  in  einander  sehr 
getäuscht.  Die  ablehnende  und  trotzige  Haltung  der 
Bundesstädte  gegen  den  Nürnberger  Landfrieden,  das 
Drängen  der  Fürsten  zu  einem  energischen  ^'orstoß  gegen 
<lie  städtischen  Freiheiten  mögen  den  König  belehrt  haben, 
daß  er,  statt  die  Gegensätze  zu  überbrücken,  sie  noch 
verschärft  hatte. 

Er  schlug  daher  nun  eine  mehr  vermittelnde  Politik 
ein.  die  auf  eine  Gewinnung  der  Städte  für  seine  Land- 
friedensideen hinzielte.  Es  konnte  deshalb  jetzt  seine 
Absicht  nicht  mehr  sein,  durch  ein  feindliches  Vorgehen 
gegen  die  rheinischen  Städte  —  denn  als  ein  solches 
mußte  ja  sein  Anschlag  auf  die  Juden  den  Städten  er- 
scheinen —  dazu  beitrao'en  zu  helfen,    daß  die  fürstliche 


^)  Böhmer,    cod.    dipl.    Moenofrankofurtanus  S.   761,  For- 
schungen II  S.  148  Xr.  204,  R.  A.  I  S.  419  nt.,. 
2)  Straßburo-er  Urkb.  VI  Xr    146. 
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Macht  noch  mehr  erstarke.  Es  galt  sich  auf  einen  g-e- 
eigneteren  Zeitpunkt  zur  Verwirklichung  seines  Planes 
gedulden.  Freilich  für  den  Augenblick  schien  dies  Ziel 
in  weite  Ferne  gerückt.  Die  Verhältnisse  im  Reiche 
spitzten  sich  bedenklich  zu,  und  es  sah  ernstlich  nach 
Krieg  aus.  Bedrohliche  Berichte  von  Fürstenversamm- 
lungen zu  Mergentheim  ^)  drangen  über  Rotenburg,  wo 
der  umsichtige  Heinrich  Toppler  Ausschau  hielt,  an  den 
Bund,  und  auch  in  städtischen  Kreisen  wehte  ein  recht 
kriegerischer  Geist.  Da  gelang  es.  wahrscheinlich  dem 
Einfluß  der  immer  zurückhaltenden  rheinischen  Städte 
und  des  Pfalzgrafen  Ruprecht,  die  Gegensätze  noch  ein- 
mal zu  versöhnen.  Nachdem  man  auf  verschiedenen  Tagen 
zu  Speier  und  Heidelberg  eifrig  Unterhandlungen-)  ge- 
pflogen hatte,  konnte  der  König,  den  eine  gemischte  Ge- 
sandtschaft von  Fürsten,  rheinischen  und  schwäbischen 
Städten  um  seine  Vermittlung  angegangen  hatte,  die  in 
der  Auflösung  begriffene  Versannnlung  zu  Speier  und 
Heidelberg  wieder  zusammenrufen  und  am  26.  Juli  die 
sogenannte  Heidelberger  Stallung  verkünden  lassen.'^) 
Großes  hatte  das  Bürgertum  erreicht,  sein  so  lange  ver- 
geblich erkämpftes  Ziel,  die,  wenn  auch  nicht  formelle. 
Anerkennung  des  Bundes  war  erlangt  trotz  goldner  Bulle 
und  Nürnberger  Fürstenbund.  Städtische  Gelder  mögen 
jedoch  ebenfalls  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Entscheidungen 
des  Königs  gewesen  sein.  Schon  zwei  Tage  nach  der 
Verkündigung  des  Landfriedens  sehen  wir  ihn  zu  Worms 


1)  R.  A.  I.  Nr.  237. 

-)  Q  u  i  d  d  e  s  „Geschichte  des  schwäbir^ch-rheinischen. 
Städtebimdes  von  1381  bis  zum  Abschluß  der  Heidelberger  Stauung" 
hat  gerade  über  diese  Verhältuisse  erst  die  nötige  Aufklärung- 
gebracht. 

')  R.  A.  I  Nr.  246. 
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iin  die  rheinischen  Städte  einen  Mainzoll  vergeben,  um 
•sie  für  die  6000  g-  bezahlt  zu  machen,  die  sie  ihm  beim 
Abschluß  der  Heidelberger  Stallung  „in  gemeinem  nu^e 
6e3  rid)is"  geliehen  haben.^) 

Höchstwahrscheinlich  haben  es  wohl  auch  die  Städte 
nicht  verabsäumt,  jene  verworrenen  Gerüchte  von  einer 
Fürstenverschwörung  gegen  den  König,  von  der  uns  der 
viel  umstrittene  Brief-)  des  Mainzer  Kaplans  Heinrich 
Weider  berichtet,  dem  Könige  zu  Ohren  zu  bringen. 
Sicherlich  entbehrten  diese  Gerüchte,  wie  Hinneschiedt'^) 
wohl  einleuchtend  dargetan,  jeglicher  Begründung,  allein 
sie  zeugen  doch  dafür,  daß  man  in  fürstlichen  Kreisen 
schon  Anfang  des  Jahres  1384  recht  unzufrieden  mit 
dem  Könige  war  und  sich  in  freilich  nicht  für  die  Öffent- 
lichkeit bestimmten  Verwünschungen  erging.  Das  alles 
war  geeignet,  den  König  und  die  Städte  einander  näher 
zu  bringen.  Für  seine  Absichten  auf  die  Juden  war  eine 
solche  Annäherung  des  Königs  an  die  Städte  durchaus 
nicht  günstig,  da  diese  voraussichtlich  nie  und  nimmer 
in  eine  Beschatzung  ihrer  besten  Steuerquelle  eingewilligt 
hätten. 

Da  erwuchs  dem  König  von  einer  Seite  ein  Bundes- 
genosse, von  der  er  ihn  wohl  schwerlich  erwartet  hatte. 
Wie  schon  einleitend  erwähnt,  machte  sich  eine  von  Jahr 
zu  Jahr  immer  stärker  werdende  Opposition  im  Innern 
der  Städte  gegen  die  schwere  und  harte  Herrschaft  der 
Geschlechter  geltend. 


1)  R.  A.  I  Nr.  248. 

2)  ib.  Nr.  236. 


^)  I  S.  30  f.  (Beilage)  5  vgl.  dagegen  Yoiss,  S.  29  u.  31, 
Ebrard,  S.  6  f.  Quid  de,  S.  30  33,  Lindner  I^,  8.  217, 
Weizsäcker  E.  A.  I  S.  422,  Vochezer  in  den  For- 
schungen XV  S.  8  f.  Wolfram  (Rezension  Quiddes)  Westd. 
Zs.  V  S.  305  u.  a. 
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Zu  verschiedenen  Malen  schon  hatten  die  Zünfte  es 
versucht,  zur  Revolution  zu  schreiten/)  allein  bisher  war 
es  dem  wachsamen  und  energischem  Kate  meist  geg-lückt, 
den  Aufstand  im  Keime  zu  ersticken  und  besonders  die 
Juden,  die  als  Kapitalisten  am  meisten  gefährdet  waren, 
vor  der  Wut  des  Pöbels  zu  schützen.  Mit  steig-endem 
Grolle  hatten  sie  die  bittere  Erfahrung  machen  müssen, 
daß  ihre  politischen  Aussichten  sich  ständig-  verschlechterten. 
Darum  war  ihnen  der  g-lanzvolle  Aufschwung  der  Städte, 
ihre  wachsende  Bedeutung-  in  den  Keichsangelegenheiten 
ein  Dorn  im  Aug-e,  denn  für  sie  bedeutete  das  alles  nur 
eine  Stärkung-  des  Patriziates  und  damit  eine  Festig-ung- 
des  Joches,  unter  dem  sie  seufzten. 

Es  scheint,  daß  g-erade  der  für  die  Reichsstädte  so 
günstig-e  Landfrieden  der  Heidelberger  Stallung  in  den 
Zünftlerischen  Kreisen  des  schwäbischen  Bundes  den  Ent- 
schluß zur  Reife  gebracht  hat,  g'eg-en  den  jetzt  allzu 
mächtig  werdenden  Rat  mit  Gewalt  vorzugehen.  Man 
darf  natürlich  nicht  g-lauben.  daß  es  sich  hier  um  eine 
Gesamtverschwörung-  etwa  aller  Zünfte  in  sämtlichen 
Bundesstädten  handelte.  Es  waren  auch  sicherlich  nicht 
einnnd  allerorten,  wo  die  Verschwörung-  ihren  Ausdruck 
fand,  die  Zünfte  als  Körperschaften  daran  beteiligt.  Lebendig- 
war dag-eg-en  in  dem  gesamten  Handwerkerstande  der  Ge- 


^)  Vgl.  z.  B.  (las  St.  Chr.  IV.  S.  167  nt-j  angeführte  Acht- 
urteil Augsburgs  gegen  einen  Gastwirt  3Ielsack  und  Genossen,  der 
zum  Juclenmorde  aufgereizt  hatte  (a.  1370).  Eine  eingehende 
Untersuchung  des  großen  Nürnberger  Zunftauf  Standes  von  1348^ 
der  ebenfalls  Repressalien  gegen  die  Juden  als  Begleit-  und  Folge- 
erscheinungen aufAveist,  gibt  Kerl  er  in  den  St.  Chr.  III  S.  317ff. 
Hier  ist  auch  die  Literatur  über  ähnliche  Erscheinungen  in  Straß- 
burg, Basel,  Zürich,  AVinterthur,  Konstanz,  Lindau,  Biberach  ange- 
geben. Zur  Charakteristik  dieser  innerstädtischen  Bewegungen 
vgl.  auch  V  i  s  c  h  e  r  in  den  Forschungen  II  S.  108  und  109. 
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danke,  daß  in  den  bestehenden  Verhältnissen  ein  Wandel 
eintreten  müsse,  und  es  g-enügte  das  Auflodern  des  Aufstandes 
an  einem  Orte,  um  auch  die  Nachbarschaft  in  Flammen  zu 
setzen.  Wir  werden  daher  die  Zeugnisse  und  Vermutungen 
zeitgenössischer  oder  späterer  Schriftsteller  über  die  Ursache 
der  Ereignisse  vom  Sommer  1384  höchstens  als  Anlässe, 
keineswegs  jedoch  als  die  tieferen  Motive  zu  betrachten 
haben.  ^) 

Schon  zu  Beginn  dieses  Jahres  war  es  zu  vereinzelten 
Ausschreitungen  gegen  die  Juden  gekommen,  so  sind 
Ende  Januar  in  Schwabach,  also  im  Gebiete  des  Nürn- 
berger Burggrafen,  Juden  gemordet  worden,  ebenso  im 
bayrischen  Freystadt.-)  Allein  erst  um  die  Mitte  des 
Jahres  nahmen  diese  Bewegungen  einen  mehr  allgemeinen 
und  bedrohlichen  Charakter  an.  In  Begensburg,^)  Augs- 
burg,*) Dinkelsbühl,'^)  Magdeburg.^)  Windsheim,")  Weißen- 
burg, ^)  Nördlingen^)  und  gewiß  an  vielen  Orten  außerdem 


1)  In  Xürdliugeii  sollen  die  Juden  ihr  Ung-lück  dadurch  ver- 
schuldet haben,  daß  sie  viele  Leute  „mit  (Sift  rerbcrbet"  babeu 
(Xübliug-  S.  370),  in  Keg-ensburg-  nach  Gemeiner  II  S.  213,  weil 
sie  ihr  Vermögen  zu  niedrig  einschätzten,  in  Augsbui'g,  weil  sie 
die  den  Städten  feindlichen  Edelleute  mit  Geld  unterstützt  hätten 
(N Übung  S.  369  nach  Steinhofer,  Württemb.  Chronik). 

■')  S  a  1  f  e  1  d ,  S.  308,  Stern,  Die  isr.  Bev.  III  S.  199. 

3)  Gemeiner  IL  S.  213  f. 

^)  St.  riirouik  IV  S.  169. 

^)  Vgl;  im  folgenden,  cap.  III. 

'^)  St.  Chr.  VII  S.  287.     Auch  im  nahen  Weißenfels,  wo  eine 
Kabbinersynode  tagte,  kam  es  in  den  Fasten  1384    zu    einer  Ver- 
gewaltigung einiger  von  jener  Versammlung  heimkehrenden  Juden 
(vgl.    S.  6).     Die    Lübecker     Chronik     (St.    Chr.    XIX     S.    585). 
erwähnt  fälschlich  erst  sub  anno  1385  diesen  Vorfall. 

')  V  i  s  c  h  e  r  in  den  Forschungen  II  S.  75. 

^)  K  e  r  1  e  r  S.   198  f. 

9)  Mülle  r  S.  20  f.  und  S  a  1  f  e  1  d  S.  308  nt.^. 
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regrte  sich  die  judenfeindliche  Handwerkerschaft.  Am 
leichtesten  gelang-  es  in  Reg-ensburg-,  der  Bewegung  Herr 
zu  werden.  Hier  trat  der  Rat  energisch  den  Exzessen 
gegenüber.  Die  schon  ihr  Bündel  schnürenden  Juden 
wurden  gezwungen,  dazubleiben  und  ihre  Kleinodien  und 
Pfänder  beim  Rate  zu  hinterlegen. i)  Neue  Entweichungs- 
versuche der  Juden  wurden  durch  Kassierung  ihrer 
Forderungen  an  die  Stadt  bestraft.^) 

In  Augsburg  scheinen  sich  die  Aufrührer  wie  schon 
1381^)  mit  einer  Gefangensetzung  und  Schätzung  begnügt 
zu  haben.  Der  200  Köpfe  zählenden  Judenschaft  wurde 
die  Zahlung  von  22000  fl.  auferlegt.*)  Folgenschwerer 
waren  die  Unruhen  in  den  drei  genannten  Städten 
Windsheim.  Weißenburg  und  Nördlingen.  Hier  kam  es 
trotz  des  Eintretens  des  Rates  für  die  Juden  zu  blutigen 
Szenen. 

Am  gründlichsten  räumte  man  mit  der  jüdischen  Be- 
völkerung in  Nördlingen  auf.  die  gänzlich  niedergemetzelt 
wurde.^)  Die  Kunde  von  diesen  Schreckensszenen  des 
29.  Juli,^)  die  sich  im  Ries  abgespielt  hatten,  scheint  erst 


1)  Vgl.   Reg.  Boica  X,  S,  133. 

2)  ib.  S.  137. 

^)  Diese  erste  Schätzung  vom  18.  Juli  1381  war,  wie  die 
Augsburger  Chronik  (Anzeiger  VI  S.  122)  berichtet,  die  Begleit- 
erscheinung einer  vorangegangenen  Ketzerverfolgung. 

*)  ib.  S.  124. 

^)  Wenige  Tage  vorher  hatte,  vielleicht  rechtzeitig  gewarnt, 
der  reiche  Jeklin  von  Ulm  Leben  und  Habe  nach  seinem  neuen 
Wohnsitze  Nürnberg  hinübergerettet.  (Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  33.) 

^)  Dieses  Datum  ist  mit  F  r  e  n  s  d  o  r  f  f  (St.  Chr.  IV  S.  74) 
gegen  Hegel  (St.  Chr.  I  S.  161  nt^)  anzunehmen,  da  die  Un- 
sicherheit in  der  Bestimmung  des  Jakobitages  durch  die  Angabe 
der  Nördlinger  Ratschronik  (M  ü  1 1  e  r  S.  20),  daß  das  Morden  am 
^Sant  Marthatage  stattgefunden  hat,  gehoben  ist. 
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die  Weißenburger  und  Wiiidsheimcr  zu  ähnlichen  Taten 
ermuntert  zu  haben.  Die  Erfolge  des  Peter  Schuler,  des 
Zimmennanns  Velwer.  des  Metzgers  Wolf  Baier  und 
anderer,  alles,  wie  wir  sehen,  den  Handwerkerkreisen 
angehörige  Männer,  reizten  auch  hier  die  unteren  Schichten 
zur  Empörung.  In  Windsheim  und  Weißenburg  stürzten 
die  Zünfte  den  patrizischen  Stadtrat,  da  er  die  Juden  zu 
schützen  suchte,  und  setzten  am  15.  August  1384  eine 
zünftige  Obrigkeit  ein.^j  Diesen  Vorgängen  in  den 
einzelnen  Bundesstädten  gegenüber  konnte  der  schwäbi- 
sche Bund  nicht  gleichgültig  bleiben;  wurde  doch  durch 
sie  seine  Organisation  und  sein  Prestige  nach  außen 
hin  gefährdet.  Wie  er  daher  auch  sonst")  mit  größtem 
Nachdrucke  jeden  Streit  innerhalb  seines  Machtgebietes 
zu  verhindern  suchte,  so  war  er  auch  jetzt  bemüht, 
Ruhe  und  Ordnung  in  seinen  Reihen  wieder  herzustellen. 
Es  erging  daher  von  ihm  aus  eine  Mahnung  an  die 
drei  Städte,  sich  auf  einem  Tage  zu  Ulm  zu  verantworten. 
So  wichtig  erschien  der  Verhandlungsgegenstand,  daß 
gleich  von  Anfang  an  der  rheinische  Bund  an  den  Be- 
ratungen lebhaften  Anteil  nahm.  Am  28.  August  fanden 
denn  auch  die  ersten  Verhandlungen  in  dieser  Angelegen- 


')  Ke.rler  S.  197. 

2)  Vgl.  z.  B.  sein  schiedsrichterlicbes  Eiiiorreifen  in  dem  Streite 
Rotenburgs  und  Nürnbergs  bezüglich  des  Rabbiners  Mendel  v. 
Pappenheim  1383  (Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Juden  i.  Deutschland  III 
S.  330  f.j.  Auch  der  rheinische  Bund  griff  bei  Streitigkeiten  ver- 
mittelnd zwischen  seineu  Mitgliedern  ein.  vgl.  den  Zollstreit 
zwischen  Mainz,  Straßburg.  Frankfurt,  Hagenau  einerseits  und 
Worms  und  Speier  andererseits,  der  sich  vom  April  bis  Juli  1383 
hinzog  und  schließlich  durch  die  Vermittelung  des  schwäbischen 
Bundes  beigelegt  wurde.  (Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  129,  131,  13(3, 
137,  138.) 


heit  zu  Ulm  statt. ^)  Die  vorg-eladeneii  Städte  scheinen 
sich  vorderhand  g*efüg-t  zu  haben.  Der  Rat  von  Nörd- 
ling-en  gab  seinem  Kedauei-n  über  die  in  seinen  Mauern 
verübten  Gewaltakte  Ausdruck/-)  und  man  beschloß  wohl 
hier  eine  Kommission  zu  wählen,  die  sich  an  Ort  und 
Stelle  über  die  Vorgäng-e  orientieren  sollte.  Wir  erfahren 
wenigstens  von  der  Absendung-  zweier  Nürnberg-er  Rats- 
herren nach  Nördlingen  und  Weißenburg:,^)  und  ein 
Schreiben  Jacob  Medetrosts  aus  Mainz  berichtet  sogar 
von  einer  Gesandtschaft  seiner  Vaterstadt  gein  llhnc^)  tu 
Svoaben  imb  in  du  anborc  fteöe.')  Nach  mannig-faltigen 
Verhandlung-en,*^)  über  deren  Gang-  uns  im  einzelnen  Nach- 
richten fehlen,  kam  es  im  September  zu  einer  großen 
Versammlung-  beider  Bünde  zu  Nürnberg*.  Hier  fällte 
denn  auch  am  8.  die  Städteversammlung  ihr  streng-es  Urteil 
g-eg-en  die  Judenmörder  und  Revolutionäre."^) 

Die  alte  Ratsherrschaft  der  Geschlechter  wurde  in 
Weißenburg-  und  Windsheim  wieder  aufgerichtet.  Ein 
Teil  der  Übeltäter  wurde,  wie  die  Nürnberger  Kosten- 
rechnung- berichtet,  „ Derberbt ",^)  die  anderen  kamen  mit 
fünf-,  zehn-  und  mehrjährig-er  ^'erbannungsstrafe  aus  dem 
Gebiete  des  schwäbischen  und  rheinischen  Bundes  davon. 


1)  R.  A.  I  S.  568  iit.,,  vgl.  Inveutare  III  S.  172. 

■')  R.  A.  I  Nr.   316  art.,  und  St.  Chr.  I  S.  161. 

3)  Kerl  er  S.  197/198. 

^)  Es  ist  hier  der  Ulmer  Tag  vom  28.  Anglist  gemeint,  wie 
die  Angabe  dieses  vom  27.  September  1384  datierten  Briefes,  daß 
die  Gesandschaft  wol  in   bie  funffte  unui;»G   113   aciinsen  ift,   ergibt. 

^)  Straßb.  Urkb.  VI  Xr.   224. 

*')  Hierher  scheinen  auch  die  Verhandlungen  von  zwei  Speierer 
Tagen  (ib.  Nr.  195  und  214)  zu  gehören,  von  denen  der  erste 
fälschlieh  auf  Mai/Juni  datiert  worden  ist. 

')  Kerle  r  S.  202  f.  Forschungen  II  8.  75. 

')  Kerler  S.  198. 
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Außerdem  hatten  sie  an  die  noch  überlebenden  Juden  zu 
Windsheim  und  Weißenburg  ihre  Schulden  zu  zahlen^ 
und  die  neu  eing-esetzten  patrizischen  Stadträte  waren 
gehalten,  den  Juden  Pfänder  und  Briefe  wieder  auszu- 
händigen, die  sie  bei  Ausbruch  des  Aufstandes  beim  Rat 
hinterlegt  hatten.  Strenge  Erlasse  des  Bundes  sollten 
für  die  Zukunft  vor  solchen  Aufläufen  und  Greueln 
warnen.^)  So  schien  denn  Kühe  und  Ordnung  mi  Bunde 
wieder  hergestellt  zu  sein,  und  in  der  Tat  behauptete 
sich  auch  der  patrizische  Rat  in  Windsheim  und  Weißen- 
burg. Schwieriger  waren  jedoch  die  A'erhältnisse  in 
Nördlingen.  Hier  war  man  zu  weit  gegangen,  um  ohne 
weiteres  den  Status  quo  wieder  herstellen  zu  können. 
Schon  auf  dem  Ulmer  Tage  forderte  der  Bund  die  Stadt 
auf.  den  vom  Rate  in  Verwahrung  gtMionnnenen  Nachlaß 
der  Juden  in  Ulm  beim  Bunde  bis  zur  Regulierung  dieser 
Angelegenheit  zu  deponieren,-)  Das  war  für  den  Rat 
eine  unannehmbare  Forderung,  hieß  es  doch  für  ihn 
alle  Schadenansprüche  und  Forderungen  dritter  an  die 
Judenschaft  auf  sich  nehmen.  Außerdem  hatte  er  sich 
dazu  verleiten  lassen,  eigenmächtig  Forderungen  zu  er- 
lassen. VOet  in  fd)uI6ioi  was,  ba  o,ab  in  nienianb  nidits 
umb,  berichtet  Hector  Mülich."') 

Es  hatte  also  hier  der  Rat.  der  wohl  schon  zum  Teil 


1)  8t.  CTallener  Urkb.  IV.  Xr.  1904  (12.  Sept.  1384),  und 
Friedberger  Urkb.  I  Xr.  654,  wo  vermerkt  steht,  daß  dieser  Buiides- 
beschluß  zu  Frankfiu-t  au  die  Türen  des  Eathauses,  der  Kircüeu 
und  das  Brückentor  zu  Sachsenhausen  angeschlagen  wurde.  Der 
letztere  Erlaß  ist  wahrscheinlich  gleichfalls  in  Inventars  III  S.  172 
(18.  Okt.  1384)  gemeint. 

')  R.  A.  I  Xr.   316  art..,  und  St.  Chr.  I  S.  161. 

••)  St.  Chr.  XXII  S.  27. 

2* 
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vorher  von  den  Ereignissen  g-ewußt  hatte/)  sich  die  Politik 
seines  Pöbels  zu  eig-en  gemacht.  Diese  eigenmächtige. 
Verfügung  über  das  Judengut  zu  seinen  und  der  um- 
vrohnenden  Ritter  und  Herren  Gunsten  machte  eine  Ver- 
söhnung mit  dem  Bunde  von  Anfang  an  schwer,  ja  un- 
möglich; denn  dieser  war  fest  entschlossen,  unnachsichtig 
auf  seiner  Forderung  völliger  l^nterwerfung  unter  seine 
Beschlüsse  dem  widerspenstigen  Bundesgliede  gegenüber 
zu  bestehen.  Hierzu  kam,  um  die  Sache  noch  verwickelter 
zu  machen,  daß  nun  auch  der  deutsche  König,  Wenzel, 
der  in  diesem  Falle,  wo  es  sich  um  eine  Schmälerung 
seiner  Einkünfte  handelte,  sich  plötzlich  seiner  Schirm- 
herrschaft über  die  Juden  erinnerte,  nun  ebenfalls  den 
erwünschten  Anlaß  nahm,  in  diese  Verhältnisse,  denen 
er  schon  von  Beginn  an  mit  lebhaftem  Interesse  gefolgt 
war,  einzugreifen.  Die  Stadt  glaubte  sich  aus  ihrer  pein- 
lichen Lage  durch  absichtliches  Hinziehen  der  Verhand- 
lungen befreien  zu  können.  Auch  auf  dem  Nürnberger 
und  Konstanzer  Tage-)  erschien  sie  ohne  Vollmacht  und 
ohne  das  erwünschte  Verzeichnis  des  Judengutes.  Das- 
selbe wiederholte  sich  auch  auf  einem  zweiten  Nürnberger 
Tage,  so  daß  man  ihre  Stadtboten  heimreiten  ließ,  um 
sich  Vollmacht  zu  holen.  Am  23.  März  1385  schrieben 
die  schwäbischen  Städte  nochmals  nach  Nördlingen  in 
dieser  Angelegenheit.  Allein  dieser  wie  alle  weiteren 
Versuche  mußten  fruchtlos  bleiben:  am  21.  hatte  die 
doppelt  schwer  bedrängte  Stadt  in  ihrer  Zwangslage 
das  kleinere  Übel  gewählt,  sie  hatte  gegen  Zahlung  von 


^)  Unter  den  zu  Nürnberg'  Verbannten  befindet  sich  sogar 
ein  Ratsmitg'lied  Cunz  Swenterer,  der  um  den  Ansclilag- 
wußte  und  ihn  dem  Rat  verschwieg  (M  ü  11  e  r  S.  2li. 

2)  M  ü  1 1  e  r  S.  21. 
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3500  g-.^)  vom  König-e  Verzeihung  und  Schutzzusicherung* 
gegen  jedermann  erhalten.-) 

Doch  ehe  wir  die  Folgen  dieses  verhängnisvollen 
.Schrittes  der  Stadt  zur  Darstellung  bringen,  empfiehlt  es  sich, 
die  wenigen  Notizen  nachzutragen,  die  uns  über  die  Politik 
König  Wenzels  nach  -der  Stellung  den  Städten  gegenüber 
bis  zu  seinem  Sonderabkommen  mit  Nördlingen  bekannt 
sind.  Im  Vordergrunde  seines  Interesses  stand  jetzt  die 
Regelung  der  luxemburgischen  Erbschaft.'^)  Gleich  von 
Heidelberg  aus  begab  er  sich  über  Worms  und  Alcey 
nach  Luxemburg,  wo  er  am  6.  August  schon  urkundete.^) 
Die  seit  dem  Heidelberger  Tage  angeknüpften  Beziehungen 
zu  den  Städten  war  er  eifrig  bemüht,  aufrecht  zu  ein- 
halten; denn  die  Sicherung  des  durch  Ritterbünde  •■^)  be- 
drohten Erbes  wies  ihn  gebieterisch  auf  die  Geldmittel 
und  Truppen  der  Städte  hin.  Ob  auf  diesen  Verhand- 
lungen^) die  königlichen  Bevollmächtigten  irgendwelche 
Absichten  bezüglich  der  Juden  verlauten  ließen,  ist  nicht 
zu  entscheiden.   Gewiß  ist  nur,  daß  man  sowohl  am  Rhein ') 


1)  g-.  =  Gulden  entspricht  etwa  dem  heutigen  Zehnmarkstück. 
Vgl.  üb.  die  Münzverh.  im  einzelnen  Hegel.  St.  Chr.  I  S.  254  f. 
Beilage  XI. 

-)  R.  A.  I  >^.  569  nt.j  und  Müller  S.  23  24. 

■^)  Am  7.  Dezember  1383  war  hier  Wenzels  Oheim  gleichen 
Namens  gestorben,  sein  Land  fiel  nach  Hausvertrag  au  den  König. 

^)  Pelzel,  I.  S.  156. 

■^)  Vgl.  L  i  n  d  n  e  r  1,  S.  240. 

*")  R.  A.  I  Nr.  243  art.  3  u.  4,  ib.  S.  459  nt^o.  Straßb.  Urkb.  VI 
Nr.  218  u.  245. 

■)  item  ba5  man  nf  bcr  eutmnrtc  blibc,  ba5  anr  bic  y\i>n\ 
behaben  n?eUeut  bie  3il  us  alfe  fie  briefe  rou  uns  baut  e^  nme  banne, 
ba3  etlidie  inutipillenidie  uou  nns  fomnten  uioltent,  Me  fullent  uns- 
no*  bieuen,  als  biefelbeu  briefe  mifent  iStraßb.  Gesandtscbafts- 
iustruktion  f.  einen  Speirer  Tag,  Crkb.  VI  Xr.  195). 
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wie  in  Schwaben^;  bezüg-lieh  der  Juden  von  Bundes 
wegen  Beratungen  pflog-,  die  nicht  ohne  Andeutungen 
auf  ein  erwartetes  königliches  Eingreifen  in  dieser  An- 
gelegenheit waren.  Auch  während  des  Oktobers  fanden 
eifrige  Unterhandlungen  zwischen  König  und  Städten 
statt.  Die  Straßburger  Stadtrechnungen  zählen  mehrere 
Gesandtschaftsreisen  auf.  die  der  Straßburger  Ritter  Götz 
von  Grostein  im  Auftrage  des  rheinischen  Bundes  nach 
Luxemburg  unternahm.-)  So  dürftig  diese  Angaben  auch 
im  einzelnen  sind,  so  läßt  sich  doch  aus  der  Tatsache^ 
daß  der  Bund  die  Kosten  für  die  Gesandtschaftsreisen 
übernahm,  schließen,  daß  es  sich  hier  um  Angelegenheiten 
handelte,  die  die  Gesamtheit  des  Bundes  angingen. 
Festeren  Boden  betreten  wir  erst  mit  dem  November  deti 
Jahres.'^)  AMr  hören  von  der  Absicht  des  Königs  zu 
näheren    Verhandlungen.^)    und    bald    setzen    auch    diese^ 


^)  Anfang'  September  1384  wird  Weißenburg-  in  die  Nutzgewähr 
der  dortigen  Juden  durch  Bundesbeschluß  gesetzt,  jedoch  mit  der 
Klausel:  cta3  c>er  raut  3c  IPiffcnbura,  aIsbal^  bcr  ic^o  rribcr  iuacfc^t 
tt»irb,  ba5  bi  öem  aibc  rerforoicu  fiilu,  ba^  in  ba3  gut  iiiib  od)  bie 
3u(>cn  nid)t  entfavcn  uocb  Giitpbrombct  a>crbcn  in  faiuem  mcije,  alfo 
iauq,  bis  ba3  mir  unb  gcmain  ftctc  gcauiur  aierbeu,  umc  uiir  bie 
fad?  gen  uiiferm  berren  bcn  Fiitiia  rcrantunirtcu  iinb  baron  fomcn. 
(Müller  S.  203—204.) 

•^)  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  330  S.  173.  Dieselbe  Reise  ist  noch- 
mals vermerkt  ib.  No.  502  S.  257,  wo  jedoch  fälschlich  41  IIb.  12  sol. 
statt  16  IIb.  12  sol.  als  Reisekosten  angegeben  werden,  vermutlich 
gab  die  Ähnlichkeit  der  römischen  Ziffern  XVI  und  XLI  Anlaß 
zu  dieser  Verwechslung.  Eine  zweite  Reihe  ist  vermerkt  ibidem 
TsT.  330  S.  174. 

^)  F.  E  b  r  a  r  d  hat  in  seiner  Abhandlung  „Der  erste  An- 
näherungsversuch König  Wenzels  an  den  schwäbisch-rheinischen 
Städtebund  1384-1385-'  die  folgenden  Ereignisse  auf  Grund  neuer 
Urkundenfunde  aufgehellt. 

^)  R.  A.  I  Nr.  251  und  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  23ü;  R.  A.  I 
Nr.  252. 
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von  den  könig'licheii  Käteii  g-eführt.  im  November^)  zu 
Nürnberg-  mit  den  schwäbischen,  im  Dezember-)  zu 
Koblenz  und  Mainz  mit  den  rheinischen  Bmidesstädten 
ein.  Der  Grund  für  das  äußerst  lebhafte  Interesse  der 
Städte  an  diesen  Beratung-en  lag'  in  der  Politik,  die  der 
König-  nun  den  Städten  g-eg'enüber  einschlug-.  Hatte  er 
sich  bisher  schon  immer  mehr  den  Städten  g-enähert.  so 
schien  er  jetzt  nicht  übel  Lust  zu  haben,  sich  g-änzlich 
auf  ihre  Seite  zu  schlag-en  und  dies  durch  eine  eynung 
zwischen  beiden  zu  bekräftig-en.  Wenig-stens  wußten  dies 
die  Räte  zu  berichten,  die  in  seinem  Aiiftrag-e  hüben  und 
drüben  die  Yerhandlung-en  beg-annen.  Man  hat  sich  ver- 
g-eblich  damit  abg-equält,  eine  g-efährdete  und  bedrohte 
Lage  des  König-s.  etwa  durch  eine  Fürstenverschwörung-, 
zu  konstruieren,  die  ihn  veranlaßt  haben  könnte,  bei  den 
Städten  Anschluß  zu  suchen.  All  die  Vermutungen  in 
dieser  Richtung-  haben  sich  als  unbeg-ründet  herausgestellt.^) 
Die  Ankündigung  eines  solchen  Bündnisses  war  viel- 
mehr von  vornherein  nicht  aufrichtig  gemeint.  Sie  war 
es  so  wenig  wie  sein  Vertrag  mit  dem  Bischof  von  Straß- 
burg-, dem  er  um  diese  Zeit^)  gegen  Überlassung  der 
halben  Barschaft  seines  Vorgängers  versprach,  zur 
Promotion  zum  Kurfüi'sten  behilflich  zu  sein.  Hier 
wie  dort  kam  es  ihm  nur  darauf  an,    ein  gutes  Geschäft 


1)  R.  A.  I  Nr.  256  art.  2. 

2)  Ebrard  S.  23  Nr.  3  imd  Straßlmvger  ürkb.  VI  Nr.  251  j 
R.  A.  I  Nr.  255  art.  la  vgl  Nr.  258. 

3)  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  Hinueschiedts  im  Ober- 
rhein N.  F.  Bd.  XIII  (König-  Wenzel,  Kurfürst  Ruprecht  I  und 
der  Ständekampf  in  Südwestdeutschland  von  1387 — 1389)  S.  200  ff., 
der  all  den  sogenannten  Absetzungsplänen,  deren  frühester  schon 
ins  Jahr  1379  reichen  soll,  auf  den  Grund  geht. 

*)  Am  15.  Oktober  1384  zu  Aachen  (P  e  1  z  e  1 ,  Geschichte 
Wenzels  I  S.  157  8.) 
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abzuschließen.  Das  ang-etrag-ene  Bündnis  sollte  das  Lock- 
mittel sein,  durch  welches  der  König  die  seinen  Plänen 
auf  das  Judengut  wenig  geneigten  Städte,  besonders  die 
rheinischen,  gewinnen  wollte.  Das  rege  Interesse,  das 
nun  allerorten  in  Schwaben  und  am  Rhein  in  den  ein- 
ander jagenden  Tagen  und  Beratungen  sich  kund  tat. 
war  ein  deutliches  Zeichen  dafür,  daß  der  König  die  ge- 
heimen Wünsche  der  Städte  genau  kannte,  deren  ,.  Streben 
nach  Betätigung  ihres  Bundes  so  alt  war,  wie  der  Bund 
selbst".^)  Auf  dem  Mainzer  Tage-)  scheint  man  schon 
zur  Formulierung  von  Statuten  für  die  zu  schaffende 
Einung  geschritten  zu  sein,  die  an  die  einzelnen  Stadträte 
zur  weiteren  Beratung  gesandt  wurden.  Darauf  deutet 
w^enigstens  die  Nachricht  des  Straßburger  Kostenverzeich- 
nisses  hin.  3^^^^^  ^^^*  gcntetne  bunt  fol  6  g.  gebent  mir 
VOcvnljcv  Stuniio  an  fant  Cl^omanstage  (2^.  De5embor) 
in  6cm  84.  jovc,  6o  er  unb  6er  von  (Sroftein  dou  6eni 
funige  fenient  untbe  6er  cynang  brief,  6en  fu  brel^tent.") 
Die  Verhandlungen  nahmen  ihren  Fortgang,  allein  sie 
zogen  sich  auffallenderweise  in  die  Länge.'^)  Das  war 
jedoch  keineswegs  im  Sinne  des  Königs,  der  eine  schnelle 
Erledigung  der  Angelegenheit  gern  gesehen  hätte;  und 
so  veranlaßte  er  denn  den  Herzog  von  Teschen  zu  einem 
Schreiben,''^)   in  welchem  dieser  die  Städte  namens  seines 


1)  Hinueschiedt  IL  S.  201. 

•0  S.  0.  S.  23. 

')  Straßb.  Urkb.  VI  Xr.   330  S.  174. 

*  E  b  r  a  r  d  S.  19  Nr.  1  u.  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  249,  vgl. 
R.  A.  I  Nr.  255  art.  3  (ergebnislose  Verhandlungen  zu  Speier, 
Ende  1384);  man  beschloß  die  Verhandlungen  auf  einen  für  den 
26.  Februar  1385  angesetzten  Straßburger  Tag  zu  verschieben  (vgl. 
E  b  r  a  r  d  S.  23  Nr.  3  u.  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  251  S.  141  Z.  14—16). 

'')  Dt.  Nürnberg  31.  Dez.  1384:  Ebrard  S.  22  Nr.  2  u. 
Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  250. 
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Herrn  zu  rascher  Beschlußfassung'  mahnte  und  für  den 
5.  Februar  des  nächsten  Jahres  eine  gemeinsanie  Be- 
ratung beider  Bünde  zu  Speier  ansetzte.  Als  BeratUMgs- 
gegenstände  waren  in  dem  Briefe  genannt  üou  mev^cu 
ber  jubcn,  6cr  mun^e  unb  anöerrc  fad)c  rpc^en.  Es  ist 
aufgefallen,  daß  von  diesen  drei  Beratungspunkten  in  den 
früheren  Aufzeichnungen  nur  des  Bündnisses^)  gedacht 
wird.  Ebrard-)  hat  hieraus  schließen  wollen,  daß  auf 
den  früheren  Tagen  ■■^)  nur  die  Bündnisfrag-e  auf  der  Tages- 
ordnung gestanden  habe.  Den  Beweis  hierfür  bietet  ihjn 
die  bald  noch  zu  erwähnende  Vollmachtsurkunde  Wenzels 
für  den  Landgrafen  von  Leuchtenberg/)  in  der  ausdrück- 
lich bezüglich  des  Mainzer  Tages  stehe,  daß  dort  nur  ein 
Teil,  nämlich  die  Bündnisfrage,  zur  Sprache  gekommen 
sei.  Allein  dieser  Beweis  e  silentio  kann  keineswegs  als 
bindend  gelten.  Die  betretiende  Stelle  besagt  unseres  Er- 
^achtens  nur,  daß  von  den  drei  Beratungspunkten  zu  Mainz 
„ein  teil''  geredet  worden  ist, daß  also  die  Verhandlungen  noch 
nicht  zu  Ende  geführt  seien.  Will  man  jedoch  mit  Ebrard 
aus  der  angeführten  Wendung  herauslesen,  daß  hiermit 
nur  das  Bündnis,  also  nur  ein  Teil  der  Beratungen  ge- 
meint sei,  so  wnlrde  eine  solche  Interpretation  zwar  er- 
weisen, daß  auf  dem  Koblenzer  und  Mainzer  Tage  nur 
die  BUndnisfrage  zur  Sprache  kam,  keineswegs  aber,  daß 
die  Juden-  und  Münzfrage  damals  noch  nicht  zu  den 
Verhandlungsgegenständen  gehörten.  Die  Annahme,  daß 
gleich    von  Anfang    an  der  König    mit  einem  dreiteiligen 


^)  Dieser  Gegenstand  verbirgt  sich  ohne  Zweifel,  wie  schon 
Ebrard  S.  10  11  vermutet,  unter  der  absichtlich  farblosen  Be- 
zeichnung „aiiberre  fadie". 


^)  Zu  Koblenz  und  Mainz, 
*)  E.  A.  I  Xr.  258. 
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Prög'iamm  an  den  Bund  herantrat,  ist  also  nicht  ohne 
^'eiteres  von  der  Hand  zu  weisen,  sie  g'ewinnt  viehnehr 
an  Wahrscheinlichkeit  auf  Grund  folg-ender  Erwägung: 
Sämtliche  U  r  k  u  n  d  e  n  .  ^)  die  wir  aus  jener  frag'lichen 
Zeit  besitzen,  führen  alle  drei  Beratungspunkte  stets  zu- 
sammen an.  nur  in  den  in  knappster  Form  g-ehaltenen 
städtischen  A  u  f  z  e  i  c  h  n  u  n  g  e  n  ist  allein  das  Bündnis 
genannt.  Liegt  es  da  nicht  nahe,  anzunehmen,  daß  das 
Bündnisanerbieten,  dem  man  in  städtischen  Kreisen  eine 
ungeheure  Tragweite  zuzuschreiben  geneigt  war  und  das 
darum  in  den  Verhandlungen  im  \'ordergrunde  des  Inter- 
esses stand,  von  dem  Könige  von  Anfang  an  nicht  aufrichtig 
gemeint  war  und  ihm  nur  als  Lockmittel  dienen  sollte, 
um  die  Städte  für  ein  Zusammengehen  in  der  Münz-  und 
Judenfrage  zu  gewinnen?  So  allein  wird  es  auch  ver- 
ständlich, weshalb  gerade  in  der  Bündnisfrage,  dem  an- 
fangs so  eifrig  beratenen  Verhandlungsgegenstande,  kein 
Einvernehmen  erzielt  wurde:  der  Bündnisplan  mußte  fallen, 
sobald  die  Städte  die  Unaufrichtigkeit  des  königlichen 
Anerbietens  durchschaut  hatten.  Das  herzogliche  Schreiben 
ging  der  Stadt  Speier  gleichzeitig  mit  einem  Schreiben 
Nürnbergs  vom  2.  Januar  1385^)  zu,  in  welchem  zum 
ersten  Male  mit  deutlichen  Worten  von  einer  gemeinsame^ 
Beschatzung  der  Judenheit  durch  König  und  Städte  die 
Rede  ist.  Wie  man  tr>ege  finbe,  bas  unfer  l^crre  6er 
funi>^  un6  6tc  ftette,  6ie  6ie  juben  l^cttent,  berfelben  juben 
$enuffen,  un6  trie  man  furqucmc,  bas  ber  fd^a^  in 
bcr  criftenl^eib  r>ou  ynn  als  aar  nyt  entpt^renibet  trürbe 
unb  als  gar  in  ire  I^anb  nyt  Mibe.  Nach  mancherlei 
Verzögerungen,    über    die   man  im  einzelnen  Ebrard  ver- 


1)  8traßb.  Urkb.  VI    Xr.  250  imd  251    und  R.  A.  T    Nr.  258 
aind  283. 

-)  Ebrard  S.  23  Xr.  3  u.  Straßb.  Urkb.  VI  Xr.  251. 


o-leiclic\  kam  dann  im  März  ein  neuer  Ta-i-  7a\  S])eier  zu- 
-stande,^)    auf    welchem    der   Landg-raf    von    Leuehtenberg 
mit  beiden  Bünden  unterhandelte.     Zu  irüendeinem  posi- 
tiven Erg-ebnis  führten  jedoch  diese  Verhandlungen  nicht, 
obwohl    man.    wenigstens    im    schwäbischen    Bunde,    an- 
g-esichts  der  Nördling-er  Vorg'äng-e  und  ihrer  Folgen  jetzt 
o-eneig-ter    war.    auf  die    königlichen  Pläne  bezüglich   der 
Juden  einzug-ehen.-)    Man  war  eben  in  städtischen  Kreisen 
recht    mißtrauisch    g-eworden    gegen    die    Ehrlichkeit    der 
könig-lichen  Absichten,  und  nach  den  \'orgängen.  die  sich 
nun    in    Böhmen    und    Schwaben    abspielten,    hatte    man 
allen    Grund    dazu.      Wir    sahen    schon,    daß    der    König- 
recht   unwillig    über    den    lang-samen  Fortg-ang    der  Ver- 
handlungen mit  den  Städten  war.     Ungeduldig  schritt  er 


')  Pv.  A.  I  Nr.  281  art.  3,   E  b  r  a  r  d  S.  30   Xr.  7  art.  2  und 
Straßb.  Urk.  VI  Xr.  265.  K.  A.  I  Xr.  284  art.  1. 

2)  Die  Juden  iu  Schwaben  befanden  sich  seit  jenen  A'orgängeu 
uuaufhörlich  in  gefährdeter  Lage.  Das  bezeugen  die  freiwilligen  Geld- 
o-eschenke,  die  die  Juden  Xürnbergs  zu  drei  Malen,  November  1384, 
Januar  und  März  1385,  an   den  Eat  schenkten,  um   an  ihm   einen 
o-eneigteren  Schutz  ge-en  Gewalttaten  und  Beraubungen  zu  linden 
('s.te^-u  ,  D.  isr.  Bev.  III  S.  244  5,  der  erste  Posten  mit  der  klaren 
Begründung:    bo   ^   als   übel  rou   bcr  jubcu  nuvn^n   in    bcu    laubcii 
ftunöe).     Auch  die  Juden   des  Rheinlandcs  waren   wie   damals    der 
ganze  Südwesten  Deutschlands    durch    diese  Ereignisse    aufgeregt. 
So  hören  wir,  daß  die  Juden    von  Mainz    ihrem    Bat   3000  g.    aus 
Dankbarkeit  schenkten  dafür,   daß    die    Stadt,    wie    der    rheinisch- 
schwäbische Bund  überhaupt,  ein  strenges  Gericht  über  die  Juden- 
mörder aboehalten    hatte.      Einen    eigenartigen  Beigeschmack    be- 
kommt die  S<henkuno-  hier  freili<-h  dadurch,  daß   wir    es    mit    der 
Beantwortung    einer  Anfrage    des    Straßburoer    Altammanmeisters 
nach  der  Höhe  der  Geldsumme  zu  tun  haben,  der  von   der  Schen- 
kung eines  mcAtia  aut  -ehört  hatte.     Wahrscheinlich  gin-  Straß- 
bur^^  damit    um,    sich    seine    treuen    Dienste    um    die  Judenschatt 
ebenfalls  bezahlen  zu  lassen  (Straßburger  Urkb.  VI  Xr.  224  . 
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daher  in  Böhmen,  wo  keine  Rücksichten  ihn  banden,  zur 
Eröffnung  der  Gewaltmaßreg-ehi.  Am  24.  Februar  gab 
er  an  die  Stände  Böhmens  den  geheimen  Befehl,  in  der 
zweiten  Nachtstunde  des  3.  März  die  Judenschaft  gefangen 
zu  setzen  und  ihre  Häuser  zu  schließen.^)  Über  den 
Verlauf  der  Maßregel  fehlt  es  an  Nachrichten,-)  aber 
deutlich  ist,  daß  sie  auf  eine  Schätzung  hinauslief. 
Wichtiger  jedoch  für  den  Gang  der  Ereignisse  war  die 
Stellungnahme  des  Königs  zu  den  Nördlinger  Ereignissen, 
auf  die  wir  jetzt  zurückkommen  müssen.  Hier  war  zum 
Entsetzen  des  Bundes,  über  seinen  Kopf  hinweg,  wie 
schon  erwähnt,  eine  Einigung  zwischen  der  Stadt  und 
dem  Könige  erfolgt.  Ganz  im  geheimen  hatte  sich  die 
Stadt,  w^ährend  sie  noch  mit  dem  Bunde  verhandelte, 
auch  mit  dem  Könige  in  \^erhandlungen  eingelassen.'^) 
Sie  erhielt,  wie  schon  erwähnt,  völlige  Amnestie  für  das 
Geschehene*)  und  Schutzzusicherung.  An  alle  Fürsten. 
Herren  und  Städte  erging  auch  alsbald  der  Befehl,  Nörd- 
lingen  im  Genüsse  seines  Privilegs  zu  schützen.  Ganz  be- 
sonders wurde  dies  den  Grafen  von  Ottingen  eingeschärft.'^) 


^)  P  a  1  a  c  k  y  .  Formelbücher  II  Nr.  184.  N  ü  b  1  i  ii  g  S.  874/5 
bezieht  diesen  Ei-laß  fälschlich  auf  das  Kelch,  auch  gibt  er  das 
Datum  uniichtig-  wieder. 

-')  Nur  von  einem  Erlasse  des  böhmischen  Unterkämmerers 
Georg-  von  R  o  z  t  o  k  hören  wir,  dessen  Datierung  auf  den 
25.  Juli  1385  Weizsäcker  (R.  A.  I.  S.  462/3)  wahrscheinlich 
gemacht  hat.  Es  werden  hierin  alle  die  Christen,  die  dem  König 
die  taxa  und  summa pecuniae  —  wahischeinlich  gewisse  Prozente, 
wie  wir  es  bei  den  großen  Schuldentilgungen  dei-  neunziger  Jahre> 
im  Reiche  sehen  werden  —  nicht  enti-ichtet  haben,  zur  Bezahlung 
ihrer  Schuld  an  die  Juden  angehalten.    (Palacky  a.  a.  0.  Nr.  183.) 

3)  R.  A.  I  Nr.   316  art.,. 

*)  Es  erinneit  die^  an  die  Praxis  Kails  IV.  nach  den  Er- 
eignissen der  Jahre  1348 — 50. 

^i  Mülle  r  S.  24. 
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Da  eine  letzte  Einwirkung  auf  das  widerspenstige 
Bundesg-lied  ohne  Erfolg  blieb .  so  erfolgte  auf  einem 
Speirer  Tage  vom  23.  ^lärz  die  Ausstoßung  aus  dem 
Bunde,  die.  da  ein  auf  Fürsprache  des  rheinischen  Bundes 
gewährter  x\ufschub  bis  zum  26.  März  auch  unbeachtet 
blieb,  an  diesem  Tage  rechtskräftig  wurde. ^) 

Die  Dinge  hatten  also  eine  Entwicklung  genommen, 
die  den  Städten  gar  viel  zu  denken  gab.  Es  lag  nun 
klar  zutage,  daß  der  König  ein  falsches  Spiel  mit  ihnen 
getrieben. 

Zwar  stand  es  Wenzel  als  dem  Könige  als  gutes 
Recht  zu.  ja  es  war  sogar  seine  Pflicht,  wegen  der  Vor- 
gänge in  Schwaben  Rechenschaft  zu  fordern,  aber  die 
Art  und  Weise,  wie  er  dies  tat,  die  geheimen  Verhand- 
lungen mit  einem  widerspenstigen  Mitgliede  des  Bundes 
war  durchaus  nicht  geeignet,  weder  in  Schwaben,  noch 
am  Rheine  für  seine  Bündnispläne  zu  werben.  Man  hatte 
o-ehofft.  die  aktenmäßio-e  Anerkennung-  des  Bundes  durch- 
setzen  zu  können,-)  sah  jedoch  bald  ein.  daß  dem  Könige 
eine  solche  Auslegung  des  Bündnisses  fernlag,  daß  er 
nur  an  ein  gemeinsames  Zusammengehen  in  der  Münz- 
und  Judenfrage  dachte.  Darum  fanden  nun  alle  ferneren 
Bemühungen  des  Königs  um  die  eynun^  überall  kühlste 
Ablehnung. 

Anders  freilich  verhielt  es  sich  mit  den  beiden  anderen 
Verhandluugsstoffen,  der  Judenfrage  und  der  Münzreform.") 


1)  Müller  S.  22. 

')  Vgl.  oben  S.  24. 

^)  Einen  inneren  Zusammenhang  zwischen  ihnen  hat  Weiz- 
säcker (R.  A.  I  S.  461)  vermutet,  da  1390  beide  wiederum  zu- 
sammen auftreten.  Sicherlich  war  die  Regeluno-  der  Münzverhält- 
nisse, über  die  man  im  einzelnen  Hegel  St.  Chr.  I  S.  224  (Bei- 
lage XI)  verg'leiche.  äußerst  notwendig:  denn  die  Entwertunij;'  des 
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Gerade  über  diese  beiden  Punkte  sollte  es  zur  Freude 
des  Königs  zu  einer  Verständigung  kommen,  freilich  nur 
mit  den  schwäbischen  Städten.  Es  konnte  den  leitenden 
Kreisen  des  Bundes  nicht  entgehen,  daß  sie  durch  ein 
allzu  starres  Festhalten  an  der  Integrität  der  Judenschait 
leicht  die  Existenz  des  einzelnen  Stadtparlaments  sowie 
des  Bundes  selbst  einer  Gefährdung  aussetzten.  Wie  nahe 
lag  doch  die  Befürchtung,  es  könnte  das  böse  Beispiel, 
das  Nördlingen  gegeben,  bei  fortgesetzter  Weigerung 
der  Bundesleitung,  auf  des  Königs  Judenpläne  einzugehen,, 
von  einzelnen  Mitgliedern  nachgeahmt  werden,  stand  doch 
nun  —  daran  war  wohl  nach  dem  Vorangegangenen  kaum 
zu  zweifeln  —  für  alles  Geschehene  stets  gegen  Zahlung 
einer  zu  vereinbarenden  Summe  die  Zusicherung  völliger 
Straflosigkeit  seitens  des  Königs  in  sicherer  Aussicht. 
Bei  so  veränderter  Haltung  in  der  Judenfrage  mußte  frei- 
lich auch  die  Haltung  des  Bundes  dem  unbotmäßigen 
Nördlingen  gegenüber  eine  andere  werden.  Hatte  man 
noch  kürzlich  recht  stolz  und  schneidig  in  dem  Absage- 
brief an  die  Stadt  geschrieben:  „xo'iv  beforgen  ba^  iaibcv 
uit  allain  b'xo,  bie  pou  bev  Sad}  wccsen  beliumbbet  unb 
pcrtribcii  fint,  fuuber  ir  mit  in  an  6er  felben  Juben  (Setat 
Sd)uI6,    ^aut   xxnb  (3ctat  Csol}abt  l^abcn,    ii>aii  uns  buuft, 


Silbergeldes  im  Gegensatz  zu  dem  sich  ziemlich  konstant  be- 
hauptenden Goldgulden  nahm  von  Jahr  zu  .Jahr  erschreckend  zu. 
(Einen  trefflichen  Einblick  in  diese  3iünzkalamitäten  gewähren  die 
ständige]!  Angaben  der  städtischen  Rechnungsgebühr  Xürubergs. 
Hier  ist  am  Schlüsse  jeder  Eintj-agung  der  Kurs  des  Goldgulden 
in  Silberdenaren  angegeben  vgl.  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  passim. 
Daß  sowohl  hier  wie  1390  die  Münzrefoim  eine  Begleiterscheinung 
der  königlichen  Anschläge  auf  die  Juden  ist,  findet  vielleicht 
hierin  seine  einfache  Erklärung,  daß  Wenzel  sich  für  die  ge- 
planten, wenig  königlichen  Finanzoperationen  einen  geoi-dneten 
Münzfuß  schaffen  wollte. 
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unb  orfiubot  ficb  and)  axacnWd),  ba5  baibiu,  lucb  wnb 
oud)  bcn,  bie  Csoiioffen  [}ant,  ba.s  bog  3uben  (6ut  lieber 
fie,  benne  iuiper  aller  Sre/)  und  auch  mit  entschieden 
zwing-ender  Logik  den  Rechtfertigungsversuch  der  Stadt, 
die  die  Kompetenz  des  Bundes  für  diese  Angelegenheit, 
zu  bestreiten  suchte.-)  widerlegt."^)  so  kam  es  nun.  als 
der  Bund  selber  die  Beraubungspolitik  akzeptierte,  zur 
Verständigung  mit  der  Stadt.  Sie  erfolgte  auf  dem  Timer 
Tage,^)  der  hier  für  Anfang  Mai  anberaumt  war.  um 
speziell  die  Judenfrage  des  näheren  zu  beraten. 

Am  5.  des  Monats  fand  die  Aussöhnung  und  Wieder- 
aufnahme in  den  Bund  statt.'^) 

Damit  ^yar  zwar  die  Angelegenheit  noch  nicht  voll- 
ständig aus  dem  Wege  geschafft,  wie  die  folgenden  Er- 
eignisse lehren  sollten.  Als  Grund  für  ihren  versöhn- 
lichen Entschluß  gaben  die  Städte  bezeichnenderweise  an: 
„da  die  von  Xördlingen  mit  dem  König  verrichtet  sein, 
so  wolle  auch  der  Bund  wieder  gut  Freund  derselben  sein," 
was  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  die  Wiederaufnahme 
auf  Verwenden  des  Königs  erfolgte.  Um  diese  Zeit  — 
vielleicht  auf  jenem  Tage  —  mögen  dann  auch  die  Ver- 
handlungen zwischen  Bund  und  König  in  der  Judenfrage 


1)  M  ü  1 1  e  r  S.  22. 

'^)  Wahrscheinlich  identisch  mit  dem  Inventare  IH  S.  173 
erwähnteil  Kechtfertigungsschreiben  Nördlingens  vom  7.  April. 

3)  Der  Bund  wies  dem  Xördliug-er  Eate  eine  Übertretung  des 
Buudesbriefes  in  mindestens  drei  Fällen  nach  1.  Er  habe  sich  nicht 
den  Beschlüssen  der  Mehrheit  gefügt;  2.  er  habe  die  Beschlüsse 
des  Yierteils  nicht  angenommen,  dem  Ni'n-dlingen  angehörte;  3.  er 
habe  sich  statutenwidrig  an  den  König  gewandt,  darum  sei  er 
„brüchig,  meineidig  und  ehrlos"  geworden  (M  ü  1 1  e  r  S.  23). 

^)  R.  A.  I  Nr.  281  art.^ 

•')  St.  Chr.  IV  S.  75  nt..^  und  Müller  S.  24. 


-      82      - 

zum  Abschluß  g'ekommen  sein.  Als  spätesten  Termin 
hierfür  müssen  wir  den  23.  Mai  annehmen,  da  das  an 
diesem  Tag-e  in  den  Bund  aufg-enommene  Schweinfurt  ^) 
an  dem  nun  zu  besprechenden  Judenabkommen  zwischen 
König-  und  Bund  nicht  mehr  teil  hat,-)  obwohl  es  schon 
am  12.  Mai  Gesandte  bevollmächtig't.  die  über  seinen  Ein- 
tritt in  den  Bund  unterhandeln  sollten.^) 


II.  Das  erste  Judeiischulcleutilguiigsgesetz 

und  seine  Bedeutung  für  die  Stände  des 

Reiches. 

Mitte  Juni  1385  fand  ein  neuer  Verhandlungstag-  zu 
Ulm  statt,  auf  dem  wir  den  Bund  schon  mit  der  Be- 
ratung- der  einleitenden  Maßnahmen  für  die  Exekutive 
beschäftigt  finden.  Kein  Zweifel  also,  daß  man  über  die 
Sache  selbst,  zum  mindesten  in  den  Hauptpunkten,  mit 
dem  Könige  ein  Einverständnis  erzielt  hatte.  Wir  können 
dies  mit  Sicherheit  trotz  der  mangelnden  urkundlichen 
Beweise  annehmen.*^)  Aus  dem  kurzen  Vermerke  des 
Nürnberger   Ausgabenbuches^)    ist   wenigstens    soviel   er- 


1)  Forschungen  II  S.  154  Nr.  238  u.  Reg.  Boica  X  S.   157. 

-)  Keiner  der  königlichen  Erlasse  tut  seiner  oder  etwaiger 
ihm  verliehener  Reservatrechte,  wie  wir  dies  von  Eegensburg  und 
Dinkelsbühl  wissen,  Erwähnung. 

^)  R.  A.  I  Nr.  282.  Diese  Nachricht  spricht  sogar  für  einen 
noch  früheren  Termin. 

'^)  Am  meisten  zu  bedauern  ist  der  Verlust  der  Ulmer  Stadt- 
rechnungen (vgl.  R.  A,  I  S.  472),  sie  würden  uns  wohl  von  dem 
Zustandekommen  des  Einverständnisses  zwischen  König  und  Städten 
Näheres  berichten  können. 

•^)  R,  A.  I  Nr.   281  art.5    item    e5    !oft    bie    rart,    bic    Sertbolt 
Bcbeim   etc.    toten    5U  gemeinen   fteten    gen   Ulme,    von    bcr  folbner 


kennbar.  daß  dem  Stadtschreiber  der  hier  angedeutete 
Beschluß  der  wichtigste  Verhandlungspunkt  des  ganzen 
Tages  war.  Man  war  also  hier  in  erster  Linie  zu- 
sammengekommen, um  sich  über  die  nähere  Ausführung 
des  schon  beschlossenen  Anschlages  gegen  die  Juden  zu 
verständigen;  war  doch  eine  gemeinsame  Aktion  im 
Interesse  des  guten  Einvernehmens  zwischen  den  Bundes- 
mitgliedern von  vornherein  eine  Notwendigkeit.  Am 
10.  Juni  traf  man  daher  bereits  eine  Vereinbarung  in 
diesem  Sinne.  ^)  Sie  setzte  fest,  daß  von  diesem  Tage 
an  in  Jahresfrist  keine  Bundesstadt  Juden  einer  anderen 
aufnehmen,  wenn  es  aber  trotzdem  geschehen  sei,  sie 
wieder  ausliefern  solle.  Hiermit  war.  mn  späteren  Streit 
zu  vermeiden,-)  aufs  deutlichste  der  Kompetenzbereich 
einer  jeglichen  Bundesstadt  für  ihre  Maßnahmen  nach 
einem  festen  Grundsatze  abgegrenzt.  Auch  bezüglich  des 
Termins  beschloß  man  einheitlich  vorzugehen.  An  einem 
Tage  sollten  in  sämtlichen  Bundesstädten  die  Juden  ge- 
fänglich eingezogen  und  dann  das  Verfahren  gegen  sie 
eröffnet  werden.  Der  in  der  Resolution  ungenannte  Ter- 
min ergibt  sich  aus  dem  Nürnberger  Rechnungsbuch  „box 
jubcn  gclt".  es  war  dies  der  16  Juni.^)  Das  wichtigste 
Ergebnis  dieses  Ulmer  Tages  war  jedoch,  daß  am  12.  Juni 
durch  fünf  genannte  königliche  Räte*)  die  Ausstellung  der 

pfcrbcn    in    511    Hebung    un^    mit    allen    salben,   200  Ib.    \5  Ib.   unb 
19  fb.  bir.,  L)o  erteilt  wavt  ba5  man  bie  2^ii>C]\  raben  folt. 
^1)"r.  A.  I  Nr.  '20,1. 

2)  barumb  6a3  bcfter  minncr  ununllcns  nnb  }wciunq,  ^wiicbcn  uns 
fteten  uferftee  (R.  A.  a.  a.  0.)  gibt  das  Schriftstück  selbst  als  Grund  au. 

^)  St.  Chr.  I  S.  122  und  Stern,  D.  isr.   Bev.  III  S.  253. 

*)  Es  waren  dies  Friedrich,  Pfalzgraf  bei  Rhein  und 
Herzog  von  Bayern,  Nikolaus,  Bischof  von  Konstanz, 
Johann,  Landgraf  von  Leuchtenberg-  und  Graf  zu  Hals, 
Heinrich  von  der  Tuben,  Ulrich  von  Hohenlohe. 
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Vertrag-siirkunde  zwischen  König:  und  Städten  vorbehaltlich 
der  könig'lichen  EinAvillio-auo-  erfolgte. ')  Durch  sie  erhalten 
wir  einen  vollständigen  Einblick  in  die  Ergebnisse  der 
bisher  geheimgehaltenen  Verhandlungen.  Als  ein  sorg- 
sam bis  in  alle  Einzelheiten  ausgearbeitetes  Statut  stellt 
sich  unsere  Urkunde  dar.-)  Xou  seinen  neun  Artikeln 
wollen  wir  die  ersten  acht  mit  unverkürzter  Inhaltsan- 
gabe folgen  lassen,  ihnen  mögen  sich  dann  die  Bestim- 
mungen der  im  neunten  Artikel  enthaltenen  Zusatzur- 
kuuden  anschließen.  Die  Vertragsurkunde,  die  am  2.  Juli 
1385  durch  nochmalige  Publikation  durch  den  König- 
rechtskräftig  wurde")  bestimmte: 

I,  Die  einzeln  namhaft  gemachten  Städte  sind  dem 
König-e  gegenüber  zur  Zahlung  von  40  000  guten  rheini- 
schen Gulden  bis  spätestens  2.  Februar  1388  verpflichtet. 
Gibt  der  König  jemandem,  der  zugleich  Schuldner  der 
Juden  ist,  einen  Teil  der  oben  genannten  Summe,  so  sind 
die  Städte,  denen  die  jüdischen  Gläubiger  des  Betreffen- 
den angehören,  gehalten,  ihm  seine  Judenschulden  zu 
tilgen,  jedoch  nur  so  weit,  bis  die  Höhe  der  durch  Ver- 
einbarung für  jede  einzelne  Stadt  festgesetzte  Zahlungs- 
quote an  der  für  den  König  bestimmten   Summe    erreicht 

1)  R.  A.  I.  Xr.   269. 

'^)  Sie  wurde  zuerst  verüff entlieht  uud  kommentiert  von  H'egel 
in  St.  Chr.  I.  (Nürnbergj  S.  111  f.  in  Beilai>-e  I  1862.  — 
0.  Stobbe  in  seiner  „Geschichte  der  Juden  in  Deutschland 
während  des  Mittelalters"  1866  uud  Julius  Weizsäcker  in  den 
Reichstagsakten  I  1867  übernahmen  im  wesentlichen  die  Hegel- 
s c h e  Auffassung.  Erst  Eugen  Nübling  hat  in  seinem  1896  ver- 
öffentlichten Werke  „Die  Judengemeinden  im  Mittelalter,  insbe- 
sondere die  Judengemeinde  der  Reichsstadt  Ulm"  eine  .von  der 
Hegeischen  abweichende   Interpretation    zu  geben  versucht. 

^)  R.  A.  I  Xr.   272. 
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ist. ^)  Trifft  der  König-  keine  derartig-en  Nerfügungen,  so 
sind  die  ersten  Einnahmen  an  barem  Gelde  in  dieser 
Angelegenheit  zur  Befriedigung  der  königliehen  Ansprüche 
zu  verwenden."^) 

IL  Laut  Vereinbarung  fällt  für  Schulden,  die  erst  ein 
Jahr  vor  Ausstellung  des  königlichen  Erlasses'^)  gemacht 
worden  sind,  die  Zinszahlung  fort.  Den  Juden  soll  das 
Kapital  zurückgegeben  werden,  aber  nach  einem  im  folgen- 
den angegebenen  Verfahren.^) 

IIL  Bei  länger  als  Jahresfrist  stehenden  Kapitalien 
wird  durch  Zusammenrechnung  von  Kapital  und  Zinsen 
eine  neue  Summe  gebildet.  Der  vierte  Teil  derselben 
wird  erlassen."^)  Das  übrige  soll  der  Schuldner  der 
Stadt,  welcher  die  jüdischen  Gläubiger  angehören,  durch 
Güter.  Schlösser.  Dörfer  oder  andere  Pfänder  sicher 
stellen.*')  Eine  Viermännerkommission,  die  zu  gleichen 
Teilen  von  den  Schuldnern  und  der  Stadt  ernannt  werden 
soll,  wird  mit  dem  Abtaxieren  der  Pfänder,  bei  Streitig- 
keiten mit  schiedsrichterlicher  \'ollmacht.  betraut.    Können 


^)  Vgl.  St.  Chr.  I  S.  116  ut.i  und  AVeiz säcker  R.  A.  I 
S.  498  nt.j,  der  die  Hegeische  Erklärimg  übernimmt. 

•'}  R.  A.  I  Xr.   272  art.i. 

•)  Damit  ist  der  2.  Juli  1385  als  Grenztermin  gegebeu.  Wir 
müssen  dieses  Datum,  nicht  den  12.  Juni,  annehmen,  da  der  Vertrag* 
sicherlich  ei-st  durch  die  offizielle  königliche  Beg-laubii>-ung  vom 
2.  .Juli  rechtskräftig  wurde. 

^)  R.  A.  I  Xr.   272  art.,. 

")  Xach  Xeumanu,  „(reschichte  des  Wuchers  in  Deutsch- 
land bis  zur  Begründung  der  heutigen  Ziusengesetze''  S.  99  ist 
dies  der  übliche  Verlust,  der  die  Wucherer  traf. 

'')  Eiue  ebenfalls  auf  dem  Ulmer  Tage  gefaßte  Resolution 
des  Bundes  traf  dann  nach  obigem  Grundsatze  für  eiue  Reihe  in 
der  Vertragsurkuude  nicht  vorgemerkter  Spezialfälle  zur  Verhütung- 
späterer  Streitigkeiten  feste  Bestimmungen  (R.  A.  I.  Xi-.  268). 

3* 


—  Be- 
sieh die  Mitg-lieder  der  Koraniission  nicht  einigen,  so  soll 
von  zwei  genannten  Bevollmächtigten  noch  ein  fünftes 
Mitglied  ernannt  werden  dürfen.^)  Bis  zum  24.  August 
muß  das  Pfandversicherungsverfahren  abgeschlossen  sein. 
vSchuldnern,  die  ihre  nunmehr  reduzierte  Schuld  in  vor- 
schriftsmäßiger Weise  versichert  haben,  wird  gegen  eine 
zehnprozentige  Verzinsung  ein  Zahlungsaufschub  bis 
spätestens  2.  Februar  1388  gewährt.'-) 

IV.  Kommt  zwischen  dem  Schuldner  und  dem  jüdi- 
schen Gläubiger  keine  Einigung  zustande,  oder  stellt  der 
Jude  zu  harte  Bedingungen,  so  liegt  die  Entscheidung 
in  dieser  Sache  in  den  Händen  der  Stadt.  ^) 

^^  Den  Räten  der  Städte  steht  es  zu,  ihren  Bürgern 
nach  eigenem  Ermessen  über  die  oben  angegebene 
Zahlungsfrist  hinaus  Stundung  zu  gewähren.*) 

VI.  Wer  gegen  diese  Abmachung  verstößt  und  keine 
Pfänder  setzt,  bleibt  zur  Zahlung  der  unverkürzten  Schuld 
verpflichtet.  Muß  gegen  widerspenstige  Schuldner  seitens 
der  Städte  vorgegangen  werden,  so  verspricht  der  König 
Städten  und  Juden  seinen  Beistand.') 

VII.  Wird  zum  festgesetzten  Termin  nicht  bezahlt,  so 
ist  die  Stadt  zum  Verkauf  der  Pfandstücke  berechtigt  und 


^)  Um  eine  spätere  Beschlußunfähigkeit  von  vornhereiu  zu 
verhüten,  erfolgte  noch  zu  Ulm,  am  13.  Juni,  die  Zuwahl  des 
fünften  Mitgliedes  durch  die  genannten  Bevollmächtigten.  Für 
Augsburg-,  Nürnberg,  Ulm,  Rotenburg,  Windsheim,  Weißenburg 
wurde  Hans  von  Steinach,  der  derzeitige  Bürgermeister  von  Regens- 
burg, für  Basel  und  alle  übrigen  Städte  unter  der  Alb,  am  See 
und  in  AUgäu,  Henggin  Humppis,  Bürger  von  Ravensburg,  ge- 
wählt (R.  A.  1  Nr.  271). 

2)  R.  A.  I  Nr.   272  art.3. 

^)  ib.  art.^. 

^)  ib.  art.,. 

^)  ib.  art.c. 
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darf  auch  gegen  die  Person  des  Schuldners  gerichtlich 
vorgehen,  bis  die  Schuld  getilgi  ist,  ohne  daß  sie  zu 
befürchten  hätte,  sich  gegen  König  und  Reich  dadurch 
zu  vergehen.^) 

VIII.  Das  Sonderabkommen  mit  Dinkelsbühl -)  bleibt 
durch  die  voranstehenden  Bestimmungen  unberührt.^) 

Die  erste  Zusatzurkunde  enthielt "*)  dann  noch  die 
weiteren  Bestimmungen. 

IX.  ^)  Der  König  versichert  die  Städte  seiner  und 
des  Kelches  Gnade  für  all  die  Nutzungen,  die  sie  bis 
zum  6.  Februar  1388  von  den  Juden  infolge  der  dem 
König  zu  zahlenden  Summe  ziehen.^) 

X.  Juden,  die,  bevor  die  Städte  dem  Könige  die  aus- 
bedungene Summe  gänzlich  bezahlt  haben,  unter  den 
Schutz  von  Fürsten,  Herren  und  anderen  Städten  sich 
begeben  haben,  sollen  samt  ihrer  Habe  unverzüglich  an 
die  Stadt,  aus  der  sie  entwichen,  ausgeliefert  werden. 
Sollten  dies  die  betreffenden  Fürsten  etc.  verweigern,  so 
verspricht  der  König  den  Städten,  ihnen  zu  ihrem  Recht 
zu  verhelfen.') 

XI.  Die  Städte  brauchen  sich  in  ihren  Maßnahmen, 
ohne  Besorgnis  vor  König  und  Reich,  nicht  durch  in 
der  genannten  Frist  Juden  zugesicherte  Freiungen  und 
Geleitsversprechen  stören  zu  lassen.^) 


^)  ib.   art.-. 

^)  Siehe  im  folgenden,  cap.  HI. 
3)  ib.  art.g. 

*)  Sanktioniert  durch  den  König  am  16.  Juli  (R.  A.  I  Nr.  273). 
■'•)  Der  bequemeren  Bezeichnung   wegen    sei    auch    fernerhin 
die  fortlaufende  Numerierung  beibehalten. 
")  R.  A.  I  Nr.   273  S.  501  Z.  15—22. 
•)  ib.  Z.  22—29. 
"^j  ib.  Z.  29-33. 
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XII.  Diesem  Privileg'  Zuwiderhandelnde  verfallen  der 
Reichsacht.  ^) 

Die  zweite  Zusatznrkunde -)  ftig-te  noch  folgenden 
Artikel  hinzu: 

XIII.  Die  Städte  erhalten  die  Erlaubnis,  Juden  auf- 
zunehmen und  im  Namen  des  Reiches  zu  schützen  und 
zu  schirmen.  \om  2.  Februar  1888  an  soll  die  halbe 
Judensteuer  ans  Reich  g-ezahlt  werden.  Diejenigen  Städte, 
welche  ein  Sonderprivileg-  besitzen  oder  deren  Juden- 
schaft vom  Reiche  versetzt  worden  ist,  sollen  von  dieser 
Bestimmung  nicht  betroifen  werden,  es  steht  ihnen  jedoch 
frei,  nach  Ablauf  ihres  Sondervertrages  oder  auf  ihr 
Yerlang-en  auch  früher  ebenfalls  die  Vorteile  dieses  Pri- 
vileg's  zu  erlang-en. 

Die  Bestrebung-en .  die  schädlichen  Einflüsse  des 
Kapitals  zu  beseitigen,  sind  so  alt  wie  der  Kapitalismus 
selbst.  Sie  setzen  überall  dii  ein.  wo  ein  Volk  sich  zu 
dieser  höheren  Wirtschaftsform  aufschwing-t.  Wir  be- 
geg-nen  ihnen  daher  auch  in  Hellas,  wie  in  Rom.  Im 
Mittelalter  Aviederholten  sich  natürlich  diese  Erscheinungen, 
nahmen  aber  eine  wesentlich  andere  Entwicklung.^)  An- 
statt den  Krebsschaden,  der  in  dem  jeden  Handel  und 
Verkehr    unterbindenden    kanonischen    Zinsverbote    lag,*) 


1)  R.  A.  I.  Xr.   273  Z.  33—37. 

•^)  Ebenfalls  am  16,  Juli  1385  cliircb  den  König-  sanktioniert 
(K.  A.  I  Nr.  274). 

•^)  Die  erste  derartige  Übersicht  mit  vielen  Beleg-en  hat  Stobbe 
S.  131—33  und  iu  den  Anmerkungen  Nr.  125  u.  126  gegeben, 
sie  liegt  dem  folgenden  in  erster  Linie  zugrunde. 

*)  Es  stützte  sich  im  wesentlichen  auf  die  allzu  strenge  Aus 
legung  der  Worte  Christi:  mutuum  date  nihil  inde  sperantes. 
Vgl.  hierüber  Neu  m  a  n  n  ,  Gesch.  d.  Wuchers,  und  Funk,  ( iesch. 
d.  kirchl.  Zinsverbotes, 
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zu  beseitio:eii,  schuf  man  sich  selbst  einen  völlig-  konkur- 
renzlosen Kapitalistenstand  in  den  dem  Kirchenrechte 
nicht  unterstehenden  Juden,  die.  um  das  Unheil  noch 
schlimmer  zu  machen,  wider  ihren  Willen.^)  durch  eine 
systematische  Exklusionspoiitik  seitens  Kirche  und  Staat 
schließlich  fast  gänzlich  auf  den  Wucher  beschränkt 
^Yurden.  Geg'en  sie.  die  als  Ung-läubig'e  und  Ausländer 
ohnedies  wenig  beliebt  waren,  wandte  sich  nun  wie  einst 
im  alten  Rom  g-eg"en  den  ordo  equester  der  ganze  Haß 
des  A'olkes.  Die  Kirche  zog*  aus  diesen  Vorgängen  die 
unlogische  Konsequenz,  daß  man  nun  nach  Mitteln  sinnen 
müsse,  auch  den  Juden  das  ungestörte  Wucherrecht  nicht 
zu  lassen.  Völlig  untergraben  ist.  wenigstens  in  der 
Theorie,  auch  dieser  Erwerbszweig  für  die  Judenheit 
schon  spätestens  zur  Zeit  des  Thomas  von  Aquino.^) 
Als  ein  glücklicher  Zufall  ist  es  zu  erachten,  daß  uns 
ein  Rechtsgutachten  über  den  Wucher  der  Juden 
gerade  von  diesem  führenden  Geiste  der  katholischen 
Kirche  erhalten  ist,^)  das  uns  keinen  Zweifel  darüber 
läßt,  daß  man  kirchlicherseits  ein  ganzes  System  errichtet 
hatte,  in  dem  implizite  schon  alles  vorgesehen  war  und 
gutgeheißen  wurde,  was  in  der  Folgezeit  über  die  Juden 
hereinbrechen  sollte.  Der  Besitz  der  Juden,  so  führt  er 
aus.  gehört  bis  auf  das  zum  Leben  Notwendigste  dem 
Landesherrn.     Einschränkend  setzt  er  freilich  hinzu,   daß 


1)  Brann  TU  S.  82  und  ib.  nt.,. 

^)  Schon  das  Fonnelbiich  des  Dominicus  Dominici  aus  Visen 
(etwa  aus  den  achtzig-er  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  stammend)  gewährt 
in  dem  ,^qualiter  iudeus  compellatur  per  censuram  ecclesiasticam 
indirecte'-^  betitelten  Briete  wertvolle  Einblicke  in  diese  Bestre- 
bungen, vgl.  Stobbe  S.  132  nt^  aus  Quellen  zur  bayrischen 
Geschichte  IXo  S,  567  Xr.  76. 

^)  A  r  0  n  i  u  s  T  Xr.  770. 
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sich  dies  nur  auf  die  Theorie  beziehe,  in  der  Praxis 
solle  man  ihnen  nur  die  altherg:ebrachten  Lasten  aufer- 
legen. Erwuchertes  Geld  ist  unrechtes  Gut,  es  ist  das 
Beste,  es  zu  frommen  Zwecken  oder  zum  allgemeinen  Wohle 
des  Landes  zu  gebrauchen,  man  könne  es  daher  immer  von 
neuem  eintreiben  und  auf  die  angegebene  Weise  verwen- 
den. Die  ersten  praktischen  Betätigungen  der  hier 
angedeuteten  Politik  des  aggressiven  Vorgehens  gegen 
den  überhandnehmenden  Wucher  der  Juden  liegen  freilich 
schon  etwa  ein  Jahrhundert  zurück.  P^s  waren  die  Kreuz- 
züge, deren  Bedeutung  als  erste  wirtschaftspolitische 
Krisis  größerer  Art  erst  in  neuester  Zeit  erkannt  w^orden 
ist,  die  zu  einem  solchen  Eingreifen  in  die  Vermögens- 
verhältnisse der  Juden  aufforderten.  Der  Erlaß  der  Zins- 
zahlung an  die  Juden,  seit  Bernhard  von  Clairvaux  eine 
beständige  Begleitserscheinung  jedes  Kreuzzuges,  ^)  wurde 
zum  Hauptwerbemittel  des  Papstes,  um  zahlreiche 
Scharen  verschuldeter  Ritter  und  Herren  für  den  Krieg 
gegen  die  Ungläubigen  zu  gewinnen.  Die  Kirche  hielt 
seitdem  fast  ausnahmslos  daran  fest,  den  Juden  nur  die 
sündigen  Zinsen  in  gegebenen  Fällen  zu  entziehen.  Von 
einer   Reihe    von    Päpsten-)    ist    uns    dies   bekannt.     Die 


1)  Vgl.  über  den  II.  Kreiizzug:  Aronius  I  Nr.  244  und 
G  r  ä  t  z  ,  VI»  S.  148,  S  t  o  b  b  e  ,  S.  249  Nr.  125;  III.  Kreuzzug: 
Aronius  I  Nr.  347;  Kreuzzug  gegen  die  Albigenser:  N  ü  b  11  n  g , 
S.  235/6;  beabsichtigter  Kreuzzug  1215:  E  n  ii  e  n  II  Nr.  42, 
Aronius  I  Nr.  390,  ib.  395  art.-,  ib.  Nr.  396;  1234:  A  r  o  n  i  u  s  I 
Nr.  465;  VI.  Kreuzzug:  Aronius  I  Nr.  551,  NüblingS.  136, 
>S  c  h  e  r  e  r  I  S.  96. 

0  Eugen  III:  Grätz  VP  S.  148,  Stobbe,  S.  249  Nr.  125; 
Innozenz  III:  Aronius  I  Nr.  347,  Nübling  S.  235/6,  Enuen  II 
Nr.  42,  Aronius  I  Nr.  390  u.  396,  Gregor  IX.:  Aronius  I 
Nr.  465;  Johann  XXII.:  Sauerland  II  Nr.  1438;  Benedict  XII. 
Monatsschrift  XXIX  S.   198    und   Nübling  S.  234/5;  Urban  V.: 
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weltlichen  Landesherren  fanden  dagegen  schon  früh 
Mittel  und  Wege,  die  ihnen  als  öchirmvögten  der  Juden- 
heit  —  wie  schon  erwähnt,  einem  Ausflüsse  des  alt- 
germanischen Schutzrechtes  des  Königs  über  alle  Frem- 
den —  zustehende  Gewalt^)  über  Person  und  Habe  der 
Juden  in  ihrem  Sinne  auszunützen.  Ahnliche  Motive, 
wie  sie  den  wiederholt  gemachten  Säkularisationsver- 
suchen gegen  die  reich  gewordenen  Klöster  und 
PJistümer  zugrunde  lagen,  veranlaßten  auch  hier,  mit 
Zinsnachlaß,  teilweisem  (Reduktion)  oder  gänzlichem 
(Tilgung)  Kapitalserlaß,  Moratorien,-)  Zinsnormierungen ^) 
vorzugehen,  nur  daß  hier  ungehiudert  nach  freiester 
Willkür    verfahren     werden     konnte.       In    Frankreich,^) 


Wiener  8.  135  Nr.  246;  1370  (wahrscheinlich  ebenfalls  Urban  V.): 
Nübling  S.  367. 

^)  Drei  urkuuclliche  Belege  mögen  hierfür  angeführt  seinr. 
1272  wird  in  Frankreich  erklärt:  ,.les  meubles  des  Juifs  sont  au 
roy'  (Scherer  I  S.  97);  31.  August  1290  verfügt  ein  Edikt 
Eduards  I.  von  England,  daß  das  liegende  Eigentum  der  Juden 
an  den  König  falle  Janquam  escaeta-  (echeat)  (8cherer  I  S.  91) 
und  drittens  gibt  Ludwig  der  Bayer  1343  als  (Tiiind  für  seinea 
Willkürakt  an:  „bes  ireüen  mir  nidit  enbern,  a">an  ir  uns  unb  baj 
Kidie  mit  Icib  unb  mit  gut  au  gebeert,  uub  mugeu  ba  mit  fcbaffeu, 
tun  uub  baubelu,  fma5  mir  melleu  \\\\i>  mie  uns  gut  bündlet." 
(Stobbe  8.  16  aus  31onumenta  Zollerana  111  Nr.  110.) 

-)  Es  seien  beispielsweise  erwähnt:  27.  Okt.  1315  für  Eß- 
Jiugen  :  Eßlinger  Urkb.  I  No.  451;  25.  Nov.  1315  für  Eßlingen: 
Eßlinger  Urkb.  I  Nr.  453  u.  Stern,  D.  isr.  Bev.  I  8.  29.;  Böhmer- 
Lau  II  Nr.  645  (16.  Sept.  1338);  1379— 1380  für  Albrecht  dem 
Hunguclen,  Wiener  S.  234  Nr.  124;  13.  März  1387  für  die  Stadt 
ßosheim:  Straßb.  Urkb.  VI.  Ni-.  352. 

'^)  Sept.  1206  (Scherer  I  S.  94);  11.  Nov.  1255  (Aronius  I 
Nr.  623),  11.  März  1310  (Wiener  S.  22  Nr.  137)  u.  a.  v.  a.  0. 

*)  Unter  Philipp  II.  August:  Nübling  8.  131  und 
Scherer  I  S.  93;  Ludwig  VIIL:  Nübling  S.  135  u.  Scherer  I 
S.  95;  Ludwig  IX.:  Scherer  I  S.  95^97  und  Nübling  8.  136/7r 
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Ettig'hmd/)  derBretag-ne/-)  Poitiers.^)  Kastilien/)  Brabant'^) 
und  dem  Deutschen  Reiche^')  und  wahrscheinlich  auch  ander- 

Philipp  IT.  dem  Schönen:    Niibling-    S.  147  150,    Scherer  I 
S.  97;   Karl  VI.:   Xübliuo-  S.  389  90,  Scherer  I  S.  99100. 

^)  Unter  Richard  Löwenherz:  Scherer  I  S.  88  f.; 
Eduard  I. :  Niibling  S.  139  und  Scherer  I  S.  91. 

2)  Zunz  S.  30  und  Niibling-  8.  135. 

3)  Unter  Graf  Alphous:  Nübling-  S.  136. 

'^)  Unter  Alphons  X.:  Xiibling  S.  137;  Alphons  XL:  Zunz 
S.  39  und  Scherer  I  vS.  304. 

•'^)  Unter  Heinrich  III.:  Niibling  S.  138. 

6)  Unter  Rudolf  I.;  Wiener  S.  14  Xr.  82  (4.  Juli  1290); 
Albrecht  L:  ib.  S.  17  Xr.  109  (6.  Jan.  1299),  ib.  S.  18  Xr.  114 
(10.  Dez.  1299)  vgl.  ib.  S.  19  Xr.  117,  Xiibling-  S.  12  (10.  März, 
1300);  Heinrich  VII.:  Eßlinger  Urkb.  I  Xr.  410  (27.  Aug.  1311), 
Acta  inip.  selecta  I  Nr  644  (20.  März  1312);  Ludwig  der  Baj' er: 
Eßlinger  Urkb.I  Xr.  451  (27.  Oktober  1315),  Wiener  S.  27  Nr.  18 
(24.  Xov.  1315),  Stern.  D.  isr.  Bev.  L  S.  29  u.  Eßlinger  Urkb.  I 
Nr.  453  (25.  Xov.  1315),  Stern,  D.  isr.  Bev.  I  S.  29  u.  Eßlinger 
Urkb.  I  Xr.  457  (31.  Jan.  1316),  Wiener  S.  28  Xr.  22  (9.  März 
1316),  Cod.  Dipl.  Fuldensis  Xr.  864  (29.  April  1323),  Wiener  S.  31 
Nr.  52  (1.  Dez.  1326),  Oberbayrisches  Archiv  XXIII  S.  166  und 
Eckstein  S.  308  Beilage  V  (2L  Aug.  1332),  Wiener  S.  37  Nr.  93 
(11.  Dez.  1332):  Emek  habbacba  S.  191  (1335),  Böhmer- 
Lau  II  Nr.  578  (19.  Juli  1336),  Oberbayrisches  Archiv  XXIII 
S.  179/180.  (7.  Januar  1337),  Wiener  S.  44  Xr.  135  (1341), 
3Ionumenta  Zollerana  III  Xr.  109  u.  110  (5.  Febr.  1343), 
Wiener  S.  46  Nr.  146  (27,  März  1346);  Karl  IV:  Emek  hab- 
bacba S.  191/2  (1347),  B.-HuberNr.  389  u  390  (31.  OkL  1347), 
ib.  Nr.  542  (8.  Jan.  1348),  ib.  Xr.  799  (21.  Dez.  1348),  ib.  Xr.  6564 
(1.  Jan.  1349),  ib.  Nr.  887  (15.  März  1349),  ib.  Nr.  913  (31.  3Iärz 
1349),  ib.  Nr.  6577  (1.  Apr.  1349,  ib.  Nr.  939  (30.  April  1349),  ib. 
Nr.  6606  u.  N.  A.  VIII  S.  256  (27.  Juni  1349),  B. -Hub er  Nr.  1058 
(2.  Juli  1349).  ib.  Nr.  1335  (12.  Okt.  1350),  ib.  Nr.  1338  (16.  Okt 
1350).  ib.  Xr.  1340  (8.  Xov.  1350).  ib.  Nr.  1369  (2.  Mai  1351),  ib. 
Nr.  1387  (24.  Juni  13511,  ib.  Nr.  1581  (24.  Aug.  1353)  ib.  Nr.  1587 
y6.  SepL  1353),  ib.  Xr.  6711  (7.  Sept.  1353)  vgl.  ib.  Xr.  6918,  ib. 
Xr.  1645  (3.  Xov.  1353),  ib.  Xr.  1770  (29.  Jan.  1354).  Kriegk 
S.  430   (1354),   B.-Huber  Nr.   2287  (28.  Xov.  1355),  ib.  Xr.  3112 
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wärts  kam  es  durch  die  Landesherren  wiederholt  zu  Til- 
gung-eii  oder  Reduktionen  in  g-rößerem  oder  kleinerem  Maß- 
stabe. Es  waren  das.  wie  gesag-t.  keine  widerrechtlichen 
Maßnahmen,  sondern  nur  notwendige  Konsequenzen,  die  sich 
aus  der  unfreien  Stellung  der  Juden  von  selbst  ergaben. 
Wie  der  König  als  Inhaber  des  Judenregals  der  natürliche 
Erbfolg-er  der  Juden  wurde,  wenn  sie  umkamen,^)  wie 
es  ihm  frei  stand,  sie  samt  ihrer  Habe  zu  verpfänden 
und  zu  veräußern,  so  war  er  auch  zu  den  genannten 
Maßnahmen  befugt  kraft  desselben  Rechtes.  Vor  der  Kata- 
strophe von  1349  haben  die  deutschen-)  Könige  nur  selten 
von  diesen  Rechten  einen  so  gewaltsamen  Gebrauch  gemacht. 
Es  ist  bezeichnend,  daß  der  unseres  Wissens  früheste 
derartige  Erlaß  •^)  seitens  eines  deutschen  Königs  die  Ver- 
raögenskoniiskation  mit  Landesverrat  motiviert,  also  mit 
einem  solchen  Kapitalverbrechen,  für  das  sicherlich  jeden 
anderen  die  gleiche  Strafe  getroffen  hätte.  Erst  unter 
Heinrich  VH.  heben  die  ersten  schüchternen  \'ersuche  zu 


(5.  Mai  1360j,  ib.  Xr.  3745  (1.  Sept.  1361),  ib.  Xr.  3789  (10.  Dez.  1361), 
ib.  Xr.  5709,  Pressel  S.32  33,  ülmer  ürkb.  TIg  Nr.  1010  (6.  Okt.  1376) ; 
Wenzel:  siehe  das  in  den  Noten  augeführte  und  im  Texte  ver- 
arbeitete Quellenmaterial  in  dieser  Arbeit  selbst;  Friedrich  III.: 
Wiener  S.  88  Nr.  65  (4.  Jan.  1466),  ib.  S.  89  Nr.  72  (7.  Nov.  1466). 

')  Vgl.  die  Ereignisse  nach  dem  schwarzen  Tode,  ferner 
Wiener  S.  17  Nr.  109:  Albrecht  I.  verschenkt  am  6.  Jan.  1299 
die  Schuldforderuugen  getöteter  Juden;  ib.  S.'  121  X'o.  135  u.  136 
(Verfügungen  Heinrichs  von  Baj-ern  über  das  Gut  seiner  ver- 
brannten Juden). 

^)  Wir  beschränken  uns  auf  die  Darstellung  der  Verhältnisse 
im  Deutschen  Reiche. 

»)  Am  4.  .Juli  1290  erklärt  Rudolf  I.  die  Bürger  von  Mühl- 
hausen der  dem  Juden  Salman,  genannt  von  X'euenbarg.  schuldigen 
200  Mark  ledig,  da  diesem  wegen  Hochverrat  seine  Güter  abge- 
i^prochen  werden  (ib.  S.  14  Nr.  82)  —  vgl.  Erlasse  ähnlicher  Art 
ib.  S.  27  Nr.  18  und  20. 
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uDmotivierten  Tilgungen,  also  reinen  Willkürsakten,  an. 
Daß  man  gewissermaßen  noch  einigen  Skrupel  bei  diesem 
Vorgehen  empfand,  zeigt  die  Verpflichtung  zu  strengstem 
Stillschweigen  über  die  königlichen  Maßnahmen,  zu 
welchem  die  beschatzten  Juden  in  der  Urkunde  vom 
20.  März  1312  verpflichtet  werden.^) 

Späterhin  hören  wir  nirgends  etwas  von  ähnlichen 
Bestimmungen.  Im  14.  Jahrhundert  mehrten  sich  diese 
Eingrifl'e  mit  erschreckender  Schnelligkeit.  Es  hing  dies 
mit  dem  Aufschwünge  zusammen ,  den  der  Handel  in 
jenen  Tagen  nahm.  Der  schädliche  Einfluß,  den  das 
kanonische  Zinsverbot  auf  die  Entwicklung  des  gesamten 
Geldverkehrs  ausübte,  trat  in  der  ständig  wachsenden 
Verschuldung  weiter  Kreise  bei  den  Juden  klar  zutage 
und  gab  so  dem  Regalieninhaber  den  erwünschten  An- 
laß, gegen  gewisse  Vorteile  seinerseits  durch  Schulden- 
erlaß einzugreifen. 

Für  Deutschland  kam  jedoch,  um  diese  unheilvolle 
Entwicklung  zu  fördern,  noch  ein  zweites  hinzu.  Hier 
hatte  der  Zerfall  des  Lehnswesens  zur  Erstarkung  einzelner 
Keichsglieder  zu  selbständigen  Gewalten  geführt,  die  sich 
schließlich  im  Besitze  fast  sämtlicher  Hoheitsrechte  be- 
fanden. Indem  nun  die  Territorialherren  vielfach  auch 
das  Judenregal  beanspruchten  und  erwarben,  mehrte  sich 
natürlich  die  Zajil  der  Regalieninhaber  und  damit  auch 
die  der  Schuldentilgungen. 

Maßnahmen     dieser     Art  -)     sind     uns     von     Kur-^ 


^)  .  .  et  expresse  decernimus  liberos  et  solutos,  eisdem 
vero  iudeis,  heredibus  et  successoribus  eorum  super  eisdem. 
damnis  debitis  et  usuris  perpetuum  Silentium  imponentes  (Acta. 
imp.  selecta  I  No.  644). 

'^)  Die  erste  uns  bekannte  derartige  Verordmiiig  eines  Kur- 
fürsten   datiert    freilich    sclion     aus    dem  Jahi-e    1335    (Erzbischof 
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Mainz.^)  Kur-Trier.-)  den  Wittelsbaehern  in  Bayern  und  der 
Rheinpfalz/^j  den  Habsburg-ern  in  Österreich,"*)  den  Bis- 
tümern von  Würzburg: ^)  und  Breslau^)  und  in  späterer 
Zeit  auch  von  Herren^)  und  Städten^)  bekannt. 

Was  war  bei  einer  solchen  Entwickluno-  natürlicher. 


Heinrich  von  Mainz  befreit  am  8.  April  dieses  Jahres  die 
Bürg-er  von  Mainz  von  ihrem  Eide,  das  von  Speirer  Juden  ge- 
liehene Kapital  zurückzuzahlen:  Monatsschrift  XII  S.  301/2).  wie 
denn  überhaupt  die  goldne  Bulle  mehr  eine  Bestätigung  als  eine 
Yerleihung  von  Rechten  enthält. 

1)  Siehe  vorige  Note,  ferner  Wiener  S.  121  Xr.  137  (19.  Okt. 
1338):  8tern,  Ruprecht  S.  XVI  (27.  Xov.  1405;. 

■')  Götz  S.  148  (U.  3Iärz  1421)  vgl.  Westd.  Ztschr.  XII 
S.  360. 

■')  Wiener    S.    121  Xr.    135    (11.    Okt.    1338).  ib.  Xr.    136 

{14.  Okt.  1338). 

^)  ib.  S.  222  Xr.  37  (21.  Dez.  1340)  ib.  Xr.  39  (10.  Januar 
1342),  Scherer  I  S.  470  (11.  November  1361),  Wiener  S.  226 
Nr.  66  (11.  Febr.  1362),  ib.  Nr.  67  (3.  März  1362),  ib.  Nr.  68 
<21.  Mai  1362\  ib.  Nr.  70  (7.  .Juni  1363),  ib.  S.  227  Nr.  74  (6.  .Tuli 
1364),  ib.  Nr.  76  (8.  Aprü  1365),  ib.  S.  228  Nr.  82  (20.  Mai  1367), 
ib.  Nr.  84  (23.  Juli  1367),  ib.  S.  229  Nr.  89  (22.  April  1368).  ib. 
Nr.  91  (5.  September  1368)  ib.  Nr.  92  (13.  Okt.  1368),  ib.  Nr.  93 
<18.  Jan.  1369),  Scher  er  I  S.  525  (4.  Sept.  1369),  Wiener  S.  230 
Nr.  95  (17.  Nov.  1370),  ib.  S.  141  Nr.  283  (25.  Nov.  1375),  ib.  S.  232 
Nr.  113  (29.  Aug.  1378),  ib.  S.  233  Nr.  120  (1379  od.  1380),  ib. 
S.  234  nr.  124  (1379  od.  1380),  ib.  S.  232  Nr.  114  (25.  Mai  1379), 
Wolf  S.  239/40  (16.  Okt.  1382),  Wiener  S.  236  Nr.  140  (31  Jan, 
1396),  ib.  S.  237  Nr.  152  (17.  März  1404);  ib.  S.  238  Nr.  155, 
(1.  Feb.  1406),  ib.  S.  241  Nr.  177  (28.  Okt.  1423),  vgl.  ib.  Nr.  178. 

5)  Haenle  S.  214  (Beil.  lYd)  (4.  Jan.  1490). 

6)  Brann  in  S.  99/100  u.  XL  (14.  März  1424). 
')  ib.  S.  91  nt.,  (11.  Jan.  1371). 

«)  Regensburg:  Gemeiner  II  S.  213  (1384),  ib.  S.  265, 
Wiener  S.  153  nr.  347  u.  Reg.  Boic.  X  S.  248  (27.  Aug.  1389). 
Wiener  S.  157  nr.  367  u.  Reg.  Boic.  X  S.  333  (31.  Juli  139oi; 
Breslau:  Braun  III  S.  92  nt,  (14.  März  1421).  ib.  (8.  .luli  1433), 
ib.  (7.  Sept.  1434). 
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als  daß  dieses  früher  nur  in  Ausnahmefällen  zur  An- 
wendung* g-ebrachte  Verfahren  schließlieh  in  den  Aug:en 
d«'r  Fürsten  wie  die  reguläre  Judensteuer  zu  einer  Finanz- 
quelle wurde,  die  sie  ihren  mannigfaltigen  Bedürfnissen 
dienstbar  zu  machen  wußten.  Zunächst  erg-ab  sich  durch 
die  Zersplitterung-  der  Judeng-erechtig-keit  von  selbst  ein 
neuer  Anlaß,  Vermog-enskonfiskationen  vorzunehmen.  War 
es  früher  dem  Könige  als  dem  Alleininhaber  des  Juden- 
regals gleichgültig-  gewesen,  ob  seine  Kammerknechte 
ihren  Wohnort  veränderten,  so  sehen  wir  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  die  Territorialherren  ängstlich 
darüber  wachen,  daß  ihre  Juden  nicht  landesflüchtig 
werden.^)  Die  Freizügigkeit  ist  auf  das  Territorium  be- 
schränkt, wider  Erlaubnis  auswandernde  Steuerobjekte 
verfallen  der  Strafe  der  Vermögenskonfiskation ,  ihre 
außenstehenden  Geldforderungen  werden  niedergeschlagen,- ) 
bisweilen  wird  auch  die  zurückbleibende  Judenschaft  für 
ihre  entwichenen  Mitglieder  haftbar  gemacht.'^)  In  welch 
spekulativer  Weise  jedoch  die  Landesherren  bisweilen  ihr 
Kecht,  Judenschulden  zu  tilgen,  auszunutzen  verstanden, 
das  möge  durch  einige  Beispiele  aus  der  österreichischen 
Geschichte  verdeutlicht  werden. 

In  den  Händen  tatkräftiger  Herzöge  wurden  die 
Schuldenerlasse  zu  einem  vorzüglichen  Mittel,  in  der 
mannigfaltigsten  Weise  die  landesherrliche  Gewalt  zu  er- 
weitern.^)    Am    7.    Juni    1363    stellt  Graf  Nikolaus    von 


')  Vgl.  Müller  S.  19  20. 

^)  Vgl.  Scherer  I  S.  302.  —  Von  solclieu  Erlassen  seien 
erwähnt:  Wiener  S.  226  Nr.  66  (11.  Febr.  1362),  ib.  Xr.  67 
(3.  März  1362),  Wiener  S.  228  Nr.  82  (20.  Mai  1367),  ib.  Nr.  84 
(23.  Jnli  1367),  .Monatsschrift  XII   S.   268    ntjQ   (21.   Aiig-.   1395| 

«)  Wiener  S.  228  Nr.  83  (16.  Jlmi  1367). 

^)  Selbstverständlich  wurde    auch    hier  wie    anderwärts    von 
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Marteiiii^dorf  dem  Herzog"  Kudolf  IV.  einen  Lehnsrevers 
aus  um  die  Feste  Quandorf.  da  der  Herzog-  ihm  behilf- 
lich gewesen  ist.  sieh  von  den  Juden  zu  lösen. ^)  Am 
6.  Juli  1364  geloben  Bruder  Stephan.  Meister  und  die 
Sammung-  des  Hauses  zum  heiligen  Geiste  in  Wien  für 
eine  Schuldledigung  eine  jährliehe  Abgabe  zu  leisten  und 
dem  Herzoge  am  Jahrestage  seines  Todes  eine  Seelen- 
messe lesen  zu  lassen.-)  Am  5.  September  1368  geben 
Fritzel  von  Mangesberg  und  Niklas  von  Gallenberg  den 
Herzögen  Albrecht  III.  und  Leopold  III.  die  Maut  in 
mehreren  Ortschaften  als  Entgelt  für  erfolgte  Schulden- 
ledigung.^)  Am  29.  August  1378  verkaufen  Hensel  und 
Wölfel  von  Stein  dem  Herzog  Leopold  ihre  Feste  Steine 
für  in  Aussicht  gestellte  Tilgung.^)  Auch  als  bewährtes 
Mittel  zur  Belohnung  treuer  Dienste  bewährte  sich  der 
Schuldenerlaß.  So  verspricht  am  8.  April  1365  Friedrich 
Wolfhauer  dem  Herzog  Rudolf  l\.  und  seinen  Brüdern 
den  Dienst  in  den  nächsten  Kriegen  aus  diesem  An- 
lasse.'^) Am  22.  April  1368  bekennen  Albrecht  und  Leopold, 
daß  sie  Kudolf  von  Waltsee  von  Enns  200  f/  geben  sollen, 
100  //,  die  sie  ihm  früher  verschafft  und  100  ^  für  die 
im  Jahre  1368  gegen  Rom  oder  Italien  zu  leistenden 
Kriegsdienste.  Dafür  haben  sie  ihn  mit  seinen  Genossen 
Simon   dem  Fenken    und  Otakar  von  Wolfstein  von  dem 


dem  Schuldnei-,  falls  nichts  anderes  ausbeduug-eii  war,  für  die 
empfang-ene  Gnade  au  seinen  Lediger  eine  Abgabe  bezahlt.  So 
tilgt  Rudolf  IV.  eine  Schuld  am  21.  3Iai  13(32  mit  der  Motivierung- 
„ipanb  er  fid)  bariimb  mit  iiiis  bcridit".  Wiener  S.  226.  Xr.  08). 
vgl.  Scherer  I  S.  378  nt.i. 

^)  Wiener  S.  226  Xr.  70. 

0  ib.  S.  227  Xr.  74. 

■-)  ib.  S.  229  Xr.  91. 

4)  ib.  S.  232  Xr.  113. 

^)  ib.  S.  227  Nr.  76. 
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Juden  Waruch  zu  Linz  um  210  ft  g-eledigt.^)  Januar  1369 
„tötet"  Herzog  Albreeht  fünf  Schuldbriefe  seines  Hof- 
marsehalls Hans  Kneusser  für  g-eleistete  treue  Dienste.^) 
Aus  demselben  Anlaß  wird  am  25.  November  1375  der 
Kanzler,  Bischof  Jörig  von  Passau.  und  sein  Gotteshaus 
auf  des  Bischofs  Lejbzeiten  von  seinen  Geldschulden  be- 
freit.^) 1379  oder  1380  belohnt  derselbe  Herzog*  den 
Albrecht,  den  Hung-uclen,  für  seinen  Schaden  auf  der 
Fahrt  nach  Triest  und  zurück  durch  ein  zweijähriges 
Zwangsmoratorium  bei  seinen  jüdischen  Gläubigern.*) 
Am  1.  Februar  1406  schließlich  gelobt  Herzog-  Wilhelm 
für  sich  und  seinen  Vetter  Albrecht  V.  Zachreis  den 
Haderer,  der  seines  im  Dienste  der  Herzöge  zu  Laa  und 
Drosendorf  erlittenen  Schadens  wegen  Schuldner  der 
Juden  geworden  war,  von  allen  Judenschulden  zu  ledigen.") 
So  war  also  das  Recht  des  Königs,  über  die  Juden  und 
ihr  Eigentum  zu  verfügen,  das  bis  ins  14.  Jahrhundert 
maßvoll  gehandhabt  wurde,  einmal  zur  völligen  Willkür 
ausgeartet  und  zweitens  '  wurde  es  von  zahlreichen 
Territorialgewalten  ebenfalls  geübt  und  ebenfalls  mit 
Willkür. 

Nach  einem  solchen  Entwicklungsgange  scheint  das 
Wenzelsche  Schuldentilgungsgezetz  mit  seinen  bis  ins 
Kleinste  streng  gesetzlich  festgelegten  Bestimmungen  für 
die  jüdischen  Gläubiger  und  die  christlichen  Schuldner 
ganz  aus  dem  Rahmen  aller  früheren  Erlasse  zu  fallen. 
Es  scheint,  als  sei  hier  zum  ersten  Male  der  Versuch  ge- 
wagt, mit  dem  sonst  üblichen  System   der  Beraubung  zu 


1)  Seh  er  er  I  S.  389,  vg-l.   Wiener  S.  229  Nr 
0  Wiener  S.  229  Nr.  93. 
3)  ib.  S.  141  Nr.  283. 
^)  ib.  S.  234  Nr.  124. 
•^)  ib.  S.  238  Nr.  155. 
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brechen  und  auf  g-esetzmäßigem  Wege  die  durch  den 
Wucher  und  die  unentwickelten  Formen  des  Geldverkehrs 
entstandene  Notlage  großer  Kreise  zu  bessern.  In  der 
Tat  würden  wir  mit  NUbling  in  das  Lob  des  groß  an- 
gelegten sozialpolitischen  Königs  einstimmen,  der  durch 
eine  weise  ,. Grundschuldenablösung"  der  zunehmenden 
Verschuldung  zu  steuern  suchte,  falls  uns  über  die  Be- 
ziehungen dieses  Königs  zu  seinen  Kammerknechten  nur 
dieses  eine  Dokument  erhalten  geblieben  wäre.  Allein 
schon  die  Erwägung,  daß  alle  übrigen  uns  bekannten 
Maßnahmen  Wenzels  den  Juden  gegenüber  unverkennbar 
einen  rein  selbstsüchtigen  Charakter  tragen  —  man 
-denke  nur  an  seine  Judenpläne  von  lo83.  seine  Stellung 
im  Nördlinger  Streite  und  besonders  an  die  unzwei- 
deutige Beraubungspolitik,  die  mit  den  neunziger  Jahren 
anhebt  — ,  hätte  zu  größerer  Vorsicht  im  Urteil  mahnen 
müssen.  Den  unwiderleglichen  Beweis  jedoch,  daß  auch 
dieses  Gesetz  kein  Ausfluß  sozialpolitischer  Erwägungen 
ist,  sondern  ebenfalls  in  die  große  Reihe  der  erwähnten 
Beraubungsmaßnahmen  der  früheren  Zeit  gehört,  geben 
uns  die  Nürnberger  Stadtrechnungen. 

Ihre  Bedeutung  für  die  richtige  Interpretation  des 
Gesetzes  hat  zuerst  Hegel  erkannt^),  und  Stern'-)  hat  sie 
durch  vollständigen  Abdruck  zugänglich  gemacht.  Sie 
gestatten  uns  eine  genaue  Einsicht  in  die  Art  und 
Weise,  wie  über  die  den  Juden  abgenommenen  Geld- 
summen verfügt  wurde.  Wir  können  sie  ohne  Bedenken 
unserer  allgemeinen  Betrachtung  zugrunde  legen,  da  das 
Vorgehen  Nürnbergs  gegen  seine  Judenschaft  nicht  einer 
willkürlichen  Auslegung  des  Jieichsgesetzes  entsprang, 
wie  man  annehmen    könnte,    sondern  auf  Grund    von  für 

')  St.  Chr.  I.  S.  120  ff. 

2)  D.  isr.  Bev.  der  deutscheu  Städte  III.  Heft  (Xürnberg). 
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alle  Mitglieder  bindenden  Bundesbeschlüssen  erfolgte,  wie 
dies  eben  diesen  Akten  zu  entnehmen  ist:  05  l^abeu  voxbcv 
xcd)cnt  I)cr  . ,  .  aüc^  6a5  yolt,  6a5  uns  6ie  J^^^'^^  ^ebeu 
l}abcn  unb  ba^  bcv  ftat  ron  in  ^ODallen  tft,  bo  fie  ^cmaiu 
ftcte  angriffen  feria  6  poft  Diti  anno  85,  a  1 5  6  c  5  c^  e  in  a  i  n 
ft  c  t  e  5  u  rat  ir  a  v  c  ii  n^  0  r  6  c  n  .  .  .^)  Auch  U 1  m  a  n 
Stromer  berichtet  darum:  2lnno  öomini  \585  5o  rt)ur5en 
b'x  iuben  l}i  5U  nunnbery  CsCüanc^cn  unb  auf  benfelben  tag 
in  Srrobon  in  allen  rcid^ftcttcn."-) 

Als  ein  ursprUng:lich  rein  privates  Abkommen  zwischen 
zwei  interessierten  Parteien  charakterisiert  sich  demnach 
der  königliche  Erlaß.  Kraft  königlicher  Autorität  war 
zwar  die  Yertragsurkunde  zum  Keichsgesetz  geworden,^) 
das  König  und  Reich  garantierten^)  und  auf  dessen  Über- 
tretung die  Keichsacht  stand.'^)  allein  das  diente  nur  als 
Mittel,  um  dem  Abkommen  unbedingte  Anerkennung  zu 
verschaffen,  sein  Vertragscharakter  blieb  hierdurch  gänz- 
lich unberührt.  Die  A'orteile.  die  Wenzel  aus  dem  ganzen 
Handel  zog,  waren  verhältnismäßig  gering.  Gegen  Zu- 
sicherung der  halben  Judensteuer  von  Lichtmeß  1388  an 
in  sämtlichen  Reichsstädten,  sofern  nicht  Sonderprivilegien 
dem  widersprächen,'^)  und  gegen  eine  Abfindungssumme 
von  40000  g.,    die  ihm.    falls  er  nicht  anderweitige  Ver- 


')  ^t.  rhr.  1  .^.  253. 

•-)  St.  Chr.  I.  S.  25. 

■^)  Vahlen.  Der  deutsche  Reichstag  nuter  König  Wenzel, S.  12 
behauptet  daher  zu  viel,  wenn  er  sagt,  die  .JndenschuldeDtilgung 
von  1385  sei  auch  ohne  Reichsgesetz  zum  Anstrag  gebracht  worden. 
Es  war  eben  die  Vertragsurkunde,  die  durch  den  König,  der 
durchaus  nicht  an  ständiges  ]\^itwirken  der  Reichsstände  gebunden 
Tvar,  Reichsgesetz   wurde,    vgl.  auch  die  beiden  folgenden  Noten. 

-)  Siehe  art.  VI,  VII,  IX,  XI. 

■■)  Siehe  art.  XT. 

^)  art.  XII. 
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fii^"uiig:eii  träfe,  von  dem  ersten  Üüssig-en  Gelde  zu  ent- 
richten war/)  ließ  er  den  Städten  den  Löwenanteil  am 
Raube. 

Die  gewaltigen  Vorteile,  welche  den  Bundesstädten 
aus  diesem  Abkommen  erwuchsen,  lassen  sich  aus  den 
Vertragsartikeln  nicht  ohne  weiteres  ersehen. 

Der  Wortlaut  des  Abkommens  räumt  den  städtischen 
Judenschuldnern .  abgesehen  von  einem  günstigeren 
Zahluno'stermine .     dieselben    Rechte    und    Pflichten     wie 


1)  art.  I.  —  Wir  seheu  deuu  aiith  seine  Räte  recht  bald  mit 
ZabluDgsbefehleu  au  die  Städte  herantreten :  am  9.  Juli  fordert 
Lutz  von  Laudau  4000  g. ,  am  selbeu  Tage  JohannvonLeuchten- 
berg-  d.  Ä.  3000  g.,  am  16.  Jobanu  'von  Leuchtenberg 
1100  Schock  große  Prager  Groschen;  am  17.  Bischof  Nikolaus 
von  Konstanz,  Johann  von  Leuchtenberu-,  Heinrich  von 
der  Tuben  3000  g.,  am  15.  Oktober  Gerlach  von  Hobenlohe 
4300  g.  (E.  A.  I  Xr.  275  art.  1—6).  In  den  Urkunden auszügen 
von  Lindau  S.  41  nt.,,  (Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Bodensees  III)  wird 
noch  eines  siebenlen  Zahlungsbefehls,  den  Wilhelm  von  Frauen - 
berg  zum  Hag  um  700  g-.  überbringt,  Erwähnung  getan.  Sicherlich 
wurden  ihrer  noch  mehrere  ausgestellt,  da  die  Gesamtsumme  der 
sieben  erwähnten  erst  23587  g.  beträgt.  Es  folgte  auch  bald  die  Be- 
zahlung- seitens  der  Städte.  Vier  der  genannten  Forderungen 
beglich  Nürnberg  allein,  über  drei  Zahlungen  haben  wir  noch  die 
Quittungen  (R.  A.  I  Nr.  276  art.  1—3),  jedoch  finden  sich  alle 
vier  als  bezahlt  vermerkt  in  der  Nürnberger  Spezialrechnung  über 
die  Judenschulden  (Stern,  D.  isr.  Bev.  III,  S.  255).  Je  eine 
weitere  Forderung  wurde  dann,  wie  die  Quittungen  beweisen,  von 
Ulm  und  Rotenburg  beglichen  (R.  A.  I  Nr.  276  art.  4—5).  Für  die 
siebente  Forderang,  die  des  Frauenbergers,  ist  die  entsprechemle 
Effektivquittung  nicht  nachzuweisen.  Dagegen  sind  uns  drei  hierher 
zu  beziehende  Teilzahlungsquittungen  erhalten  (R.  A.  I.  S.  504 
Z.  50a  f.^  s.  505  Z.  26a  f.  u.  Z.  50a  f. ),  von  ihnen  ist  die  vom  22.  Sept. 
1366  datierte  darum  eiwähnenswert,  weil  sie  uns  einen  achten 
Zahlungsbefehl,  den  der  Burggraf  Friedrich  um  6800  g.  zu 
überbringen  hatte,  vermuten  läßt  (R.  A.  I.  S.  505  Z.  50»  f.). 

4* 
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allen  andern  Schuldnern  ein.  ja  belastet  die  Städte  sogar 
mit  dem  gewiß  nicht  angenehmen  Pfand-  und  Schulden- 
regulierungsverfahren. Man  müßte  sich  mit  Recht  über 
das  Interesse  wundern,  welches  der  Bund  durch  die 
vielen  mit  Wenzel  heimlich  gepflogenen  Verhandlungen 
in  der  Judenangelegenheit  bekundete,  wenn  sein  Vorteil 
beim  Vertragsschluß  so  überaus  gering  sein  sollte.  Ein 
richtiges  Urteil  über  diese  Verhältnisse  gewinnen  wir 
erst  mit  Hilfe  des  wertvollen  Nürnberger  Aktenmaterials. 
Dies  hat  schon,  wie  erwähnt,  Hegel  erkannt.  Eine  ge- 
naue Darlegung  der  Art  und  Weise,  wie  die  Vertrags- 
punkte in  Nürnberg  zur  Ausführung  gelangten,  gibt  darum 
den  besten  Kommentar  dafür  ab.  wie  man  den  Vertrag 
aufgefaßt  wissen  wollte. 

Am  16.  Juni  wurde  das  Verfahren  planmäßig  in  den 
Bundesstädten  eröffnet.  Man  nahm  sämtliche  Juden  gefangen, 
in  Nürnberg,  wie  uns  Ulm  an  Stromer  berichtet,^)  mit  der 
feinsinnigen  Unterscheidung,  daß  man  die  Reichen  auf 
der  Burg  in  Haft  nahm,  während  die  Armen  mit  dem 
Keller  neben  dem  Rathause  vorlieb  nehmen  mußten. 
Burg.  Tore  wie  Judenhäuser  wurden  von  Rats  wegen 
bewacht,  um  jegliches  Entweichen  zu  verhindern.-)  Auch 
sandte  man  sofort  Boten  nach  Venedig,  wahrscheinlich, 
um,  wie  es  auch  1390  geschah,^)  den  Juden  die  Mög- 
lichkeit zu  nehmen,  eventuell  dort  ihre  Forderungen  an 
Nürnberger  Bürger  späterhin  realisieren  zu  können. '^) 

Ihre  Schuldbriefe  und  Pfänder  nahm  die  Stadt  vor- 
läufig in  Beschlag.  Das  waren  alles  Maßnahmen,  die 
sich  mit  Notwendigkeit    aus  der  Übernahme   des  Schuld- 


1)  St.  Chr.  I.  S.  25. 

2)  ib.  S.  123  nt.i. 

^)  Siehe  im  folgenden,  cap,  V. 
^)  St.  Chr.  I  S.  123  nt.i. 


regalieruiigso-eschäftes  durch  die  Städte  ergeben  mutUeii. 
Dem  Wortlaute  des  Vertrages  gemäß  hätte  man  nun  un- 
bedingt erwarten  müssen,  daß  nach  dieser  allgemeinen 
Aufnahme  der  Außenstände  die  Juden  unbehelligt  aus 
ihrer  Halt  entlassen  würden  und  die  Stadt  dafür  Sorge 
trug,  daß  ihnen  die  reduzierten  Schuldsummen  ausgezahlt 
würden;  besagte  doch  Art.  11  des  Erlasses  ausdrücklich, 
daß  das  Kapital  an  die  Juden  gezahlt  werden  solle,  und 
auch  der  Art.  111  bestimmte  darum,  daß  der  Schuldner 
der  Stadt,  in  der  die  Juden  wohnten,  die  Schuld  ver- 
sichern solle.  So  leichten  Kaufes  sollten  jedoch  die  Juden 
ihre  Freiheit  nicht  wieder  erhalten.  Der  Kat  trat  viel- 
mehr recht  bald  mit  seinen  Gefangenen  in  Verhandlungen, 
und  zwar  führte  er  sie  mit  jedem  jüdischen  Kapitalisten 
gesondert. M  Nur  gegen  seine  Einwilligung,  sich  eine 
nach  \'erhältnis  seiner  Außenstände  normierte  Pauschal- 
summe abziehen  zu  lassen,  wurde  er  aus  der  Haft  ent- 
lassen. In  Nürnberg  schloß  man  29  solche  Verträge  ab, 
die  der  Stadt  eine  Einnahme  von  80  986  g.  in  Aussicht 
stellten.  Über  die  Hälfte  dieser  Summe  hatten  die  drei 
großen  Banken  des  Jekel  von  Ulm,  der  Witwe  des  Kapp 
und  des  Meier  von  Erfurt  zu  begleichen.  Es  hat  dem- 
nach den  Anschein,  als  hätten  wir  es  hier  mit  einem  un- 
überbrückbaren Widerspruche  zwischen  den  Paragraphen 
des  Gesetzes  und  seiner  Ausführung  zu  tun.  Durch  offnen 
Bruch  oder  kluge  Umgehung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
scheint  der  einzelne  Stadtrat  das  ihm  zugestandene  Schuld- 
regulierungsamt in  selbstsüchtiger  Absicht  mißbraucht  zu 
haben.  Keines  von  beiden  ist  jedoch  der  Fall.  Das  Vor- 
gehen der  Städte  gegen  ihre  Judenschaft  verstieß  viel- 
inehr    in    keinem  Punkte    a-egen   den  Sinn    und  Wortlaut 


')  St.  Chr.  L  S.  122  3  uml  Stern  D.  isr.  Bev.  III.  S.  253^4. 
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des  köiüg'lichen  Erlasses.  Das  Verdienstlichste  an  der 
Heg-elschen  Untersuchung-  besteht  darin,  den  Nachweis 
hierfür  erbracht  zu  haben.  Da  der  Könis;-  als  der  alleinig-e 
Inhaber  des  Judenreg-als  in  den  schwäbischen  Reichs- 
städten nur  den  Erlaß  eines  Viertels  und  keine  Annullierung* 
der  Judenschulden  verkündet  hatte,  so  mußten,  wollte  man 
sich  nicht  eines  Kechtsbruches  schuldig-  machen,  die 
Oläubigerrechte  der  Juden  an  der  restierenden  SchukU 
summe  g-ewahrt  bleiben.  Avie  dies  denn  auch  in  aller  Form 
in  Art.  II  ausg-esprochen  ist. 

Allein  diese  Bestimmung  wurde  indirekt  sofort  wieder 
aufgehoben  durch  einen  andern  Artikel  desselben  Erlasses, 
den  Art.  IX.  der  unter  der  Maske  g-roßer  Harmlosigkeit 
dem  Bunde  die  weitgehendsten  Zugeständnisse  einräumt. 
Er  lautet  in  ung-ekürzter  Form:  IPir  IPen^lan?  .  .  .  be= 
fenncn  ...  ba^  w'w  b'ie  obengenanten  unfer  unb  6e5  rii^cs 
ftette  alle  gemainlid?  unb  ir  ie^lid^u  befunber  unib  alles 
bas,  bes  fu  bei*  obc^enanten  J^i^^'^^  unfer  :amerfnei)tc 
bis  uff  bife  5ett  genoffen  t^ant  ober  Irinnen  bis  uf  unfer 
frorpen  tag  lid)tnieffe  ber  fd)ieroft  foniet  unb  bannen 
über  5tt)ai  gan^u  jare  bie  nediften  r?on  be^  geltes  tregen, 
bas  fu  uns  oon  unfern  juben  gefdiaffet  l^aben,  nieffeu 
tperben  ane  geperbe,  in  unfer  unb  be5  rid)es  l^ulbe  ge= 
nomen.^)  Damit  war  den  einzelnen  Stadträten  das  un- 
beschränkte Verfüg-ung'srecht  über  die  jüdischen  Außen- 
stände eingeräumt,  denn  nun  lag-  es,  wie  uns  eben  jene 
Nürnberg-er  Verträg-e  beweisen,  in  der  Macht  einer  jeden 
Stadt,  sich  von  dem  einzelnen  jüdischen  Kapitalisten,  g-e- 
stützt  auf  das  Keichsg;esetz.  eine  Pauschalsumme  bewillig-en 
zu  lassen,  die  seinen  ihm  rechtlich  zustehenden  Außen- 
ständen ung-efähr  entsprach.     Es  kamen  somit  tatsächlich 

')  R.  A.  I  Nr.  273. 


die  reduzierten  Außenstände  der  Juden  in  den  Besitz  der 
•einzelnen  Bundesstädte,  und  die  Juden  gingen  so  gut  wie 
leer  aus.  Das  offenbare  Versteekenspielen,  das  in 
diesem  \'ertrage  getrieben  wird,  muß  auffallen.  Es 
erscheint  uns  jedoch  unschwer  zu  erkennen,  welche  Er- 
wägungen die  ^'ertragsschließenden  dabei  geleitet  haben 
mögen,  gerade  diese  Form  der  Schuldregulierung  zu 
wählen.  Daß  es  sich  hierbei  nicht  um  irgendwelche 
Rücksichten  handelte,  die  man  auf  die  Judenheit  nahm, 
leuchtet  ohne  weiteres  ein;  war  man  doch  schon  seit 
Jahren  daran  gewöhnt,  dieser  Bevölkerungsklasse  gegen- 
über sich  keiner  noch  so  willkürlichen  Handlungsweise 
zu  schämen.  Aber  auch  der  König,  obwohl  er  als  der 
intellektuelle  Urheber  der  ganzen  Aktion  dieselbe  wegen 
des  für  ihn  abfallenden  Gewinnstes  aufs  eifrigste  förderte, 
trägt  für  diese  Fassung  des  Gesetzes  kaum  eine  andere 
Verantwortung  als  die  der  Veröffentlichung.  Sein  Inter- 
esse —  daran  ist  wohl  nicht  zu  zweifeln  —  konzentrierte 
sich  bei  den  Verhandlungen  auf  die  genaue  Fixierung 
der  an  ihn  abzuführenden  Summe.  Zur  P^rreichung  dieses 
Zweckes  wäre  ein  derartig  komplizierter  Gesetzentwurf 
nicht  erforderlich  gewesen,  ein  einfacher  Schulderlaü 
hätte  denselben  Dienst  getan.  Der  König  kann  also  nicht 
als  Schöpfer  desselben  gelten,  es  fällt  demnach  die  Autor- 
schaft dem  Bunde  zu.  und  er  ist  geradezu  als  ein  Meister- 
werk städtischer  Diplomatie  zu  bezeichnen.  Die  Städte 
hätten  nach  der  Lage  der  Dinge  Wenzel  vermutlich  leicht 
zn  einem  vollständigen  Schulderlaß  bewegen  können. 
Wenn  sie  das  nicht  versuchten,  so  hatten  sie  ihre  guten 
Gründe  dafür.  Sie  waren  eben  zu  gute  Rechner,  um 
sich  darüber  zu  täuschen,  daß  ein  allgemeiner  Schuld- 
-erlaß  mehr  nachteilig  als  vorteilhaft  auf  ihre  Finanzen 
wirken  mußte;    denn    ein    solches  Gesetz  wäre    in  erster 
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Linie  g-erade  den  Feinden  des  Bürgertums,  dem  am  meisten 
verschuldeten  Herren-  und  Fürstenstande,  zugute  gekommen. 
Diesem  wollte  der  Bund  jedoch  ebensowenig  aufhelfen^ 
wie  ihm  an  der  vollständigen  Zugrunderichtung  seiner 
besten  städtischen  Einnahmequelle,  dem  Judenzinse.  ge- 
legen war.  Andererseits  konnte  er  sich  unmöglich  mit 
dem  Vorteile  der  Schuldreduktion  allein  zufrieden  geben, 
dessen  doch  naturgemäß  alle  Stände  ohne  Unterschied 
teilhaftig  werden  mußten,  Avährend  der  königliche  Partner 
reichen  Gewinn  aus  den  Verhandlungen  zog.  Aus  solchen 
Erwägungen  heraus  entsprang  sicherlich  in  einem  städti- 
schen Kopfe  ein  treffliches  Auskunftsmittel:  Gewährung- 
der  Schuldreduktion  an  die  Allgemeinheit  und  außerdem 
für  die  Bundesglieder  insbesondere  die  unumschränkte 
Vollmachtsorder,  mit  ihrer  Judenschaft  nach  Gutdünken 
zu  verfahren.  Die  Gewährung  dieses  Vorrechts  mag  darum 
alle  Bedenken  des  Bundes  gegen  den  Vertrag  zerstreut 
haben,  denn  er  hatte  durch  dasselbe  allerdings  ein  mehr 
als  gleichwertiges  Äquivalent  gegenüber  dem  Könige  und 
eine  bei  weitem  günstigere  Position  als  der  Adel  erhalten. 
Durch  eine  Reihe  von  Nebenbestimmungen,  die  man  als 
Konseqnenzen  dieser  Vollmachtsorder  auffassen  kann, 
wurde  sie  sogar  geradezu  zu  einer  Kampfeswaffe  gegen 
den  Adel. 

Hier  ist  in  erster  Linie  die  Übertragung  des  ge- 
samten Pfand-  und  Schuldregulierungsgeschäftes  an  die 
Städte  zu  nennen,  eine  Bürde,  die  wohl  ohne  diese  Voll- 
machtsorder der  Bund  schwerlich  auf  seine  Schultern  ge- 
nommen hätte. 

Erst  das  Übergehen  der  jüdischen  Außenstände  in 
städtische  Hand  mußte  den  Städten  die  Leitung  desselben 
begehrenswert,  ja  notwendig  erscheinen  lassen.  Nur  wenn 
kraft    könidicher   Vollmacht    die    Autorität    des    Bundes 
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bzw.  des  einzelnen  Stadtrates  hinter  den  Forderungeit 
stand,  war  ein  wirkliches  Rentieren  des  Unternehmens 
gesichert.  Denn  nur  in  diesem  Falle  würde  der  ver- 
schuldete Adel  sich  zur  Zahlung-  bequemen,  mußte  ihm 
doch  ein  völliges  Einlösen  seiner  Schuldverpflichtungen 
als  eine  ganz  ungeheure  Zumutung  erscheinen.  Er  war  ge- 
wöhnt, dem  jüdischen  Geldleiher  in  wöchentlichen  oder 
monatlichen  Raten  jahraus,  jahrein  die  hohen  Wucher- 
zinsen zu  zahlen,  zwar  ein  recht  ungesunder  Zustand,  da 
durch  unpünktliche  Zahlungen,  Zahlungsschwierigkeiten 
oder  I^nglücksfälle  die  Zins  auf  Zins  anwachsende 
Schuldenlast  ihn  leicht  zu  Besitzentäußerangen  zwingen 
mußte,  allein  für  den  Augenblick  traf  den  Adel  die  Zu- 
mutung, plötzlich  glatten  Tisch  zu  machen,  trotz  des  Vor- 
teiles der  Schuldermäßigung,  viel  schwerer.  Es  war  da- 
her vorauszusehen,  daß  sich  auch  so  noch  Schwierigkeiten 
in  Hülle  und  Fülle  ergeben  würden.  Allein  gerade  in 
der  Ausbeutung  der  bedrängten  Lage  des  Landadels  lag 
eben  etwas  Verlockendes  für  die  Städte.  Es  hatte  daher 
gleichfalls  seine  triftigen  Gründe,  weshalb  gerade  dem 
Lande  in  dem  königlichen  Privilege  der  ^'orteil  längerer 
Stundung  über  den  2.  Februar  1388  hinaus  versagt 
wurde. 

Es  war  dies  nichts  anderes  als  eine  neue  Kon- 
zession, die  den  nach  Besitz-  und  Machterweiterung 
strebenden  Städten  gemacht  wurde.  Der  ländliche  Schuldner 
war  hiermit  nach  Ablauf  der  genannten  Frist  gänzlich 
der  Gnade  oder  Ungnade  der  einzelnen  Bundesstadt  aus- 
geliefert, denn  dieser  stand  nach  dem  strengen  Wortlaute 
des  Vertrages  ohne  weiteres  der  Weg  des  Exekutiv- 
verfahrens oÖen.  Alle  ferneren  Aufschubsbewilligungeu 
wurden  darum  zu  Vergünstigungen  und  Gefälligkeiten, 
die    man    nicht    hoch  genug  mit  Gold    aufwiegen  koimte. 
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Doch  ehe  wir  an  der  Hand  des  Nürnberg-er  Akteii- 
materials  daran  g-ehen^  die  Entwicl^lang'  zu  verfolgen,  die 
diese  Ding-e  im  einzelnen  in  jener  Stadt  nahmen,  mög-e 
eine  neuere,  des  öfteren  schon  erwähnte  Behandlung  der 
Judenschuldentilgungen  ihre  kritische  Beleuchtung  finden, 
wir  meinen  das  Werk  des  Ulmer  Wirtschaftshistorikers 
Eugen  Nübling,  „Die  Judengemeinden  des  Mittelalters, 
insbesondere  die  Judengemeinde  der  Reichsstadt  Ulm. 
p]in  Beitrag  zur  deutscJien  Städte-  und  Wirtschafts- 
geschichte, IHm  1896^'.  Der  Verfasser  gibt  selbst  in 
dem  Vorworte^)  als  Zweck  seines  Werkes  an,  die  durch 
neuere  Forschungen  überholten  Arbeiten  über  mittelalter- 
liche Judengeschichte  durch  eine  auf  der  Höhe  der  wissen- 
schaftlichen Forschung  stehende  Arbeit  zu  ersetzen. 
Diesen  überholten  Arbeiten  zählt  er  unter  anderen  auch 
die  Hegeische  Untersuchung  über  die  Judenschulden- 
tilgungen zu.  Die  Darlegung  seiner  Auffassung  dieser 
Verhältnisse  bildet  darum  naturgemäß  eines  der  wichtigsten 
Kapitel  des  Buches.  Nach  seiner  Meinung  ist  das  ganze 
Gesetz  ein  Ausfluß  der  Staatsweisheit  eines  sozial  denken- 
den Herrschers,  der  eine  allgemeine  \'erschuldung  seines 
Volkes  zu  hindern  sucht.  Niemandem  wird  durch  das- 
selbe unrecht  getan,  außer  daß  die  Juden  zur  Strafe  für 
ihren  Wucher  um  ein  Vierteil  ihrer  Außenstände  gekürzt 
werden.  Es  ist  unrichtig,  die  an  den  König  zu  zahlende 
Summe  als  von  den  Juden  erpreßt  hinzustellen.  Es  sind 
dies  vielmehr  Gelder,  welche  das  Reich  behufs  Neuord- 
nung des  Judenregales  für  Einlösung  verpfändeter  Juden- 
steuern bedurfte  und  als  Zwangsdarlehen  von  den  Juden 
erheben  ließ,  denen  dafür  wieder  zweijährige  Steuerfrei- 
heit gewährt  wurde.     Es  ist   zweitens  unrichtig,    daß  die 

')  S.  IX. 
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Städte  sich  an  den  durch  sie  einkassierten  Siimiiien  be- 
reicherten, sie  waren  vielmehr  nur  des  Königs  uneig-en- 
nützigste  Helfershelfer  bei  der  Durchführung  des  ,, groß- 
artigen Abrechnungsgeschäftes".  Dieses  gestaltete  sich 
demnach  folgendermaßen:  ..Die  verschuldeten  Edel- 
leute  usw.  zahlten  ihre  Schulden  bei  den  Städtejuden 
heim,  die  Städte  benutzten  dieses  Geld,  soweit  sie  es 
hierzu  bedurften,  dazu,  der  Reichskammer  ihre  ver- 
pfändeten Judensteuern  einzulösen  (gemeint  sind  die  an 
den  König  zu  zahlenden  40  000  Gulden),  und  die  Reichs- 
kammer entband  dafür  die  Städtejuden  nach  der 
Tilgung  aller  seitherigen  Steuerverpflichtungen  gegen 
das  Reich  und  versprach,  sich  in  alle  weitere  Zukunft 
mit  der  Hälfte  der  von  den  Städten  seither  erhobenen 
Judensteuern  und  der  althergebrachten  Reichsjudenkopf- 
steuer, dem  Opferpfennig,  zu  begnüp-  n  So  stand  den 
Forderungen  der  Juden  an  die  Städte  für  ihre 
ausgelieferten  l^fandbriefe  die  Forderung  der  Städte  an 
die  Juden  für  deren  eingelöste  Judensteuern  gegenüber, 
und  der  zugunsten  der  Juden  sich  ergebende  Saldo 
w^urde  in  der  Art  ausgeglichen,  daß  die  Städte  den  Juden 
ihre  Hauszinsen  und  Steuergefälle  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  erließen.-^)  Es  ist,  wie  man  sieht,  ein  lückenlos 
festgefügtes  System,  das  Xübling  hier  vor  unsern  Augen 
entstehen  läßt.  Leider  ist  es  aber  auch  nichts  mehr 
als  eine  Konstruktion  des  Autors.  Es  ist  bezeichnend, 
daß  er  in  dem  spezielleren  Teile  (S.  3741!'.)  den  Beweis 
für  seine  Behauptung  so  gut  wie  gar  nicht  angetreten 
hat.  In  dem  allgemeineren  Teile  (S.  LXXVH)  versucht 
er  zwar  seine  These  zu  beweisen,  allein  der  Beweis  ist 
übel  bestellt.    Er  schreibt  dort:   ..Daß  das  Gesetz  von  1885 


')  S.  LXXVI  imd  VII. 
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keine  Jiulenberaubung'  war,  erhellt  z.  B.  (!)  aus  den 
Nachrichten  über  die  Herren  von  Hornstein  in  Bußmanns- 
hausen  bei  Ulm.  Der  Ritter  Mag-nus  von  Hornstein  w^ar 
dem  Juden  Moses  in  Ulm  die  Summe  von  400  Goldg-ulden 
schuldig-  gewesen  und  hatte  diese  auf  Grund  des  Reichs- 
gesetzes im  Jahre  1385  diesem  Juden  unter  Abzug  von 
25  vom  Hundert  bei  Häller  und  Pfennig  bis  auf  37  Gulden 
heimbezahlt,  welche  im  Rückstände  blieben.  Das  Geld 
hierfür  hatten  ihm  die  Stadt  Ulm  und  der  reiche  Ulmer 
Geschlechter  Ritter  Heinrich  Kaib  gegen  Pfandsicherheit 
auf  die  Hornsteinschen  Festen  und  Dörfer  vorgestreckt, 
dem  er  es  noch  im  Jahre  1393  nach  der  Judenschulden- 
tilgung schuldig  war.-'  Diese  Nachricht  kann  jedoch, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  sie.  weil  ohne  Quellenangabe  (!), 
unkontrollierbar  ist,  nicht  als  Beweis  gelten,  weil  wir  es 
hier  mit  einer  Schuldforderung  eines  Ulmer  Geschlechters 
an  einen  verschuldeten  Ritter,  also  mit  einer  dem  Juden- 
schuldengesetze von  1385  gar  nicht  mehr  unterliegenden 
Schuld  zu  tun  haben.  Die  Notiz  ist  jedoch  nicht  nur  für 
die  vorliegende  Frage  belanglos,  sondern  an  sich  in  der 
mitgeteilten  Form  unwahrscheinlich.  Zu  Recht  bestehende 
Schuldforderungen  eines  jüdischen  Gläubigers  aus  einer 
früheren  Zeit  wie  1390,  wie  man  sie  aus  der  restierenden 
Schuldsumme  von  37  Gulden  schließen  könnte,  sind  für 
das  Jahr  1393  eine  Unmöglichkeit,  denn  alle  diese  Scheine 
hätten  durch  die  neuen  Judenschuldengesetze  der  neunziger 
Jahre  mit  ihrer  deutlich  ausgesprochenen  Annullierung- 
sämtlicher  bei  Juden  eingegangenen  Zahlungsverbindlich- 
keiten ihre  Gültigkeit  damals  längst  schon  verloren.  In 
dem  Vertrage  selbst  findet  sich  ebensowenig  ein  Stütz- 
punkt für  die  Nüblingsche  These,  daß  der  König  die 
40000  Gulden  zur  Auslösung  der  Reichsjudenpfandschaften 
verwendet  habe  oder  auch  nur  zu  verwenden  beabsichtigte.. 
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Der  Artikel  I  des  Statutes  besagt  darüber  nichts, 
die  hier  vorgesehene  direkte  Barzahlung  an  den  König 
macht  im  Gegenteil  eine  solche  Absicht  recht  unwahr- 
scheinlich. Es  wäre  zum  mindesten  höchst  unpraktisch 
gehandelt,  wenn  man  königlicherseits,  statt  auch  die  Aus- 
zahlung dieser  Summen  an  die  betretfenden  Pfandherren 
des  Judenregales  durch  die  Städte  besorgen  zu  lassen, 
hier  den  umständlichen  Weg  durch  Vermittlung  der  könig- 
lichen Kammer  gewählt  hätte,  der  noch  dazu  der  un- 
gewöhnlichere war.  da  es  schon  seit  Jahren  fast  zur 
stehenden  Kegel  für  diese  Kammer  geworden  war,  nicht 
direkte  Geldzahlungen  zu  leisten,  sondern  durch  An- 
weisungen auf  Reichseinkünfte  zu  bezahlen.  Nübling 
hat  also  mit  seinen  Ausführungen  den  Beweis  für  den 
sozialpolitischen  Charakter  des  königlichen  Erlasses 
nicht  erbracht,  er  hätte  ihn  auch  niemals  erbringen 
können,  da  sein  Hauptargument,  der  König  habe  die 
40  000  Gulden  zur  Neuordnung  des  Judenregales  ver- 
wandt, durch  unumstößliche  Tatsachen  widerlegt  wird- 
Es  ist  zu  verw^undern,  wie  dem  Verfasser  alle  Angaben 
der  Weizsäckerschen  wie  Sternschen  Aktenpublikationen 
entgehen  konnten,  die  über  die  Art  und  Weise  berichten, 
wie  der  König  über  die  von  Nürnberg  zu  entrichtende 
Quote  von  15  000  Gulden  an  den  40000  Gulden  verfügte. 
Sie  mögen  ohne  jeden  Kommentar  für  sich  selbst  sprechen: 
Am  29.  August  1385  bescheinigt  Nvclas  von  Wentelstein 
der  Stadt  Nürnberg  den  Empfang  einer  Ratenzahlung  von 
1000  Gulden  an  den  3000  Gulden,  die  König  Wenzel 
drei  genannten  königlichen  Räten  zu  ihnen  5U  5cruni3  c,cn 
Camparten  (Lombardei)  geschickt  hatte.')  Mit  derselben 
Motivierung  findet  sich  dieser  ganze  Posten  von  3000  Gulden 

1)  R.  A.  I  S.  505  Z.  28^^  f. 
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auch  uDter  den  cyovbiimriis  der  Xürnberg-er  Spezialrech- 
nung:  eing-etrag:en.  Er  wie  die  fünf  hier  folg-enden  Posten 
lauten: 

€ror6inariis:  Prinio  fo  Ijabcn  w'iv  aw^g^ehcn  an  ben 
15000  c;uI6cin,  6ie  iv'w  unfonn  l7crren  .  .  .  beni  funig 
von  6er  J^^^'^^  tütVson  fd}uI6tC)  bclibcn,  als  l)ernacf^= 
$cfd)riben  ftet: 

U  Jtoni  5uni  crfton  l)abcn  ir>ir  Csobcn  bcnx  byffd^of 
3U  (Loftnicj,  bern  jobanfen  bcm  alten  lantgrafen  un6  l^ern 
I^einrid}  von  bcv  Cuben  5000  gulbein,  Mc  in  unfer  I)crre 
ber  funia  5U  uns  aefditift  bet  5U  5eruny  uff  bte  Part 
g,cn  €aniparten,  barunib  w'w  unfers  b^'i^i^^''^  bes  funicsS  unö 
ir  quitan^en  hfabcn  (vg-1.  R.  A.  I.  Nr.  276  Art.  1). 

2.  3^^'^"*^  bebintus  l)ern  I^einricb  von  6er  Cuben  iteruni 
]iOOO  aulbcin,  bie  im  bie  ftet  5U  ratfcba^  l)ieffen  aeben, 
recepit  Jobs  Ce^el  unb  l?at  9efproi)en  für  bie  quitanl^on 
(yg-1.  ib.  S.  496  Z.  :}8  b  f.). 

5.  Jteni  bebinius  400  aulbein  in  bie  fanl^Iey  untb  bie 
brief  über  bie  niun^  unb  von  ber  juben  auv^en. 

4.  3teni  bebimus  beni  jungen  lantgrafen  \  \00  fd)of 
bel)enüfcber  gro55,  bie  l:)abcn  rr>ir  mit  im  angeflagen  unb 
gerecbent,  ba5  bie  mad)en  5587  gulbein,  unb  I^aben  bor= 
umb  unfers  l^erren  bes  funigs  unb  fein  quitan^en  (vg"l. 
ib.  Xr.  276  Art.  2). 

5.  3^^^^^  bebimus  bern  €u^en  r»on  Canban?  4000  gulbein 
unb  baben  borumb  unfers  berren  .  ♦  .  be5  funigs  unb 
fein  quitan^en  (vg-1.  ib.  Art.  3). 

6.  3^^^'^^^  bebimus  bem  alten  lantgrafen  5000  gulbein 
unb  n:^ir  baben  borumb  unferes  berren  be5  funigs  unb 
fein  quitan^en.^) 

Das  ung'estörte  Verfügungsreeht  über  die  dem  König-e 


1)  Steru  ci.  isr.  Bev.  III  S.  255  art.  3. 
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zu^-ebillig-ten  40000  Gulden  steht  also  außer  Frage.  WMr 
sehen  sie  zu  allerlei  andern  Zwecken,  nur  nicht  zur  Ein- 
lösung- der  Reichsjudenpfandschaften  ihre  Verwendung- 
finden. Damit  fällt  jedoch  das  ganze  auf  der  Annahme 
einer  Sozialreform  aufgebaute  System  Xüblings  wie  ein 
Kartenhaus  zusammen.  Auf  alle  einzelnen  aus  diesem 
Grundirrtume  resultierenden  falschen  Vermutungen  hier 
im  Zusammenhange  näher  einzugehen  erübrigt  sich,  zumal 
die  wichtigsten,  wie  die  Verkennung-  des  Art.  IX  in  seiner 
Bedeutung-  als  Vollmachtsorder,  schon  im  vorangegangenen, 
andere  Mißverständnisse,  soweit  es  erforderlich,  noch  im 
weiteren  Verlauf  der  Untersuchung  ihre  Berichtigung 
finden  werden. 


m.  Die  Kegelimg  der  ersten  Jmleii- 
sclmldentilguiig. 

Verfolgen  wir  nun  im  einzelnen  den  Verlauf,  den 
diese  Finanzaktion  zu  Nürnberg  nahm. 

Hier  hatte  man  zwei  angesehene  Geschlechter^. 
Berthold  Pfintzing-  und  Conrad  Haller,  mit  der  Leitung 
der  Angelegenheit  betraut,  auch  legte  man,  wie  es  die 
Wichtigkeit  der  Sache  erheischte,  eine  eigne  Spezial- 
rechnung  über  „bor  jubcn  c;elt"  an.  Am  9.  Januar  1386^) 
gaben  die  beiden  Bevollmächtigten  vor  einer  Kommission 
von  zehn  Katsherren  den  ersten  Rechnungsbericht  ab.  Er 
erg:ab.  daß  die  Höhe  der  von  der  Stadt  am  Iß.  Juni  ver- 
gangenen Jahres  beschlagnahmten  Obligationen  die  Summe, 
über  die  man  mit  den  Juden  handelseinig  geworden  war,-> 

1)  Stern,  D.  isr.  Bev.  Hl  S.  264  5. 
'•^)  Vgl.  S.  53. 
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um  73597.2  g"-  überstieg-.^)  Das  Recht  des  Eig-entums  an 
dieser  Summe  bleib  denn  auch  billig-erweise  den  sieben 
hieran  beteilig-ten  Juden  und  dem  Jacob  Slebitzer-) 
gewahrt,  nur  beeilte  sich  die  Stadt  nicht  allzusehr  mit  der 
Auszahlung,  sondern  ließ  das  Geld  als  Soll  noch  bis  zum 
nächsten  Abrechnungstermine,  dem  3.  August  1387,  stehen, 
an  dem  es  schließlich,  wenn  auch  ohne  Verzinsung,  zur 
Auszahlung  gelangte.^)  Diej8tadtkasse  zahlte  zum  Teil 
recht  ansehnliche  Summen  ajg  Ellen  von  Eystet  erhielt 

1  938  g.,  Meir  von  Erfurt  ^24^.,  g'-  ^^^'  reiche  Reppin 
3  122  g.  Diese  hohen  Überschüsse  erklären  sich  dadurch, 
daß  die  Stadt  bei  der  allgemeinen  Beschlagnahmung  den 
Juden  auch  Briefe  weggenommen  hatte,  die  eigentlich  nicht 
mehr  unter  die  Kategorie  von  Schuldbriefen  fielen. 
Nürnberg  war  nämlich  mit  M  a  i  r  von  Erfurt  und  dem 
verstorbenen  R  a  p  p  übereingekommen,  daß  die  im  Jahre 
1381^)    entliehenen    Summen    in    Höhe    von    1600    bzw. 

2  400  g.  bis  zu  ihrer  Amortisation  für  eine  Reihe  von 
Jahren  zur  Begleichung  des  Hauszinses  verwandt  werden 
sollten,  den  Juden  wie  Christen  von  den  in  ihrem  Besitz 


^)  3tem  fo  ):iah2n  mir  von  bcn  3^1»^^"  Giiigenomeii,  baj  unr  in 
fd^ulbig  bleiben,  .  .  .  iint»  auch  von  ctlicben  3"«^^"/  i^  *■"'  '"  ^^  "  "^  ^  i" 
D  0  n  i^  e  t  e  i  n  0;  e  n  0  m  e  n  b  a  n  n  m  au  I^  e  r  n  ad]  mit  i  n  0,  c  = 
t  e  Y  i>  i  n  9  t  [}at  itnb  baj  man  in  unber  fol  geben,  uff  bie  frift,  als 
l|ernad^  aefdjriebcn  ftet  .  .  .  rumma  fummarum  ba^  mir  ein  l^aben 
gcnomen,  ba3  nnr  nod^  fd^ulbig  fein  unb  gelten  foUen;  als  Dor= 
gefd?riben  ftet:  7  S.oO'/,  gulbein  (Stern,  S.  254). 

2)  Es  bleibt  uns  rätselhaft,  wieso  dieser  Manu,  der  sogar 
zu  den  altpatrizischen  Geschlechtern  gehört  (vgl.  St.  Chr.  I  S.  214 
Z.  24)  und  auch  in  unserer  Rechnung-  später  als  Stadtschuldner 
figuriert  (Stern,  S.  257),  hier  unter  die  jüdischen  Gläubiger  ge- 
raten ist. 

^)  Stern,  S.  265. 

*)  ib.,  S.  242  u.  25. 
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befindlichen  ^)  Grundstücken  an  das  Losung-sarat  zu  ent- 
richten hatten.  Am  19.  August  1385^)  notierte  diese 
Behörde,  daß  ihr  die  Judenschuldentilg-ung-skommission 
drei  Schuldbriefe  der  Stadt  übergeben  habe,  von  denen 
zwei,  auf  2400  und  3000  Gulden^)  lautend,  der  Reppin,  der 
dritte  in  Höhe  von  1600  Gulden  dem  Meir  von  Erfurt  aus- 
gestellt vrar.*)  Die  Briefe  seien  von  ihr  zerschnitten  worden, 
das  Geld  jedoch  in  der  Spezialrechnung  vermerkt  und 
werde  an  den  von  diesen  Juden  infolge  der  Taidigung  zu 
zahlenden  Summen  in  Anrechnung  gebracht  werden.'') 
Bei  der  Abrechnung  1386  stellte  man  nun  den  betreffenden 
Juden  neue  Briefe  aus,  ^)  und  zwar  diesmal  einfache  Schuld- 
scheine, in  welchen  jedoch  der  fällige  Hauszins  sowie  ihre 
an  die  Stadt  zu  leistenden  Zahlungen  in  Abzug  gebracht 
waren.     Meir  und   die  Reppin  erhielten  Briefe  von  1000 

')  N  ü  b  1  i  n  g  verkennt  die  damaligen  Rechtsverhältnisse 
vijllig,  wenn  er  trotz  der  zahllosen  Beispiele  aus  jener  Zeit,  die 
uns  von  jüdischem  Grundbesitz  berichten,  den  Juden  Rapp  und 
Meier  in  einem  „der  Reichskamnier  gehörigen  Hause"  wohnen 
läßt  (S.  447),  haben  wir  doch  gerade  aus  Nürnberg  die  wertvolle 
Nachricht,  daß  man  sogar  der  Synagoge  testamentarisch  Grund- 
besitz vermachen  konnte,  vgl.  Stern,  D,  isr.  Bev.  III  S.  1^8  (sub 
23.  März  1383). 

2)  Stern,  S.  245. 

'^)  Über  diese  zweite  Stadtanleihe  bei  der  genannten  Jüdin  ist 
nichts  Näheres  bekannt. 

■*)  Bei  Stern,  S.  256,  auch  in  der  ersten  Abrechnung  notiert. 

''')....  biefclbcn  bricf  (die  Schuldscheine  der  Reppin)  fin^ 
5crfnitGn  unb  baß  egefd^rtben  gclt  ftet  audj  gefcbribcn  in  bcm  icdicn= 
brief  unb  g  c t  t  r  ah  an  b  e m  gelt,  i)  a^  f  i  e  b  e  u  bürgern 
g  e  b  e  n  m  u  3.  S  t  e  r  n  ,  S.  245,  dieselbe  Bemerkung  beim  Schuld- 
schein des  Meir  von  Erfurt,  ib. 

•5)  Hegel  nimmt  daher  St.  Chr.  I  S.  123  mit  Unrecht  au, 
daß  der  Rat  seine  Schulden  bei  der  Judenschaft  zwangsweise 
kassierte. 

5 
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resp.  1550  Gulden,^)  die,  wie  wir  sahen,  samt  den  übrigen 
sich  für  sie  und  andere  genannte  Personen  ergebenden 
Überschüssen  bei  der  zweiten  Abrechnung  zur  Aus- 
zahlung gelangten.  Ahnliche  Verhältnisse,  die  sich  hier 
jedoch  nicht  ins  Detail  verfolgen  lassen,  lagen  sicherlich 
der  Schuldsumme  der  Stadt  bei  Ellen  von  Eystet  zu- 
grunde. An  Einnahmen  erzielte  man  bis  zu  dieser  ersten 
Abrechnung  recht  wenig,  sie  betrugen  nur  13  513^/2  Gulden,"^) 
waren  also  bedeutend  kleiner  als  die  Ausgaben,  die  das 
Verfahren  gekostet  hatte.  Etwa  15  000  Gulden  waren  in 
rascher  Folge  an  den  König  gezahlt,^)  9063  Gulden  auf 
Extraausgaben  verwandt  worden.  Allerdings  waren  dies 
recht  gern  und  freiwillig  übernommene  Lasten,  verwandte 
doch  die  Stadt  den  größten  Teil  dieser  Summen  dazu, 
ihre  kommunale  Selbständigkeit  um  ein  Beträchtliches 
zu  erweitern.  Es  gelang  ihr  am  29.  August  1385,  den 
Hauptschuldner  ihrer  Judensehaft,  den  Burggrafen  Friedrich 
von  Nürnberg,  gegen  Übernahme  seiner  Judenschuldeu 
zur  Verpfändung  des  kaiserlichen^)  Burggrafengerichtes 
und  des  Zolles  zu  bewegen.^)  Die  Pfandschaften  sollten 
erst  Lichtmeß  über  fünf  Jahre,  und  zwar  nur  nach  vor- 
angegangener Ankündigung  zu  Christnacht,  eingelöst 
werden  dürfen.  Den  Zoll  erhielt  der  Burggraf  später 
wieder,  dafür  wurde  jedoch  die  Pfandschaftssumme  des 
Schultheißenamtes    erhöht.^)      Am     14,    September    1385 


1)  Stern,  S.  254. 

^)  ib.  S.  256.  Hier  sind  sie  allerdings  als  Ausgaben  gebucht, 
da  man  die  eing-enommenen  Gelder  sogleich  an  die  Stadtkasse 
auszahlte. 

^)  Vgl.  die  spezialisierten  Angaben  S.  62/63. 

^)  Vgl.  St.  Chr.  I  S.  27  nt.g. 

5)  ib.  u.  Stern  S.  254  u.  255. 

6)  St.  Chr.  I  S.  27. 
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konnte  er  schon  über  den  Empfang  der  ersten  Rate  von 
5613  Gulden  quittieren.^) 

Bedeutend  größer  war  jedoch  die  Zahl  der  noch 
unbeglichenen  Schulden.  Hier  schied  man  dem  Reichs- 
gesetze gemäß  zwischen  Schuldnern  in  der  Stadt  und 
solchen  auf  dem  Lande.  In  Nürnberg  selbst  waren  so 
gut  wie  alle  patrizischen  Geschlechter  in  Schuld  der 
Juden;  auch  der  Chronist  Ulman  Stromer  figuriert  mit 
344  Gulden  in  ihrer  Reihe.^)  Auffallend  ist  die  ganz  minimale 
Zahl  von  Schuldnern  aus  dem  Handwerkerstande.  Wir 
haben  wohl  anzunehmen,  daß  sie  ihre  kleinen  Anleihen, 
die  nun  noch  reduziert  waren,  schon  im  Laufe  des  ver- 
gangenen Jahres  beglichen.  Die  Zahl  der  städtischerseits 
noch  nicht  eingelösten  Schuldscheine  belief  sich  auf  80, 
die  Höhe  der  gesamten  bürgerlichen  Verschuldung  auf 
16  943  Gulden  und  1  Ort,  was,  da  hier  schon  ein  Vierteil  in 
Abzug  gebracht  ist,  eine  ursprüngliche  Schuldsumme  von 
22  591  Gulden  ergibt.  Im  großen  und  ganzen  nahm  die 
Regelung  der  Stadtschulden  einen  normalen  Verlauf,  Man 
versicherte  nach  dem  vorgeschriebenen  Systeme  die  Schuld- 
summe, Verwandte  oder  Freunde  verbürgten  sich  für 
einen  Teil  derselben,  die  in  zwei  Fristen,  zu  Sonnen- 
w^ende  und  Lichtmeß  1387,  heimzuzahlen  war.  Bei  der 
zweiten  Rechnungslegung  betrugen  die  städtischen  Außen- 
stände bei  den  Bürgern  nur  noch  316  g.  minus  3  sh. 
9  hlr.  in  Gold,^j  am  28.  Dezember  1389  waren  sie  auf 
114^2  Gulden'^)  zusammengeschrumpft,  schließlich  war  alles 
beglichen. 

Weniger    glatt    wickelte    sich    die    Regulierung    der 


1)  R  A.  I  S.  505  Z.  40  a  f. 

2)  Stern  S.  256. 

3)  ib.  S.  266. 

*)  ib.  S.  267/68. 
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Schuldverliältnisse  auf  dem  Lande  ab.  Hatten  wir  es  bei 
den  Schuldnern  in  der  Stadt  mit  einer  durchschnittlichen 
Verschuldung  von  212  resp.  282  Gulden,  also  mit  rein 
kommerziellen  Anleihen  zu  tun,  wie  sie  der  Großkaufmann 
jederzeit  bei  Banken  aufnehmen  und  decken  konnte,  so 
zeigen  die  hohen  mittleren  Sätze  von  1254  resp.  1672  Gulden, 
daß  hier  schwere  wirtschaftliche  Kalamitäten  vorlagen. 
Es  war  eine  Auslese  der  vornehmsten  und  mächtigsten 
Herren,  die  in  ihrer  Geldnot  zu  Schuldnern  der  größten 
Judengemeinde  des  schwäbischen  Bundes  geworden  waren. 
An  den  22  Posten,  welche  die  erste  Abrechnune:  auf- 
führt und  die  zusammen  die  stattliche  Summe  von 
27  580^2  Gulden  Effektivschulden  repräsentieren,  waren 
u.  a.  beteiligt  der  Herzog  Friedrich  von  Bayern  mit 
381372  Gulden,  der  Bischof  von  Bamberg  und  sein 
Kapitel  mit  zwei  Summen  (2437  und  3417  Gulden),  der 
Bischof  von  Eichsstädt  mit  1740  Gulden,  der  Bischof  von 
Würzburg  mit  1000  Gulden,  die  Grafen  von  Öttingen  mit 
1800  Gulden,  die  Herren  von  Hohenlohe  mit  1256  Gulden.^) 
Man  sah  hier  mit  besonderer  Strenge  auf  Sicherstellung 
der  hohen  Geldsummen.  Die  Schuldner  taten  dies  fast 
durchgängig  durch  das  schriftliche  Versprechen  der  Selbst- 
bürgschaft oder  des  ritterlichen  Einreitens  seitens  ihrer 
Vasallen.  Außerdem  setzte  man  auch  vielfach  Edelmetall 
und  Kleinodien  als  Pfänder.  Herr  Friedrich  von  Heydeck 
verbürgte  sich  durch  seine  Feste  Nestenberg,  Herzog 
Friedrich  von  Bayern,  mit  Einwilligung  seines  Bruders 
Stephan,  durch  die  Feste  Kunstein  und  den  Markt 
Keschingen.  Für  einige  Schuldner  traten  sogar  Juden  als 
Bürgen  ein.  So  sicherte  Jekel  von  Ulm  die  Schuld  der 
Grafen   von   Ottingen   durch   Silbergeschirr,    so   der  Jude 


i)  Steril  S.  260/264. 
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Xouöen^)  die  des  Bischofs  von  Würzburg:  durch  96  zum 
Pfände  gesetzte  Hinge.  Ahnlicher  Herkunft  scheint  auch 
die  Schuldsumme  der  Witwe  des  Sanwel  (Samuel)  von 
Basel  zu  sein,  die  hier  ebensowenig  unter  die  fürstlichen 
Schuldner  zu  gehören  scheint,  wie  der  oben  erwähnte 
Slebitzer  unter  die  angeführten  Juden.  Es  kam  also  hier 
zu  dem  wunderbaren  Spiele  des  Schicksals,  daß  Juden, 
denen  einst  die  ganze  Schuldsumme  gehört  hatte,  sie  jetzt 
im  Dienste  ihrer  früheren  Schuldner,  natürlich  gegen  Zins- 
gew^ähr.  der  Stadt  gegenüber  versicherten.  Das  blieben 
jedoch  nur  Ausnahmefälle,  in  der  Kegel  waren  es  die 
Stadt  und  ihre  Bürger,  die  sich  die  Zahlungsunfähigkeit 
ihrer  Schuldner  in  mannigfacher  Weise  nutzbar  zu  machen 
verstanden.  Es  war  den  w^enigsten  von  ihnen  möglich 
gewiesen,  die  mit  ihnen  vereinbarten  Zahlungstermine  inne- 
zuhalten. Wohl  suchten  auch  manche  Fürsten,  ähnlich 
wie  dies  die  städtischen  Schuldner  taten,  einander  unter 
die  Arme  zu  greifen,  besonders  der  Bischof  von  Bam- 
berg zeigte  sich  sehr  hilfsbereit.  Am  29.  Februar  und 
6.  März  1388^)  zahlten  Schultheiß^)  und  Kämmerer  des 
Bischofs  503  und  189  Gulden  für  Dietrich  von  Heidings- 
feld, am  4.  März  1389^)  stellte  er  die  Schuld  der  Herren 
von  Hohenlohe  durch  Silbergeschirr  sicher.  Er  scheint 
sich  jedoch  selbst  in  Geldnöten  befunden  zu  haben,  denn 
am  13.  November  1389'^)  zahlte  Andreas  Pfintzing  für  ihn 
und  das  Kapitel  800  Gulden,  gegen  Schluß  dieses  Jahres^) 


^)  Identisch  mit  Kaufman  von  Bamberg. 
2)  Stern  S.  247. 

')  Wahrscheinlich  der  Landrichter  Conrad  von  Aufsezz,  vgl. 
Eckstein  I  S.  309  Beil.  VIII. 
4)  S  t  e  rn  S.  249. 
')  ib. 
«)  ib.  S.  268. 
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die  Stadt  Bamberg  1654  Gulden,  Friedrich  Snitter 
854  GuldeD.^)  Allein  dies  alles  konnte  in  manchen  Fällen 
den  Pfandverkauf  nicht  verhüten.  Käufer  fanden  sich  in 
Menge  in  der  Bürgerschaft,  die  auf  diese  Weise  manch 
wertvolles  Schmuckstück  aus  adligem  Hausrat  erw^arb. 
Die  Stadt  notierte  solche  Verkäufe  nur  dann,  wenn  der 
betreffende  Bürger  bis  zum  Abzahlungstermine  noch  nicht 
gezahlt  hatte.  Zwei  Beispiele  dieser  Art,  die  im  bürger- 
lichen Debet  eingetragen  sind,  bietet  uns  die  zweite  Ab- 
rechnung.-) Die  Herren  von  Hohen  lohe  verkauften  an  den 
Nürnberger  Münzmeister^)  F.  von  Habeltzheim  für  66  g. 
werung  minus  3  sh  9  hlr  Silbergeschirr,  für  w^elche 
Summe  dieser  der  Stadt  als  Schuldner  nun  haftete.  Ebenso 
schuldeten  Sant  Sewolt  und  Conrad  Haller  der  Stadt 
74^2  Gulden,  sie  erwarben  dafür  ein  Rauchfaß  und  einen 
silbernen  Gürtel  aus  der  Ottingischen  Pfandschaft.  Die 
ländliche  Schuldsumme  nahm  darum  ebenfalls  stetig  ab. 
Bei  der  zweiten  Abrechnung  betrug  sie  nur  6467^/2  Gulden, 
bei  der  dritten  (c.  28.  Dezember  1389)  sogar  nur 
2452  Gulden,  von  manchem*)  Schuldner  können  wir  eine 
Völlige  Begleichung  seiner  Schuld  nachweisen,  so  von 
dem  Bischof  von  Bamberg,  den  Herren  von  Hoheniohe, 
dem  Rittergeschlechte  der  Fuchs.  Es  wäre  jedoch  ein 
arger  Fehlschluß,  wollte  man  hier,  ebenso  wie  bei  den 
bürgerlichen  Zahlungen,  annehmen,  daß  sie  aus  eigner 
Kraft  geleistet  wurden.    Daß  ein  Teil  der  Gelder  nur  aus 


1)  ib.  S.  249. 

2)  Stern  S.  266. 

')  Vgl.  St.  Chr.  I  S.  359  nt..,. 


*)  Eine  Klarlegung  dieser  Schuldabzahlungen  im  einzelnen 
ist  leider  mit  Hilfe  des  Stern  sehen  Werkes  nicht  möglich,  da 
der  Herausgeber  von  der  Angabe  der  einzelneu  Rückzahlungsposteti 
Abstand  genommen  hat  und  uns  nur  die  Gesamtsumme  an ;?ibt. 
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dem  städtischeil  Schuldbuche  verschwunden  war,  um  sich 
in  neue  Anleihen  bei  jüdischen  Gläubigern^)  oder  den  mit 
ihnen  hierin  mit  bestem  Erfolge  konkurrierenden  Stadt- 
bürgern zu  verwandeln,  das  sollte  im  späteren  Verlaufe 
der  Ereignisse  noch  recht  unangenehm  zutage  treten. 

Im  Vergleich  zu  diesen  recht  ausführlichen  Nach- 
richten aus  Nürnberg  sind  die  Berichte  aus  andern  Bundes- 
städten recht  spärlich.  Nur  die  von  Ulm  und  Nördlingen 
sind  überhaupt  geeignet,  das  bis  jetzt  gewonnene  Bild 
zu  vervollständigen.  Gemäß  den  Beschlüssen  der  Bundes- 
leitung war  zwar  ein  allerorten  gleichzeitiges,  nach 
Möglichkeit  gleichmäßiges  Verfahren  beschlossen  worden, 
allein  es  ist  wohl  kaum  anzunehmen,  daß  sich  sämtliche 
40  Bundesglieder,-)  wenn  wir  von  vornherein  von  dem 
41.  Mitgliede,  dem  nicht  stimmberechtigten  Ländchen 
Appenzell,  absehen,  dazu  bereit  fanden,  von  dem  \'orteile 
des  Privilegs  Gebrauch  zu  macheu.  Schon  die  Namens- 
liste am  Eingang  desselben  läßt  drei  von  ihnen  vermissen: 
Kegensburg,  Basel  und  Schweinfart. 

Das  mächtige  Regensburg  hatte,  trotzdem  es  im 
übrigen    an    den   Verhandlungen    des    Ulmer    Tages    leb- 


1)  So  ist  ^\oh\  auch  die  Anleihe  der  Grafen  von  ()ttiiigen  imd 
des  Bischofs  von  Eichsstädt  vom  Jahre  1387,  alle,  wie  bekannt, 
stark  verschuldete  Herren,  bei  den  Söhnen  des  Jeklin  von  Ulm  und 
die  Anleihe  der  Öttinger  hei  den  Söhnen  des  Salman  von  Neuen- 
markt vom  25.  Mai  1388  zu  deuten.    (M  ü  1 1  e  r  S.  28  nt.,  u.  29  ntj.) 

2)  Ulm,  Konstanz,  Überlingen,  Ravensburg,  Lindau.  St.  Gallen, 
Wangen,  Buchhorn  (das  heutige  Friedrichshafen),  Reatlingen, 
Rotweil,  Memmingen,  Biberach,  Isny,  Leiitkirch,  Kanfbeureu,  Weil, 
Kempten,  Eßling-en,  Nördlingen,  Bopfingen,  Hall,  Heilbronn,  Dinkels- 
bühl, Weiusberg,  Gemünd,  Aalen,  Wimpfen,  Buchau,  Rothenburg  a.  T., 
Pfullendorf,  Giengen,  Wyl  1.  T.,  Augsburg,  Regensburg,  Windsheim. 
Weißenburg,  Basel,  Nürnberg,  Mühlhausen,  Schweinfurt. 


i'^ 
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haftesten  Anteil  genommen,^)  von  Anfang  an  es  abgelehnt, 
dem  Vertrage  beizutreten.  Das  hatte  folgenden  triftigen 
Grund:  Obwohl  die  Stadt,  als  am  20.  September  1376 
die  Einkünfte  von  den  Juden  in  bayrischen  Pfandbesitz 
übergingen/^)  die  Zusicherung  erhalten  hatte,  daß  während 
dieser  Pfandschaftszeit  dem  Könige  kein  außerordent- 
liches Besteuerungsrecht  zustehen  sollte,  w^ar  dennoch 
die  Krone  zu  wiederholten  Malen  mit  Geldansprüchen  an 
die  dortige  Judenschaft  herangetreten.  1381^)  gelang  es 
der  Stadt  noch,  in  einem  glücklichen  Prozesse  vor  dem 
Hofgericht  Recht  zu  erhalten,  w^enn  sie  auch  an  den 
König  4000  Gulden  zu  zahlen  hatte,  die  wir  mit  Stobbe*) 
wohl  unbedenklich  auf  Rechnung  der  Juden  setzen  dürfen. 
Desto  weniger  glücklich  war  man  dann  im  Januar  1385, 
als  der  König  wahrscheinlich  auch  hier  die  Unruhen  vom 
Sommer  1384  zum  Vorwand  nahm,  um  neue  Geldforde- 
rungen zu  erheben;  denn  es  gelang  Wenzel,  nachdem 
eine  Gesandtschaft  des  geschäftigen  Leuchteubergers  er- 
folglos geblieben  war,  durch  ein  Schreiben  an  den  Rat 
vom  11.  Januar  1385^)  diesen  zur  Einwilligung  in  eine 
einmalige  königliche  Bede  von  5800  Gulden  auf  ihre 
Judenschaft  zu  bewegen.^)  Auch  der  bayrische  Pfandin- 
haber, Herzog  Albrecht,  hatte  sich  hiermit  schon  tags  zuvor, 
am  22.  Januar,')  einverstanden  erklärt.  Der  Stadt  hätten 
sich   also    durch    den   Beitritt    zum   Ulmer   Vertrage    die 


^)  Der  eine  der  beiden  am  13.  Juni  gewählten  Kommissions- 
mitglieder war  der  derzeitige  Bürgermeister  von  Eegensbiirg,  Hans 
von  Steinach.     (R.  A.  I  Nr.  271.) 

2)  Gemeiner  II  S.  180. 

'')  ib.  S.  197  f. 

4)  S.  72. 

^)  R.  A.  I  Nr.  278. 

«)  ib.  Nr.  280. 

"j  ib.  Nr.  279. 
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unerfreulichen  Aussichten  eröffnet,  innerhalb  eines  halben 
Jahres  zweimal  ihre  Judenschaft  von  Wenzel  brand- 
schatzen zu  lassen,  da  man  die  Bezahlung  eines  sicher- 
lich recht  beträchtlichen  Teiles  der  dem  Köuio:e  zuge- 
sprocheneu Summe  der  mächtigen  Bundesschwester  zuge- 
dacht haben  würde.  Der  Vorteil  für  die  städtischen 
Finanzen  wäre  also  zum  mindesten  zweifelhaft  gewesen. 
Darum  zog  man  es  vor,  sich  lieber,  gestützt  auf  das  er- 
wähnte Privileg  vom  September  1376,  neutral  zu  verhalten. 
Schwieriger  ist  das  Fehlen  Basels,  der  zweiten  der 
reichsfreien  ßundesstädte,  zu  deuten.  Vielleicht  hat  hier 
die  enge  Verbindung,  in  welcher  diese  Stadt  zu  den 
Herzögen  von  Österreich  stand,  die  seit  1374  den 
Judeuschutz  erworben  hatten,^)  dazu  beigetragen,  dali 
die  anfangs  unter  dem  Kontrahenten  des  Vertrages  ge- 
nannte Stadt  in  den  späteren  Ausfertigungen  fehlt.-) 
Sicher  ist  jedenfalls,  daß  es  hier  zu  keinem  Schulden- 
tilgungsverfahren kam.  Das  beweisen  die  vergeblichen 
Bestrebungen,  die  von  verschiedener  Seite  gemacht  wurden, 
um  sich  ähnliche  Vorteile  zu  schaffen,  wie  sie  in  den 
übrigen  Bundesstädten  gewährt  wurden.  So  hören  wir. 
daß  die  Markgrafen  von  Hochberg,  die  wohl  von  dem 
allgemeinen  Judenfangen  Kunde  erhalten  hatten,  gleich- 
falls eine  Judenschuldentilgung  im  kleinen  vorzunehmen 
beabsichtigten.^)  Sie  setzten  zu  diesem  Zwecke  einige 
Baseler  Juden bürger  widerrechtlich  gefangen,  beschatzten 
sie  „unib  etmas  C5ut5",  nahmen  ihnen  ihre  Schuldbriefe 
weg,  die  sie  dann  bei  den  Schuldnern  der  Juden  geltend 
zu  machen  suchten,  allein  die  Stadt  legte  dem  unbefugten 
Treiben  der    adligen    Brüder    recht    bald   das  Handwerk. 


1)  Forschungen  III.  S.  10. 

•^)  So  vermutet  Weizsäcker  K.  A.  I  S.  470  Z.  16  f. 

■^)  Baseler  Urkb.  V  Nr.  57  und  S  t  e  i  n  b  e  r  g  S.  137. 


Schon  im  Juli  mußten  sie  sich  zu  völligem  Verzichte  und 
Herausgabe  ihres  Raubes  bequemen.  Auch  der  Könige 
dessen  Werbungen  man  hier  widerstanden,  versuchte, 
wenigstens  auf  Umwegen,  auch  von  dem  Baseler  Juden- 
gute Vorteile  zu  ziehen.  Am  16.  Dezember  1385  erhob 
er  Anspruch  auf  den  Nachlaß  des  Juden  Moses  von 
Colmar.^)  Der  kaiserliche  Vogt  Luthold  von  Berenfels, 
resp.  sein  Untervogt  Wernher  Zuber,  verboten  darum 
den  beiden  erbberechtigten  Juden,  Symant  von  Basel  und 
Isack  von  Kaisersberg,  ihre  Ansprüche  geltend  zu  machen, 
allein  die  Benachteiligten  wandten  sich  an  das  Baseler 
Schultheißengericht,  das  ihnen  auf  ihren  Eid  hin  die 
Erbschaft  am  16.  Mai  1386  zusprach.^)  Zwar  lud  hier- 
auf der  König  den  Rat  vor  sein  Hofgericht,  allein  er 
..ließ  sich",  wie  dies  Heusler^)  diplomatisch  ausdrückt. 
..der  Sache  unterrichten".  Daß  man  es  jedoch  zu  Basel 
auch  ohne  königliches  Privileg  verstand,  auf  eigene  Faust 
Tilgungen  vorzunehmen,  das  beweist  aufs  deutlichste  ein 
unter  feierlichen  Eiden  vor  Rabbiner  und  versammelter 
Gemeinde  in  der  Synagoge  zu  Klein-Basel  geleisteter 
..freiwilliger"  Verzicht  eines  jüdischen  Ehepaares  auf 
eine  Schuldforderung  an  die  Stadt.^) 

Die  Schweinfurter  Judengemeinde  schließlich  wurde 
vor  dem  schlimmen  Lose  ihrer  Schwestergemeinden,  wie 
schon  oben^)  berichtet  wurde,  durch  den  Zufall  bewahrt, 
(laß  die  dortige  Bürgerschaft  zu  spät  dem  Bunde  bei- 
getreten war.  Diese  Stadt  also,  welche  im  Gegensatz 
zu  den  beiden  zuvor  erwähnten  gern  des  vollen  Privilegs 


■-)  S  t  e  i  n  b  e  r  g  S.  32. 

3)  S.  261/262. 

*)  Baseler  ürkb.  V  Nr.  78. 

•')  S.  32. 
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teilhaftig  geworden  wäre,^)  sah  sich  so  aaf  die  gleiche 
Stufe,  wie  der  Adel  gesetzt  und  mußte  wie  dieser  sich 
mit  der  allgemeinen  Schuldermäßigung  um  25  ^/^  be- 
gnügen, wie  uns  dies  die  Nürnberger  Rechnungsver- 
zeichnisse beweisen.  Hier  werden  in  der  Abrechnung  vom 
Januar  1386  auch  zwei  Schweinfurter  Schuldbriefe,  auf 
vornehme  Bürger"^)  lautend,  aufgeführt.^) 

Doch  auch  von  den  im  königlichen  Erlasse  namhaft 
gemachten  37  Städten  waren  wohl  schwerlich  alle  in  der 
Lage,  von  seinen  günstigen  Bestimmungen  den  vollen 
Gebrauch  zu  machen.  Da  das  urkundliche  Material  für 
diese  meist  recht  kleinen  Reichsstädte  zum  größten 
Teile  noch  nicht  zugänglich  gemacht  worden  ist,*)  so  muß 
sich  unsere  Untersuchung  auf  schätzungsweise  Angaben 
bezüglich  der  Möglichkeit  der  Durchführung  des  ülmer 
Einvernehmens  beschränken.  Wichtige  Dienste  leistet 
uns  dabei  eine  Statistik  der  jüdischen  Einwohner  in  den 
schwäbischen  Städten,  die  uns  indirekt  in  einem  Berichte 
des  königlichen  Hofschreibers  Johann  Kirchheim  erhalten 
ist.^)     Sie   datiert  zwar  aus  dem  Jahre  1401,   bietet  also 


^)  Die  forcierte  Eile,  mit  welcher  man  den  Eintritt  in  den 
Bund  in  Szene  setzte,  spricht  sehr  für  diese  Annahme. 

-)  Zwei  von  ihnen,  Engelhart  Synner  und  Ruprecht  Haberkorn, 
gehörten  zu  den  auf  den  Ulmer  Tag  geschickten  Gesandten,  vgl. 
R.  A.  I  Nr.  282. 

'^)  Stern  S.  262  k.  und  1.  Sie  wurden  wohl  pünktlich  ein- 
gelöst, da  die  zweite  Abrechnung  ihrer  nicht  mehr  Erwähnung 
tut.  —  Der  nächstfolgende  Posten  m  erwähnt  einen  Jacob  Nolt 
von  Regensburg,  zu  dem  auch  späterhin  bezüglich  des  Judengeldes 
ein  Bote  gesandt  wurde  (ib.  S.  246),  doch  ist  es  schon  wegen 
seiner  adligen  Mitschuldner  wenig  wahrscheinlich,  daß  wir  es  mit 
einem  Regensburger  Stadtbürger  zu  tun  haben. 

*)  Vielleicht  werden  die  künftigen  Bände  der  „Württem- 
bergischen Geschichtsquellen"  diesem  Übelstande  abhelfen. 

■^)  R.  A.  V  Nr.    174  und  S  t  e  r  n  ,    Ruprecht    S.    XXl  — 
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ein  genaues  Bild  der  Siedlungsverhältnisse  unmittelbar 
nach  Wenzels  Absetzung.  Allein  einige  andere  Nach- 
richten geben  uns  die  Möglichkeit,  aus  diesem  Berichte 
auch  den  Zustand  für  unsere  um  15  Jahre  zurückliegende 
Zeit  zu  erkennen.  Demnach  bargen  15  von  den  genannten 
Städten:  Wangen,  Buchhorn,  Biberach,  Isny,  Leutkirch, 
Kaufbeuren,  Kempten,  Weinsberg,  Aalen,  Wimpfen,  Buchau, 
Pfullendorf,  Giengen,  Wyl  im  Thurgau  und  natürlich  auch 
Nördlingen,  das  sich  eben  erst  seiner  Juden  entledigt 
hatte,  überhaupt  keine  Juden  in  ihren  Mauern.  Von 
weiteren  sechs  Städten,  Ravensburg,  \)  Memmingen,^; 
Bopfingen,^)    Hall,^)    Reutlingen,-)   Rotweil,^)    ist    es    zum 


Die  hier  nicht  speziell  angegebene  Zahl  der  Opferpfennige  —  eine 
Kopfsteuer,  die  seil  Ludwig  dem  Bayern  jeder  erwachsene  (13  Jahr 
alte)  Jude  außer  den  gewöhnlichen  Abgaben  jährlich  zu  entrichten 
hatte  —  gestattet  es,  die  Anzahl  der  wirtschaftlich  selbständigen 
Existenzen  festzustellen. 

^)  Zur  Zeit  Ruprechts  saßen,  wie  die  Judenstatistik  von  1401 
ergibt,  in  diesen  vier  Städten  jüdische  Einwohner,  und  zwar  in 
Ravensburg  und  Bopfiiigen  je  ein  Jude,  in  Hall  zwei,  in  Memmingen 
vier  Juden,  doch  fehlen  für  ihre  Anwesenheit  in  früherer  Zeit  jegliche 
Nachrichten.  Für  Hall  ist  sie  besonders  unwahrscheinlich,  da  es 
dort  1373  wohl  anläßlich  eines  Streites  zwischen  der  Stadt  und  den 
zu  Pflegern  der  Juden  eingesetzten  Herren  von  Hohenlohe  zu  einer 
völligen  Vertreibung  der  Juden  gekommen  war.  (Zeitschr.  d.  Ver. 
f.  d.  Württemberg.  Franken  V  S.  375.) 

•^)  Es  muß  ohne  nähere  Angaben  unentschieden  bleiben,  ob 
der  am  1.  Oktober  1378  unter  den  Ulmer  Stadtgläubigern  genannte 
Isak,  Sohn  der  Rahel  von  Reutlingen,  wirklich  aus  dieser  Stadt 
stammte.     (Ulmer  Urkb.  Ilg  Nr.  1082.) 

•')  Das  Rotweiler  Urkb.  I  Nr.  528  tut  aus  dieser  Zeit  nur 
einer  Judengasse  Erwähnung,  jedoch  befanden  sich  alle  drei  hierbei 
namhaft  gemachten  Häuser  in  christlichen  Händen.  Übrigens  nahm 
auch  Rotweil,  wie  W  e  i  z  s  ä  c  k  e  r  (R.  A.  I  S.  470  Z.  17 — 19)  schon 
aufgefallen,  nicht  an  den  städtischen  Zahlungen  an  König  Wenzel 
teU.     Wahrscheinlich   wurde  die   Stadt  als  Sitz   eines  königlichea 
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mindesten  zweifelhaft.  Im  württembergischen  Weil  hatten 
sich  vielleicht  dem  königlichen  Erlasse  von  1380^)  zufolge, 
der  der  Stadt  die  Aufnahme  gestattete,  einzelne  Juden 
niedergelassen  Jedoch  finden  wir  1401  dort  keinen  jüdischen 
Steuerzahler.  Nur  in  den  15  übrigen  Städten  lassen  sich 
mit  Bestimmtheit  jüdische  Siedelungen  nachweisen,  es 
waren  dies  die  Städte:  Ulm,^)  Konstanz,^)  Überlingen,^) 
Lindau,^)  St.  Gallen.^)  Eßlingen,')  Heilbronn,«)  Dinkels- 
bühl,») Gemünd,"')  Rothenburg  a.  T./^)  Augsburg/-)  Winds- 


Hofgerichtes  hiervon  eximiert,  doch  läßt  sich  auch  hierüber  nichts 
Bestimmtes  sagen. 

1)  Württemb.  Jahrbücher  1857  II.  Heft  S.  198. 

^)  Vgl.  Presse!  und  X  ü  b  1  i  n  g. 

'^)  Vgl.  Löwenstein,  Bodensee. 

*)  Am  16.  Januar  1378  hatte  hier  Pfalzgraf  Friedrich  die 
.Judenaufnahme  gestattet.  (Löwenstein  S.  13  und  Stern, 
D.  isr.  Bev.  I  [Überlingen]  S.  18  Nr.  11.)  Eine  Notiz  S  t  e  r  n  s  S.  10 
beweist,  daß  auch  wirklich  Juden  dort  wohnten:  Ende  des  14.  .Jahr- 
hunderts zieht  ein  Jude  Jaeklin  von  dort  nach  Konstanz.  Üher- 
linger  Juden  finden  wir  auch  in  Regensburg  und  Ulm.  (Stern, 
D.  isr.  Bev.  I  S.  30  Nr.  6  und  Ulm-Oberschwaben  N.  R.  EU  S.  38.) 

">)  Vgl.  Schrift,  d.  Ver.  f.  Gesch.  d.  Bodensees  III  S.  101. 

*')  Hier  war  nur  ein  einziger  Jude  Jaekli  mit  seiner  Schwester 
seßhaft,  der  1380  aufgenommen  war  (vgl.  Verhandlungen  d.  St. 
Oallisch-Appenzellischen  Gemeinnützigen  Gesellschaft  Mai  1846 
S.  431  und  S  t  e  i  n  b  e  r  g  S.  9).  Auch  die  Judenstatistik  von  1401 
erwähnt  nur  einen  Juden. 

')  Vgl.  Pf  äff,  Gesch.  v.  Eßlingen  S.  228  und  Eßlinger 
Urkb.  II  Nr.  1414 

")  Vgl.  Achava,  Jahrbuch  1865  S.  61. 

»)  Vgl.  R.  A.  I  Nr.  277. 

^°)  Vgl.  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  Jhrg.  1900  Nr.  56  S.  1. 

11)  Vgl.  Zeitschrift  f.  Gesch.  d.  Juden  in  Deutschland  III.  u. 
IV.  Band. 

12)  Augsburger  Urkb.  IL  Bd. 
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heim,^)  Weißenburg/-)  Nürnberg,^)  Müblhausen  i.  E.*) 
Demnach  hätten  wir  im  günstigsten  Falle  15  Juden- 
schuldentilgungsverfahren anzunehmen,  allein  auch  diese 
Zahl  ist  sicherlich  noch  zu  hoch  gegriffen.  Man  wird 
wohl  schwerlich  in  Städten  wie  St.  Gallen,  wo  voraus- 
sichtlich nicht  einmal  der  Kostenaufwand  durch  die  Ein- 
nahmen gedeckt  werden  konnte,  ein  solches  Unternehmen 
ins  Werk  gesetzt  haben.  Dazu  kam  noch,  daß  gerade 
größere  Anleihen  in  den  seltensten  Fällen  von  den  kleineren 
Städten  bei  den  eignen  jüdischen  Geldmännern  aufge- 
nommen werden  konnten,  sondern  man  sich  dann  an  die 
großen  jüdischen  Häuser,  wie  sie  in  Nürnberg,  Ulm, 
Konstanz,  Rothenburg  und  Augsburg  bestanden,  wenden 
mußte.  So  sehen  wir  Dinkelsbühl,  das  ebenfalls  eine 
jüdische  Gemeinde  in  seiner  Mitte  beherbergte,^)  mit  der 


1)  Vgl.  Reg.  Boica  X  S.  25. 

2)  Vgl.  Arch.  Zeitschrift  VI.  Bd. 


^)  St.  Chr.  I. 

*)  Vgl.  S.  86  nt-i. 

^)  Es  hat  allen  Anschein,  als  habe  der  Rat  dieser  Stadt  wie 
Regensburg  nach  anfänglichem  Sträuben  dein  Könige  noch  vor  dem 
allgemeinen  Abkommen  eine  außerordentliche  Judensteuer  bewilligt, 
denn  nur  so  kann  der  sonst  unerklärliche  Passus  eines  der  Stadt 
am  11.  Januar  1385  verliehenen  Privilegs  (R.  A.  I  Nr.  277)  ge- 
deutet werden:  wn  mollen  oud),  bas  benfelben  3i^^^'^  bl^ein  ad?t  noch 
han  nid^t  fd^abe,  bas  u^iber  sie  bisl^er  getan  ober  gcfdjeen  rt>cre.  mir 
iiahen  oudj  biefelben  üon  DinFelsput^cI  5U  unfern  gnaben  genomen 
timb  fuldjc  t^anbelung,  bie  bistier  gefdieen  [ein  unb  ücriaufen  traben, 
an  alles  gecerbe.  Den  Anlaß  für  das  königliche  Eingreifen  mögen 
anch  hier  die  Ereignisse  des  Jahres  1384  geboten  haben,  mit  denen 
wohl  auch  diese  Angelegenheit,  wie  die  Redewendung  „umb  foldpf 
Ijanbelung,  bie  bisl^er  gefd^een  fein  unb  perlaufen  haben"  vermuten 
läßt,  in  ursächlichem  Zusammenhange  stand.  Im  Gegensatz  zu 
Regensburg  hielt  es  dagegen  dieses  Städtchen,  nachdem  ihm  der 
TJlmer  Vertrag  sein  Sonderprivilegium  ausdrücklich  garantiert  hatte 


recht  stattliehen  Summe  von  1200  Gulden  bei  der  Nürn- 
berger Abrechnung  beteiligt.^)  Nachrichten  über  wirklich 
exekutive  Maßnahmen  der  Städte  fließen  dagegen  auch 
für  die  größeren  Orte,  wenn  wir  von  Nürnberg  absehen, 
recht  spärlich.  In  den  Nürnberger  Stadtrechnungen  findet 
sich  eine  Notiz,  die  darauf  hindeutet,  daß  man  zu  Rothen- 
burg von  dem  Privilegium  vollen  Gebrauch  machte.'-)  Sie 
erzählt  von  einer  Gesandtschaftsreise,  die  Paulus  Mendel 
zum  Burggrafen  nach  Ansbach  tat,  in  dessen  Auftrage  er 
dann  nach  Rothenburg  weiterreiste,  um  für  diesen,  der  hier 
wie  in  Nürnberg  stark  verschuldet  war,  lenger  frift  von 
t)er  Jüöen  gelt  u?egen  zu  erlangen. 

Besser  sind  wir  über  die  Verhältnisse  zu  Ulm  unter- 
richtet. Hier  hat  uns  der  Zufall  87  Schuldbriefe  von  drei 
großen  Firmen^)  erhalten.  Der  späteren  Einlieferungszeit 
ist  wohl  zu  entnehmen,  daß  es  hier  abweichend  von  dem 
Nürnberger  Verfahren  nicht  zu  einer  sofortigen  Beschlag- 
nahmung gekommen  war  und  man  sich  vielmehr  damit 
begnügt  hatte,  alle  nicht  vorschriftsmäßig  versicherten  und 
eingelieferten  Briefe  für  ungültig  zu  erklären,  daher  die 
eilige  Ablieferung  vor  dem  24.  August,  dem  Schlußtermine 


(Art.  Vin  S.  37),  für  vorteilhafter,  dem  Jiidenabkonimeu  beizu- 
treteu. 

')  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  261  art.  c.  Das  Geld  wurde 
noch  vor  der  ausbeduugenen  Frist  bezahlt,  wofür  der  Rat  von 
Nürnberg  der  Stadt  36  Gulden  von  ihrer  Schuld  erließ  (ib.  S.  266 
art.  4). 

2)  St.  Chr.  I  S.  268  Z.  28—31   und  R.  A.  I  S.  505  Z.  39  ^  f. 

^)  Es  waren  dies  Smaryou  Pfefferkorn;  Videl,  Sohn  des 
3Ioses  von  Ehingen  und  Juta  Mosseny  seine  ilutter,  also  Schwager 
und  Schwiegermutter  des  Jekel  von  Ulm,  und  Moses,  der  Schwieger- 
sohn des  Maiger  von  Windsheim,  nebst  zwei  Söhnen,  Abraham  und 
Manne,  die  am  7.  Juli,  13.  und  21.  August  ihre  Schuldscheine  asi 
die  Stadtbehörde  ablieferten. 
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für  die  Pfandversicherung.  Die  Höhe  säratlicher  Schuld- 
sammen belief  sich,  wenn  wir  die  in  Doppelwährung  an- 
gegebenen Posten,  wie  es  auch  zu  Nürnberg  geschah,  auf 
die  Einheitsmünze  des  Guldens  zurückzuführen  und  den 
Gulden  mit  1  Ib  3  sh  anschlagen/)  auf  genau  17  302  Gulden, 
oder  nach  Abzug  des  Wucherviertels  auf  12  976^2  Gulden. 
Das  wäre  mit  den  Nürnberger  Verhältnissen  verglichen 
eine  recht  kleine  Summe;  waren  doch  noch  am  ersten 
Abrechnungstage,  also  im  Januar  des  Jahres  1386,  die 
dortigen  Außenstände  mehr  als  dreimaP)  so  groß.  Wir 
dürfen  jedoch  nicht  vergessen,  daß  uns  hier  nur  die  Brief- 
schulden, welche  bei  drei,  wenn  auch  wahrscheinlich 
größten,  Firmen  gemacht  wurden,  vorliegen.  Sind  wir 
also  hier  hinsichtlich  der  Beurteilung  der  Gesamtver- 
schuldung Nürnberg  gegenüber  im  Nachteil,  so  gewährt 
uns  andererseits  die  ursprünglichere  Überlieferungsform 
in  Schuldscheinen  den  Vorteil,  ein  durch  keine  Abrechnung 
getrübtes  Bild  über  die  Verschuldung  der  einzelnen  Stände 
zu  gewinnen.  Hier  sehen  wir  denn,  was  bei  Nürnberg 
nicht  ordentlich  hervortritt,  auch  den  Handwerkerstand 
unter  den  Schuldnern  der  Juden.  Freilich  treten  seine 
recht  bescheidenen  Anleihen  ebenso  wie  die  der  Stadt- 
bürger gänzlich  in  den  Hintergrund  gegenüber  der  ge- 
waltigen Schuldenlast,  die  auf  dem  Landadel  ruht.  Ai^f 
seine  Rechnung  fallen  allein  mindestens  57  Briefe  auf  eine 
Gesamtschuld  von  ca.  15  581  Gulden  resp.  ca.  11686  Gulden 
lautend,  was  ca  90  ^/^  aller  Obligationen  ausmacht.  Aller- 
dings befindet  sich  unter  diesen  adligen  Schuldnern  auch 
Graf  Eberhard  von  Württemberg,  der  hier  in  Ulm  durch 


^)  Es  ist  dies  der  einzige  aus  dem  .Jahre  1385  uns  bekannte 
Kurs.  Er  stammt  aus  Nürnberg,  darf  aber  wohl  auch  den  Ulmer 
Verhältnissen  zugrunde  gelegt  werden  (vgl.  R.  A.  I  Nr.  281  art.  3). 

2)  Stern  S.  264. 
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acht  g:roße  Anleihen  in  Höhe  von  ca.  5106  Gulden  sieh 
die  Mittel  schaffte,  um  die  Kosten  seiner  vielen  Feldzüge 
zu  bestreiten.  In  sechs  Fällen  sind  die  Grafen  von  Kirch- 
berg seine  Mitschuldner.  Aber  auch  andere  mit  dem 
Württemberger  verschwägerte  hohe  Adelsfamilien  hatten 
recht  erhebliche  Schuldverpflichtungen,  so  Graf  Conrad 
von  Helfenstein,  ^)  Herzog  Friedrich  von  Teck  und  seine 
Gemahlin,  eine  geborne  Gräfin  Anna  von  Helfenstein. 
Besonders  tief  in  Schulden  steckten  auch  die  beiden  weit- 
verzweigten Ritterfamilien  der  Steine  und  der  Freibero-e, 
auf  die  13  resp.  19  Briefe  mit  ca.  2000  resp.  ca.  ,3692 
Gulden  lauteten.  Auch  den  uns  schon  von  Nürnberg  her 
als  Schuldner  Jekels  von  Ulm  bekannten  Grafen  von 
Ottingen  begegnen  wir  hier,  wo  sie  dessen  Schwager  Videl 
noch  weit  größere  Summen  schuldeten."^) 

Aus  Nördlingen  haben  sich,  wie  schon  erwähnt, 
ebenfalls  Nachrichten  erhalten,  die  geeignet  sind,  das 
bisher  gewonnene  Bild  noch  zu  ergänzen.  Wohl  war  es 
hier  kraft  königlichen  Eingreifens  zu  einer  Versöhnung 
zwischen  Bund  und  Stadt  gekommen,  allein  die  einmal 
geschehenen  Dinge  ließen  sich  nicht  durch  einen  Feder- 
strich wieder  gut  machen.  Nach  wie  vor  machte,  wer 
Ansprüche  an  die  Judengemeinde  oder  einzelne  Mitglieder 
derselben  gehabt  hatte,  dieselben  nun  der  Stadt  gegen- 
über geltend.^)     Es    ist    darum   leicht  zu  vermuten,    daß 

^)  Vgl.  über  die  zunehmende  Verschaldung  dieses  (xeschlechts, 
Kerl  er,  Geschichte  der  Grafen  von  Helfenstein. 

2)  3030  Gulden  in  zwei  Briefen.  —  Über  die  Verschuldung 
dieses  Hauses  siehe  Müller  S.  28  nt.g. 

^)  So  schreibt  am  24.  November  1385  Herzog  Stefan  von 
Bayern  an  den  Nördlinger  Rat,  man  solle  die  Bücher,  welche  sein 
Jude  Abraham  an  seines  Weibes  Vetter  zum  Verkaufe  gesandt 
habe  und  die,  als  die  Juden  zu  Nördlingen  „bekümmert"  wurden. 


(> 
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die  Ulmer  Verhandlungen  keineswegs  nach  dem  Herzen 
der  Nördlinger  waren,  war  doch  nun  nach  erfolgter 
Einigung  des  Königs  mit  dem  Bunde  in  der  Judenfrage 
die  Gefahr  recht  drohend  geworden,  daß  man  die  Stadt 
trotz  ihres  königlichen  Sonderprivilegs  bündischerseits  zur 
Übernahme  aller  Verpflichtungen  des  Privilegs  zwänge. 
Die  Furcht,  schließlich  dennoch  in  alle  Schuldverbindlich- 
keiten ihrer  Juden  eintreten  zu  müssen,  veranlaßte  die 
Nördlinger  daher  ganz  insgeheim,  wieder  mit  denen  an- 
zuknüpfen, die  sich  ebenfalls  durch  diese  Neukonstellation 
beunruhigt  fühlen  mußten,  dem  verschuldeten  Adel  der 
Umgegend.  46^)  urkundlich  erhaltene  Dokumente  geben 
uns  über  diese  geheimen  Verhandlungen  Aufschluß.  Es 
sind  dies  sog.  Schirmbriefe,  in  welchen  sich  die 
gefährdete  Stadt  von  den  betreffenden  Rittern  versprechen 
ließ,  ihr  „6er  ^dat  an  ben  3uben  ober  tl^rer  briefe  tDcgen" 
auf  geschehene  Mahnung  hin  Waffenhilfe  zu  leisten.  Ihre 
Ausstellungstermine  machen  es  w^ahrscheinlich,  daß  diese 
Verhandlungen  unter  dem  Eindrucke  des  großen  Ulmer 
Tages  zustande  kamen,  denn  unmittelbar  nach  diesem 
setzen  sie  in  ganzer  Stärke  ein.  Der  erste  uns  bekannte 
Brief  fällt  auf  den  13.  Juni,  also  einen  Tag  nach  der 
Veröffentlichung  des  Ulmer  Übereinkommens.  In  demselben 
Monate  wurden  noch  weitere  18  ausgestellt,  im  Juli  13, 
in  den  folgenden  Monaten  nahm  ihre  Zahl  dann  schon 
bedeutend   ab,    der    letzte    uns    datiert    erhaltene    Brief 


auf  das  Rathaus  gekommen  sind  und  sich  in  des  Rates  Gewalt 
befinden,  unverzüglich  herausgeben  (Müller  S.  21  nt.j).  —  Erst  am 
16.  Sept.  1389  bequemt  sich  der  Nürnberger  Rat  zu  der  Erklärung, 
daß  alle  Forderungen  seiner  Mitbürger  an  die  zu  Nördlingen  er- 
schlagenen Juden  nichtig  seien  (ib.  S.  27). 

^)  Müller    S.  25.    —    Ein    weiteres   47.    wird    ebenda    als 
archivalisch  nicht  mehr  auffindbar  erwähnt. 
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stammt  vom  19.  Juni  1386.  Manch  adliger  Herr  be- 
findet sich  unter  den  Ausstellern  der  Briefe,  der  uns 
durch  Nürnberger  oder  ülmer  Papiere  als  Judenschuldner 
wohl  bekannt  wurde.  ^)  Es  ist  darum  hier  die  Vermutung 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  der  umwohnende,  arg 
verschuldete  Adel  schon  zur  Zeit  der  Judenmorde  sich 
im  Einverständnis  mit  der  Stadt  befand  und  ihr  zum 
mindesten  durch  seine  Passivität  damals  schon  gute 
Dienste  leistete,  die  ihm  die  Stadt  dann  durch  Erlaß 
seiner  Zahlungen  an  ihre  Juden  belohnte.  Es  war  also 
eine  Vorbeugungsmaßregel  gegen  event.  infolge  des 
Judenschuldentilgungsgesetzes  drohende  Gefahren,  die  zu 
diesem  geheimen  Bündnisse  geführt  hatte.  Von  prak- 
tischer Bedeutung  freilich  sollte  das  Bündnis  nicht  werden, 
obwohl  es  gewichtige  Namen  umfaßte.  So  gehörte  ihm 
unter  andern  auch  die  verwitwete  Gräfin  Anna  von 
Helfenstein  an,  und  auch  der  Graf  Eberhard  stand  dem 
Bunde  nicht  fern:  sein  Schreiber  Conrad  Glaheimer  stellte 
sich  ebenfalls  der  Stadt  zur  Verfügung.  In  der  Folge- 
zeit gelang  es  jedoch  Nördlingen,  wenn  auch  nicht  ohne 
Schwierigkeiten,  die  Respektierung  des  königlichen  Sonder- 
privilegs auf  gütlichem  Wege  durchzusetzen. 

So  hatte  denn  König  Wenzel  im  großen  und  ganzen 
seine  gegen  die  Juden  gerichteten  Pläne  im  Macht- 
bereiche des  schwäbischen  Bundes  durchgesetzt.  Eine 
wenn  auch  nicht  übergroße  Summe  baren  Geldes  floß 
von  vornherein  in  die  königliche  Kasse,  und  außerdem 
bot  die  wieder  in    die    königliche  Hand   zurückgegebene 


')  So  durch  Nürnberger  Aufzeichnung:  der  Marschall  Conrad 
von  Pappenheim,  durch  solche  von  Ulm:  die  Geschlechter  der 
Steine  und  Freiberge  durch  je  fünf  Familienmitglieder,  die  beiden 
Grafen  von  Kirchberg,  Ritter  Manz  von  Hornstein,  ßrun,  der  Güß 
von  Brenz. 

6* 
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halbe  JudensteuereinDahme  für  eine  Keihe  von  Jahren  ein 
vorzügliches  Verpfändungsobjekt. 

Ein  vv^eniger  günstiger  Verlauf  war  seinen  Verhandlungen 
mit  dem  rheinischen  Bunde  beschieden.  Zwar  ließ  es  Wenzel 
auch  ihm  gegenüber  keineswegs  an  Bemühungen  fehlen, 
auch  war  recht  lebhaftes  Interesse  für  die  königlichen  Vor- 
schläge in  seinem  Kreise  vorhanden,  aber  die  Dinge  lagen 
hier  doch  ganz  anders  als  in  Schwaben,  wo  die  schlimmen 
inneren  Verhältnisse  den  Bund  schließlich  doch  zur  Nach- 
giebigkeit bewogen  hatten.  Man  war  hier  wohl  einer 
Verbindung  mit  dem  Könige,  einer  sog.  eynung,  nicht 
abgeneigt,  dagegen  konnte  man  sich  gerade  für  den  Kern- 
punkt des  gesamten  Anerbietens,  das  Zusammengehen  in 
der  Judenangelegenheit,  ganz  und  gar  nicht  erwärmen. 
Die  Städte  hatten  zum  größten  Teil  das  uneingeschränkte 
Verfügungsrecht  über  ihre  Juden,  und  so  konnte  ihnen 
ein  solcher  Vertrag  notwendigerweise  nur  Nachteile 
bringen.  Sie  bewahrten  darum  von  Anfang  an  den 
königlichen  Plänen  gegenüber  eine  weit  größere  Zurück- 
haltung und  redeten  ihren  schwäbischen  Bundesschwestern 
eher  ab  als  zu.^)  Allein  trotz  alledem  gab  der  König 
auch  nach  den  Ulmer  Beschlüssen  den  Versuch  nicht 
auf,  auch  mit  dem  rheinischen  Bunde  ein  Einvernehmen 
zu  erzielen.  Ende  iVugust  sollte,  wie  wir  einem  könig- 
lichen Schreiben  vom  7.  d.  M.  entnehmen,"^)    durch    drei 


1)  Das  chron.  Mogunt.  (8t.  Chr.  XVI.II  S.  223)  berichtet 
hierüber  ausdrücklich:  Anno  predicto  (sc.  1385)  edictum  exiit  a 
rege  Romanorum,  quod  omnes  Judei  literas  pignoracionis  et 
omnia  que  a  Christianis  .  .  Status  et  condicionis  existeret, 
reddere  suis  debitoribus  deberent:  quod  anno  eodem  et  inse- 
quenti  immediate  factum  est,  quamvis  alique  civitates  libenter 
contradixissent,  praesertim  civitates  Renenses. 

'0  R.  A.  I  Nr.  283. 


—  So- 
genannte Bevollmächtigte  auf  einem  neaen  Tage  zu  Speier 
abermals  über  die  bekannten  drei  Yerhandlungspunkte, 
Juden,  Münze,  Bündnis,  beraten  werden.  Am  22.  August 
lud  dann  auch  Speier  die  Bundesglieder  in  seine  Mauern, 
um  unferme  fetten  6em  funig  pon  öerfeben  ftner  botfd^afft 
lüegen  einer  antmurt  r>on  uns  gemeinen  ftebten  5U  ubiv= 
fomen.^j  Der  Tag  kam  auch  zustande,  wie  uns  die 
Eintragung  vom  9.  September  im  Frankfurter  liechnungs- 
buche  beweist,'^)  aber  er  verlief  ergebnislos.  Daß  dieser 
Verlauf  im  Sinne  der  Städte  lag,  zeigt  eine  wohl  hierher 
zu  beziehende  Gesandteninstruktion  Straßburgs:  unfer 
hotten  follent  60  in  6enan  uff  6em  tage  Derl^oren,  von 
6er  Dereynunge  megen  6es  funiges  unb  6er  ftette  un6 
follent  6  od?  feynen  getDalt  l^aben  utfd^it  60  Don  3U  r>er= 
on6igen6e,  wenn  fu  follent  es  u?i6er  l)in6er  ftcb  5tel?en.^) 
Ein  weiterer  Speierer  Tag  fand  dann  in  der  ersten  Hälfte 
des  September  statt,*)  an  dem  bemerkenswerterweise 
auch  die  schwäbischen  Städte  teilnahmen,  allein  auch  er 
blieb  resultatlos.  Ergebnisreicher  versprach  dann  ein 
dritter  noch  ebenfalls  in  den  Monat  September  fallender 
Tag  zu  Speier  zu  werden.  Nach  zehntägiger  Beratung 
beschloß  man  tue  w^eiteren  Verhandlungen  nach  Schwaben 
zu  verlegen,  allein  rätselhafterweise  wurden  die  hierzu 
gewählten  Städteboten  auf  halbem  Wege  anderer  Ansicht 
kehrten  um  und  nahmen  seitdem  von  jeder  weiteren  Be- 
mühung in  dieser  Angelegenheit    Abstand.'^)      Der   König 


1)  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  282. 

"-')  11.  A.  I  Nr.  284  art.  2.  Bfuierkeiiswcj  t  ist,  daß  hier  uur 
der  Judeu  und  Münzangelegenheit  gedacht  wird,  wahrscheinlich 
rückte  auch  hier  wie  schon  in  den  früheren  Verhandlungen  da»- 
ßündnisprojekt  gänzlich  in  den  Hinteroriind. 

')  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  281. 

*)  R.  A    I  Nr.  284  art.  3. 

^)  ib.  Nr.  284  art.  4. 
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mag-  zwar  auch  im  folgenden  Jahre  noch  manchen  Ver- 
such gemacht  haben,  dennoch  mit  den  rheinischen 
Städten  ins  Einvernehmen  zu  kommen,  allein  sicherlich 
scheiterten  all  diese  Versuche  an  dem  hartnäckigen 
Widerstände  der  Städte,  die  sich  schon  schwierig  und 
unbotmäßig  zeigten,  w^enn  es  sich  um  die  regulären 
Judensteuern  handelte.^) 


lY.  Die  Versclilecliteruiig  in  der  Lage  der 

deutschen  Jndengemeinden  infolge  der 

Reiclispolitik  der  Jalire  1386—89. 

Die  Städte  des  rheinischen  Bundes  hatten  in  den 
Verhandlungen  bezüglich  der  Juden  bewiesen,  daß  sie  sich 
keineswegs  durch  die  Politik  ihrer  schwäbischen  Bundes- 
schwestern beeinflassen  ließen,  sich  an  all  ihren  hoch- 
fliegenden Plänen,  namentlich  denen  der  Ulmer  Kriegs- 
partei, zu  beteiligen.  Dieses  trotz  des  Bundesverhältuisses 
völlig  selbständige  Handeln  ist  auch  für  die  Folgezeit 
charakteristisch  für  die  beiden  Bünde.  Die  rheinischen  Städte 
hielten  an  ihrer  bedächtigen  Politik  fest  und  blieben  darum 
auch  dem  großen  Ereignisse  fern,  das  der  März  des  Jahres 
1387  brachte  und  das  eine  neue  Ära  für  die  Städte  herauf- 
zubringen versprach.  Wir  meinen  die  überaus  bemerkens- 
werte Tatsache,  daß  der  König  Ende  März  den  schwäbischen 
Städten  zu  Nürnberg  das  mündliche  Versprechen  gab,  ihren 
Bund  niemals  abzutun,  wofür  dann  der  Bund  dem  Könige 


1)  Am  16.  Oktober  1386  befiehlt  Wenzel,  Hao-euau,  Schlett- 
stadt,  Kolmar,  Kaisersberg,  Türkheim,  Mühlhausen,  die  Juden  zur 
Zahlung-  der  Reichssteuern  anzuhalten.  (E.  Scheid,  Hist.  d.  J. 
(l.  Hagenau.) 
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Dochmals  das  Gelöbnis  unwandelbarer  Treue  ablegte.^) 
So  schien  denn  auch  über  den  dritten  Punkt  des  könig- 
lichen Vorschlages  vom  Sommer  1385  ein  Einvernehmen 
erzielt  zu  sein:  die  eynung  war  zustande  gekommen  zur 
größten  Freude  der  schwäbischen  Städte,  die  sich  hiervon 
unendlich  viel  für  die  Zukunft  versprachen.  Voll  Stolz 
verkündet  man  dies  den  rheinischen  Schwestern.-)  Auch 
ließ  man  ein  genaues  Protokoll  über  das  mündliche  Ver- 
sprechen des  Königs  aufnehmen  und  verwandte  für  die 
Unterbringung  und  Verwahrung  dieses  hochwichtigen 
Aktenstückes  die  größte  Sorgfalt.^) 


1)  R.  A.  I  Nr.  a03. 

2)  Straßb.  ürkb.  VI  Nr.  269.  —  Der  Herausgeber  hat  die  ohne 
Jahreszahl  ausgestellte  Urkunde  fälschlich  ins  Jahr  1385  versetzt. 
Augenscheinlich  glaubte  er  die  „crnftlicfje  unb  trefflidje  laffc"  als  die 
Verhandlungen  der  schwäbischen  Städte  bezüglich  der  königlichen 
Vorschläge  von  diesem  Jahre  deuten  zu  dürfen.  Allein  der  Wort- 
laut der  Urkunde  gibt  ihm  unrecht.  Die  rheinischen  Städte  be- 
richten nämlich  ausdrücklich  nach  Straßburg,  daß  sie  die  mitge- 
teilten Nachrichten  von  den  schwäbischen  Bundesschwestern  hätten, 
bic  „ie^ent  3U  Zlurcmberg  bi  unferm  l:icrrn  bem  !umg  fint."  Nun  hat 
aber  Wenzel  im  Jahre  1385  Böhmen  überhaupt  nicht  verlassen,  wai- 
sogar  nicht  einmal  auf  dem  Ulmer  Junitage  anwesend  (vgl.  Lindner  I^ 
S.  434).  Es  kann  also  auch  nicht  in  Nürnberg  gewesen  sein.  Für 
die  Datierung  können  darum  nur  die  Jahre  1383  und  1387  in 
Betracht  kommen,  in  denen  Wenzel  während  der  fraglichen  Zeit 
zu  Nürnberg  weilte.  Der  Inhalt  entscheidet  hier  für  1387.  Der 
März,  an  dessen  11.  Tage  der  städtefeindliehe  Herrenbund  (R.  A.  I 
Nr.  205)  ins  Leben  trat,  konnte  enl  schieden  keine  günstigen  Ver- 
handlungen zwischen  König  und  Städten  aufweisen,  wohl  aber  der 
des  Jahres  1387,  an  dessen  20.  Tage  dem  schwäbischen  Bunde,  das 
günstigste  Privileg,  das  er  je  erhalten,  zuteil  wurde.  Auch  die 
Ellwanger  Chronik  trägt  stolz  für  dieses  Jahr  ein:  Hoc  anno 
Wenzeslaus  rex  Bohemiae,  filius  Karoli  imperatoris  confoe- 
äeratus  est  civitatibus  contra  omnes  (M.  G.  SS.  X  S.  41). 

3)  R.  A.  I  Nr.  304. 
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Die  Verhandlungen,  welche  Wenzel  über  den  gleichen 
Punkt  am  Rhein  führen  ließ,  verliefen  jedoch  im  Sande. 
Wohl  gelang  es  ihm  im  Juni,  neun  wetterauische  und 
elsässische  Städte  für  seine  Pläne  zu  gewinnen,  allein, 
da  gerade  die  einflußreichsten  Glieder  des  rheinischen 
Bundes,  wie  Mainz,  Worms,  Speier,  Straßburg,  sich 
gänzlich  fern  hielten,  so  kam  es  wahrscheinlich  auch 
zwischen  den  erwähnten  Städten  und  dem  Könige  zu 
keinem  perfekten  Abkommen  und  die  uns  erhaltene  Ver- 
tragsurkunde vom  11.  Juni^)  wohl  kaum  zum  Austausch."^) 

Die  Folgezeit  sollte  freilich  das  Mißtrauen,  das  man 
am  Rhein  gegen  den  König  und  seine  Alliierungspläne 
hatte,  nur  zu  sehr  rechtfertigen.  War  die  am  5.  November 
erfolgte  Erneuerung  der  Heidelberger  Stallung  zu  Mergent- 
heim im  großen  und  ganzen  noch  von  städtefreundlichem 
Geiste  getragen,  so  bewies  der  König  während  des  noch 
Ende  desselben  Monats  entbrennenden  Kampfes  zwischen 
Fürsten  und  Städten  zur  Genüge,  wie  wetterwendisch 
seine  Gunst  war.  Anfangs  zwar  als  Rächer  der  Gewalt- 
tat von  Raitenhaslach"^)  auftretend,  fand  er  dann,  als  das 
Waffenglück  den  Städten  untreu  wurde,  es  für  gut,  die 
Partei  gänzlich  zu  wechseln.  Die  neue  Heirat,  welche 
er  mit  Sophie,  der  schönen  Tochter  des  Herzogs  Johann 
von  Bayern,  einging,  namentlich  aber  auch  die  unheilvolle 
Tätigkeit  des  damals  zuerst  in  reichspolitischen  Ver- 
handlungen auftretenden  Böhmen  Borziwoi  von  Swinar^) 
mögen    ebenfalls    von    nicht   unerheblichem  Einflüsse   auf 

1)  E.  A.  I  Nr.  307. 

2)  Vgl.  Weizsäcker  R.  A.  I  S.  54.o. 

■')  Vg-l.  hierüber  wie  über  die  allgemeine  Reichsgeschichte 
überhaupt  die  einschlägigen  Kapitel  in  T  h.  L  i  n  d  ii  e  r  s  Gesch. 
d.  deutsch.  Reiches  unter  König  Wenzel. 

^)  Siehe  über  ihn  ib.  I2  S.  103  und  ib.  nt.^. 
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Wenzels  Entschließungen  gewesen  sein.  So  kam  es,  daß 
der  König  auf  dem  Reichstage,  den  er  im  Mai  des  Jahres 
1389  zu  Eger  abhielt,  eine  feindlichere  Haltung  denn  je 
gegenüber  den  Städten  einnahm. 

Verhieß  zwar  schon  auf  dem  Mergentheimer  Tage  im 
Januar  1389  die  Weigerung  der  königlichen  Räte,  den 
Städten  auch  die  Bestätigung  der  ihnen  von  Wenzel  ver- 
liehenen Privilegien  in  Aussicht  zu  stellen,  nichts  Gutes  — 
es  bedeutete  dies  nichts  anderes  als  eine  Verleugnung  des 
Nürnberger  Märzprivilegs  von  1387,  also  des  protokollierten 
mündlichen  Versprechens  des  Königs,  den  Städtebund  zu 
seinen  Lebzeiten  ungestört  bestehen  zu  lassen^)  — ,  so 
war  man  doch  zu  Eger  betroffen,  als  der  König  die  Auf- 
lösung sämtlicher  Bünde  aussprach.  Dieses  Bündnisverbot 
traf  freilich  auch  den  Nürnberger  Herren bund  vom  März 
1383,  allein  durch  die  klug  ersonnene  Klausel,"^)  daß  der- 
selbe nur  gegen  die  Städte,  welche  dem  Landfrieden  nicht 
beiträten,  fortbestehen  solle,  verstand  man  es,  ihm  die 
Existenz  zu  wahren.-^)  Aber  noch  weitere  unangenehme 
Überraschungen  brachte  der  Egerer  Tag  den  Städten:  es 
waren  dies  die  Ansprüche,  die  Wenzel  auf  Rückgabe  des 
Gerichts-  und  Judenregales  erhob. 

Die  Lage  der  Juden  hatte  sich  seit  dem  gemeinsamen 
Angriffe,  den  König  und  schwäbischer  Städtebund  im 
Juni  1385  auf  ihr  Kapital  gemacht  hatten,  zusehends  ver- 
schlechtert. Wie  sehr  Abneigung  und  Haß  gegen  sie  im 
Wachsen  waren,  das  zeigen  die  jetzt  mit  besonderem 
Nachdrucke  erlassenen  gehässigen  Trachtenverordnungen/) 


')  R.  A.  11  S.  79  Z.  2b  —  S.  80  Z.  26. 
^)  ib.  Nr.  72  art.  35. 
0  ib.  S.  131  Z.  28  f. 

^)  Am  b.  Februar  1386   mahnt  Weuzel  Straßburg,   daß   man 
die   dortigen  Juden  zu  der   altherkömmlichen  .Tudentracht  anhalte 
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die  Bestimmungen  über  das  Dienen  christlichen  Gesindes 
bei  Juden/)  über  Judenwechsel,^)  Judeneid^)  usw.  Aber 
auch  an  neuen  Beraubungen  und  Gewalttaten  hatte  es  in 
der  vorangegangenen  Zeit  nicht  gefehlt. 

Am  übelsten  war  es  der  Straßburger  Judenschaft^ 
einer  schnell  emporgeblüten  reichen^)  Gemeinde,  ergangen. 
Hier  muß  es  aus  nicht  bekannten  Gründen  1386  zu 
Besitzkonfiskationen  durch  die  Stadt  gekommen  sein. 
Auch  vernehmen  wir  von  Königshofen,  daß  die  Juden 
die  exorbitante  Summe  von  20000  Gulden  als  außer- 
ordentliche Steuer  zahlen  mußten,  welcher  Zahlung  wieder 
weitere    Konfiskationen     folgten.^)     Das     folgende     Jahr 


(StralJb.  Urkb.  VI  Nr.  300),  auch  der  Septembertag  des  rheinischen 
Bundes  zu  Speier  schärft  diese  Bestimmungen  seinen  Mitgliedern 
ein  (R.  A.  I  Nr.  317  art.  2).  —  Über  die  Bedeutung  der  Juden- 
kleidung siehe  S  c  h  e  r  e  r  I  S.  44. 

1)  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  361  (Gedächtniszettel  für  die  Gesandten) 
erwähnt  u.  a.  item  ron  bcr  juben  rrcgcn,  als  fie  criften  ammen  unb 
gefinbc  traben,  der  Eßlinger  Tag  des  schwäbischen  Bundes  (ca. 
25.  August  1387)  B.  A.  I  Nr.  315  art.  4  und  der  gen.  Speirer  Tag 
des  rheinischen  Bundes  R.  A.  I  Nr.  317  art.  1  und  3  und  Straßb. 
Urkb.  VI  Nr.  388  setzen  hohe  Strafen  auf  das  Verdingen  christ- 
licher Mägde  bei  jüdischen  Familien ;  vgl.  Ulmer  Rotbuch  nr.  204. 

2)  R.  A.  I  Nr.  315  art.  3  und  ib.  Nr.  317  art.  5  (Beschlüsse 
des  schwäbischen  und  des  rheinischen  Bundes  auf  den  gen.  Tagen). 

^)  ib.  S.  582  nt.e. 

^)  Johannis  1387  betragen  die  regulären  Judenabgaben 
727  Gulden,  Weihnachten  1387  sogar  772  Gulden  (Straßb.  Urkb.  VI 
Nr.  376  und  412). 

5)  f^ier  3n)üfd?ent  alfo  mcu  5alte  nadj  go^  gcbürte  \386  jor, 
bo  muflent  bie  3uben  ber  ftette  qeben  20  tufcnb  gülben,  unb  vox  unb 
nod?  nam  mcn  ^en  3ubcn  gros  gut  abe  (Str.  Chr.  IX  S.  764  Z.  19  bis 
21)  j  vielleicht  gehört  die  Notiz  aus  dem  Rechenbuch  der  Belagerung 
von  Löwenstein  hierher,  die  besagt:  item  U-  9-  ^cn  t^errcn,  bi  bo 
bi  iporcnt,  bo  man  bie  juben  fd?e^ete.  (Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  340 
S.  186  Z.  36.) 
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brachte  weitere  Verschlimmerungen  in  ihrer  Lage.  Ver- 
dächtigungen, wie  sie  dann  in  späteren  Jahrhunderten  nur 
allzu  häufig  gegen  die  Juden  erhoben  wurden,  fanden 
damals  ihren  Weg  nach  Straßburg.  Am  20.  Juni  wird 
ein  französischer  Jude,  6er  in  bem  munfter  funben  u?art 
unbe  6er  umbe  ba^  munfter  geftrtd^en  voatt,  bei  seinem 
jüdischen  Eide  aus  der  Stadt  für  ewige  Zeiten  verbannt. 
Auf  unerlaubtes  Betreten  der  Bannmeile  wird  die  Strafe 
des  Ertränkens  gesetzt. i)  Zeigte  schon  dieses  Urteil,  daß 
man  eine  Entweihung  kirchlicher  Gegenstände  durch  die 
Juden  befürchtete,  so  bringt  der  folgende  Gerichtsbeschluß 
den  Erweis,  daß  selbst  die  gehässigste  aller  Beschuldigungen, 
die  je  gegen  das  Judentum  erhoben  wurde,  das  Märchen 
vom  Ritualmorde,  damals  allgemeinen  Glauben  dort  fand. 
Am  11.  Oktober  desselben  Jahres  wird  dem  Weber  Lawelin 
für  immer  bei  Strafe  des  Ertränkens  die  Stadt  verboten, 
umbe  6a5  er  3U  6en  ju6en  ging  in  unfer  ftat  un6  in  fm 
eygin  ünt  üeil  bot  un6  in  ba^  5U  fouffen6e  u?olte  ifahen 
geben,  605  fu  es  getötet  l^ettent.')  Im  nächsten  Jahre  er- 
folgte die  Katastrophe:  die  Stadt  beschloß  die  dauernde 
Vertreibung  der  Juden  aus  ihren  Mauern.^)  Sicherlich 
war  deren  Begleiterscheinung  eine  neue  gründliche 
Schröpfung  des  jüdischen  Geldbeutels.  Der  Landvogt  des 
Elsaß  spricht  von  80000  Gulden,  die  den  Juden  wider- 
rechtlich abgenommen  wurden.^)  Ihre  Vertreibung  scheint 
mit  großer  Strenge  durchgeführt  zu  sein,  ließ  man  sie 
doch    nicht    einmal    ihr    Synagogeninventar    mitnehmen.'^) 

0  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  375. 

2)  ib.  Nr.  397. 

3)  St.  Chr.  IX  S.  764,  Z  u  n  z  S.  45,  Glaser  S.  23. 

4)  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  741  art.  6. 

■•)  St.  Chr.  IX  S.  986  nt.^ :  von  bcr  3uben  bücf?cr  unb  irre  5cijcn 
gebot  ujegen  unb  anbere  ire  ge3terbc  bie  in  ire  fd^ulcn  tjinber  uns  blieb. 
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Aus  demselben  städtischen  Memorandum  vom  Jahre  1392 
g:eht  auch  hervor,  daß  sich  damals  kein  Jude  mehr  in 
Straßburg  befand,  was  auch  direkt  aus  dem  Wortlaute 
des  Schreibens  Heinrichs  von  Lichtenberg  an  Straßburg 
vom  Februar  1393  zu  entnehmen  ist.^)  Spätestens  Ende 
1389  hat  also  wohl  die  Judenschaft  Straßburg-  verlassen 
müssen.-)  Der  Stadt  selbst  sollte  aus  diesen  Maßnahmen 
kein  Segen  ersprießen,  bas  gut  was  fo  unglücfig,  bas 
bonod}  5et?ant  murbent  alfo  grofe  friege  un6  unfribe,  bas 
ba^  felbe  gut  unb  anöer  gros  gut  bie  ftat  Dcrfrtegcn  mufte 
unb  pil  5tnfe  uf  ber  ftat  rcrfouffen,^)  sagt  darum  der 
Straß  burger  Chronist  mit  gutem  Recht.  Der  König  nahm, 
so  weit  unsere  Kenntnis  reicht,  zu  der  Vertreibung  seiner 
Juden  keine  Stellung.  Erst  als  Straßburg  in  den  Jahren 
1392  und  1393  in  Konflikt  mit  den  umwohnenden  Rittern 
und  Herren  wegen  der  Angelegenheit  des  Bruu  von 
Rappoltstein^)  geriet  und  der  Reichsacht  verfiel,  hören 
wir  von  Vorwürfen,  die  ihr  im  Namen  des  Königs  über 
ihr  eigenmächtiges  Handeln  in  der  Judenangelegenhcit 
gemacht  werden.^) 

Um  so  lebhafter  war  dagegen  das  Interesse,  das 
Wenzel  an  der  Judenschaft  anderer  elsässischer  Städte 
nahm.  Wir  hörten  schon,  daß  er  im  Oktober  1386  an 
sechs  genannte   Städte   Befehle   zur  Zahlung    der  Juden- 

1)  2hi(b  ift  C3U  U)i33e^^/  ha^  fy  midi  giet^inbert  baut  an  bcn 
jubcii,  by  t^intcr  yn  gefeffcn  moren  c^u  5tra33purg  etc.  (Straßb. 
Trkb.  VI  Nr.  729  art.  7). 

■-)  März/April  1380  wird  ihrer  znin  letzten  Male  in  einem 
Entwürfe  zu  einer  Gesandteninstruktion  Erwähnung  getan:  gebcnfent 
wie  man  üurbaf3  mit  ben  juben  tun  mir  .  .  .  (hier  bricht  er  ab, 
Straßb.  Urkb.  nr.  513  S.  273). 

^)  St.  Chr.  IX  S.  764. 

*)  Vgl.  Lindner  1^  S.  111/13. 

"0  S  p  a  c  h  ,  S.  40  und  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  741  S.  435  art.  0 
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steuern, sandte.^)  Man  war  jedoch  dort  nicht  allzu  will- 
fährig seinen  Forderungen  gegenüber.  Auf  entschiedensten 
Widerstand  stieß  er  bei  den  drei  Städten  Colmar,  Schlett- 
stadt  und  Hagenau,  die  sich  wohl  in  Berufung  auf  das 
Privileg  Karls  IV.  vom  Dezember  1347 -)  weigerten. 
Judenabgaben  zu  leisten.  Der  König  forderte  hierauf 
abermals  eine  „fummc  öjeltes,  bas  fic  uns  bie  nodf  irer 
anc^ai  geben  un5  berichten  folten  als  uns  bte  juöen  unferr 
un6  bes  reid^s  ftete  in  Smaben  g,cben  un6  bec5alet  }:iahen."'^) 
Als  die  Zahlung  wieder  unterblieb,  tat  er  die  Städte  wie 
ihre  Juden  in  die  Keichsacht  und,  da  ein  ihnen  vom 
Landvogt  des  Elsasses,  Sdislaw  von  der  Wejtenmule,  er- 
wirkter Aufschub  ebenfalls  zu  keinem  Ziele  führte,  in 
die  Aberacht,  zu  deren  Vollzug  sich  der  König  zweimal*) 
mit  der  Aufforderung  um  Unterstützung  an  Straßburg 
wandte.  Dieses  entschiedene  Vorgehen  des  Königs  ver- 
fehlte seine  Wirkung  nicht,  denn  gar  bald  gaben  alle 
drei  Städte  nach.  Zuerst  Colmar,  das,  nachdem  es  am 
20.  Mai  1388'^)  wieder  zu  Gnaden  aufgenommen,  dann 
aber  wieder  rückfällig  geworden  war,  am  29.  November 
1389  samt  seiner  Judenschaft  endgültig  aus  der  Acht  ent- 
lassen wurde.^)  Ihm  folgte  am  20.  Dezember  1389') 
Schlettstadt.  Es  wird  aus  der  Acht  entlassen  „buvdf  öinfte 
un6  truüen  millen  als  uns  unb  6em  reid^e  öiefelben  burger 
un6  ftat    5u  5lec5ftat  oft    unb    6ic!e  nuc^Iid^en  unb  wiük- 


1)  S.  0.  S.  86  iit.,. 

2)  B.— H  über  Nr.  482. 

4  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  367. 

4)  18.  Mai  1387   (Straßb.  Urkb.  VI  nr  367)    und  9.  Mai  1888 
(St.  Chr.  IX  S.  986  nt.J. 
■")  M  0  ß  m  a  11 11  S.  7. 
«)  ib.  S.  8. 
•)  Schlettstadter  Stadti'echte  1  S.  88  Nr.  75. 
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Ixdfm  getan  l^aben  unb  furbas  tun  foUen  unö  mögen/' ^) 
Am  selben  Tage  erhielten  auch  die  Juden  dieser  Stadt 
die  königliche  Gnade  wieder.^)  Einen  Tag  später  söhnte 
sich  Wenzel  auch  mit  der  dritten  der  unbotmäßigen  Städte, 
mit  Hagenau,  aus.^) 

Im  Bereiche  des  schwäbischen  Bundes  blieben  die 
Juden  während  der  Zwischenzeit  im  großen  und  ganzen 
von  neuen  königlichen  Anschlägen  unbehelligt.  Man  war 
hier  noch,  wie  wir  sahen,  vollständig  beschäftigt  mit  der 
Schuldregulierung,  die  das  Ulmer  Abkommen  von  1385 
notwendig  gemacht  hatte. 

Eigene  Wege  ging  von  den  Städten  wie  schon  1385 
nur  die  Stadt  Regensburg.  War  sie  in  dem  genannten 
Jahre  aus  früher^)  ausgeführten  Gründen  von  der  Teil- 
nahme an  der  Judenschuldentilgung  und  demgemäß  auch 
von  der  Zahlung  an  den  König  entbunden  worden,  so  glaubte 
Wenzel,  daß  schon  eine  genügend  lange  Zeit  verstrichen 
sei,  um  sich  von  neuem  der  Geldmittel  der  dortigen 
reichen  Gemeinde  zu  unterziehen.  Er  ernannte  daher 
Ende  Dezember*^)  zwei  seiner  Günstlinge,  Borziwoi  von 
Swinar  und  Ulrich  von  Wolfsberg  zu  dem  Rotenberg,  zu 
Pflegern  der  Judenschaft.  Das  hieß  nichts  anderes  als 
die  Judeneinkünfte  dem  städtischen  Geldsäckel  entziehen. 
Die  Stadt  ließ  sich  dies  auch  trotz  eines  nochmaligen 
königlichen  Schreibens  vom  8.  Mai  1389*^)  nicht  gefallen 
und  suchte  gegen    diese    königlichen  Übergrifie    bei  dem 


1)  Vermutlich  ist  bei  diesen   „binften"   au  Geldzahlungen  auf 
Kosten  der  Juden  zu  denken. 

2)  Schlettst.  Stadtrechte  I  8.  89  aus  ArcMvinventar  I  34. 

3)  S  c  h  e  i  d  S.  92. 
1)  S.  72/73. 

'^)  R.  A.  II  S.  290  nt.i. 

«)  ib.  und  Reg.  Bo.  X  S.  239. 
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Herzog  Albrecht  von  Bayern  Schutz,  der  als  Pfandherr  des 
Regensburg-er  Judenregales  ebenfalls  an  der  Angelegenheit 
interessiert  war.  Am  1.  August^)  versprach  dieser  der 
Bürgerschaft  seinen  Beistand,  falls  sie  von  der  Juden 
wiegen  beschwert  würde.  Wenzel  antwortete  hierauf  durch 
Beschlagnahme  von  Regensburger  Kaufmannsgut  zu  Prag.'^) 
Im  September  kam  es  jedoch  zu  einer  Verständigung. 
Am  17.  des  Monats^)  verpflichtet  sich  die  Regensburger 
Judenschaft,  dem  Stadtrate  bis  Aller  Heiligen  die  Summe 
von  4000  Gulden  zu  zahlen  und  außerdem  eine  auf  7100 
Gulden  lautende  und  vom  Herzog  Friedrich  ausgestellte 
Schuldverschreibung  zum  Unterpfande  zu  geben.  Die 
genannten  Summen  wurden  wohl  zur  Befriedigung  der 
königlichen  Ansprüche  verwandt.  Die  Stadt  hatte  jedoch 
hiermit,  wie  Stobbe^)  es  treffend  bezeichnet,  nur  eine 
Galgenfrist  gewonnen.  Noch  Ende  desselben  oder  Anfang 
des  nächsten  Jahres  muß  der  König  seine  Aufforderung 
bezüglich  der  Judenpfleger  wiederholt  haben  und  auf 
abermaligen  Widerstand  seitens  der  Stadt  gestoßen  sein, 
denn  am  5.  Februar*^)  wurden  sowohl  die  Judeuschaft 
wie  die  Bürger  von  Regensburg  zur  Rechtfertigung  vor 
den  königlichen  Hofrichter  zu  Prag  für  den  11.  März 
vorgeladen.  In  einem  Schreiben  vom  folgenden  Tage 
wird  Borziwoi  von  Swinar  mit  unbeschränkter  Vollmacht 
aufs  neue  zum  Judenpfleger  ernannt.^)  Die  Verhandlungen 
des  böhmischen  Edlen  waren  jedoch  erfolglos.  Wir  hören 
wohl,  daß  einige  Juden  dem  Könige  wie  anderen  Herren 


1)  Reg.  Bo.  X  S.  246  und  Gemeiner  II  S.  265. 

2)  Reg.  Bo.  X  S.  248  und  G  e  m  e  i  n  e  r  II  S.  2H4f. 
^)  Reg.  Bo.  X  S.  250,  vgl.  auch  ib.  S.  218  und  219. 
4  S.  71. 

■')  Forschungen  XIX.  S.  53. 

6)  ib.  auch  P  e  l  z  e  1,  Wenzel  I  S.  227  erwähnt  das  Schreiben. 


—     96     — 

Ende  Februar^)  das  Versprechen  geben  müssen,  die  Stadt 
nicht  zu  verlassen,  allein  der  Rat,  der  wohl  mit  Recht 
hierin  die  Vorboten  eines  neuen  Schulderlasses  sah,  suchte 
einen  derartigen  Plan  von  vornherein  zu  durchkreuzen, 
indem  er  sich  eine  Reihe  den  Juden  gehöriger  Schuldbriefe 
durch  die  Besitzer  abtreten  ließ,  so  daß  sie  bei  einer 
eventuellen  Tilgung  vor  dem  Ungültigwerden  geschützt 
waren/-^)  Am  21.  Juli  1390'^)  sah  sich  daher  Wenzel  ge- 
nötigt, die  Stadt  aufs  neue  wegen  ihrer  unbotmäßigen 
Haltung  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  und  zwar  lud  er 
diesmal  je  zwei  Vertreter  der  Judenschaft  und  des  Rates 
nach  Nürnberg,  wo  er  selbst  am  1.  August  zu  erscheinen 
gedachte.  Der  Tag  kam  jedoch  trotz  mehrfacher  Ver- 
schiebungen nicht  zustande,'^)  und  so  ist  denn  auch  diese 
Angelegenheit  erst  auf  dem  im  folgenden  noch  zu  be- 
sprechenden Septembertage  zur  Sprache  gekommen. 

Eine  recht  bewegte  Vergangenheit  hatten  also  die 
Juden  der  süddeutschen  Reichsstädte  hinter  sich,  als  auf 
dem  Egerer  Tage  der  König  die  rigorose  Forderung  an 
die  Städte  stellte,  sich  gänzlich  ihrer  Rechte  auf  die 
Juden  zu  begeben.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  der 
König  sich  mit  der  Hoffnung  schmeichelte,  es  werde  ihm 
gelingen,  diese  Forderungen  zu  realisieren,  noch  unange- 
brachter wäre  es  mit  Nübling,  hierin  einen  Regierungsakt 
zu  erkennen,  der  vom  aufrichtigen  Wunsche  diktiert 
wurde,  die  schlechten  Finanzverhältnisse  des  Reiches 
aufzubessern,  man  denke  z.  B.  nur  daran,  daß  dieser  selbe 
König  sich  noch  kurz  vorher  am  30.  August  1387  seiner 


1)  R.  A.  11  S.  290  iit.i. 

2)  ib.  S.  331  nt.i:  Urkunden  vom  1.  und  II.  März  1390. 
4  ib.  Nr.  149. 

^)  ib.  S.  273,  Z.  35  f. 
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Juden einkünfte  in  Rothenburg  um  8000  Gulden  entäußerte.^) 
Den  Zweck  erreichte  er  jedoch,  d-^ß  sich  der  städtischen 
Kreise  großes  Erstaunen  und  Furcht  bemächtigte,  wie  uns 
dies  recht  lebhaft  der  noch  in  mancher  anderen  Beziehung 
interessante  Brief  der  drei  Straßburger  Gesandten  auf  dem 
Egerer  Tage  an  ihre  Vaterstadt  widerspiegelt.^)  Es 
waren  jedoch  zu  viele  und  zu  wichtige  Fragen,  die  hier 
auf  einmal  auf  die  städtischen  Vertreter  einstürmten,  als 
daß  sie  sofort  über  sie  hätten  schlüssig  werden  können 
noch  wollen.  Man  verlegte  sich  daher  auf  den  in  diesem 
Falle  allein  möglichen  Ausweg  —  man  suchte  die  An- 
gelegenheit auf  die  lange  Bank  zu  schieben.  Ungenügende 
Vollmacht  und  die  Notwendigkeit  eingehenderer  Vorbe- 
ratungen gaben  den  nötigen  Vorwand  dazu  her.  Die 
schwäbischen  Städte  wollten  am  13.  Juni  zu  Nürnberg,-^) 
die  rheinischen  am  25.  und  26.  Mai  zu  Speier  und 
Utenheim*)  beraten.  Allein  auch  der  König  war  vorder- 
hand noch  nicht  in  der  Lage,  seine  neuen  Anschläge 
gegen  die  Juden  schon  auf  dem  Egerer  Tage  kund  zu 
tun,  er  begnügte  sich  damit,  am  5.  Mai  ein  Landfriedens- 
gesetz zu  erlassen.'^)  das  einen  vollständigen  Bruch  mit 
seiner  bisherigen  Politik  bedeutete  und  eigentlich  nichts 
anderes  war    als    eine    zweite  Auflage    des  von  Karl  IV. 


1)  Reg.  Bo.  X  S.  210.  In  des  Landgrafen  von  Lencbteuberg 
und  seiner  Söhne  Pfandbesitz  blieben  sie  nicht  lange,  denn  schon 
am  14.  Oktober  desselben  Jahres  sehen  wir  den  König  der  Weiter- 
verpfändung des  Jiidenregales  an  die  Bürgerschaft  um  die  gleiche 
Summe  seine  Bestätigung  erteilen  (ib.  S.  213). 

2)  R.  A.  II  Nr.  88. 

3)  ib.  Nr.  91  art.  16  und  Nr.  92  und  St.  Chr.  I.  S.  47. 
^)  R.  A.  II  Ni-.  91  art.  18. 

^)  ib.  Nr.  72. 
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am  1.  September  1378  ^j  erlassenen  Gesetzes  für  Franken 
und  Bayern.^) 

Schlimme  Nachrichten  von  Judenmorden  riefen  näm- 
lich Wenzel  einige  Tage  darauf'^)  nach  seiner  böhmischen 
Hauptstadt  zurück,  Ereignisse,  die  nicht  ohne  Nachwir- 
kung auf  die  Verhältnisse  im  Reiche  werden  sollten. 
Ein  fanatischer  Priester,  der  hier  an  einem  Nachmittage 
der  Karwoche  durch  das  Judenviertel  zog,  wurde  von 
jüdischen  Kindern,  die  sich  hier  tummelten,  aus  Zufall 
oder  Übermut,  dies  ist  strittig,  mit  Steinen  geworfen/) 
Das  gab  am  Ostertage  der  Geistlichkeit  den  erwünschten 
Anlaß,  von  der  Kanzel  herab  den  Judenmord  zu  predigen. 
Unter  Führung  des  Bischofs  Jesco  Quadratus  eilte  der 
Pöbel  trotz  Abmahnens  der  Stadtbehörde  in  die  Juden- 
stadt und  metzelte  fast  die  ganze  Gemeinde,  3000  Seelen 
an  der  Zahl,  nieder.^)  Die  Männer  wurden  von  diesem 
Schicksale  in  der  Synagoge  beim  Gebet  ereilt  —  es  war 
am  achten  Tage  des  Passahfestes  ^)  —  unter  ihnen  auch 
der  greise  Rabbiner  der  Gemeinde  R.Menachem  ben  Ascher/) 


1)  E.  A.  I  Nr.  121. 

'')  L  i  n  d  n  e  r  I2  S.  64. 

^)  Am  7.  und  8.  Mai  ist  der  König  bereits  in  Ellbogen 
(P  e  1  z  el  I  S.  217). 

^)  Eine  Zusammenstellung  der  Berichte  über  jenes  Ereignis 
ist  in  der  „Allgemeinen  Zeitung  des  Judentums"  Jahrg.  1840 
S.  725  f.  gegeben.  Jedoch  sind  alle  drei  hier  angeführten  Dar- 
stellungen wenig  kritisch  gehalten,  der  brauchbarste  von  ihnen 
ist  noch  der  in  der  Übersetzung  gegebene  Klagesang  eines  Augen- 
zeugen jener  Schreckenstage,  des  Rabbiners  und  Dichters  Abigedor 
Karo.  Weitere  Literatur  führt  noch  S  a  1  f  e  1  d,  Martyr.  S.  300 
iit.^  an. 

5)  P  e  1  z  e  1,  Wenzel  S.  214  f. 

•^)  Siehe  in  der  Allg.  Zeitung  des  Judentums  a.  a.  O.  den 
hebräischen  Bericht. 

')  Das  Nürnberger  Memorbuch  gedenkt  seiner  und  der  hin- 
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Die  wenigen  überlebenden  Weiber  und  Kinder  wurden 
auf  das  Kathaus  gebracht  und  dort  zwangsweise  getauft. 
Diese  Prager  Unruhen  veranlaßten  zunächst  die  böhmische 
Regierung,  Vorbeugungsmaßregehi  zu  ergreifen,  damit  sich 
diese  anarchischen  Zustände  nicht  über  das  ganze  König- 
reich verbreiten  sollten.  Gleich  am  nächsten  Tage  ^) 
erließ  darum  Siegmund  Huler,  der  böhmische  Unter- 
kämmerer und  erste  Notarius  der  königlichen  Kammer, 
kraft  königlicher  Vollmacht-)  an  die  Behörden  des  Landes 
den  geheimen  Befehl,  die  Juden  zu  verhaften  und  ihre 
Güter  zu  beschlagnahmen.  Augenscheinlich,  nachdem 
sich  die  Wehrlosen  zu  Zahlungen  verstanden  hatten,  hob 
man  die  .Repressalien  auf.  Ein  am  15.  September^)  er- 
lassenes Privileg,  für  welches  natürlich  wiederum  eine 
entsprechende  Summe  an  den  König  zu  zahlen  war,  suchte 
den  Geschäftsbetrieb  der  Juden  aufs  neue  sicher  zu  stellen. 
Die  Behörden  erhielten  die  strenge  Weisung,  den  Juden 
bezüglich  ihrer  Abgaben  und  sonstiger  Zahlungen  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  zu  lassen,  sie  aber  zur  Begleichung 
der  mit  ihnen  vereinbarten  Summe  anzuhalten.  Das 
Strafgericht  freilich,  welches  der  heimkehrende  König  in 
Prag  abhielt,  wenn  es  überhaupt  zu  einem  solchen  kam, 
muß  sehr  milde  gewaltet  haben.  Kein  einziges  Todes- 
urteil wurde  gefällt.  Wenzel  begnügte  sich  augenschein- 
lich damit,    die    ihm    von  Rechts  wegen  zustehende  Erb- 


gemordeten  und  verbrannten  Gemeinde  mit  Wehmut  (Steru,  D. 
isr.  Bev.  III  S.  202  und  S  a  1  f  e  1  d  S.  306/307).  Näheres  über  ihn 
siehe  Salfeld  a.  a.  0.  S.  307  nt-^. 

0  P  a  1  a  c  k  y,  Formelbücher  11  Xr.  190.  B  o  n  d  y  -  D  w  (.  r  .«;  k  y. 
Zur  Gesch.  d.  Jud.  i.  Böhmen  I  nr.  172. 

^)  ex  speciali  mandato  Serenissimi  domini  mei,  domini 
regis,  auctoritateque  proprio,  qua  fungor  nomine  ipsius  .  .  . 

■^j  Palacky,  Formeibücher  II  Xr.  188  und  Bondr- 
P  w  ü  riä  k  y  I  nr.   174. 
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Schaft  am  JudeDg'ute  aDzutreteii.  Es  waren  dies  nicht 
unbeträchtliche  Summen,  an  Silber  allein  sollen  fünf  Tonnen 
dem  Könige  eingehändigt  worden  sein.  ^)  Die  Prager 
A'orgänge  kamen  dem  Könige,  der,  wie  wir  sahen,  da- 
mals wieder  mit  neuen  Judenplänen  umging,  sicherlich 
sehr  gelegen  als  Anlaß  zu  neuen  Anzapfungen.  Er  sah 
eben,  sei  es  im  Reiche,  sei  es  in  Böhmen,  in  den  Juden 
nur  eine  der  wertvollsten  Geldquellen,  die  man  nicht 
genug  ausbeuten  könne.  Daran  ändert  nichts,  daß  er 
überaus  freundliche  Beziehungen  zu  der  reichen  Egerer 
Judengemeinde  unterhielt,'^)  die  es  eben  in  kluger  Weise 


^)  Pelzel,  Wenzel,  I  S.  217,  Palacky,  Geschichte  Böhmens 
TIP  H.  56. 

2)  1390  zahlte  sie  100  Schock  Schutzgeld  an  den  Rat,  was 
auf  ihre  große  Anzahl  schließen  läßt.  (Jüd.  Centralblatt  IV  S.  100.) 
Von  königlichen  Vergünstigungen  seien  angeführt:  25.  Jan.  1379, 
die  Juden  zu  Eger  unterstehen  auf  ihre  Beschwerde  hin  nur  dem 
königlichen  Richter  zu  E.  (Pelzel,  Wenzel  I  S.  76);  5.  Mai  1389 
Befreiung-  der  Juden  und  Christen  der  Stadt  und  des  Landes  E. 
von  der  Steuerzahlung  auf  fünf  Jahre,  weil  sie  ihm  Gelder  vor- 
schössen (ib.  S.  216);  13.  Juni  1391  Schirmbrief  für  Judeu  und 
Christen  vor  Bedrückungen  (ih.  S.  242);  25.  März  1392  Befreiung- 
von  Steuern  uud  Abgaben  für  Juden  und  Christen,  weil  sie  ihm 
Geld  vorgestreckt  haben  (ib.  S,  248);  21.  Juli  1395  bescheinigt 
Wenzel,  von  der  Judenschaft  und  den  Bürgern  3000  Schock  er- 
halten zu  haben  als  Darlehn  (ib.  II  S.  309/10).  d'Elvert  schließt 
aus  diesen  günstigen  Privilegien  mit  Unrecht  auf  Wenzels  Juden- 
freundlichkeit (Schrift,  d.  bist.  stat.  Sektion  d.  mähr.-schles.  Ge- 
sellschaft 30.  Bd.  S.  84),  man  vergleiche  nur  dagegen  den  könig- 
lichen Erlaß  von  1390,  durch  den  den  Juden  verboten  wird,  eine  Meile 
um  Kolin  herum  Gast-  oder  Kaffeehäuser  oder  Fleischverkaufs- 
läden zu  haben,  da  dies  den  Kolin ern  Schaden  bringe  (Jüdisches 
Centralblatt  IV  S.  101  und  ib.  nt.3  von  G  r  ü  n  w  a  1  d  aus  dem 
tschechischen  in  Casopis  ceskeho  musea  1848  S.  389  (Paraeti  kral. 
mesta  Kolina)  veröffentlichtem  Orig-inale  abgedruckt  mit  beigefüg'ter 
deutsche]-  Inhaltsangabe). 
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verstand,  des  Königs  Geldbedürfnisse  zu  befriedig-en,  noch 
ehe  er  zu  irgendwelchen  Gewaltmaßregeln  griff. 

Ungefähr  zur  gleichen  Zeit,  in  der  zu  Prag  die  Juden- 
schaft hingeraetzelt  wurde,  noch  Ende  April  1389,  gab 
eine  weitere  große  Judenverfolgung,  diesmal  im  Gebiete 
des  Herzogs  Johann  von  Görlitz,  der  deutschen  Juden- 
heit  ein  weiteres  Warnungszeichen  vor  der  neuen  großen 
Gefahr,  die  ihr  bevorstand.  Ob  ein  Zusammenhang  mit 
den  Plänen  Wenzels  bestand,  müssen  wir  auf  Grund  des 
unzureichenden  Materials  dahingestellt  sein  lassen,  wenn 
diese  Annahme  auch  viel  für  sich  hat.^)  Der  ebenfalls 
in  permanenter  Geldverlegenheit  sich  befindende  Herr-) 
hatte,  da  die  vielfachen  Geldanleihen  bei  dem  Görlitzer 
Kate  wohl  zur  Deckung  seiner  Schuldenlast  nicht  aus- 
reichten, seine  Zufiiicht  zu  einer  Vergewaltigung  seiner 
Judenschaft  genommen.  Am  30.  April'^)  erklärte  er  darum, 
daß  er  auf  Bitten  der  Ritterschaft  und  Bürgerschaft  von 
Görlitz  beschlossen,  die  Juden  des  Landes  zu  verweisen. 
Sie  wurden  hierauf  gefangen  genommen  und  ihr  Besitztum 
beschlagnahmt.  Ein  ncurr  Erlaß  vom  9.  August^)  ge- 
stattete der  Bürii'erschaft.  Svnao'Oü-e  und  Judenschule,  so- 


^)  Es  wäre  zu  erweisen,  ob  Herzog  Johanu,  der  auf  dem 
Egerer  Tage  jucht  auwesend  war,  sich  zu  der  fr-iglichen  Zeit  iu 
Prag,  wo  er  sich  den  größten  Teil  seines  Lebens  mit  Vorliebe  auf- 
hielt (vgl.  L  i  n  d  n  e  r  1^  S.  135),  befunden  hat.  ]\Ian  könnte  dann 
mit  ziemlicher  Oewißheit  annehmen,  daß  er  seinen  Erlaß  unter  dem 
Eindrucke  der  dortigen  Begebenheiten  veröffentlichte.  Diese  An- 
nahme gewinnt  um  so  mehr  an  Wahrscheinlichkeit,  da  wir  vor  und 
nach  dem  in  Frage  kommenden  Termine  von  Gesandtschaften  hören, 
die  die  Görlitzer  nach  Prag  an  den  Herzog  sandten  (vgl.  Knothe 
S.  62/63). 

"^)  L  i  n  d  n  e  r  a.  a.  (). 

■^)  Knothe  8.  62. 

*)  ib.  S.  63,  der  Bau  kam  freilich  nie  zur  Ausführung. 
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wie  den  Friedhof  zur  Erbauung-  einer  Kapelle  zu  Lob  und 
Ehren  des  heiligen  Leichiuinis  zu  benutzen.  Die  Aus- 
führung der  ganzen  Judenangelegcuheit,  die  sich  noch  auf 
lange  Zeit  hinzog,  hat  Knothe  a.  a.  0.  ausführlich  be- 
schrieben. Es  sei  hier  nur  hervorgehoben,  daß  auf  Befehl 
des  Herzogs  ein  Teil  des  so  gewonnenen  Geldes  zur 
Begleichung  seiner  zahlreichen  Schulden  verwandt  wurde/) 
Versuche,  auch  die  Nachbargebiete  für  ähnliche  Maß- 
nahmen zu  gewinnen,  wie  sie  namentlich  in  Schweidnitz 
und  Beichenbach  gemacht  wurden,  blieben  ohne  Erfolg. 
Im  deutschen  Süden  reihte  sich  unterdes  ein  Tag  au 
den  andern.  Es  galt,  sich  über  die  vielen  Fragen,  welche 
auf  dem  Tage  zu  Eger  nur  gestreift,  aber  nicht  gelöst 
waren,  schlüssig  /u  werden.  Zu  diesen  noch  ungelösten 
Beratungsgegenständen  gehörte  auch  die  bereits  erwähnte 
Forderung  des  Königs  an  die  Städte,  ihm  das  Judenregal 
wiederzugeben.  Es  ist  darum  trotz  der  fehlenden  Doku- 
mente gar  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  auch  über  diesen 
Gegenstand  zu  Speier — Utenheim — Heidelberg  einerseits 
wie  auch  andrerseits  auf  den  Nürnberger  Tagen  (Juni/Juli 
1389)  verhandelt  wurde.  Etwas  Positives  scheint  jedoch 
bei  diesen  Beratungen  nicht  herausgekommen  zu  sein, 
denn  noch  in  einer  städtischen-)  Resolution''),  die  auf  einer 


\)  Knothe  S.63.  Eine  Anstreibiiug  (lev  gesamten  Jiidenheit  hatte 
bis  1395  sicherlich  noch  nicht  stattgefunden,  war  wohl  auch  von 
vornherein  nicht  beabsichtigt,  da  der  Herzog  in  einem  neuen  Erlasse 
vom  21.  September  dieses  Jahres  es  in  das  Belieben  derSiadt  (lörlitz 
stellt,  ob  sie  ihre  Juden  behalten  wolle  oder  nicht,  und  sich  für  den 
ersteren  Fall  die  Zahlung  der  üblichen  Judensteuer  ausbedingt. 
1396  fand  dann  die  definitive  Regelung  und  Überweisung  des  seit 
1389  konfiszierten  Judengutes  statt. 

2)  Schindelwick  S.  20  faßt  diese  Resolutiou  abweichend  von 
Weizsäcker  als  von  den  mit  dem  Könige  verbundenen  Fürsten 
ausgehend  auf,  allein  der  Fundort  der  Urkunde  (Nördlinger  Stadt- 
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dem  Nürnberg-er  Jnnitage  von  1390  vorausgehenden  Ver- 
sammlung gefaßt  wird,  machen  sieh  es  die  Städte  zur 
Pflicht  für  die  folgenden  Verhandlungen,  dem  Könige  oder 
seinen  Räten  auf  die  Forderung  „6ie  3u6cn  5U  ftncn  hanben 
50  3iel)cn''  bündige  Antwort  zu  geben  und  die  Sache  nicht 
wieder  zu  verschleppen.  Dieser  Mahnung  scheinen  denn 
auch  die  Städte  Folge  geleistet  und  so  auf  dem  für  den 
5.  Juni  in  Aussicht  genommenen  Tage  zu  Nürnberg  die 
königlichen  Pläne  bezüglich  der  Rückgabe  des  Regales 
zum  Scheitern  gebracht^;  zu  haben, ^)  ein  Mißerfolg,  den 
Wenzel  gewiß  nicht  tragisch  nahm,  hatte  er  doch  wohl 
kaum  ernstlich  für  möglich  gehalten,  daß  man  sein  Be- 
gehren erfüllen  würde. 

Vorher  muß  er  daher  schon  durch  seine  Räte  ver- 
lauten lassen  haben,  daß  er  es  mit  einer  neuen  Juden- 
schuldentilgung, und  zwar  mit  einer  gänzlichen  Annullierung 
aller  an  Juden  zu  zahlenden  Gelder,  bewenden  lassen 
wolle ;  denn  seit  dem  März  dieses  Jahres  gewinnt  in  den 
städtischen  Beratungen  über  die  Juden  ein  Gegenstand  an 
Bedeutung  und  Wichtigkeit,  dessen  man  bis  dahin  in 
diesem  Zusammenhange  nicht  Erwähnung  getan,  wir 
meinen  das  Judenabkommen  von  1385.  Bekanntlich  zog 
sich  das  Regulierungsverfahren  trotz  des  festgesetzten 
Endtermins  für  dasselbe  noch  über  Jahre  hin,  da  es  eben 
dem  Adel  unmöglich  war,  seinen  Verpflichtungen  gerecht 
zu  werden.     Für  manchen  adligen  Schuldner  war  daher. 


arobiv)  sowie  die  Tatsache  überhaupt,  daß  wir  fiü'stlicherseits  über 
Zusammenküni'te  und  Tage  in  der  Regel  keine  Aufzeichnungen  be- 
sitzen, machen  eine  solche  Annahme  recht  unwahrscheinlich,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  der  Wortlaut  der  Urkunde  zu  einer  solchen 
Auffassung  keine  Veranlassung  bietet. 

3)  R.  A.  II.  Nr.  148  art.  2. 

1)  Vgl.  Weizsäcker,  R.  A.  11  S.  278.  Z.  25  f. 
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um  die  endgültige  Regelung  im  städtischen  Rechnungs- 
buche  zu  ermöglichen,  der  oder  jener  Bürger  eingetreten, 
vielleicht  gab  man  auch  in  manchen  Fällen  seitens  der 
Stadt  längere  Ziele.  So  war  es  gekommen,  daß  noch 
mancher  Gulden,  der  längst  hätte  abgeliefert  werden 
sollen,  auf  Zinsen  ausstand,  als  im  Jahre  1390  sich  schon 
die  Vorboten  einer  neuen  Tilgung  zeigten.  Da  dem 
formalen  Rechte  nach  die  Juden  die  Besitzer  der  Außen- 
stände blieben,  in  ihrem  Namen  auch  seitens  der  Städte 
das  ganze  Pfandversicherungsverfahren  eingeleitet  wurde, 
so  war  nun,  mochten  sich  die  Dinge  in  Wirklichkeit  noch 
so  anders  verhalten,^)  die  Gefahr  vorhanden,  daß  die 
adligen  Herren  mit  Vergnügen  von  der  Vergünstigung  des 
zu  erwartenden  neuen  Gesetzes,  das  sie  ihrer  sämtlichen 
Schuldverpflichtungen  gegen  die  Juden  entbinden  sollte, 
Gebrauch  machen,  sie  aber  auch  auf  jene  Restbeträge 
auszudehnen  versuchen  würden,  die  ihnen  von  der  Stadt 
oder  einzelnen  Bürgern  vorgestreckt  waren.  Da  hieß  es 
denn  von  selten  der  schwäbischen  Städte  —  der  Bund 
war  ja  abgetan,  wenn  sich  auch  schon  wieder  Anfänge 
einer  Neuorganisation  regten"^)  —  auf  der  Hut  sein  und 
das  Privilegium  der  früheren  Zeit  vor  etwaiger  Mißdeutung 
bewahren.  Die  ersten  Schritte  hierzu  scheinen  Anfang 
März^)  gemacht  worden  zu  sein.  Wir  hören  von  einer 
Beratung  zu  Nürnberg  „pon  be^  üon  ^olr  xx>cg,en  unb  von 
605  briefs  ipcgen  umb  bic  ^0000  gulb.  von  6er  jubcu 
megen,  ba^  man  beu  leöigen  folt/'  die  zur  Folge  hatte, 
daß  man  nach  Weißenburg,  Windsheim,  Rothenburg  und 
Regensburg  in  derselben  Angelegenheit  Boten  sandte. 
Was    die    im    einzelnen  recht  dunkel   gehaltene    Angäbe 


1)  s.  0.  s.  54  n. 

2)  R.  A.  II  Nr.  135  und  S.  147. 

3)  ib.  Nr.  210  art.  2. 
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der  Nürnberger  StadtrechouDg-  bedeutet,  läßt  sich 
schwer  entscheiden,  soviel  ist  jedoch  ersichtlich,  daß  es 
sich  um  den  Königsbrief  vom  16.  Juli  1385  und  um 
irgendwelche  noch  nicht  erledigte  Schulden  des  Burg- 
grafen von  Nürnberg  handelt.  Klarer  sind  dann  schon 
die  Nachrichten  des  Augsb arger  Rechenbuches.  Im  April 
1390^)  zahlt  Ulrich  Chunczelman  im  Auftrage  der  Stadt 
an  ben  ^0000  gulben  bem  fung  von  6er  J^^en  U)egen 
35  Gulden.  Für  Juli"^)  ist  dann  ein  Posten  von  125  Gulden 
notiert,  den  Peter  Egen  bezahlt  an  unfers  l^erren  6C5 
fun$5  aelt,  6a5  mir  baran  fd]uI6i$  rpauren,  öarumb  uns 
bie  von  Hurnberg  5ufprad}en  von  605  fungs  priefs  voe^m. 
Es  handelte  sich  augenscheinlich  um  die  Anteilsumme,  welche 
Augsburg  an  den  40000  Gulden  zu  zahlen  hatte  und  die  aus 
Nachlässigkeit  jetzt  erst,  wo  man  mit  Strenge  alle  Saum- 
seligen zu  zahlen  mahnte,  auf  Drängen  Nürnbergs  be- 
dichen  wurde.  Man  beeilte  sich  auch,  die  wertvolle 
Urkunde  selbst  aufs  neue  vidimieren  zu  lassen,  was  am 
7.  Juni  durch  den  königlichen  Hofrichter  zu  Rothenburg 
geschah^).  Im  September  kam  es  dann  speziell  auch 
über  diesen  Punkt  zu  lebhaften  Verhandlungen  mit  den 
königlichen  Bevollmächtigten.  Der  König  war  auch  dies- 
mal wider  Erwarten  auf  dem  Nürnberger  Tage  nicht  er- 
schienen. Die  Städte  machten  hier  mit  größtem  Nach- 
drucke ihre  Ansprüche  auf  Bestätigung  ihrer  Juden- 
privilegien geltend  und  stellten  insbesondere  die  folgende 
Forderung:  item  was  man  6en  ftetten  nod)  fd)ul6ig  ift 
pou  6er  3u6on  tpegeii,  es  ften  berren,  ritter  .  .  .  von  6er 

')  R.  A.  11  S.  358  Z.  47  a. 

0  ib.     Nr.  211  art.  3. 

=*)  Forschungeu  II  S.  177  Nr.  3b5.  Eine  ib.  Nr.  367  augeführte 
zweite  Vidimierung  vom  28.  Juni  1390  dankt  vermutlich  einem 
Irrtum  Vischers  ihr  Entstehen  (vgl.  R.  A.  I  S.  501). 
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tcöing  tücgen  6ie  mit  unferm  hfevvcn  bem  hing,  befd)ad?e, 
barumbe  im  6ic  40tufen6  gulbin  gegeben  irurben:  ba^ 
oud}  6ie  ftett  gemainlid?  un6  befunber  bei  berfelben  fcbult 
beliben  6un  ba^  man  in  6ie  be5ale  nad)  lute  un6  fage 
6er  briefe  6ie  in  öaruber  beftgelt  un6  gegeben  ftnb.^)  Es 
erhellt,  daß  es  sich  hier  um  die  infolge  des  Judenab- 
kommens  von  1385  in  städtischen  Besitz  übergegangenen 
Schuldscheine  handelte,  welche  nach  der  Forderung  der 
Städte  durch  das  zu  erwartende  neue  Gesetz  nicht  ge- 
troffen werden  sollten.  Die  königlichen  Räte  stimmten 
darauf  diesem  am  9.  September  gemachten  Vorschlage 
beij  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  dies  ,,unfd)e5licben 
6en  gnaben,  6ie  mir  furften,  I^erren  rittern,  fned^ten  unb 
ben  ftetten  iet50  pon  ber  juben  n^egen  getan  traben"  Geltung 
haben  solle,^)  w^orauf  dann  die  schwäbischen  Städte  am 
12,  September  in  die  abermalige  Schätzung  ihrer  Juden 
einwilligten,  dabei  aber  nochmals  aufs  entschiedenste  zur 
Bedingung  stellten,  daß  man  ihre  Judenprivilegien,  be- 
sonders aber  ihre  Ansprüche  von  1385  respektiere,^)*) 


')  R.  A.  II  Ni-,  169  art.  3. 

•')  ib,  Nr.  170  art.  3. 

^)  ib.  \r.  171  art.    1  und    5. 

*)  Nübling  deutet  diese  Forderungen  als  einen  Vorschlau" 
der  Städte,  der  König  solle  die  Eigentumsrechte,  die  bisher 
die  Juden  an  der  Schuldregulierungsmasse  hatten,  hinsichtlich 
der  Kestbestände  der  aus  ihr  noch  unausgelösten  Schuldbriefe 
auf  die  Städte  selbst  übergehen  lassen.  „Die  Städte", 
so  schreibt  er  S.  392/3,  ,, hatten  am  9.  und  12.  September 
1390  vorgeschlagen,  alles,  was  die  Städte  noch  füi-  ihre 
Judenbürger  von  Freiherren,  Rittern  oder  Knechten,  Städtebürgern 
oder  anderen  edeln  oder  unedeln  Leuten  geistlichen  oder  welt- 
lichen Stands  auf  Grund  der  Abmachung  mit  der  Reichsregierung 
als  Ersatz  für  die  der  Reichskammer  bezahlten  10000  Gulden 
zu  fordern  hatten,  den  Städten  völlig  zu  überlassen  und  ihnen  das 
Recht  zu  g-eben,  diese  Forderungen  auf  Grund  des  Wortlauts  der 
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Nach  angestreügten  und  überaus  lebendigen  und 
erregten  \'erhandlungen,  die  von  Sonderberatungen  der 
einzelnen  Parteigruppen  begleitet  waren,  und  neben  denen 
ständige  Kurierbotsehaften  an  den  Prager  Hof  und  auch 
anderwärts  einherliefen,  gelang  es  den  königlichen  Räten 
endlich  Mitte  September,  wenigstens    teilweise   die   ihnen 

in  ihren  Händen  befindlichen  gesiegelten  Briefe  einzutreiben,  wo- 
gegen die  Städte  sich  bereit  erklären  sollten,  den  Freiherren,  Rittern 
und  Knechten  den  Schnldnachlaß  von  25  vom  Hundert,  den  diesen 
das  Keif-h  bewilligt  hatte,  namens  ihrer  Judenbürger  zu  gewähren.'- 
Eine  Begründung  seiner  Behauptungen  hat  er  völlig  unterlassen, 
was  um  so  auffallender  ist,  als  seine  Ausführungen  zu  denen  Weiz- 
säckers in  den  R.  A.  IT  S.  307  nt.^  in  vollkommenem  Gegensatz 
stehen.  Sie  stehen  auch  mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht 
im  Einklang.  War  es  vorher  schon  auf  Grund  der  Nürnberger 
Berichte  klar,  daß  von  einer  Sicherunm-  der  (41äubigerrechte  der 
Juden  an  ihren  reduzierten  Außenständen  nicht  die  Rede  sein 
kann,  so  liefern  uns  gerade  die  hier  in  Frage  kommenden  städtischen 
Aufzeichnungen  den  urkundlichen  Beweis,  daß  die  Städte  die 
Schuldscheine  ihrer  Judenschaft  schon  zu  Recht  als  (Tläubiger  be- 
saßen, also  jetzt  nicht  erst  um  diese  Vergünstigung  zu  bitten 
brauchten.  Denn  wer  anders  als  der  Ei.Jientünier  kann  mit  den 
folgenden  Worten  von  den  jüdischen  Schuldbriefen  sprechen : 
„item  ipas  man  bcn  ftcttcii  iiod:  fdnilbia  ift  ron  bcr  3"'^^'"  mccjcn" 
ober  „ba^  od)  bie  ftetc  aemainlidi  unb  bcsunbcr  bi  berfclbcn  fdnilbc 
bclibcn,  nnh  ba3  man  in  bic  gelt  unb  be3ale  nadi  usmifung  unb  fago 
ber  briefc  ufm."  ?  Hatte  der  König  wegen  seines  halbprivaten  Ab- 
kommens, das  er  hinter  dem  Rücken  der  Fürsten  mit  den  Städten 
1385  abschloß,  sich  veranlaßt  gesehen,  gerade  den  wichtigsten  Punkt, 
«las  Übergehen  der  Schuldbriefe  in  städtische  Hände,  in  recht  ver- 
steckten Ausdrücken  anzudeuten,  so  lag  für  die  Städte  kein  (Irund 
vor,  in  ihren  Aufzeichnungen  die  offne  Sprache  zu  vermeiden, 
liägen  die  Dinge  wirklich  so,  wie  Xübling  es  annimmt,  man  müßte 
sich,  da  die  städtischen  Forderungen  die  königliche  Bewilligung 
erhalten,  mit  Recht  wundern,  daß  weder  das  Reichsgesetz  von 
1390  noch  auch  die  städtischen  Sonderprivilegien  irgendwo  einer 
solchen  Modifizierung-   des   älteren  Erlasses  Erwähnung  tun.     Nui- 
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gestellte  Aufgabe  zu  lösen.  Am  14.  September^)  konnte 
durch  das  neue  Münzgesetz  für  das  Reich,  welches  wohl 
in  gleichem  ursächlichen  Zusammenhang  mit  der  Juden- 
frage stand,  wie  wir  dies  für  das  Jahr  1385  vermuteten/-) 
die  Reihe  der  nun  folgenden  neuen  Erlasse  eingeleitet 
werden. 

Am  nächsten  Tage  erfolgte  dann  ein  Sonderab- 
kommen des  Königs  mit  der  freien  Reichsstadt  Basel.^) 
Es  bestanden  hier,  wie  wir  sahen,^)  seit  dem  Jahre  1385 
Differenzen  bezüglich  der  Judeneinnahmen,  namentlich 
bezüglich  des  Nachlasses  des  reichen  Moses  von  Colmar. 
Die  Streitfragen  wurden  nun  friedlich  beigelegt.  Für  die 
Zahlung  von  2000  rheinischen  Gulden  an  die  königliche 
Kammer  überließ  Wenzel  der  Stadt  die  halbe  Judensteuer 
auf  14  Jahre.  Die  andere  Hälfte  sollte  an  ihn,  und  zwar 
erst  vom  fünften  Jahre  an,  gezahlt  werden,  desgleichen  von 
vornherein  der  goldene  Opferpfennig.  Welche  Faktoren 
dabei  mitspielten,  daß  man  das  Jndenabkommen  mit  Basel 
noch  vor  dem  aligemeinen  Judenschuldeutilgungserlasse 
publizierte,  läßt  sich  mit  Bestimmtheit  nicht  sagen.  Jeden- 
falls wird  man  in  der  Abwendung  der  Gefahr  der  Schuld- 
annulierung  für  die  Finanzen  der  Stadt  einen  hohen 
diplomatischen  Erfolg  derselben  sehen  dürfen.  Den  Inhalt 
des  Vertrages  tat  der  Rat  aufs  neue  in  einer  öffentlichen 
Bekanntmachung    vom    20.    Oktober    kund.'')      Die    von 


von    einer   Regelung-    des    Verhältnisses    zwischen    dem  alten  und 
neuen    Reichsjudengesetze    ist    die  Rede,  nirgends  aber    von  einer 
Abänderung    des    alten    Gesetzes    oder    einer     Schuldübertragung- 
(vgl.  R.  A.  II  Nr.  174  und  184  art.  7). 
^)  ib.  nr.  150. 

2)  8.  0.  S.  29  nt.3. 

3)  R.  A.  II  Nr.  195. 
^)  S.  o.  S.  74. 

■■)  R.  A.  II   S.  333  Z.  33  a  f.  und  Baseler  Urkb.  V.  Nr.  144. 
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Wenzel  ausbedangene  Summe  wurde  zum  Teil  im  Januar 
des  nächsten  Jahres  bezahlt.  Der  Rest  sollte  dann  in 
zwei  Katen  auf  der  Frankfurter  Herbst-  und  Fastenmesse 
bezahlt  werden.^) 


y.  Das  Judenselmldeiitilgungsgesetz 
von  1390. 

Am  16.  September  1390  erfolg:te  die  Publikation 
des  neuen  Judenschuldentilgungsg:esetzes.  Es  enthielt  in 
seiner  für  die  Fürsten  bestimmten  Ausfertigung-  folgende 
sieben  Artikel: 

I.  Da  der  König  sich  überzeugt  hat,  daß  durch  den 
unmäßigen  Wucher  der  Juden  die  Stände  ihrem  Ruin 
entgegengehen,  so  hat  er  zur  Abstellung  dieser  Übel- 
stände  unter  Zustimmung  der  Fürsten  und  Herren  und 
kraft  königlicher  Machtvollkommenheit  beschlossen,  daß 
sämtliche  Fürsten  und  Herren,  die  in  dem  betreuenden 
genannten  Bezirk  wohnen,  ohne  jeglichen  Unterschied 
samt  ihren  Leuten  und  Landen  von  der  Begleichung  ihrer 
Schulden,  die  sie  bei  zur  Zeit  der  Abmachung  in  dem- 
selben Bezirke  seßhaften  Juden  gemacht  hatten,  befreit 
sein  sollen,  mögen  diese  auch  durch  Inhalt  und  Form 
im  einzelnen  noch  so  maimigfaltig  sich  unterscheiden.-) 

II.  Fürsten  und  Herren  nehmen  dafür  die  Verpflichtung 
auf  sich.  Kaiser  und  Reich  auf  eine  Mahnung  hin  einen 
redlichen  Dienst  zu  tun."^) 

III.  Alle    in    jüdischen  Händen  befindlichen  Schuld- 


1)  Baseler  t  rkb.  V  Nr.  146. 

2)  E.  A.  II  Nr.  174  art.  1. 
^)  ib.  art.  2. 
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scheine  sind   wegen    Erlöschens    der    Schuldverpflichtung* 
unverzüglich  herauszugeben.^) 

IV'..  Verweigert  der  jüdische  Pfandleiher  seinem 
Schuldner  die  Rückgabe  des  Pfandes  mit  der  Begründung, 
er  habe  noch  vor  Erlaß  des  königlichen  Gesetzes  von 
seinem  Rechte,  bei  nicht  erfolgter  Zahlung  das  Pfand  zu 
verkaufen,  Gebrauch  gemacht,  so  liegt  die  Entscheidung 
in  dieser  Streitfrage  nur  bei  dem  Fürsten  und  Herren, 
unter  dessen  Patronate  sich  der  betreffende  Jude  befindet. 
Mit  seiner  Entscheidung  hat  sich  dann  der  Kläger  zu- 
frieden zu  geben."^) 

V.  Schuldschreiben,  die  nicht  zur  Auslieferung  ge- 
langen, sei  es  aus  was  für  Gründen  immer,  sind  ungiltig.^) 

VI.  Wer  diesem  Erlasse  zuwiderhandelt  oder  seine 
Ausführung  auf  irgendeine  Weise  zu  verhindern  sucht, 
verfällt  der  Reichsacht,  und  Kaiser  und  Reich  verpflichten 
sich,  dem  geschädigten  Schuldner  zu  seinem  Rechte  zu 
verhelfen.  Den  Fürsten  etc.  steht  ferner  das  Recht  und 
die  Pflicht  zu,  dem  Könige  und  einander  zwecks  Durch- 
führung des  Gesetzes  Hilfe  zu  leisten,  falls  irgend  jemand 
durch  Forderung  von  Leistungen  oder  auf  sonst  eine 
Weise  das  Gesetz  zu  umgehen  oder  zu  beeinträchtigen 
versuchen  würde.  Ein  solches  Vorgehen  gegen  ein  Mit- 
glied des  Landfriedens  solle  nicht  als  Rechtsverletzung 
(Bruch  des  Königs-,  des  Landfriedens,  der  Gerichtsprivi- 
legien, wie  anderer  dem  entgegenstehender  Freiheiten) 
betrachtet  werden.  Wer  dagegen  von  den  Fürsten,  Herreu 
und  Städten  etc.  mit  offener  Gewalt  trotz  des  Erlasses 
den  Juden  zur  Erlangung  ihrer  Schuldforderungen  ver- 
hilft,   über    den    soll    das    Landfriedensgericht    wie    über 

1)  ib.  art.  3. 
'-)  ib.  art.  4. 
')  ib.  art.  5. 
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einen  Räuber  und  Übeltäter  zu  urteilen  haben,  sein  Hab 
und  Gut  verliert  jeglichen  Rechtsschutz.  Auch  ist  solchen 
Friedensbrechern  verboten,  sich  zur  Erreichung  ihrer  Ab- 
sichten zu  Gesellschaften  oder  ähnlichen  Verbänden 
zusammenzuschließen.  ^) 

Vn.  Privilegien,  die  den  obigen  Bestimmungen  zu- 
widerlaufen, mögen  sie  aus  früherer  Zeit  stammen  oder 
erst  noch  in  Zukunft  erlassen  werden,  haben  keinerlei 
Gültigkeit."^) 

Der  König  konnte  mit  dem  erzielten  Erfolge  zufrieden 
sein.  Wie  ganz  anders  nahm  sich  doch  dieser  Erlaß 
gegenüber  dem  vom  Jahre  1385  aus!  War  damals  ein 
Reichsgesetz  entstanden,  dem  man  es  nur  allzusehr  an- 
merkte, daß  es  einem  recht  ungleichen  Vertrage  seinen 
Ursprung  verdankte,  den  der  geldbedürftige  Herrscher 
mit  dem  mächtigen  Städtebunde  abgeschlossen  hatte,  so 
enthob  jetzt  der  Umschwung  in  den  politischen  Verhält- 
nissen den  König  aller  Rücksicht  auf  die  jeglicher  Ver- 
gewaltigung ihrer  Juden  abgeneigten  Städte.  In  offenem 
Gegensatze  zu  ihnen  konnte  er  jetzt  mit  Hilfe  der  Fürsten- 
partei, die  aus  begreiflichen  Gründen  stets  Vorschlägen 
dieser  Art  geneigt  war,  seine  Judenmaßnahmen  in  viel 
größerem  Maßstabe  wie  früher  zur  Ausführung  bringen. 
Das  Judenschuldentilgungsgesetz  charakterisiert  sich  also, 
als  Ganzes  gefaßt,  als  ein  neuer  schwerer  Schlag,  den 
der  König  gegen  die  im  Ständekampfe  unterlegenen  und 
durch  Sprengung  ihrer  Organisation  zu  politischer  Be- 
deutungslosigkeit verurteilten  Städte  tat.  Das  äußerte 
sich  schon  darin,  daß  es  zu  einem  völligen  Erlasse  sämt- 
licher Schulden  kam,  eine  Maßnahme,    die  dem,  wie  wir 


0  ib.  art.  6. 
2)  ib.  art.  7. 


—     112     — 

sahen,  stark  verschuldeten  Adel  sehr  zugute  kam,  da- 
gegen für  die  Städte  eine  weitere  Schädigung  ihrer 
ohnedies  infolge  der  vorangegangenen  Ereignisse  ge- 
schwächten Einnahmequelle  bedeutete.  Vermutlich  lag 
es  schon  von  Anfang  an  in  den  Plänen  des  Königs,  das 
gesamte  Reich,  so  weit  es  für  diesen  Zweck  in  Betracht 
kommen  konnte,^)  in  den  Bereich  seiner  Maßnahmen  zu 
ziehen.  Das  läßt  die  lange  Reihe  von  Verhandlungen 
und  Tilgungsurkunden  erkennen,  die  sich  dem  Reichs- 
gesetze anschließen.  Zu  Nürnberg  erzielte  man  freilich 
nur  mit  den  drei  süddeutschen  Landen,  Franken,  Schwaben 
und  Bayern,  ein,  wenn  auch  nur  teilweises,  Einverständnis. 
Fürsten  und  Herren  der  drei  Gebiete,  gern  zur  Annahme 
des  Erlasses  bereit,  empfingen  schon  hier  die  oben"-)  mit- 
geteilte, für  jede  Landschaft  gesondert  ausgestellte  Tilgungs- 
urkunde.^)  Ohne  Entgelt,  wie  dies  Vahlen*)  annimmt, 
erhielten  jedoch  auch  sie  diese  Gnade  nicht.  Der  art.  II 
bestimmt  ausdrücklich,  daß  dem  König  hierfür  ein  „veb- 
Ixdfet  binft"  geleistet  werden  solle.  Hiermit  sind  zweifellos 
Geldzahlungen  gemeint,  wie  uns  dies,  abgesehen  von 
Stromers  Nachricht,  daß  der  Herzog  Friedrich  von  Bayern, 
der  Bischof  von  Würzburg,  der  Graf  von  Ottingen  je 
15  000  Gulden   an   den  König  zahlen  mußten,^)  und  dem 

^)  Die  nördliclien  Territorien,  besonders  das  Hansagebiet, 
scheiden  darum  für  unsere  Untersuchung,  weil  von  Juden  damals 
kaum  betreten,  von  vornherein  aus. 

'0  8.  109  f. 

3)  R.  A.  11  Nr.   182,  174,  189. 

^)  S.  12. 

'")  St.  Chr.  I  S.  26.  Die  hier  angegebenen  Summen  sind 
allerdings  von  unwahrscheinlicher  Höhe.  Es  müssen  hier,  wie  wir 
es  auch  bei  den  für  die  fünf  fränkischen  Städte  angegebenen 
Zahlungssumme  (s.  S.  114  nt.J  sehen  werden,  Fehler  untergelaufen 
sein,  da  für   den   gesamten  Adel   des   schwäbischen   Landfriedens- 
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hier  nicht  vereinzelt  vorkommenden  Sprachgebrauch  des  Aus- 
druckes „binft"  und  „bienen"  im  Sinne  von  Geldzahlungen/) 
die  am  17.  September  von  Wenzel  selbst  publizierten  und 
im  folgenden  noch  zu  erwähnenden  Urkunden  beweisen,'^) 
Nübling  schießt  daher  auch  hier  v^eit  über  das  Ziel,  wenn 
er  aus  diesen  Worten  ein  „Abdienen  des  Schuldrestes 
seitens  der  adligen  Schuldner  im  Militär-  und  Zivildienste 
des  Reiches  und  seiner  Städte"  herauskonstruiert.^)  Schon 
die  Erwägung,  daß  diese  Bestimmung  ja  dann  auch  für 
die  Grafen  von  Württemberg,  von  Ottingen  u.  a.  Geltung 
haben  würde,  hätte  ihn  vor  solch  unhaltbaren  Schlüssen 
bewahren  sollen,  ganz  davon  zu  schweigen,  daß,  falls 
Wenzel  wirklich  solche  Pläne  gehegt  hätte,  wir  wohl  in 
der  Urkunde  selbst  oder  sonst  irgendwo  nähere  Nach- 
richten über  diese  Angelegenheit  erhalten  würden. 

Weit  schwieriger  gestalteten  sich  die  Verhandlungen 
mit  den  Städten  dieser  drei  Bezirke.  Die  Erfolge,  die 
man  ihnen  gegenüber  zu  Nürnberg  erzielte,  waren  recht 
kläglich  und  sind  angesichts  der  ofienbaren  Machtüber- 
legenheit des  Königs  und  der  Fürsten  nur  unter  der  An- 
nahme erklärlich,  daß  der  König  kein  allzu  großes  Gewicht 
mehr  auf  ihre  Mitwirkung  legte.  Und  in  der  Tat  reichten 
die  Bestimmungen  der  fürstlichen  Teilbriefe  völlig  aus, 
um  dem  Schuldenerlaß  auch  wider  den  Willen  der  Städte 
Anerkennung  zu  verschaffen.  Indem  in  allen  drei  Ge- 
bieten von  vornherein  für  die  Herren  völliger  Schulderlaß 
dekretiert   wurde,    war   eigentlich  den  Städten  gar  keine 


bezirkes,  zu  dem  doch  auch  die  Grafen  von  Öttingen  gehörten,  nur 
eine  Zahlung  von  5000  Gulden  vorgesehen  war.  (R.  A.  II  S.  321 
Z.  46  a  f.). 

^)  Vgl.  die  Bemerkung  hei  Kriegk  S.  456  und  ib.  nt.^. 

■')  S.  117. 

3)  S.  398. 

8 
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Wahl  mehr  gelassen  (art.  I),  in  dem  man  für  die  dem  Erlaß 
Zuwiderhandelnden  strenge  Strafen  festsetzte  und  schließ- 
lich alle  Bündnisse  und  Einungen  in  dieser  Angelegen- 
heit verbot  wurde  sogar  ein  Druck  allerstärkster  Art 
auf  sie  ausgeübt.^) 

Nur  in  Franken,  wo  die  stets  friedlicher  Entwicklung 
zuneigende  Handelsmetropole  Nürnberg  lag,  kam  es  unter 
ihrem  Einflüsse  zu  einer  Verständigung.  Die  fünf  Städte^ 
Nürnberg,  Rothenburg  a.  T.,  Schweinfurt,  Windsheim, 
Weißenburg,  gaben  den  königlichen  Forderungen  nach 
und  erhielten  darum  einen  Teilbrief, ■^)  der  sie  in  dieselben 
Rechte  einsetzte  wie  die  Fürsten,  aber  doch  einige  be- 
merkenswerte Unterschiede  aufwies.  So  enthielt  der 
art.  I  den  Zusatz,  daß  besonders  die  Schuldbriefe  des 
Jekel  von  Ulm  und  der  beiden  Söhne  der  Frau  des  Isak 
von  Aichach,  Anshelm  und  Judlein,  getilgt  w^erden  sollten. 
Die  übrigen  Artikel  sind  gleichlautend.^)  Nur  der  auf  zu 
leistende  Dienste  bezügliche  Artikel  II  des  fürstlichen  Teil- 
briefes fehlt  in  der  städtischen  Ausfertigung.  Angesichts 
der  verbürgten  städtischen  Zahlungen  an  den  König  — 
Nürnberg  gab  4000,^)  Rothenburg  1200  Gulden'^)  und  Winds- 

1)  Vgl.  Vahlen,  S.  13. 

'^)  R.  A.  II  Nr.  183^ — König  Ruprecht  bestätigt  ihn  aufs  neue 
am  6.  Januar  1401  (Chmel  Nr.  65),  wie  mit  Nürnberg  vereinbart 
worden  war  (vgl.  R.  A.  IV  Nr.  243  art.  1™). 

^)  Natürlich  ist  für  „Fürsten,  Herren  usw."  stets  „Städte" 
eingesetzt. 

^)  St.  Chr.  I  S.  26.  R.  A.  II  Nr.  207  II  art.  1  und  Stern,  D. 
isr.  Bev.  III  S.  250  art.  44.  Die  Zahlung  erfolgte  am  15.  März 
1391,  an  welchem  Tage  Borziwoi  im  Namen  des  Königs  über  den 
Empfang  quittiert  (R.  A.  II  S.  352  nt.g),  vgl.  auch  die  folgende 
Note. 

•^)  Diese  Summen  nennt  die  Quittung,  die  Borziwoi  am  10.  März 
für  Nürnberg  und  die  drei  genannten  Städte  ausstellte  (R.  A.  II 
S.  285    nt.j,)    —    Stromer    (St.    Chr.  I    S.  26)    gibt    unrichtig    flu- 
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heim/)  Weißenburg.i)  Schweinfurt  je  200  Gulden^)  —  kann 
das  Fehlen  desselben  nur  die  rein  äußerliche  Ursache 
haben,  daß  der  König,  der  in  Einzelurkunden  für  jede 
der  fünf  genannten  Städte  genügend  Gelegenheit  fand, 
die  Frage  über  die  künftig  zu  leistenden  Dienste  zu  er- 
örtern, sieh  hier  eine  solche  Bestimmung  sparen  konnte. 
Die  für  Nürnberg^)  und  Rothenburg^)  ausgestellten 
Sonderprivilegien  liegen  uns  unmittelbar  vor,  das  für 
Windsheim^)  hat  uns  eine  spätere  Vidimierung  erhalten. 
Auch  für  Schweinfurt^)  wird  ein  ähnlicher  Erlaß  erwähnt 
in  Sprengers  Annalen  Schweinfurts  vom  Jahre  1393.  Für 
W^eißenburg  fehlen  jegliche  Nachrichten,  doch  wurde 
ohne  Zweifel  auch  für  diese  Stadt  eine  solche  Urkunde 
ausgestellt.  Alle  diese  Einzel  vertrage  sind  in  auffallend 
städtefreundlichem  Sinne  abgefaßt.  Sie  sollten  wohl  gleich- 
sam der  Balsam  sein,  den  der  König  den  Städten  auf 
die  Wunden  gab,  die  ihnen  der  neue  Tilgungserlaß 
schlagen  mußte.  Den  Städten  wird  der  Judenschutz  ge- 
währt für  alle  ansässigen  und  künftig  hinziehenden  Juden. 
Der  König  beansprucht  für  sich  den  goldnen  Opferpfennig 
und  die  halbe  Judensteuer,')  er  erneuert  also  nur  die 
Forderungen,    die    ihm    schon    im    Jahre    1385  von    dem 

Rothenburg-  1000,  für  Windsheim  100  r4ulden  an,  Weißenburg- 
erwähnt  er  gar  nicht. 

^)  siehe  vorige  Note. 

0  St.  Chr.  I.  S.  26. 

^)  R.  A.  II  Nr.  184.  Auch  diese  Urkunde  ließen  sich  die 
Nürnberger  am  6.  Januar  1401  durch  Ruprecht  bestätigen  (Chmcl 
Nr.  63,  vgl.  R.  A.  IV  Nr.  243  art.  1  * ). 

4)  ib.  Nr.  186. 

•^)  Chmel  Nr.  1016.  Hierauf  hat  Stern  (Ruprecht  S.  XLIV 
ut.e)  zuerst  aufmerksam  gemacht. 

**)  S  c h in  d e  1  w i  c k  S  24  aus  Stein, Monumeuta,  Swinfurtiana 8.325. 

')  R.  A.  II  Nr.  184  und  186  art.  1—3,  Chmel  Nr.  1016  art.  1. 

8* 
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damalig-en  Bunde  zugestanden  waren,  die  er  jedoch  bis- 
lang* nicht  hatte  allerorts  realisieren  können.  Hatte 
damals  der  König  noch  in  art.  XIII.  (s.  o.  S.  38)  es  in 
das  Belieben  des  einzelDen  Bundesgliedes  gestellt,  ob  es 
auf  eventuell  zuwiderlaufende  Artikel  seiner  Sonder- 
privilegien verzichten  und  die  für  Allgemeinheit  erlassenen 
Bestimmungen  akzeptieren  wollte,  so  kamen  jetzt  all  diese 
Reservate  in  Wegfall.  Darum  verzichten  Nürnberg  und 
Rothenburg  erst  jetzt  auf  die  früher^)  bei  ihnen  übliche 
Zahlung  von  400  Gulden  zugunsten  der  nun  auch  hier 
zur  Durchführung  gelangenden  Teilung  zu  Halbpart.^) 
Für  die  Zukunft  versprach  der  König,  den  Besitzstand  dei 
Juden  nicht  mehr  anzutasten  und  die  königlichen  Regals- 
einkünfte nicht  mehr  zu  verpfänden  oder  zu  vergeben.^) 
Diesen  Bestimmungen  zuwiderlaufende  Erlasse  sollten 
keine  Gültigkeit  haben.^)  Schon  im  voraus  wui'de  auch, 
wie  dies  seit  den  Tagen  Karls  IV.'^)  üblich  geworden 
w^ar,  festgesetzt,  daß,  falls  ein  „pal  von  ben  ^ubm  ge= 
fd^el^e  ober  bas  fie  fuft  abgiengen/'  der  Nachlaß  verkauft 
und  zwischen  König  und  Stadt  zu  gleichen  Teilen  geteilt 
werden  sollte.^)     Endlich  erhielten  die  Städte   aber  auch 


^)  Für  Nürnberg-  hatte  Karl  IV.  in  einer  Urkunde  vom  25.  März 
1371  diesen  Zahlungsmodus  festgesetzt.  (E.  A.  II  S.  324  Z. 
43a  f,  B.-Huber  Nr.  4945.) 

■-)  R.  A.  n  Nr.  184  und  186  art.  4.  Die  Nürnberger  Jahres- 
register  führen  daher  zum  ersten  Male  erst  am  18.  Januar  1892 
die  nun  ständig  immer  wiederkehrende  Notiz:  item  bebimus  .  .  . 
g.  üoii  bcm  3nben3infe  .  .  .  bie  unfern  Ijerren  funig  3U  feinem 
tail  von  bemfclbeu  ]ar  3U3eboi-en.  (Stern.  D.  isr.  Bev.  III  S.  251  ff.) 

3)  ib,  art.  4  und  Chmel  Nr.  1010  art.  2. 

*)  Euprecht  ist  hierin  ehrlicher  —  bei  ihm  fehlt  dieser  letzte 
Passus. 

'')  Vgl.  z.  B.  B.-Huber  Nr.  1037  und  1173. 

'')  E.  A.  n  Nr.  184  und  186  art.  6,  Chmel  1016  art.  3. 
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die  feste  Zusicherung,  daß  das  neue  Judenschuldentilgungs- 
gesetz die  infolge  des  Ulmer  Abkommens  vom  Jahre  1385 
noch  außenstehenden  Forderungen  der  Städte  an  Juden- 
schuldner nicht  beeinträchtigen  und  auch  sonst  bezüglich 
ihrer  Privilegien  aus  früherer  Zeit  keinen  Schaden  bringen 
sollte,^)  sicherlich  für  die  Städte  neben  dem  königlichen 
Zugeständnis,  daß  wegen  der  Übergriffe,  die  im  Stände- 
kampfe geschahen,  keine  Klage  erhoben  werden  dürfe,-) 
der  wichtigste  Artikel  der  ganzen  Urkunde.  Diesen  Er- 
lassen folgten  am  17.  September  neue  königliche  Urkunden 
für  Bayern^).  Schwaben^)  und  wohl  auch  für  Franken,'"') 
in  welchen  Wenzel  ganz  off'en  gegen  jedermann  betonte, 
daß  nur,  wer  ihm  die  ausbedungenen  Geldsummen  zahle, 
die  Wohltat  des  Schulderlasses  genießen  sollte,  ein  un- 
zweideutiges Zeichen  also,  in  welchen  Bahnen  sich  das 
sozialpolitische  Interesse  des  Königs  an  dieser  Angelegen- 
heit bewegte. 

Über  die  Ausfuhrung  der  Judenschuldentilgung  liegen 
uns  wie  schon  im  Jahre  1385  nur  für  Nürnberg  bestimmte 


')  R.  A.  a.  a.  0.  art.  7.  bei  Chmel  fehlt  diese  nun  unnötig 
^^•ewordene  Bestimmung. 

^)  ß.  A.  a.  a.  ().  art.  8  und  Chmel  Nr.  1016  art.  4.  Der 
fünfte  hier  noch  angeführte  Artikel  gehört  nicht  mehr  in  diesen 
Zusammenhang  uud  ist  vielleicht  ein  Zusatz  Ruprechts. 

3j  R.  A.  II  Nr.  190.  Über  eine  von  Pelzel  I  S.  237 f.  au- 
jj:eführte  Urkunde  vom  17.  Januar  1391,  die  dieselbe  Aufforderunu- 
für  Bayern  enthält,  und  ihre  Datieriinosschwierigkcit  siehe  Weiz- 
säcker ib.  S.  328  nti. 

*)  ib.  N]'.  175. 

■'')  Wir  nehmen  mit  Weizsäcker  S.  314  nt^  gegen  Yahlen  S.  13 
nt.2  auch  für  Franken  ein  solches  Mandat  an,  das  doch  nur  als 
eine  Zusatzurkunde  zu  dem  Hauptgesetze  aufzufassen  ist.  Auch 
Vahlens  Annahme,  daß  mit  allen  Städten  des  fränkischen  Land- 
friedensbezirkes ein  Einvernehmen  ei-zielt  wurde,  ist  inlg,  (vi;!. 
im  fol.o-enden  S.  128  nt-). 
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Nachrichten  vor.  Sie  hat  wohl  auch  in  den  vier  andern 
Städten,  sicherlich  jedoch  in  Rothenburg,  stattg-efanden, 
denn  wdr  erfahren,  daß  sich  seine  beiden  derzeitigen 
Bürgermeister  am  18.  September^)  vom  Abte  Donaldus 
von  St.  Gilgen  ein  Yidimus  der  Schulderlaßurkunde  aus- 
stellen lassen  und  sich  gleichzeitig  bezüglich  des  zu  Nürn- 
berg verbleibenden  Originales  ein  ähnliches  Ausleihe- 
verfahren ausbedingen,  wie  wir  es  schon  bei  der  Urkunde 
vom  21.  März  1387  kennen  lernten.'^)  Die  Ausführung 
des  auf  dem  Septembertage  Versprochenen  ließ  freilich 
eine  Zeit  noch  auf  sich  warten.  Erst  im  März  des  nächsten 
Jahres  bequemte  sich  Nürnberg  auf  eine  erneute  Mahnung 
Wenzels  hin,^)  die  Judenangelegenheit  durch  ein  neues 
Zinsgesetz  einzuleiten.^)  Im  selben  Monat  erfolgte  die 
Abrechnung'^)  über  die  wiederum  durch  die  Stadtbehörde 
geregelte  Angelegenheit.  Die  Schuldner  hatten  der  Stadt  für 
ihre  Mühewaltung  30%  der  Schuldsumme  zu  zahlen.  Die 
mit  dem  Abrechnungsgeschäfte  betrauten  beiden  Ratsherren 
nahmen  in  zwei  Terminen  10299  Ib  4  sh^)+481  Ib 
17^2  sh  ein,  w^as,  da  die  Zahlen  nur  SO^/^  der  wirklichen 
Verschuldung  darstellen,  eine  Effektivschuld  von  35  936  Ib 
18  sh  4  hlr  ergibt. 

Es  müssen  demnach  die  jüdischen  Banken  der  Stadt 
trotz  der  immer  bedrohlicher  gewordenen  Lage  ihre  Geld- 
geschäfte,   die    für    sie    eben    Existenzfrage    waren,  recht 


1)  R.  A.  II  S.  322.  Z.  20  f. 

2)  S.  0.  8.  87. 

3)  ß.  A.  II  Nr.  185. 

*)  St.  Chr.  I  S.  129  (vgl.  auch  dort  Hegels  Erläuterung  iu 
utj)  und  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  36/37. 

5)  R.  A.  II  Nr.  206  und  207  und  Stern,  D.  isr.  Bev.  III 
S.  249/50  art.  40  und  41. 

^)  Der  städt.  Rechner  hat  hier  bei  der  Umrechnung  einen 
Fehler  gemacht.     (R.  A.  II  S.  351  nt,.) 


—     119     — 

reg-e  fortgesetzt  haben.  Bargeldmittel  waren  ihnen  ja 
geblieben,  da  1385  nur  ihre  Außenstände  verloren  gingen, 
von  der  geringen  Differenz  abgesehen,  die  sich  etwa 
zwischen  diesen  Summen  und  der  Taidigung  jedes 
einzelnen  ergab.  Auch  suchten  wohl  manche  Juden  ihr 
Betriebskapital  durch  Grundstücksentäußerung  zu  ver- 
größern. So  verkauft  beispielsweise  der  Nürnberger  Jude 
Salman  von  Neuenmarkt  sein  steinernes  Haus  zu  Neumarkt 
an  den  Amberger  Landschreiber  Conrad  CoUer,  was  Pfalz- 
graf Ruprecht  I.  am  28.  März  1386  bestätigte.^)  Als 
Schutzmittel  gegen  etwaige  neue  Eingriffe  der  Macht- 
inhaber in  ihre  Geldgeschäfte  kam  auch  jetzt  wieder, 
wie  wir  dies  stets  in  solch  gefährdeten  Zeitläuften  beob- 
achten können,-)  der  Modus  auf,  Klauseln  in  die  Schuld- 
verschreibungen aufzunehmen,  durch  die  sich  der  Schuldner 
zu  unbedingter,  durch  keinen  Erlaß  aufhebbarer  Zahlung 
verpflichtete.  So  enthielt  der  Schuldschein  der  Söhne  des 
g-enannten  Salman  für  die  Grafen  von  Öttingen  vom 
25.  Mai  1388^)  am  Schlüsse  den  Passus:  baran  (an  der 
Bezahlung)  foll  fte  nit  irren  tpeöer  üeyfers  nod}  Königs 
^ebot  nod)  Bapftes  Bann  nod)  Bünbniffe  unö  ^rcil^eit 
öer  f^erren  unö  ftacbte.  Wie  wenig  auf  solche  Ver- 
sicherungen Gewicht  zu  legen  sei,  das  hatten  freilich  die 
Juden  Nürnbergs  schon  zu  Karls  IV.  Zeiten  erfahren 
müssen,  hatte  doch  dieser  einst  (31.  Oktober  1347 )  ^)  alle 
Klauseln,    die    seinem    Schulderlasse    für    die  Burggrafen 


1)  Koch- Wille  Nr.  4646. 

2)  Vgl.  z.  B.  Zeitschrift  für  Gesch.  d.  Juden  Deutschi.  IV 
iS.  9/11,  ein  besonders  charakteristisches  Beispiel  siehe  Friedberger 
ürkb.  I  Nr.  584. 

•■')  Müller  S.  29  nt^. 

*)  Monumenta  ZoUerana  III  Nr.  181. 
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entgegenstehen     könnten,     von     vornherein     für     nichtig 
erklärt. 

Die  Ausgaben,  welche  der  Stadt  infolge  des  Ver- 
fahrens erwuchsen,  waren  recht  bedeutend,  sie  überstiegen 
bei  weitem  die  Einnahmen,  selbst  dann,  wenn  man,  wie 
es  wahrscheinlich  ist,  von  dem  ersten  Posten  der  Rechnung, 
den  1362  Ib  41/2  sh,  die  die  Stadt  für  Boten  und  Ge- 
sandtschaftsreisen in  der  Judenangelegenheit  ausgab,  an- 
nimmt, daß  er  als  außerordentliche  Steuer  auf  die  dortige 
Judengemeinde  umgelegt  wurde.  Die  Mehrausgaben 
würden  in  diesem  Falle  noch  14628  Ib  4  sh  4^/.^  ^^^  ^^' 
tragen.  4000  Gulden  =  6300  Ib^)  wurden  hiervon  an  den 
König  gezahlt,-)  mit  dem  Rest  (7328  Ib  4  sh  41/2  hlr) 
die  Ansprüche  Nürnberger  Bürger  bezüglich  der  Juden- 
schuldentilgung von  1385  befriedigt.^)  Wie  die  Aus- 
führung   des    Tilgungserlasses    im    einzelnen   gehandhabt 


^)  Bei  Zugriindelegimg  eines  Kurses  von  1  Ib  ll^/g  sh  hlr 
für  den  Goldgulden,  wie  ihn  der  folgende  Posten  angibt  (R.  A.  TI 
Nr.  207  II  art.  2). 

')  Vgl.  oben  S.  114  und  ib.  nt.^. 

"*)  Die  Namen  der  Empfänger  und  das  weitere  Detail  hat 
Nübling  S.  408  mitgeteUt.  Es  sind  im  ganzen  16  Posten  von 
einer  mittleren  Höhe  von  etwas  über  40  Gulden  oder  63  Ib,  der 
höchste  Betrag  ist  189  Gulden,  der  niedrigste  3  Gulden  8  sh,  also 
recht  bescheidene  Summen.  Welche  Bedeutung  ihnen  zukommt, 
läßt  sich  aus  dem  unzureichenden  Materiale  nicht  erkennen.  Ent- 
schieden unrichtig  ist  die  Annahme  Nüblings,  daß  Nürnberg  diese 
Summen  „an  solche  Nürnberger  Bürger  bezahlt  habe,  welche  der 
Stadt  im  Jahre  1385  das  Geld  zur  Heimbezahlung  der  Forderungen 
ihrer  Juden  bei  solchen  Schuldnern  vorgestreckt  hatten,  die  nicht 
Büi'ger  von  Nürnberg  waren".  Wäre  wirklich  die  von  1385  her 
außenstehende  Schuldsumme  so  gering,  es  hätte  sich  wahrlich  für 
die  Städte  nicht  der  Mühe  verlohnt,  in  den  Yorberatnngen  soviel 
Aufhebens  davon  zu  machen. 
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wurde,  ist  nicht  bekannt.    Zu  einer  Sistierung-  der  Juden, 
wie  im  Jahre  1385,  kam  es  wohl  nicht. ^) 

Man  gebrauchte  jedoch  wie  damals^)  die  Vorsieht, 
bei  den  äußerst  regen  Handelsbeziehungen,  die  die  ge- 
samte süddeutsche  Kaufmannschaft,  allen  voran  Nürnberg, 
mit  Italien,  besonders  mit  Venedig,  pflegte,^)  rechtzeitig 
dafür  zu  sorgen,  daß  auch  dort  im  Auslande  das  Reichs- 
gesetz bezüglich  der  Judenschulden  respektiert  werde, 
lag  doch  sonst  die  Gefahr  nahe,  daß  jüdische  Gläubiger 
bei  den  dortigen  Gerichten  ihre  Schuldforderungen  dennoch 
einklagten  und  sich  durch  ßeschlagnahmung  von  Kauf- 
mannsgut, das  ihren  Schuldnern  gehörte,  für  ihre  Verluste 
schadlos  hielten.^)  Über  die  hierzu  erforderlichen  Maß- 
nahmen hatte  man  sich  gewiß  schon  zu  Nürnberg  ver- 
B^sndigt;  denn   am    17.  September    1390    bereits    konnte 

^)  Ob  ein  am  5.  März  1393  vom  Landfriedensgericht  zu 
Franken  und  Bayern  gegen  einen  Juden  Meier  und  seine  Familie 
ausgesprochenes  Achturteil  im  Zusammenhange  mit  der  Juden- 
angelegenheit steht,  muß  dahingestellt  bleiben.    (Reg.  Bo.  X  S.  324.) 

2)  S.  0.  S.  52. 

^)  Über  den  Anteil  aus  Nürnberg  stammender  Juden  an  den 
Handelsbeziehungen  mit  Venedig  siehe  Revue  des  Prüdes  juives 
XXI  S.  281  f.  (Notes  sur  Thistoire  des  Juifs  de  Venise,  ein  Exzerpt 
aus  H.  Simonsfeld,  der  Fondaco  dei  Tedeschi  in  Venedig.)  Über 
kommerzielle  Beziehungen,  die  Venedig  mit  Augsburg  unterhielt, 
siehe  die  folgende  Note,  über  solche  mit  Regensbmg  vgl.  Verh. 
d.  bist.  Ver.  f.  d.  Oberpfalz  und  Regensburg  45.  Bd.  S.  134,  über 
solche  mit  Frankfurt  vgl.  Kriegk  S.  526  ntj^g.  Einen  aus 
Venedig  stammenden,  jedoch  1398  zu  Regensburg  ansässigen  Juden 
erwähnt  Stern,  D.  isr.  Bev.  I.  S.  30.  Eine  Notiz  bei  Brann  (III 
S.  XXXVn  Nr.  9)  vom  2.  Mai  1396  beweist  übrigens,  daß  auch 
zwischen  Breslau  und  Venedig  damals  jüdische  Handelsbeziehungen 
bestanden. 

^)  Von  einer  früheren  Warenbeschlaguahmung  zu  Venedig, 
durch  die  ein  Augsburger  Bürger  betroffen  wurde,  dessentwegen 
sich  dann  der  Bund  an  den  Dogen  wandte,  handelt  das  Augsburg:, 
ürkb.  IT  in  Nr.  719  und  720. 
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Wenzel  au  den  Dogen  Antonio  Venerio  die  Bitte  richten, 
das  Judenschuldentilgungsg-esetz  für  Schwaben,  Franken 
und  Bayern  insofern  anzuerkennen,  daß  deutsche  Kauf- 
leute ihrer  Schulden  wegen  dort  nicht  belangt  werden 
dürfen.  Dieses  und  ein  ähnlich  lautendes  Schreiben 
Nürnbergs  nahm  der  Gesandte  dieser  Stadt  nach  Venedig 
mit.  Dort  trug  er  den  Behörden  nochmals  im  Namen 
seiner  Stadt  und  dem  der  andern  vier  Städte  dieses  An- 
liegen vor^)  und  bewirkte,  daß  ein  Ratsbeschluß  zu 
Venedig  vom  13.  Oktober  das  Schuldenerlaßdekret  Wenzels 
in  den  gewünschten  Grenzen  anerkannte.-)  Die  Nachricht 
hiervon  teilte  der  Doge  in  zwei  Briefen  vom  14.  und 
15.  Oktober  an  Wenzel^)  und  die  Stadt  Nürnberg^)  mit. 
nicht  ohne  in  beiden  aufs  nachdrücklichste  darauf  hin- 
zuweisen, daß  man  nur  einem  Wunsche,  nicht  etwa  einem 
Befehle  Folge  geleistet  habe.^) 

Die  Befürchtungen,  es  könnten  von  Juden  auf  ita- 
lienischem Boden  dem  Keichsgesetze  zuwider  Schuld- 
ansprüche geltend  gemacht  werden,  sollte  freilich  nicht 
so  unberechtigt  sein.  Mag  der  größte  Teil  der  so  sehr 
bedrückten  Juden  sich  geduldig  in  das  Unvermeidliche 
gefügt  und  diese  neuen  Drangsale  als  eine  Strafe  Gottes 


1)  intellectis  imperialibus  literis  atque  vestris  necnon  his 
que  nuncius  vester  laior  earum  verbo  voluit  explicare  super 
facto  gracie  vestro  conmunitati  et  nonnullis  aliis  per  imperialem 
excellentiam  attribute  pro  debitis  Judeorum  etc.,  presentibus 
respondemus  (R.  A.  II  Nr.  209). 

'')  Hehr.  Bibliogr.  XII  S.  92  aus  Archivio  Veneto  IV  S.  149  f. 

3)  E.  A.  II  Nr.  208. 

4)  ib.  Nr.  209. 

■')  .  .  licet  civitas  nostra  libera  et  francha  fuerit  et  sit 
neminique  subiecta  et  in  ea  ius  communiter  omnibus  attributum 
(ib.  Nr.  208)  und  civitas  nostra  semper  fuit  et  est  libera  atque 
francha  neminique  subiecta  etc.  (ib.  Nr.  209). 
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aufgefaßt  haben,  die  er  ihnen  für  Vernachlässigung-  von 
Liebespflichten  an  armen  oder  studierenden  Glaubens- 
brüdern gesandt  habe/)  es  gab  auch  solche,  die  unter 
Mitnahme  ihrer  Schuldbriefe  und  ihrer  beweglichen 
Habe  der  ungastlichen  Stadt  den  Rücken  kehrten. 
Zu  ihnen  gehörte  die  reiche  Frau  Jutta,  die  Witwe 
des  Jacob  Rapp.  Bei  ihrem  Fortgange  hatte  sie 
die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Häuser  zu  Nürnberg 
vom  Rate  in  Beschlag  nehmen  lassen  müssen.  Dieser 
überließ  sie  wiederum  am  10.  März  1396^)  dem  dortigen 
Judenrate  für  einen  Jahreszins  zur  Benutzung.  1409 
machte  die  Reppin  jedoch  von  Ankona  aus,^)  wo  sie  sich 
mit  zwei  Söhnen  und  ihrer  Tochter  aufhielt  —  ihr  dritter 
Sohn  hatte  sich  zu  Treviso  niedergelassen  —  auf  Grund 
der  durch  das  Reichsgesetz  vom  16^.  September  1390  für 
ungültig  erklärten  Schuldbriefe  Ansprüche  gegen  Nürnberg 
geltend.*)  Als  Antwort  hierauf  bevollmächtigte  die  Stadt 
am  22.  Juni'^)  einen  Bürger,  vor  dem  königlichen  Hof- 
gericht nun  ihrerseits  Klage  zu  erheben  wegen  Schädigung 
der  Bürgerschaft  durch  Zurückhalten  der  Schuldbriefe, 
und  zAvar  um  die  Summe  von  2000  Mark  in  Gold.  Der  Yor- 
ladebefehl  vor  das  Hofgericht  wurde  am  10.  Juli*^)  durch 
Nürnberger  Boten  nach  Venedig  zu  dem  z.  Z.  dort 
weilenden  Hans    Rumel    geschickt,    der    der  Stadt   gleich 

1)  Berliner  S.  73. 

■'')  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  41. 

3)  Stern,  Eupr.  S.  59. 

4  Stern,  D.  isr.  Bev.  IH  S.  287/88  und  Rupr.  XIV  nt^. 

•>)  Stern,  Rupr.  S.  59/60  nt.3. 

^)  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  287  art.  26.  Ob  die  bei  Stern 
a.  a.  ().  (art.  27)  folgende  Notiz:  item  unb  ba3  er  [Hans  Mawrer] 
bie  flag  t^ci§  üollfnrcn  auf  bie  3ubcn  unb  beii  pfaffcn  üon  fant 
3otians,  auf  einen  Versuch  der  Reppin  hindeutet,  ihr  Besitztum 
mit  kirchlicher  Hilfe  sicher  zu  stellend 
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nach  erfolgter  Zustellung  desselben  an  die  Juden  schreiben 
sollte.  Bald  noch  gefälltem  Urteilsspruche,  der  zugunsten 
der  Stadt  ausfiel,  verhängte  der  König  Ruprecht  am 
21.  Januar  1410^)  auf  die  Klage  Nürnbergs  hin  gegen 
die  Witwe  des  Rapp  und  ihre  Familie  die  Reichsacht 
und  erteilte  am  gleichen  Tag  den  Herzögen  Ernst  und 
l^Medrich  von  Österreich"^)  und  den  Landesherren  von  der 
Etsch'^)die  Weisung,  jegliche  Beziehungen  zu  den  Ge- 
ächteten zu  meiden  und  der  Stadt  Nürnberg  zu  ihrem 
Rechte  zu  verhelfen.  Am  1.  Februar^)  leitete  ein  Ab- 
gesandter des  Hofgerichtes  das  Immissionsverfahren  gegen 
ihre  Nürnberger  Güter  ein.  Ein  neuer  Spruch  des  Hof- 
gerichtes,  der  am  16.  September  dieses  Jahres^)  vom 
Grafen  zu  Wertheim  gefällt  wurde,  erledigte  endlich  die 
Angelegenheit  dahin,  daü  die  Stadt  bis  zur  Zahlung  der 
2000  Mark  in  die  Nutzgewähr  sämtlicher  der  Familie 
Rapp  zu  Nürnberg  gehörenden  Güter  gesetzt  wurde. 

Mit  gleichem  Mißerfolge  endete  schließlich  auch  der 
Versuch  eines  zweiten  reichen  Judengeschlechtes  zu  Nürn- 
berg, der  Söhne  des  Jaekel  von  Ulm,*^)  ihren  trotz  des 
Erlasses  zurückbehaltenen  Schuldbriefen  Anerkennung  zu 
verschaffen.  Wie  einst  ^)  ihr  Vater  den  mächtigen  Pfalz- 
grafen in  Sold  nahm,  um  den  schlechten  Zahler,  den 
Grafen  von  Werdenberg,  zur  endlichen  Begleichung  seiner 
Schulden  mit  Waffengewalt  zu  zwingen,  so  schlössen  auch 


1)  Stern,  Rupr.  S.  59  Nr.  72. 

-')  ib.  S.  61  Nr.  73. 

0  Mitteilungen  Jahrg.  1890  8.  96. 

*)  Stern,  D.  isr.  Bev.  III  S.  288  art.  29. 

'')  Stern,  Ruprecht  S.  61/62  Nr.  74, 

^)  Jaekel  selbst  war  schon  gestorben  (Stern,  D.  isr.  Bev.  ITI 
282  nt.j). 

•)  21.  .lauuar  1376  (Reg.  Bo.  IX  S.  339). 
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seine  Söhne.  Isak  und  Fiflin,  mit  dem  Ritter  Flrich  von 
Empts  einen  ähnlichen  Vertrag,  als  der  Rat  ihre  Häuser 
zu  Nürnberg  —  sie  selbst  waren  wieder  nach  Ulm  ge- 
zogen —  beschlagnahmt  hatte.M  Am  30,  Januar  1403 
kam  es  jedoch  zu  einer  Einigung  zwischen  den  Juden 
und  der  Stadt  Nürnberg.  Sie  verpflichteten  sich  zur  Aus- 
lieferung der  zurückbehaltenen  Schuldbriefe,  der  Rat  be- 
fahl seinerseits  der  Bürgerschaft,  den  Bürgermeistern 
unter  dem  Eide  bis  4.  Februar  die  Höhe  ihrer  Schuld- 
beträge bei  den  genannten  Juden  mitzuteilen/-)  eine  Maß- 
nahme, durch  die  die  Stadt  sich  die  ihr  zukommende 
Abgabe  von  30 ^/q^)  sicherte.^)  Wer  diesen  Verpflich- 
tungen nicht  nachkam,  sollte,  wie  das  Beispiel  des  Mertein 
Stromeyr  lehrt,  ev.  bis  zu  erfolgter  Zahlung  in  Haft 
genommen  werden.'^)  Die  Angelegenheit  war  damit  jedoch 
noch  nicht  erledigt.  Es  mag  wohl  noch  zu  einem  Prozesse 
vor  dem  königlichen  Gerichte  zu  Nürnberg  gekommen 
sein,  denn  wir  hören  von  Geleitsversprechungen,  die  die 
Stadt  für  den  29.  März  1405^)  dem  Ritter  Klaus  von 
Empts,  seinen  Brüdern  und  Gesellen,  sowie  dem  Juden 
Isak  von  Ulm  macht. 


1)  Stern,  S.  283  nt.^. 

■')  ib.  S.  282/83  art.  4. 

■')  S.  0.  S.  118. 

'*)  Stern,   S.  283  nt^  —  284. 

4  ib.  S.  284  art.  6. 

")  ib.  art.  8. 
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VI.  Die  allmäliliche  Ausdehnung 

des  Geltungsbereiches  fiir  den  Schulderlass 

und  seine  sozialpolitische  Bedeutung. 

Viel  schwieriger  und  langwieriger  als  mit  den  ge- 
mäßigten Gliedern  des  ehemaligen  schwäbischen  Städte- 
bundes gestalteten  sich  die  Verhandlungen  mit  den  übrigen 
Reichsstädten.  Auf  dem  Nürnberger  Tage  hatten  sie  eine 
streng  ablehnende  Haltung  bewahrt.  Allein  der  König 
war  im  Einverständnis  mit  den  Fürsten  diesmal  aufs 
entschiedenste  entschlossen,  seinen  Willen  durchzusetzen. 
Er  legte  denn  auch  eine  Festigkeit  und  Zähigkeit  in  der 
Verfolgung  dieses  Zieles  an  den  Tag.  die  man  sonst  nur 
zu  oft  bei  diesem  Fürsten  vermissen  muß.  Es  war  ein 
doppeltes  Programm,  das  sich  der  König  für  die  Folge- 
zeit aufstellte:  einmal,  die  städtische  Obstruktion  in 
Schwaben,  Franken  und  Bayern,  sei  es  auf  friedlichem 
oder  feindlichem  Wege,  zu  brechen  und  dort  seinem 
Erlasse  vom  16.  September  1390  allgemeine  Anerkennug 
zu  verschaffen,  und  zweitens  den  Geltungsbereich  desselben 
über  diese  drei  Lande  hinaus  zu  erweitern,  um  ihm  so 
womöglich  im  ganzen  Reiche  Anerkennung  zu  verschaffen, 
ein  Ziel,  das  sich  bei  der  großen  Zahl  von  Territorien 
mit  ihren  mannigfaltigen  altverbrieften  Judenprivilegien 
undenkbar  durch  einen  einzigen  Erlaß  erreichen,  sondern 
nur  durch  eine  Fülle  von  Einzel  vertragen  anstreben  ließ. 
Ob  wir  es  aber  im  folgenden  mit  einem  in  seinen  Grund- 
ziigen  sorgfältig  erwogenen  Feldzugsplane  des  Königs 
gegen  das  jüdische  Kapital    zu    tun  haben,  das  muß  auf 
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Grund  des  uns  vorliegenden  urkundlichen  Materials  dahin- 
gestellt bleiben.  Wir  vermögen  darum  auch  auf  die  so 
oft  ventilierte  Frage,  in  Vielehen  geographischen  Grenzen 
das  Judenschuldentilgungsgesetz  geplant  war,  ebenfalls 
noch  keine  abschließende  Antwort  zu  geben,  wenn  wir 
auch  ihrer  Lösung  durch  die  Aufzählung  der  Gebietsteile, 
in  welchen  es  unseres  Wissens  wirklich  zu  einer  Tilgung 
kam,  näher  gekommen  zu  sein  glauben.  Die  nun  folgende 
Darstellung  muß  sich  daher  lediglich  auf  die  Wiedergabe 
dessen  beschränken,  was  wir  von  tatsächlich  abge- 
schlossenen oder  doch  wenigstens  durch  Verhandlungen 
in  die  Wege  geleiteten  Aktionen  in  dieser  Angelegenheit 
wissen.  Inwieweit  dies  so  erhaltene  Bild  mit  dem  vom  Könige 
wirklich  Beabsichtigten  und  dem  wirklich  Erreichten  über- 
einstimmt, darüber  kann  ohne  weitere  Aktenfunde  nichts 
Sicheres  gesagt  werden.  Soweit  wir  jetzt  dagegen  die  Hoch- 
flut von  einzelnen  meist  lose  oder  gänzlich  unzusammen- 
hängenden Nachrichten  aus  fast  allen  Teilen  Deutschlands 
überschauen  können,  hat  es  freilich  sehr  den  Anschein,  als 
ob  es  an  einem  umfassenden  Plane  in  dieser  Angelegenheit 
überhaupt  gefehlt  habe  und  der  König,  wie  allgemein 
bekannt,  zu  Verträgen  dieser  Art  stets  bereit,  sie  eben 
dort  zum  Abschluß  brachte,  wo  die  Bedingungen  für  ihn 
günstig  lagen.  Doch  läßt  sich  das  eben  nicht  mit  Be- 
stimmtheit sagen,  da  wir  meist  nur  die  Abschlußurkunde 
besitzen,  während  sich  über  den  Anfang  und  Verlauf  der 
vorangegangenen  Verhandlungen  dichtes  Dunkel  breitet. 
Was  die  Form  der  Darstellung  anbetrifft,  so  empfiehlt  es 
sich  auch  hier  wieder,  bei  der  Unzulänglichkeit  jeder 
stofflichen  Gruppierung  dem  rein  chronologischen  Ver- 
fahren treu  zu  bleiben. 

Das      letzte     Viertel     des     Jahres      1390     verging 
trotz    zahlreicher    Verhandlungen    und    Tage,    ohne    daß 
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nur  an  irgendeinem  Orte  ein  weiterer  Vertrag  zustande 
kam.^) 

So  hören  wir  von  Verhandlungen,  die  im  Elsaß  ge- 
führt wurden  zwischen  dem  Landvogte  und  den  Städten 
Hagenau,  Sehlettstadt  und  Straßburg,  ,,üon  6er  anmutuug, 
rt>egen/'  die  König  Wenzel  an  die  beiden  zuerst  genannten 
Städte  stellte.  Es  waren  damit  wohl  offenbar  jene 
Forderungen  gemeint,  zu  deren  Leistung  man  sich  Ende 
1389  bei  der  erfolgten  Achtentlassung  hatte  verpflichten 
müssen.-)  Am  9.  Oktober  1390  sollte  dann,  wie  dies 
Schlettstadt  am  7.  an  Straßburg  schrieb.^)  über  diesen 
Punkt  auf  einem  weiteren  Tage  zu  Hagenau  verhandelt 
werden.  Über  die  hier  gepflogenen  Beratungen  fehlen  jeg- 
liche Nachrichten. 

Zu  gleicher  Zeit  bemüht  mau  sich  auch  um  eine 
Verständigung  mit  den  schwäbischenStädten.  Es  kam,  wie 
das  Augsburger  Kostenverzeichnis  uns  berichtet,  in  Ulm  und 
Nürnberg  zu  mehrfachen  Verhandlungen.  Auf  einem  für 
den  16.  Oktober  zu  Lauingen  angesetzten,  jedoch  etwas  später 
abgehaltenen  Tage  wurde  dann  ebenfalls  von  ber  3^^^''^ 
tr>egen  verhandelt,  allein  auch  dieserTag  verlief  ergebnislos.^) 

Gleich  geringer  Erfolg  war  in  diesem  Jahre  den  könig- 
lichen Bemühungen  beschieden,  das  reiche  Frankfurt  im 
Lande  Franken'^)  für  seine  Judenanschläge  zu   gewinnen. 


1)  Würding-er  (Schriften  d.  Ver.  f.  d.  Bodensee  Bd.  III  S.  101) 
bemerkt  zwar,  daß  schon  1390  die  Judenschuldentilgung-  von  Ein- 
fluß auf  den  Streit  zwischen  Geschlechtern  und  Zünften  zu  Lindaw 
war,  doch  haben  wir  weder  in  den  Urkundenauszügen  von  Lindau 
noch    anderwärts    einen    Anhalt   für    diese    Behauptung-  gefunden. 

'^)  S.  0.  S.  93/91. 

3)  E.  A.  II  S.  284  Z.  5f.  und  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  606. 

^)  R.  A.  II  Nr.  211  art.  7  und  8. 

•^)  Daß  Frankfurt  damals  zu  Franken  gerechnet  wurde,  ist 
als  sicher  anzunehmen,    bezog    man    sich    doch  in  dem  später  ab- 
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Seit  den  Tagen  Karls  IV.  befand  sich  die  Stadt  im  Pfand- 
besitze ^)  ihrer  Judenschaft.  Natürlich  widerstrebte  sie 
deshalb  aufs  entschiedenste  einer  Brandschatzung  derselben. 
Sie  entfaltete  daher  in  der  Folgezeit  eine  überaus  rege 
diplomatische  Tätigkeit,  um  die  den  Stadteinkünften 
drohende  Gefahr  abzuwenden.  Fürs  erste  war  es  von 
Wichtigkeit,  die  wertvollen  Pfandschaftsrechte  durch  eine 
neue  königliche  Beglaubigung  auch  für  die  Zukunft  sicher 
zu  stellen,  was  man  schon  am  18.  September-)  erreichte. 
Diese  Privilegserneuerung  diente  der  Stadt  zur  Basis  für 
die  weiteren  Verhandlungen,  die  sie  im  Oktober  zu  Heidel- 
berg und  Mainz  ^)  mit  dem  dort  weilenden  königlichen 
Kanzler,  Johann  von  Kamin,  führte  und  die  darauf  hinaus- 
zielten, die  ihrer  Judenschaft  drohende  Gefahr  womöglich 
gänzlich  abzuwenden.  Zum  Trierer  Erzbischof  und  nach 
Dortmund  war  noch  im  September  eine  Gesandtschaft  mit 
geheimnisvoller  Order  abgegangen.^)  Im  November'^) 
wurde  dann  zu  Heidelberg  zwischen  Stadt.  Kanzler  und 
Pfalzgrafen  aufs  neue  von  6er  3^1^^"  i*^^  anöerer  fad)e 
tr>egtn  verhandelt.  Als  einziges  Ergebnis  dieser  Verhand- 
lungen ist  wohl  eine  abermalige  Bestätigungsurkunde   zu 

geschlossenen  Vertrage  (R.  A.  II  Nr.  196  art.  2)  auf  den  für  dieses 
Land  ausgestellten  Teilbrief.  Mit  demselben  Hinweis  sucht  darum 
auch  1391  ein  Frankfurter  Jude  den  Anspruch  eines  Brabanter 
Edelmannes  auf  Schulderlaß  abzuweisen  („IDilljcIm  sy  ein  Brauanber 
unb  mcY-ne,  ha^  er  yme  nicf/t  pjTid^tig  [y  n?ibber  511  gebin,  bie  rvik 
unfers  bern  bes  funigs  brieff  befagit  in  ^ranf enlanbe."  (Bücher 
S.  574  uti). 

')  Die    Verpfändung    erfolgte    am    25.  Juni   1349    (B-Huber 
Ni-.  1035  vgl.  ib.  Nr.  1052). 

2)  Peizel  I  S.  234. 

3)  R.  A.  n  Xr.  212  art.  7  und  8 
^)  ib.  art.  6. 

')  ib.  art.  9  und  10. 


—     130     — 

betrachten,  die  König-  Wenzel  am  27.  November  1390^) 
der  Stadt  bezüg-lich  ihrer  Pfandschaft  ausstellte.  Die 
Kosten,  die  Frankfurt  infolge  der  zahlreichen  Gesandtschafts- 
reisen und  Geschenke  erwuchsen,  deckte  die  Judenschaft, 
ob  aus  freien  Stücken  oder  infolge  einer  Zwangsanleihe, 
mag  dahingestellt  sein,  durch  die  ansehnliche  Summe 
von  1000  Gulden.^)  Ihre  Lage  hatte  sich  durch  die 
königlichen  Erlasse  sehr  bedrohlich  gestaltet.  Schon 
traten  auf  Grund  derselben  auswärtige  Schuldner  mit  der 
Forderung  an  die  Stadt  heran,  sie  ihrer  Schuldver- 
pflichtungen gegenüber  den  Juden  loszusprechen.^)  Aber 
auch  ihre  äußere  Sicherheit  ließ  viel  zu  wünschen  übrig, 
hatte  sich  doch  im  Dezember  der  Rat  während  eines 
Tournieres  genötigt  gesehen,  zum  Schutze  der  Juden  ihre 
Quartiere  durch  Söldner  militärisch  besetzen  zu  lassen.*) 
Das  waren  alles  Dinge,  die  geeignet  waren,  den  könig- 
lichen Plänen  gegenüber  gefügiger  zu  machen.  Ende 
Dezember  kam  es  wieder  zu  Beratungen,  die  diesmal  in 
Frankfurt  auf  dem  Rathause  von  den  Bürgermeistern  ge- 
führt wurden.^)  Von  fürstlicher  Seite  waren  der  kur- 
mainzische  Vogt  von  Seligenstadt,  Hermann  Schelris, 
und  der  Edelknecht  Conrad  Rabenolt  erschienen.  Die 
Vermittelung*  zwischen  der  Stadt  und  den  Herren  hatten 
Eberhard  von  Eppenstein  und  der  Burggraf  von  Bonamös. 
Gilbrecht  Weise,  übernommen,  denen  noch  drei  andere 
Herren,  unter  ihnen  ein  weiterer  Lehnsträger  des  Mainzer 


1)  K  A.  II  S.  335  Z.  50a  f. 

2)  Krieg-k  S.  430  ji%. 

^)  lEventare  1  Nr.  225  und  261  d,  II  Nr.  120  und  492. 

^)  Krieg-k  S.  428  und  S.  546/7  nt234 :  2^^  ft|.  2  tjir.  üiraertin 
l7ans  (£bir,  Z'^Hi  Hutju^  unb  irc  tjcfelen  3U  Stoltenberg,  als  fie  ber 
3uben  t|utten  5um  tt^orney  ([abb.  ante  £udae  \5^o). 

^)  R.  A.  II  Nr.  212  art.  11^- 
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Erzbistums,  der  Schultheiß  von  Aschaffenburg*.  Heinrich 
von  Wiler,  zur  Seite  standen.  Auch  der  Frankfurter 
Schultheiß  wohnte  den  Verhandlungen  bei.  Sie  zogen 
sich  bis  in  die  ersten  Tag-e  des  neuen  Jahres  hin. 

Am  3.  Januar  1391^)  kam  es  zu  einer  Verständigung 
zwischen  beiden  Parteien.  Die  Stadt  gab  ihre  ablehnende 
Haltung  gegenüber  dem  Tilgungsgesetze  auf  und  gestand 
die  Gültigkeit  des  für  Franken  erlassenen  Teilbriefes  aucli 
für  ihre  Judenschaft  zu.-j  Doch  gelang  es  ihr,  wenigstens 
die  Aufsicht  und  Durchführung  dieser  Angelegenheit  gänz- 
lich in  ihre  Hand  zu  bringen.  Nach  Gutdünken  des  Rates 
sollte  bezüglich  der  Schulden  verfahren  werden,  welche 
Stadtbürger  sowie  Leute  außerhalb  Frankens,  besonders 
Jedoch  die  Rothenburger,  bei  Frankfurter  Juden  gemacht 
hätten,  ohne  daß  die  tilgungsberechtigten  fürstlichen 
Schuldner  ein  Einspruchsrecht  haben  sollten.'^)  Für  Pfand- 
streitigkeiten wurde  das  Stadtgericht  als  die  einzig  zu- 
lässige Berufungsinstanz  erklärt,  und  auswärtigen  Klägern 
seitens  der  Stadt  freies  Geleit  dorthin  zugesichert.^)  Für 
die  fürstlichen  Schuldner  sollte  bei  Schuldzahlungen  das 
hier  übliche  Aufgeld  von  4  hlr.  für  den  Gulden  in  Weg- 
fall kommen,  für  jeden  andern  Schuldner  jedoch  bestehen 
bleiben.^)  Pfandverkäufe,  die  nach  Erlaß  des  königlichen 
Briefes  auf  Veranlassung  des  Schuldners  durch  die  Juden 
geschehen  seien,  sollten  zu  Recht  bestehen. ^'j  Natürlich 
ließ  sich  die  Stadt  auch  ihrerseits  die  Versicherung  geben, 
daß  ihre  Außenstände  bei   den   in   fürstlichen  Territorien 


1)  K.  A.  II  Nr.  im. 

2)  ib.  art.  1. 

3)  ib.  art.  '2. 
*)  ib.  art.  3. 

•')  ib.  art.  4  vgl.  Nübling-  S.  404  nt.^o- 

*^)  ib.  art.  5. 
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s:esessenen  Juden  dem  Wortlaute  des  königlichen  Gnaden- 
erlasses gemäß  gleichfalls  annulliert  würden.^)  Dieser 
A'ertrag  sollte  nur  dann  in  Kraft  treten,  falls  die  Mainzer 
in  ihren  Verhandlungen  nicht  zu  einem  besseren  und 
wohlerwogneren  Abschlüsse  kämen.'-)  Das  Abkommen 
war  in  Anbetracht  der  veränderten  Zeitverhältnisse  ent- 
schieden für  Frankfurt  recht  günstig,  weit  vorteilhafter 
sicherlich  als  das  der  fünf  anderen  fränkischen  Städte. 
Man  beeilte  sich  darum  auch  gleich  nach  den  Verhand- 
lungen eine  Botschaft  an  den  König  zu  senden.^)  Wahr- 
scheinlich stand  auch  der  Brief,  den  sich  um  diese  Zeit 
die  Stadt  vom  Kanzler  ausstellen  ließ,  hiermit  im  Zusammen- 
hange.*) Er  war  wohl  eine  vorläufige  Beglaubigung  des 
am  3.  Januar  geschlossenen  Vertrages.  Um  sich  seine 
Gunst  zu  sichern,  hatte  es  freilich  die  Stadt  an  Geld- 
geschenken und  Präsenten  in  dieser  Zeit  nicht  fehlen 
lassen.  Alle  Hebel  wurden  in  Bewegung  gesetzt,  um  ihn 
zu  gewinnen.  Seit  dem  8.  Oktober  1390  bis  zur  Aus- 
stellung des  Briefes  war  dieser  allein  sechsmal  mit  den 
verschiedenartigsten  Geschenken,  wie  Wein.  Tuch. 
Fischen,  natürlich  auch  Bargeld,  zusammen  in  Höhe 
von  246^/.,  g.  miuner  2  grosse  bedacht  worden,  auch  der 
Unterkämmerer  Wlachniko  hatte  Avenigstens  ein  Paar 
Hosen  und  einen  Hut  erhalten.'^)  Den  beiden  Abgesandten 
der  Fürsten,  Hermann  Schelris  und  Konrad  Rabenolt, 
sowie  dem  Burggrafen  von  Bonamös  vergalt  die  Stadt 
ebenfalls  ihre  Bemühungen  um  das  Zustandekommen  des 
Vertrages    durch    ein    Geldgeschenk   von  je  oO  Gulden.*') 

1)  E.  A.  n  Xr.  196  art.  6. 

•-)  ib.  art.  7. 

3)  K.  A.  n  Nr.  212  art.  12.-  und  art.  U. 

^)  ib.  art.  12^- 

■^)  ib.  art.  8,  10,  12^>-d. 

'')  ib.  art.  15 — 17. 
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Natürlich  beglich  auch  die  Stadtkasse  sämtliche  Aas- 
g-aben,  die  der  im  Rathaiise  tagenden  Versammlaug  er- 
wachsen waren.  ^) 

Gleichzeitig  mit  diesen  Frankfurter  Verhandlungen 
liefen  auch  solche  zu  Mainz  einher.  Auch  hier  lagen 
augenscheinlich  die  Fäden  derselben  in  den  Händen  des 
königlichen  Kanzlers,  den  wir  seit  dem  Nürnberger  Tagi 
in  jenen  Gegenden,  am  Heidelberger  und  kurmainzischen 
Hofe,  tätig  sahen. 

Der  Regentenwechsel  der  seit  dem  Februar  1390  im 
Erzbistum  wie  in  der  Pfalzgrafschaft  eingetreten  war 
war  von  entscheidendem  Einflüsse  auf  den  Gang  dei 
A'erhandluugen.  Mögen  auch  eigennützige  Motive  den 
verschlagenen  Adolf  von  Nassau  stets  geleitet  haben,  so 
bleibt  doch  der  Tatbestand  unbestritten,  daß  zu  seinen 
Lebzeiten  sich  die  Juden  in  keinem  andern  deutschen 
Territorium  größerer  Freiheiten  rühmen  durften  als  in 
Kurmainz. 

Noch  viel  mehr  mußte  die  Judenschaft  der  Pfalz  den 
Tod  ihres  Gönners  Ruprechts  I.  beklagen,  der  ihr,  wie 
auch  jüdische  Quellen  in  Dankbarkeit  berichten,"^)  einst 
in  den  schweren  Zeiten  des  schwarzen  Todes  in  seinen 
Landen  eine  Freistätte  gewährt  hatte,  war  doch  jetzt  an 
die  Stelle  des  milden  Oheims  dessen  ganz  anders  gear- 
teter Neffe  getreten,  der  über  seine  Intoleranz  die  Juden 
nicht  lange  im  Zweifel  ließ.  Wahrscheinlich  unter  dem 
Eindrucke  des  Judenschuldengesetzes  und,  da  er  auch  für 
die  Fundierung  der  noch  von  seinem  Oheim  gegründeten 
Heidelberger  Universität  große  Summen  brauchte,  ging  er, 
wozu  er  ja  als  Regalsinhaber  befugt  war,  noch  über  den 
königlichen    Erlaß    hinaus    und  verfügte  die  völlige  Ver- 

')  R.  A.  II  Nr.  212 'art.  12e  und  Kriegk  S.  431  nt,. 
■')  Güdemann  III  S.  130. 


—     134     — 

treibung  der  Judea  aus  seinen  Erblanden,  wobei  er  ihnen 
die  ohnedies  ungültig-  gewordenen  Schuldbriefe  abnahm, 
zur,leieh  aber  auch  in  den  Besitz  ihrer  reichen  Liegen- 
schaften gelangte.  Wohl  Januar  1391^)  kamen  dann 
diese  Maßnahmen  zur  Durchführung.  Die  später  ihnen 
folgenden  Verfügungen  über  das  Judengut  gewähren  ujis 
einen  Einblick  in  diese  Verhältnisse.  In  sieben  Städten 
der  Pfalzgrafschaft  kam  es  zu  einer  Austreibung,  es  waren 
dies  die  Orte:  Alzey,-)  Bacharach,'^)  Heidelberg/)  Laden- 


^)  Sterns  Beweisführung-  (Rupr.  S.  XI),  daß  diese  Vertreibimg- 
]ioth  vor  den  Septembertag-  zu  Nürnberg  anzusetzen  sei,  da  nach 
dem  königlichen  Schulderlasse  Ruprecht  sicherlich  eine  solche  Ver- 
fügung nicht  getroffen  hätte,  ist  nicht  zwingend,  ihre  Festlegung- 
auf  ca.  April  1390  sogar  irrig  zu  nennen.  Im  April  dieses  Jahres 
lagen  solche  Absichten  dem  Pfalzgrafen  noch  fern,  er  hätte  sonst 
wohl  schwerlich  in  der  für  seinen  Schreiber  Adolf  am  24.  April 
ausgestellten  Urkunde,  dui-ch  welche  er  diesem  den  Besitz  der 
Judenschule  zu  Kaiserslautern  bestätigt,  auch  die  Klausel  seines 
Vorgängers  wiederholt,  daß  dieses  Haus  zurückgegeben  werden 
müßte,  wenn  sich  die  Juden  dort  wieder  ansiedelten  und  dasselbe 
]-eklamieren  würden  (Koch-Wille  Nr.  5196  vgl.  Nr.  4784).  Der 
Ausweisungsbefehl  muß  darum  später  fallen.  Es  spi'icht  nun  sehr 
viel  dafür,  daß  der  Pfalzgraf,  dessen  Vertrautheit  mit  den  könig- 
lichen Plänen  außer  jedem  Zweifel  steht,  erst  durch  das  könig- 
liche Edikt  veranlaßt,  sich  zu  dieser  Maßnahme  entschloß,  die  füi- 
seine  Kasse  den  Gewinn  sicherlich  viel  lukrativer  gestalten  mußte. 
Wir  haben  hiernach  in  dieser  Vei-treibung  nur  eine  Begleit- 
erscheinung der  Durchführung  des  königlichen  Erlasses,  etwa 
ähnlich,  wie  wir  dies  früher  im  Herzogtum  Görlitz  (s.  oben 
S.  101/2)  sahen.  Die  Vertreibung- fand  demnach  erst  nach  dem  Mainzer 
Vertrage  also  nach  dem  9.  Januar  1391  statt,  was  recht  gut  mit  den 
Nachrichten  übereinstimmt,  die  uns  über  das  konfiszierte  Juden- 
gut erhalten  sind,  da  deren  früheste  erst  vom  22.  Februar  1391 
datiert    (Koch- Wille  Nr.  5301). 

2)  ib.  Nr.  5314. 

^)  ib.  Nr.  6262. 

^)  Löwenstein,  Pfalz  S.  285/6,  ib.  S.  8  nt,  und  Koch-Wille  Nr.  6770. 
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bürg'/)  Neustadt,-^  Weinheim^)  und  Wildberg,*)  aber  auch 
anderorts  mag*  es  dazu  gekommen  sein.  Die  Vertreibung 
war  eine  unbedingte,  nur  Renegaten  durften  verweilen.^) 
Die  so  erworbenen  Liegenschaften  wurden  meist  durch 
Verkauf  an  in  dem  betreifenden  Orte  seßhafte  Bürger 
zu  Gelde  gemacht.  Das  gesamte  Judengut  der  reichen 
Heidelberger  Gemeinde  sprach  dagegen  der  Pfalzgraf  in 
einer  Urkunde  vom  21.  Mai  1391^)  der  Universität  zu, 
die  sich  in  dem  großen  Häuserkomplex  bald  recht  be- 
haglich einrichtete.'^)  Nicht  betroifen  wurden  dagegen 
von  dem  Ausweisungsdekret  alle  die  Ortschaften,  die  nicht 
direkt  unter  der  Herrschaft  des  Pfalzgrafen  standen, 
sondern  sich  nur  augenblicklich  in  dessen  Pfandbesitz  be- 
fanden. Es  waren  dies,  soweit  uns  bekannt,  Oppenheim 
und  Oderheim,  Burgen  und  Städte,  Schwabsburg,  die  Burg, 
Nierstein,  Ober-  und  Niederingelheim,  Winterheim  und 
einige  Dörfer,  sämtlich  einst  von  Karl  IV.  an   die  Pfalz- 


1)  Koch-Wille  Nr.  5301. 

2)  ib.  Nr.  5536,  Steru,  Rupr.  S.  XI  ntj. 

•■*)  Koch-Wille  Nr.  5306;  Stern,  Rupr.  S.  XI  ntg. 

*)  Koch-Wille  Nr.  5483  und  6330. 

'')  Löwenstein  S.  18  erwähnt  ein  Schreiben  Ruprechts  II.  für 
ein  solches  Ehepaar,  in  dem  dieser  dasselbe  der  Unterstützung 
durch  jedermann  empfiehlt,  ein  Zeichen,  daß  damals  der  Übertritt 
noch  keine  materiellen  Voileile  brachte.  Von  ähnlich  schlimmen 
Erfahrungen  berichten  auch  Gövz  S.  120  und  Zeitschr.  f.  Gesch. 
d.  Juden  i.   Deutschi.  IV  S.  277  f.  Nr.  3,  4,  6. 

*^)  Löwenstein,  Pfalz  S.  285/6. 

')  Ein  besonders  stattliches  Haus  wählten  sechs  Lehrer  der 
Artistenfakultät  zu  ihrem  gemeinsamen  Wohnhause.  Die  übrigen 
elf  Häuser  erhielten  Lehrer  anderer  Fächer.  Die  einstige  Synagoge 
wurde  in  eine  Marienkapelle  umgewandelt  und  diente  gleichzeitig 
als  Sitzungszimmer  des  akademischen  Senates.  Die  Bücher  wurden 
der  Bibliothek  einverleibt  (Monatsschrift  XII  S.  419/420). 
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grafen  verpfändet,^)  dazu  Sinsheim'^)  und  Mosheim.^j  Von 
ihnen  wäre  wohl  nur  die  große  Oppenheimer  Gemeinde 
in  Frage  gekommen,  deren  Abgaben  zum  Teil  ähnlieh 
wie  wir  dies  von  Landau*)  und  Friedberg^)  wissen,  zur 
Instandhaltung  der  Burg  und  Besoldung  der  Burgmannen 
verwandt  wurden.*^) 

An  dem  Judenschuldentilgungserlasse  Wenzels  da- 
gegen, über  dessen  Zuständigkeit  auf  die  Stadt  Mainz 
im  Januar  1391  in  dem  genannten  Orte  zwischen  den 
Bevollmächtigten  des  Pfalzgrafen,  des  Mainzer  Erzbischofs 
und  des  Rates  verhandelt  wurde,  hatte  der  gesamte 
fürstliche  Landbesitz  ohne  Unterschied  teil,  denn  am  9. 
d.  M. ')  wurde  als  erster  Artikel  des  abgeschlossenen  Ver- 
trages die  wechselseitige  Gültigkeit  des  Erlasses  für  dii* 
Gebiete  der  drei  Vertragsschließenden  ausgesprochen. 
Sehen  wir  von  diesem  Punkte,  wie  der  Bestimmung  be- 
züglich der  Ungültigkeit  von  verlegten  und  verheimlichten 
Schuldbriefen  ab,  so  haben  wir  hier  einen  weiteren  Fort- 
schritt in  den  Bestrebungen  der  Städte  anzumerken,  den 
für  sie  nichts  weniger  als  städtefreundlichen  Erlaß  nach 
Möglichkeit  zu  ihren  und  ihrer  Juden  Gunsten  umzuformen. 
Man  begnügte  sich  darum  nicht  mit  der  sonst  üblichen 
Bestimmung,  daß  die  Pfandschaftsangelegenheiten  vor  das 
Stadtgericht  gehörten,  sondern  legte,  um  späteren  Zwist 
zu  vermeiden,  gleich  in  dem  Vertrage  das  hierbei  einzu- 


1)  R.  A.  I  Nr.  17. 

'■^)  Fränkische  Stadtrechte  IV.  S.  115. 

')  ib.  V  S.  560. 

*)  Oberrhein  III  S.  302f.  Vgl.  Chmel  Nr.  2818. 

^)  Vgl.  Friedberger  Urkb.  I  passim. 

^)  Siehe  Koch-Wille  in  den  Auszügen  aus  dem  Register  der 
von  1398  bis  zur  Königs  wähl  erteilten  Lehen  Nr.  6082,  6169  u.  a.  m. 
("hmel  Nr.  9. 

')  it.  A.  II  Nr.  199. 
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schlagende  Gerichtsverfahren  fest.  Dem  auf  Schadenersatz 
für  verkaufte  Pfänder  klagenden  Schuldner  sollte  nur 
auf  die  Aussage  zweier  oder  dreier  einwandsfreier  Zeugen 
eine  Entschädigungssumme  gezahlt  werden,  deren  Hrihe 
man  gleichfalls  schon  durch  einen  festen  Tarif  vertraglich 
festgesetzt  hatte.  Über  Pfänder,  deren  Taxwert  erst  von 
f'all  zu  Fall  zu  ermitteln  war,  wie  Perlen  etc.,  sollte  eine 
Viererkommission  zu  entscheiden  haben,  deren  Mitglieder 
zur  Hälfte  vom  Schuldner,  zur  andern  Hälfte,  was  sehr 
beachtenswert  ist.  von  dem  jüdischen  Gläubiger  gewählt 
werden  sollten.  Die  Stadt  selbst  behielt  sich  die  Er- 
nennung eines  Obmanns  für  Streitfälle  vor.  Kam  es 
gegen  einen  die  Zahlung  verweigernden  Juden  zu  einem 
Prozeß  vor  dem  Stadtgerichte,  so  stand  dem  Juden  das 
Recht  zu,  durch  seinen  jüdischen  Eid  die  Klage  abzu- 
weisen, ^j  In  klaren  unzweideutigen  Worten  wurde  ferner, 
was  in  dem  königlichen  Edikte  im  ungewissen  gelassen 
war,  eine  Scheidung  zwischen  den  dem  Tilgungserlasse 
unterliegenden  zinspflichtigen  Geldschulden  und  andern 
Außenständen  gemacht.  Alle  auf  Warenschulden  lauten- 
den Schuldscheine  —  es  werden  besonders  Getreide-  und 
Weinlieferungen  namhaft  gemacht  —  sollten  in  jüdischem 
Besitz  verbleiben  und  ohne  Widerrede  ausgelöst  werden.-) 
Nur  wer  sich  formell  mit  den  genannten  Bedingungen 
einverstanden  erklärte,  sollte  der  Vergünstigung  des  Schuld- 
erlasses teilhaftig  werden.^)  Gegenstände,  die  während 
der  Pfandschaft  gelitten  hätten,  z.  B.  Pelze  durch  Motten- 
fraß, waren  bedingungslos  in  diesem  Zustande  vom 
Schuldner  anzunehmen.^)      Vorläufig    traten    diesem  Ver- 

')  K.  A.  II  Nr.  199  art.  3. 
'^)  ib.  art.  4. 
^)  ib.  art.  5. 
*)  ib.  art.  6. 
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trage  die  Pfalz  nur  mit  dem  Amte  Oppenheim,  vertreten 
durch  seinen  Schultheiß  Thamme  Knebil  und  Kurmainz 
nur  mit  dem  Kheiugau,  vertreten  durch  seinen  Vitztiira 
Siegfried  von  Lindau,  bei.  Aus  den  übrigen  Bezirken 
sollte  dann  bis  spätestens  12.  Februar  1391  von  den 
betreffenden  Amtleuten  gleichfalls  brieflich  den  Vertrags- 
bedingungen zugestimmt  werden,  falls  sie  nicht  der  Gnade 
des  Schulderlasses  verlustig  gehen  wollten. 

Ob  Frankfurt  diesem  Vertrage,  wie  es  in  Aussicht 
genommen  war,^)  in  allen  Stücken  beitrat,  oder  bei 
seinen  Abmachungen  verblieb,  ist  nicht  bekannt,  wir 
hören  nur,  daß  es  mit  der  Stadt  Mainz,  der  Kurpfalz  und 
den  Grafen  von  Hanau  sich  über  die  gegenseitige  Aus- 
lieferung von  Schuldbriefen  einigte.^)  Dasselbe  Anerbieten 
machte  der  Stadt  der  Hauptmann  des  Landfriedens  in 
Franken  und  Bayern,  Graf  Johann  von  Wertheim. '^)  Auch 
die  Stadt  Worms  entsandte  einen  Boten  nach  Frankfurt 
mit  gleichem  Auftrage.'^)  Sichere  Anzeichen  sprechen 
dafür,  daß  es  auch  in  jener  Stadt  wie  auch  zu  Speier 
und  Köln^)  zu  ähnlichen  Abmachungen  wie  zu  Frankfurt 
und  Mainz  kam.  Am  22.  April  dieses  Jahres^)  gab  näm- 
lich der  König  für  alle  fünf  genannten  Städte  eine  Ur- 
kunde heraus,  in  der  er  die  Wunden,  die  der  Schuld- 
erlaß den  Juden  geschlagen,  nach  Möglichkeit  zu  heilen 
suchte,  gu  tptberftattung  fulid^cs  „tve^iid^es''  fd^abeus, 
ben  öie  juöen  beybe  in  Dutfd^en  unb  in  unfern  erblid^en 
lanben  nel^ften  empfangen  l)aben,  boran  bas  fie  bor5u 
öiebrad^t  unb  gel^alben  finb,  bas  fie  alle  fd^ulbbrtüe  unb 
pfanbe  üorbergeben  unb    tre  fd^ulbiger   lebig  inb  Io5e  ge^ 


1)  S.  0.  S.  132. 

2)  Orth.  S.  623. 

^)  Derselben  Ansicht  ist  auch  K  o  b  e  r  S.  20  nt.5. 
*)  E  n  n  e  n  VI  Ni-.  18,  Boos  II  S.  628. 


—     1:59     — 

fa$t  traben,  bestimmt  er,  daß  von  nun  ab  ihre  Schuld- 
forderungen zu  bezahlen  seien.  Pfänder,  die  länger  als 
ein  Jahr  sich  in  ihrer  Hand  befinden,  können  sie  ver- 
kaufen. In  Zukunft  sollen  sie  weder  durch  außergewöhn- 
liche Zölle  beschwert,  noch  in  ihrer  Bewegungsfreiheit 
gehindert  werden.  Prozesse  gegen  sie  dürfen  nur  vor 
dem  Stadtgerichte  angestrengt  werden.  Die  Judenschaft 
ist  dafür  zur  Zahlung  des  goldenen  Opferpfennigs  ver- 
pflichtet. Sonst  hat  sich  von  Nachrichten  über  die 
Vorgänge  zu  Worms,  Speier  uud  Köln  wenig  erhalten. 
Aus  Worms  ist  nur  die  bereits  erwähnte  Botschaft 
an  Frcinkfurt  bekannt.  In  Speier  stand  vermutlich  ein 
Bauernaufstand,  dem  mehrere  Juden  zum  Opfer  fielen,^) 
mit  diesen  Ereignissen  im  Zusammenhang.  Auch  das 
sonst  so  reiche  archivalische  Material  der  Stadt  Köln 
gibt  gerade  über  diesen  Punkt  keine  Auskunft.  Die  Stadt- 
rechnungen,^)  die  uns  in  Vollständigkeit  erhalten  sind, 
erwähnen  für  diese  Zeit  nirgends  außerordentliche  Juden- 
einnahmen.^)  Auch  läßt,  vermutlich  infolge  des  ständigen 
Zuzuges,  der  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Judenschoß*) 
keine  Rückschlüsse  auf  irgendwelche  gewaltsame  Eingriffe 
in  die  Geldverhältnisse  der  Juden  zu.  In  Verbindung  mit 
dieser  Angelegenkeit  könnte  höchstens  eine  Stelle  in  der 
Instruktion  für  einen  nach  Prag  beorderten  städtischen 
Gesandten  vom  Jahre  1392  stehen,'^)  die  einer  königlichen 
Zitation  der  kölnischen  Judenschaft  Erwähnung  tut.    Viel- 


1)  J  0  s  t  VII  S.  274  und  Monatsschrift  XII  S.  455. 

')  K  n  i  p  p  i  n  g,  Kölner  Stadtrechniingen.  (Publ.  d.  Ges.  f. 
Rhein.  Geschichtsk.  XV.) 

3)  Eine  Eintragung  von  2000  fl.,  welche  die  Judengemeinde 
am  19.  Oktober  1390  gehen,  ist  anscheinend  ebenso  als  eine  An- 
leihe zu  deuten  wie  frühere  Eintragungen  dieser  Art  (ib.  I  S.  55). 

')  ib.  I  S.  10  und  11. 

'*)  -E  n  n  e  n,  VI  Nr.  77. 
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leicht  g-eschah  auch  diese  VorladuDg,  wie  die  analogen 
in  Schwaben/)  weil  die  Vertrag-sp unkte  städtiseherseits 
nicht  allzu  gewissenhaft  innegehalten  wurden. 

Nachrichten  über  eine  wirklich  erfolgte  Exekution 
haben  sich  jedoch  von  den  fünf  Städten  allein  für  Frank- 
furt erhalten.^)  Hier  hatte  der  Rat  wohl  noch  im  Januar 
eine  sechsgliedrige  Kommission  mit  der  Regelung  der 
Scfiuldverhältnisse  für  die  Bürgerschaft  betraut.^)  Ritter 
und  Knechte  waren  noch  in  der  ersten  Hälfte  dieses 
^lonats*)  in  den  Besitz  ihrer  den  Juden  verpfändeten 
Gegenstände  gelangt,  doch  mag  es  sich  hier,  wie  die 
Folgezeit  lehrt,  nur  um  die  Rückgabe  eines  Teiles  der- 
selben gehandelt  haben.  Am  19.  Mai^)  hatte  sich  die 
neugewählte  Körperschaft  auf  folgende  Punkte  bezüglich 
der  Ausführung  des  Tilgungsgesetzes  geeinigt:  Nur  für 
Schulden  im  Betrage  von  10  Gulden  und  darunter  tritt 
völliger  Erlaß  ein.  Bei  höheren  Beträgen  sollten  nur  die 
bereits  bezahlten  Zinsen  am  Kapital  abgehen.  Bezüglich 
der  Restbestände  entscheidet  der  Rat  von  Fall  zu  Fall. 
Bei  Streitigkeiten  stel.t  der  Klageweg  vor  dem  Stadt- 
gerichte offen. 

Die  Ausführung  der  Angelegenheit  beschäftigte  den 
Ausschuß  bis  ins  Jahr  1393  hinein.  Zwei  uns  erhaltene 
Verzeichnisse   aus   dem   Jahre    1391.    die  wohl  nur  einen 


1)  Vgl.  S.  155. 

'^)  Bücher,  in  dessen  Spuren  wir  im  folgenden  größtenteils 
wandeln,  hat  diese  Verhältnisse  in  seinem  grundlegenden  Werke: 
„Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrh."' 
nach  volkswirtschaftlichen  und  statistischen  Gesichtspunkten  zur 
Darstellung  gebracht. 

^)  Bücher,  S.  574. 

^)  R.  A.  n  Nr.  212  art.  13  und  Kriegk  S.  431  nt.i. 

■')  Bücher,  S.  575  nt.^  (feria  sexta,  post  festum  Pentlie- 
■ostes  1391). 
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Teil  seiner  Arbeitstätig-keit  darstellen,  lassen  uns  einen 
Einblick  in  die  Verschuldung  der  einzelnen  Stände  in 
und  um  Frankfurt  tun.^)  Das  Bild,  das  wir  durch  die- 
selben erhalten,  ist  freilich  ein  uns  schon  längst  aus  den 
Nürnberger  und  Ulmer  Schuldregulierungsakten  von  1385 
bekanntes.  Anch  hier  ist  wiederum  der  Adel  der  Haupt- 
schuldner, so  daß  Bücher-)  mit  gutem  Rechte  die  Behaup- 
tung wagen  darf,  daß  es  „damals  auf  zehn  Stunden  im 
Umkreis  wohl  wenige  Ritter  und  Edelknechte  gab,  von 
welchen  nicht  Schurldbriefe  oder  Pfänder  im  Frankfurter 
Judenquartiere  zu  linden  gewesen  wären".  In  zweiter 
Linie  sind  dann  erst  Bürger,  Handwerker  und  Bauern 
zu  nennen.  Die  Höhe  der  Gesamtverschuldung  für  alle 
279  Posten  der  beiden  Listen  betrug,  wenn  wir  mit 
Bücher  auch  für  die  47  unbenannten  Posten  einen 
gleichen  Durchschnittsbetrag  annehmen,  etwa  19000 
Gulden,  wobei  wir  jedoch  zu  erwägen  haben,  daß  wir 
es  hier  nur  mit  einem  Teile  der  Verschuldung  zu  tun 
haben  und  daß  hier  die  Anleihen,  namentlich  die  kleineren 
oürgerlichen  unter  10  Gulden,  abgerechnet  sind,  über  die 
man  sich  schon  vorher  gütlich  geeinigt  hatte.  Am 
schwersten  wurde  von  den  76  als  Gläubiger  namhaft  ge- 
machten Juden  die  Witwe  des  Fifelin  von  Dieburg,  Zorn- 
line, betroffen,  die  nächst  Simon  von  Seligenstadt  und 
seinen  Söhnen  das  kapitalkräftigste  Bankhaus  in  Frank- 
furt besaß,^)  denn  mehr  als  10000  Gulden  in  99  Schuld- 

M  Wir  begnügen  uns  dem  Rahmen  der  Abhandlung  ent- 
sprechend damit,  einen  kurzen  Überblick  über  diese  Verhältnisse 
zu  geben,  wobei  wir  nach  Möglichkeit  uns  durch  Publikationen 
zugängliches  Urkundenmateiial  herangezogen  haben.  Alle  weiteren 
Details  hierüber  sehe  man  bei  Bücher  8.  575  ff.  ein. 

-)  S,  577. 

'■^)  Über  den  Geschäftsbetrieb  beider  Häuser  vg-l.  K  r  i  e  ü"  k. 
S.  438  und  ib.  nt..,. 
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briefen,  also  mehr  als  die  Hälfte  aller  Außenstände,  liefen 
auf  ihren  und  ihrer  Söhne  Namen.  Die  Schuldnerliste 
nennt  auch  hier  wieder  manch  stolzen  Namen,  so  den 
Mainzer  Erzbischof  selbst  mit  einem  Konto  von  10  000 
Grulden.  Aber  auch  die  Herren  von  Falkenstein,  von  der 
Mark,  von  Wasen,  von  Rödelheim,  die  beiden  letztg-e- 
nannten  Familien  sogar  in  12  resp.  13  Schuldscheinen^ 
Averden  aufg:eführt.  Zur  größeren  Sicherheit  ließ  man 
sich  wohl  auch  von  seinem  jüdischen  Gläubiger  eine 
formelle  schriftliche  Verzichtleistung  geben.  Einige  solcher 
..Tötbriefe"  sind  uns  erhalten.  So  stellt  z.  B.  für  Sibold, 
Schelm  von  Bergen,  der  nicht  weniger  als  bei  fünf  Juden 
verschuldet  war,  einer  von  diesen,  Ber,  der  Sohn  des 
Simon  von  Seligenstadt,  eine  solche  Urkunde  am  3,  Juli 
1391  aus.^)  Auch  der  gleichfalls  stark  verschuldete  Herr 
Ulrich  V.  von  Hanau  vergleicht  sich  auf  diese  Weise  mit 
zweien  seiner  jüdischen  Gläubiger,  am  5.  April  1391'^) 
mit  dem  Judenarzte  Jacob  und  am  13.  Juni  desselben 
Jahres^)  mit  Süßkind  von  Weinheim.  Bezüglich  der 
bürgerlichen  Schuldner  von  anderwärts  sei  nur  erwähnt, 
daß  außer  den  landständischen  Städten  der  Umgegend 
wie  Kreuznach,  Geisenheim,  Hanau,  Aschaffenburg  auch 
die  beiden  Reichsstädte  Worms  und  Mainz,  wie  man 
es  vorher  vereinbart  hatte,  an  den  Verhandlungen 
teilnahmen.  Die  Aufgabe  der  Kommission  war  jedoch 
keine  so  einfache,  wie  es  den  Anschein  haben  könnte. 
Sie  hatte  sozusagen  beständig  gegen  zwei  Fronten 
sich  zu  wenden.  Vom  Rate  hatte  sie  die  entschiedenste 
Direktive,  das  jüdische  Kapital  im  Stadtinteresse  nach 
Möglichkeit  zu  schonen.     Von  der  andern  Seite  drängten 


1)  Heß,  Urkb.  II^  Nr.  566. 
'^)  ib.  Nr.  554. 
3)  ib.  Nr.  563. 
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edoch  die  adligen  Schuldner  unter  Hinweisung  auf  das 
königliche  Dekret  darauf,  ihnen  völligen  Schulderlaß  zu 
gewähren.  Es  ergoß  sich  darum  während  des  Jahres  1391 
eine  Flut  von  Klagen  und  Fehdebriefen  seitens  der  sich 
benachteiligt  fühlenden  Ritter  und  Herren  gegen  die  Stadt 
und  ihre  Juden. ^)  Doch  gelang  es  wohl  in  den  meisten 
Fällen,  eine  friedliche  Lösung  herbeizuführen."^)  Auch  mit 
dem  Könige,  der  Ende  des  Jahres  mit  der  Stadt  aus  un- 
bekannten Gründen  unzufrieden  war  und  sie  vor  das 
Hofgericht  geladen  hatte,^)  kam  die  Stadt  im  Frühjahr 
1392*)  wieder  ins  Einvernehmen  und  erlangte  eine  aber- 
malige Bestätigung  ihrer  Privilegien.  Von  besonderer 
Wichtigkeit  war  für  sie  ein  Erlaß  des  Königs  vom 
10.  März,'^)  durch  den  die  Bestimmung  der  Urkunde  vom 
22.  April  1391.^)  daß  alle  seit  dem  Schulderlasse  neu  ein- 
gegangenen Schuldverpflichtungen  inngehalten  werden 
müßten,  speziell  für  Frankfurt  und  in  noch  bestimmterer 
Form  wie  früher  wiederholt  wurde.     Der  königliche  Er- 


1)  Inventare  \  Nr  264.  274,  289.  292,  325  und  R.  A.  II 
S.  335  Z.  45b  f. 

^)  Man  vergleiche  hierzu  Inventare  II  S.  38  und  die  Be- 
merkungen gefunet  und  abgcfunot,  die  die  Fehdebriefe  Diethers 
Hüne  und  Hartmuds  von  Drahe  (R.  A.  a.  a.  0.)  enthalten,  ferner 
den  Revers  des  Edelknechtes  Richard  von  Winden  vom  28.  April 
1891  (Orth  S.  623),  durch  welchen  er  die  Schlichtung  seines 
Streites  mit  den  Frankfurter  .Juden  Josiia  Eklin  und  Hitsche  seinem 
Weibe,  bedinguugslos  dem  Stadtgerichte  überträgt.  Um  die  Bei- 
legung von  Differenzen  zwischen  Hanauer  Bürgern  und  Frank- 
furter .Juden  bezüglich  der  .Judenschuldentilgung  handelt  es  sich 
Wühl  auch,  wenn  Ulrich  zwei  seiner  Beamten  zu  Verhandlungen 
nach  Frankfurt  bevollmächtigt.     (H  e  ß.  Urkb.  11^  Nr.  562.) 

-)  R.  A.  II  S.  365  Z.  50a  f. 

*)  ib.  Nr.  212  art.  22b. 

">)  R.  A.  II  Nr.   197. 

6)  S.  0.  S.  188. 
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laß  hatte  nämlich  die  schlimmsten  Folg'en  für  den  Frank- 
furter Geldmarkt  g:ezeitigt.  Der  Kredityerkehr  kam  ins 
Stocken,  da  viele  Schuldner  sich  überhaupt  von  jeglicher 
Schuld  befreit  glaubten.  Bei  dem  ohnehin  schon  infolge 
des  Tilgungsgesetzes  zu  verzeichnenden  Rückgange  der 
Judeneinnahmen  ^)  war  es  daher  für  den  ßat  eine  ernste 
Pflicht,  hier  Abhilfe  zu  schaffen,  was  man  eben  durch 
jene  Urkunde  zu  erreichen  hoffte.  Man  hatte  darum  auch 
diesmal  den  Stadtsäckel  nicht  schonen  dürfen,  um  die 
einflußreichen  Personen  zu  gewinnen.  Dem  Hofschreiber 
nahmen  die  städtischen  Gesandten  elf  Ellen  Tuch  nach 
Böhmen  mit.^)  Aach  die  Frauen  des  allgewaltigen 
Borziwoi  und  Hinatzko  wurden  mit  kostbaren  Tüchern 
bedacht.^)  Der  Kanzler  erhielt  zum  Lohne  für  die 
günstigen  Privilegien  ein  ansehnliches  Geldgeschenk  von 
310  Gulden.^)  Durch  den  Ratsbeschluß  vom  Mai  1393.'^) 
der  bestimmte,  daß  zur  größeren  Sicherheit  der  Briefe 
und  Pfänder  der  Juden  sie  beim  Rate  zu  hinterlegen 
seien,  verlieh  dann  dieser  dem  königlichen  Erlasse  vom 
10.  März  1391  noch  größeren  Nachdruck.  Damit  mag 
die  Angelegenheit  für  Frankfurt  ihre  Erledigung  gefunden 
haben,  wenn  wir  auch  noch  1395*^)  vernehmen,  daß  sich 
ein  adliger  Schuldner  auf  das  Tilgungsgesetz  beruft.  Bei 
alledem  bleibt  doch  zu  verwundern,  daß  sich  weder  für 
Frankfurt,  noch  für  eine  der  andern  vier  Städte,  Mainz,  Worms, 
Speier   und  Köln,')    irgendwelche  sichere  Nachricht    er- 

1)  Vgl.  B  ü  c  h  e  r  S.  549  tab.  XXXYIII. 

2)  K  A.  II  S.  365  nt^. 

3)  ib.  Nr.  212  art.  23. 
*)  ib.  art.  24. 

5)  Krieg-k,  S.  431  nt..,. 
")  Inventare  I  Nr.  482. 

')  Welche  Bedeutung  den  bei  W  e  y  d  e  n  S.  213  aus  Emieu, 
(iesch.  d.  Stadt  Köln  11  S.  543  erwähnten  Kleinodiengeschenke  an 
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halten  hat  über  die  an  den  König-  für  den  Schuldner  zu 
zahlende  Summe.  Das  wir  solche  Abgaben  anzunehmen 
haben,  halten  wir  gegen  Kriegk-j  für  gesichert.  Ob  die 
beiden  von  Weizsäcker -j  erwähnten  königlichen  Quittungen 
vom  23.  März  1393  über  Geldgeschenke  der  Stadt  Frank- 
furt in  diesen  Zusammenhang  gehören,  muß  dahingestellt 
bleiben,  sollten  sie  hierher  zu  beziehen  sein,  so  könnte 
es  sich  nur  um  Teilzahlungen  handeln.  Dagegen  werden 
wir  wohl  nicht  fehlgehen,  Geldgeschenke,  und  zwar  recht 
bedeutende,  anzunehmen,  die  wahrscheinlich  der  Urkunde 
vom  22.  April  1391  vorausgingen,  da  der  König  sich 
sogar  veranlaßt  sah,  dem  Rate  eine  Aufmerksamkeit  zu 
senden.^)  Es  wäre  auch  kaum  zu  begreifen,  w^enn  in 
dieser  fraglichen  Zeit,  wo  der  Kat  mit  vollen  Händen 
Geschenke  unter  die  Beamten  des  königlichen  Hofstaates, 
vom  untersten  Domestiken  bis  zum  Kanzler,  verteilte, 
gerade  der  König  leer  ausgegangen  sein  sollte. 

Geringere  Schwierigkeiten  bereitete  es  dem  Könige, 
in  den  ebenfalls  zu  Franken'^)  gerechneten  Ortschaften 
Mainbernheim  und  Heidingsfeld  das  Schuldentilgungsgesetz 
zur  Anerkennung  zu  bringen.  Beide  Orte,  lange  Jahre 
im  Pfandbesitze  des  Hochstiftes  Würzburg,  waren  1366 
von  Karl  IV.,  der  damals  im  Südwesten  durch  Kauf  und 
Vertrag  ein  Territorium  nach  dem  andern  an  sich  brachte. 


den  Koni«-  und  seine  Räte  zukommt,  vermögen  wir  ebenfalls  nicht 
zu  entscheiden,  vgl.  R.  A.  JI  8.  285  nt.jg. 

^)  S.  547  ut.235.  Die  Ausführungen  Kirchners  nach  Hein- 
richs ßeichsgeschichte,  gegen  die  K  r  i  e  g  k  polemisiert,  sind  aller- 
dings als  Generalisierungen  von  Verhältnissen  anderorts  belanglos. 

2)  R.  A.  II  S.  338  nt.2.  und  339. 

^)  ib.  Nr.  212  art.  20. 

*)  als  trir  cor  alle  uufrc  unb  Des  reid^s  furftcn  etc.  überall  in 
(<rranc!Gu  gefeffeu  aller  3"öenfd)ult  .  .  .  Icbig  unb  lo^e  gelaffen  .  .  . 
R.  A.  II  Nr.  187. 

10 
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eingelöst  und  der  Krone  Böhmen  einverleibt  worden.^) 
Allein  sein  Sohn  Wenzel,  der  noch  am  1.  Januar  des 
nächsten  Jahres^)  mit  ihnen  belehnt  wurde  war  schon 
1382  zu  ihrer  Verpfändung'  an  den  Bischof  von  Würzburg 
geschritten.'^)  Wahrscheinlich  erst  nach  vorangegangenen 
uns  unbekannten  Verhandlungen  mit  den  derzeitigen 
Pfandinhabern  —  die  Ortschaften  hatten  seitdem  mehrfach 
den  Herren  >gewechselt  —  konnte  Wenzel  am  4.  Januar 
1391^)  als  König  von  Böhmen  sämtliche  Judenschulden 
in  der  Stadt  Heidingsfeld  und  dem  Markte  Bernheim,  „b\e 
uns  iinb  bic  cxonm  5U  Bel^eim  funbcrlid^eu)  angel^orcn," 
aufheben.  Die  Respektierung  dieses  Erlasses  wurde  dem 
umwohnenden  Adel,  besonders  jedoch  der  Markgräfin 
Katharina^)  von  Meißen  und  ihren  drei  Söhnen,  aufs 
strengste  anempfohlen. 

Im  selben  Monate  wurde  auch  in  Bayern  zwischen 
dem  Könige  und  der  hier  einzig  in  Betracht  kommenden 
Stadt  Regensburg  eine  friedliche  Lösung  der  alten  Streitig- 
keiten ^)  erzielt.  Die  Erfolge  waren  den  äußerst  geschickt 
geführten  Verhandlungen  des  Stadtschreibers  Hans  Kuttner 
zu  danken,  den  der  Rat  zu  verschiedenen  Malen  nach 
Prag,  Nürnberg  und  Bettlern  schickte."^)  Er  hob  hervor, 
daß  die  Judenschaft  Regensburgs  auf  Grund  des  Privilegs 
Karls  IV.  vom  20.  September  1376^)  während  der  Dauer 
der  Pfandschaft  von  Bayern  nicht  besteuert  werden  dürfe, 


1)  Vgl.  D  e  n  z  i  L  g  e  r  ,  S.  64—67. 

2)  B.  -  H  u  b  e  r    Nr.  4463. 

3)  ib. 

^)  E.  A.  ir    Nr.  187. 

-')  In  der  Urkunde  fälschlich  Margaretha  genannt,  vgl.  R.  A. 
II  S.  538. 

6)  S.  0.  S.  94—96. 

')  Gemeiner,  II  S.  275. 

^)  B.-Huber,  Nr.  5693. 
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war  aber  gleichzeitig  klug-  genug,  dem  Könige  die  Summe 
von  500  Gulden  und  einen  Prozentsatz  von  15  vom 
Hundert  der  Einnahmen  des  doch  nicht  zu  umgehenden 
Schuldentilgungsverfahrens  zu  versprechen.  Hierdurch 
erreichte  er  es,  daß  der  König  in  seinen  Verordnungen 
auf  das  städtische  Interesse  die  weiteste  Rücksicht  nahm. 
Der  am  17.  Januar  1391^)  ausgegebene  Schulderlaß  ent- 
hält darum  in  seinem  dritten  Artikel  —  im  übrigen  hat 
die  Urkunde  gleichen  Wortlaut  wie  die  im  Vorjahre  für 
die  fünf  fränkischen  Städte  ausgestellte  —  ausdrücklich 
die  folgenden  Bestimmungen,  daß  auch  die  Stadt  ihrer 
Schuldverpflichtungen  gegenüber  der  Judenschaft  der 
fürstlichen  Territorien  entbunden  sei  und  daß  aus  dem 
Warenhandel  resultierende  Außenstände  durch  den  Schuld- 
erlaß nicht  betroffen  werden  sollten.  Außerdem  wurden 
in  zwei  weiteren  Urkunden  vom  selben  Tage"^j  der  Stadt 
und  ihrer  Judenschaft  für  die  Zukunft  ihre  Rechte 
garantiert.  Der  König  verzichtete  auf  alle  von  ihm  er- 
hobenen Ansprüche  bezüglich  der  Juden  und  anderer  An- 
gelegenheiten   und    gewährte    Verzeihung    für    alles    im 


1)  R.  A,  II  Nr.  192.  Die  Urkunde  selbst  ist  zwar  vom 
16.  September  1390  datiert,  doch  liegt  eine  Fälschung  vor,  wie 
dies  Schindelwick  S.  25  und  Vahlen  S.  13  nt.^  überzeugend  aus 
den  übrigen  Teilen  des  Eschatokolls,  die  mit  den  zu  Nürnberg 
erlassenen  Briefen  differieren,  dagegen  mit  den  Ausfertigungen 
vom  17.  Januar  1391  übereinstimmen,  nachgewiesen  haben.  Die 
Vordatierung  geschah  wahrscheinlich  auf  Veranlassung  der  Stadt, 
die  hierdurch  dem  bei  einer  späteren  Zeitangabe  sich  ergebenden 
Nachteile  entging,  daß  die  Fürsten  auf  Grund  des  späteren  Erlasses 
alle  Schuldurkunden  bis  17.  Januar  1391  sich  annullieren  ließ.'^n, 
der  Stadt  und  ihren  Bürgern  dagegen  diese  Vergünstigung  nur 
für  die  vor  dem  16.  September  1390  eingelieferten  Obligation  ••ii 
gestattet  wurde,  Verhältnisse  die  zu  Streitigkeiten  Anlaß  gegeben 
hätten. 

'')  R.  A.  11  x\r.  193  und  194. 

10* 
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Städtekriege  Geschehene.  Bei  event.  künftigen  Differenzen 
zwischen  König  und  Stadt  sollten  die  Regensbiirger 
4  Monate  lang  gänzlich  unbehelligt  bleiben.  Auch  ver- 
sprach er  der  Stadt  seinen  Beistand,  falls  jemand  größere 
Ansprüche  gegen  sie  geltend  machte,  als  er  auf  Grund 
des  Erlasses  berechtigt  wäre.  Läge  der  Verdacht  nahe, 
daß  Juden  ihre  Schuldscheine  bei  geistlichen  Personen 
in  Sicherheit  gebracht  hätten,  so  wäre  dieser  Verdacht  von 
den  betreffenden  Klerikern  durch  einen  Eid  zu  entkräften 
oder  es  müßten  Briefe  und  Pfänder  unverzüglich  heraus- 
gegeben werden.  Alle  aus  dem  Verfahren  erwachsenden 
Unkosten  darf  die  Stadt  als  außerordentliche  Steuer  auf 
die  Juden  umlegen.  Den  durch  solche  Umformungen 
seiner  städtefeindlichen  Tendenz  beraubten  Erlaß  setzte 
die  Stadt  nun  unbedenklich  in  die  Praxis  um.  Nachdem 
vorher  von  den  Kanzeln  herab  das  Gesetz  jedermann  be- 
kannt gegeben  w^ar,^)  nahm  man  von  Rats  wegen,  wie  die 
Kegensburger  Kammerrechnungen  ■  berichten,^)  eine  Be- 
setzung des  Judenviertels  und  eine  strenge  Haussuchung 
bei  jedem  einzelnen  Juden  vor,  die  mit  einigen  Ver- 
haftungen endete.  Was  Gemeiner^)  des  w^eiteren  über 
die  Fassungslosigkeit  der  Juden  berichtet  und  sein  Aus- 
schreiber Train  ^)  noch  phantastischer  ausstaffiert,  sind 
jeder  beglaubigten  Grundlage  entbehrende  Zutaten.  Das 
Verfahren  des  Rates  wird  schon  aus  selbstischen  Gründen 
ein  möglichst  glimpfliches  gewesen  sein.  So  sehen  wir 
am  17.  März  1391^)  ein  jüdisches  Ehepaar  gerade  bei 
dem  Rate    seine  Kostbarkeiten    auf   das  Versprechen  hin 


1)  Gemeiner,  S.  274. 

2)  ib. 
')  ib. 

*)  S.  79. 

*)  Reg.  Bo.  X  S.  283. 
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in  Sicherheit  bringen,  daß  es  dieselben  jederzeit  auf  Ver- 
langen zurückerhalte.  Alle  Schuldbriefe  und  Pfänder 
mußten  freilich  dem  Kate  überantwortet  werden.  Am 
schwersten  wurde  hierdurch  der  reiche  Chalman  be- 
troffen, der  neun  Schuldbriefe,  zusammen  auf  13000  Gulden 
lautend,  einbüßte.^)  Bald  nach  diesen  Maßnahmen  meldeten 
sich  auch  schon  die  Hauptschuldner  der  Kegensburger 
.ludenschaft,  die  bayrischen  Herzöge,  bei  dem  Rate.  Im 
Februar  1391 -)  wurde  drei  genannten  Räten  ^)  Herzog 
Friedrichs  und  ebenso  Herzog  iVlbrecht  dem  Jüngeren, 
dem  eigentlichen  Pfandinhaber  des  Judenregals,  Pfänder 
und  Schuldscheine  ausgeliefert.  Dieselben  Räte  setzten 
dann  am  5.  März  1391^)  namens  ihres  von  Wenzel  dazu 
ermächtigten  Herren  als  Ablieferungssumme  an  den  Könis,- 
den  genannten  Prozentsatz  von  15  vom  100  für  jegliche 
Judenschuld  fest  und  erneuerten  gleichzeitig  die  \  erord- 
nung  vom  17.  September  1391/^)  wonach  jedermann  in 
Bayern  nur  nach  erfolgter  Zahlung  der  für  den  König 
festgesetzten  Quote  an  dem  Gnadenerlasse  teilhaben 
sollte.  Das  Regulierungsgeschäft  nahm  der  Rat  in  die 
Hand  und  betraute  damit  wohl  die  beiden  Judenrichter, 
den  Probst  und  Kämmerer  Ulrich  von  Tunau  und  Hans 
den  Ingolstädter.^j  Die  Höhe  der  Gesamtverschuldung 
und  füglich  auch  die  des  an  den  König  abzugebenden 
Teiles  ist  unbekannt.'^)     Die  Ordnung  der  Angelegenheit 


^)  siehe  vorige  Note. 

^)  Gemeiner,  S.  275/76  nach  der  Kuninieri'cchnimi;-  iiml 
Herzog  Friedrichs  vom  20.  Februar  datierten  Credentialc 

^)  Wir  nehmen  an.  daß  es  dieselben  sind,  die  die  bald  zu 
erwähnende  Verordnung  zu  Regensburg  am  ä.  März  treffen. 

^)  R.  A.  II  Nr.  191 

■^)  ib.  Nr.  190. 

«)  Vgl.  Reg.  Bo.  X  S.  283  und  333. 

')  Die   an   den   König  außerdem   zu   zahlenden    ;">ÜÜU  GuMeu 
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muß  sich  auch  hier  über  eine  lange  Zeit  hingezogen 
haben.  Noch  am  letzten  Julitage  1393  sehen  wir  den 
Juden  Sapsa  von  Pappenheim  seinen  Ansprüchen  an  die 
Regens  burger  entsagen.^)  Wie  auch  hier  die  vom  Könige 
inscenierteVergewaltigungder  Judenschaft  dazu  beitrug,  ihre 
Stellung  immer  mehr  und  mehr  zu  untergraben,  das  spiegelt 
sich  recht  deutlich  in  dem  Burggedinge  vom  19.  Oktober 
1393 -)  wieder,  das  vielen  von  der  Kirche  zwar  längst 
gebotenen,  aber  bislang  in  der  Stadt  nicht  beachteten 
Vorschriften  bezüglich  der  Juden  erst  jetzt  zur  Aner- 
kennung verhalf. 

Einen  weiteren  Erfolg  hatte  der  König  dann  im 
März  1391  zu  verzeichnen.  Am  9.  des  Monats^)  konnte 
der  Schulderlaß  auch  auf  das  kurmainzische  Erfurt  aus- 
gedehnt werden.  An  Versuchen  Wenzels  sich  der  Geld- 
mittel dieser  größten  und  reichsten  Judengemeinde ';  in 
deutschen  Landen  zu  bemächtigen,  hatte  es  zwar  auch 
in  der  früheren  Zeit  nicht  gefehlt,  allein  so  lange  Erz- 
bischof Adolf  den  Krumstab  führte,  fand  die  Judenschaft 
an  ihm  einen  starken  Schutz.^)  So  sandte  er,  als  Ende 
1389  des  Königs  Forderungen  bezüglich  der  Juden  vom 
Erfurter  Rate  unberücksichtigt  blieben  und  dieser  ihnen 
durch  Belästigung   von  nach    Böhmen   reisenden   Erfurter 


nennt  uns  außer  Gemeiner  S.  275  auch  ein  Schreiben  Wenzel» 
vom  1.  Mai  1391  (R.  A.  II  S.  381  nt.2),  in  dem  er  den  Rat  er- 
sucht, die  genannte  Summe  an  Borziwoi  von  Swiuar  zu  zahlen. 

^)  Reg.  Bo,  X  S.  333.  —Auch  eine  um  Nikolai  1392  erlassene 
Zinsfußordnung  für  die  Juden  seh  aft  gehört  wohl  in  diesen  Zu- 
sammenhang hinein.     (Gemeiner  S.  289  und  290). 

2)  ib.  S.  303. 

■')  R.  A.  II  Nr.  203  und  Erf.  Urkb.  II  Nr.  1010. 

^)  Vgl.  K  i  r  c  h  h  0  f  f  S.  290  und  K  r  0  n  e  r  S.  27. 

'•)  Über  die  guten  Beziehungen  zwischen  dem  Erzbischof  und 
den  Erfurter  Juden  siehe  K  i  r  c  h  h  0  f  f  S.  289. 
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Kaufleiiten  Nachdruck  verlieh,  ohne  Zögern  zwei  hohe 
Kurmainzische  Würden  träger,  an  den  Prager  Hof,  damit 
sie  in  seinem  Namen  sich  wegen  der  Unbill  beschwerten. 
Sie  bewirkten  auch,  daß  Wenzel  in  einem  Schreiben  vom 
10.  Januar  1390^)  die  Angelegenheit  als  „abgetan"  be- 
zeichnete und  den  Erfurtern  ungehindertes  Commercium 
in  Böhmen  bis  auf  weiteres  zugestand.  Allein  es  war 
nur  ein  Waffenstillstand,  den  man  hierdurch  erlangte. 
Kaum  hatte  infolge  der  Nürnberger  Verhandlungen  die 
Judenangelegenheit  eine  für  den  König  günstige  Wendung 
genommen,  so  versuchte  er  einen  neuen  Angriff  auf  das 
Kapital  der  Erfurter  Judenschaft,  indem  er  den  Kat 
zur  Annahme  des  Schulderlasses  zu  gewinnen  suchte. 
Da  er  auch  diesmal  keine  Gegenliebe  fand,  so  entschied 
er  sich  wieder  für  Gewaltmaßnahmen.  Im  November  des 
Jahres^)  verfügten  auf  sein  Geheiß  Heinrich  von  der 
Tuben  und  Borziwoi  von  Swinar  die  Festnahme  von 
siebzehn  genannten  Erfurter  Bürgern,  die  sich  zur  Hinter- 
legung von  5000  rheinischen  Gulden,  zahlbar  zu  Nürnberg 
am  nächsten  Pfingstage,  verpflichten  mußten.  Dieses  ener- 
gische Vorgehen  des  Königs  bestimmte  die  Stadt  zum 
Nachgeben,  zumal  sie  am  erzbischöflichen  Stuhle  keinen 
Rückhalt  mehr  finden  konnte,  da  dessen  neuer  Inhaber, 
Konrad  II.  von  Weinsberg,  wie  aus  den  Frankfurter  und 
Mainzer  Verhandlungen  bekannt,^)  sich  selber  für  den 
Schulderlaß  entschieden  hatte,  und  da  auch  außerdem 
die  Lage  der  Juden  im  Thüringischen  infolge  der  könig- 
lichen Maßnahmen  immer  bedrohlicher  wurde,  wie  dies 
die  Bauernrevolten   gegen    die    Juden   im  nahen   Gotha'* 


1)  Erf.  ürkb.  II  Nachtr,  Nr.  38. 

2)  ib.  Nr.  1002. 

3)  S.  0.  S.  129  u.  136. 

*)  P  i  s  t  0  r  i  u  s,  I.  S.  948. 
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irkenncn  lassen.  Es  kam  daher  zu  Verhandlungen,  die 
wahrscheinlich  wie  im  November  des  Vorjahres  die  beiden 
genannten  Böhmen  kraft  königlicher  Vollmacht  zu  Nürn- 
berg^) mit  dem  Rate  führten.  Die  Stadt  erklärte  sich 
zur  Zahlung  A^on  2000  Gulden  bereit,  gestand  die  Gültig- 
keit des  Schulderlasses  auch  für  Erfurt  zu  und  bewirkte 
so,  daß  das  königliche  PriAÜeg  vom  9.  März  1391"^)  die 
weitgehendste  Rücksicht  auf  das  Stadtinteresse  nahm.  Die 
Regulierung  der  städtischen  Schuldverhältnisse  wurde 
ohne  jede  Einschränkung  in  das  Ermessen  des  Rates 
gestellt.  Bezüglich  der  a  d  1  i  g  e  n  Schuldner  dagegen 
sollte  nach  dem  Wortlaute  des  königlichen  Erlasses  ver- 
fahren werden.  Solange  diese  jedoch  ihren  Zahlungs- 
verpflichtungen gegen  den  König  nicht  nachgekommen 
wären,  sollten  sie  keinen  Anspruch  auf  Schulderlaß 
haben. ^)  Bei  Pfandstreitigkeiten  sollte  auch  hier  der  Juden- 
eid Beweiskraft  haben.  Zur  einzig  zuständigen  Instanz 
für  jeden  Rechtsstreit  der  Erfurter  Juden  wurde  das  kur- 


^)  Sie  mögen  der  Anlaß  gewesen  sein,  weshalb  in  dem 
Erfurter  Schulderlaß  fälschlicherweise  Nürnberg  —  König  Wenzel 
war  um  diese  Zeit  in  Böhmen  vgl.  R.  A.  II  S.  347  nt.^  -  als 
Ausstellungsort  angegeben  ist.  Das  gleiche  gilt  bezüglich  der  für 
Mühlhausen  und  Nordhausen  ausgestellten  Tilgungsurkiinden  (ib. 
Nr.  20t),  über  ähnliche  falsche  Itinerarangaben,  vgl.  Lindner 
in  d.  arch.  Zeitschr.  IV  S.  170/171. 

2)  R.  A.  II  Nr.  203  und  Erf.  Urkb.  11  Nr.  1010. 

2)  Diese  Bestimmung,  die  auch  in  dem  für  Mühlhausen  bzw. 
Nordhausen  erlassenen  Gesetze  wiederkehrt,  macht  ganz  den  Ein- 
druck, als  wenn  für  die  thüringischen  Lande  ein  ähnlicher  Teil- 
brief wie  für  Franken,  Schwaben  und  Bayern  ausgestellt  wäre, 
oder  aber  es  ist  auch  hier  eine  Übertragung  eines  der  drei  be- 
kannten Teilbriefe  anzunehmen,  in  ähnlicher  Weise  etwa  wie  bei 
den  rheinischen  Gebieten,  die  sich  sämtlich  auf  den  fränkischen 
Erlaß  berufen.  Freilich  würden  uns  für  diesen  Vorgang  hier  jegliche 
Belege  fehlen. 
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mainzische  Gericht  daselbst  erhoben.  Auch  der  König 
verzichtete  auf  jegliche  Vorladung  vor  das  königliche  und 
Hofgericht,  nachdem  schon  vorher  der  Erzbischof  ^)  die 
gleiche  Exemption,  wenn  auch  auf  begrenzte  Zeit,  bezüg- 
lich des  Mainzer  Gerichtes  ausgesprochen  hatte.  Endlich 
erhielt  die  mit  dem  Könige  versöhnte  Stadt  die  Zusicherung 
ungestörtester  Handelsfreiheit.  Der  König  erhielt  die  für 
dieses  Privileg  vereinbarten  2000  Gulden.  Von  der  Juden- 
schaft wurden  freilich,  wie  Falckenstein^)  berichtet  weitere 
3000  Gulden  namens  der  Stadt  erhoben.  Vergegenwärtigen 
wir  uns,  daß  im  Norember  1390  die  königliche  Forderung 
bezüglich  der  Juden  Erfurts  5000  Gulden  betrug,  so  hat 
es  fast  den  Anschein,  als  habe  der  Rat  die  Herabrainderung 
derselben  nur  als  einen  Vorteil  für  seine  Tasche  auf- 
gefaßt, von  den  Juden  dagegen  den  ursprünglichen  Be- 
trag erhoben. 

Mit  Balthasar,  dem  Landgrafen  von  Thüringen,  wie 
die  Grafen  von  Schwarzburg,  Orhunünde,  Henneberg.  u. 
V.  a.  Adelsgeschlechter  der  Umgegend  ebenfalls  ein  Er- 
furter Judenschuldner, ^)  dem  wahrscheinlich  um  dieselbe 
Zeit  für  sein  Gebiet  der  Schulderlaß  gewährt  worden  war, 
schloß  die  Stadt  einen  vorteilhaften  Vertrag  ab,  der  zwar 
allen  unter  dem  landgräflichen  Wappen  geborenen  Herren 
usw.  den  vertragsmäßigen  Schulderlaß  zugestand,  die 
thüringischen  Städte.  Bürger,  Dörfer  usw.  aber  zur  Zahlung 
des  halben  Hauptgeldes  verpflichtete.^)  Näheres  hierüber 
ist  unbekannt.  Daß  es  jedoch  auch  hier  nicht  an  Miß- 
helligkeiten fehlte,  beweist  der  Prozeß,  den  Graf  Berthold  von 
Henneberg  mit  dem  Kate  wegen  zurückbehaltener  Pfänder 

^7^7.  Sept.  1381:    Erf.  Urkb.  II.  Nr.  846,    wieder    bestätigt 
am  9.  Jan.  1390:  ib.  Nr.  992. 
■')  S.  279. 

^)  vgl.  .Jenaer  Urkb.  I  Nr.  421. 
^)  Kirch  hoff  S.  298. 
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seiner  Schwester  vor  dem  königlichen  Hofgericht  zu  Prag 
führte  und  der  am  9.  März  1392^)  zu  Gunsten  der  Stadt 
entschieden  wurde."") 

Am  gleichen  Tage,  an  dem  das  kurmainzische  Erfurt 
mit  dem  Könige  Frieden  schloß,  gaben  auch  die  beiden 
im  Thüringerlande  gelegenen  Reichsstädte.  Mühlhausen, 
und  Nordhausen,  ihre  Einwilligung  zur  Judenschulden- 
tilgung.^)  Wahrscheinlich  wurde  auf  derselben  von  uns 
vermuteten  Versammlung  zu  Nürnberg^)  auch  mit  ihnen 
verhandelt.  Die  Übereinstimmung  in  fast  allen  Vertrags- 
punkten, die  zwischen  den  beiden  gleichlautenden  reichs- 
städtischen Ausfertigungen  und  dem  Erfurter  Erlasse  zu 
bemerken  ist,  läßt  uns  fast  mit  Gewißheit  annehmen,  daß 
auch  diesmal  w^ie  schon  in  früherer  Zeit^)  die  Interessen 
aller  drei  Städte  gemeinsame  Wege  gingen.  Nur  die 
königliche  Erlaubnis,  daß  die  zu  leistenden  Zahlungen  — 
ihre  Höhe  ist  nicht  angegeben  —  als  außerordentliche 
Steuer  auf  die  Judenschaft  umgelegt  w^erden  dürfe,  sowie 
die  bisher  für  jede  Reichsstadt  festgesetzte  Bestimmung, 
daß  von  nun  an  die  halben  Judeneinnahmen  und  die 
Kopfsteuer  alljährlich  an  den  König  zu  zahlen  seien,  sind 
Besonderheiten  der  für  Mühlhausen  und  Nordhausen  aus- 
gestellten Erlasse.     Weitere  Nachrichten  fehlen. 

1)  Erf.  Urkb.  11  Nr.  1018  und  Jaraczewsky  S.  45  und  Ur- 
kunde XII. 

2)  Auf  Grund  der  königlichen  Urkunde  vom  9.  März  1891 
wurde  der  Graf  an  das  Erfurter  Gericht  mit  seiner  Klage 
gewiesen. 

=*)  R.  A.  II  Nr.  204. 

*)  s.  0.  S.  152  u.  ib.  nt.i. 

'")  vgl.  z.  B.  R.  A.  I  S.  376  Z.  41b  f..  wo  von  einem  für 
Thüringen,  Erfurt,  Mühlhausen  und  Nordhausen  festgesetzten  Land- 
frieden die  Rede  ist,  und  ib.  S.  539  Z.  14 f,  wo  Wenzel  sich  an 
alle  drei  Städte  in  einem  auf  die  Abschaffung  des  Westphälischen 
Friedens  bezüglichen  Briefe  wendet. 
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Während  der  König  zu  Thüringen  also  recht  gute 
Erfolge  erzielte,  zogen  sich  die  Verhandlungen  mit  den 
Reichsstädten  im  eigentlichen  Schwaben  endlos  hin.  Auf 
den  ergebuislosen  Tag  zu  Lauingen^)  war  ein  eben  solcher 
im  Dezember  13 90-)  zu  Ulm  gefolgt.  Gleichzeitig  ver- 
handelte man  auch  durch  Gesandtschaften  mit  Wenzel. 
Allein  auch  diese  Verhandlungen^)  waren  ohne  Erfolg, 
denn  im  Juli  1391^)  traf  zu  Augsburg  die  Nachricht  ein, 
daß  der  König  die  gemeinen  Städte  des  schwäbischen 
Landfriedens  beim  Hofgericht  verklagt  habe.  Voll  Be- 
stürzung entsandte  die  Stadt  eiligst  Botschaften'^)  an  Herzog 
Friedrich  von  Bayern,  den  Mainzer  Erzbischof  und  die 
Stadt  Frankfurt,  um  sich  Rat  und  Hilfe  zu  erbitten.  Eine 
neue  Städteversammlung  versuchte  es  nochmals  durch 
Absendung  einer  Botschaft  an  den  Prager  Hof  für  den 
24.  August  1391*^)  den  König  umzustimmen,  allein  auch 
dies  war  vergeblich :  im  Oktober")  erfolgte  die  Zustellung 
des  Vorladebefehles  vor  das  königliche  Hofgericht.  Das 
scheint  die  störrischen  Schwaben  zu  größerer  Nachgiebig- 
keit bewogen  zu  haben.  Ehe  man  jedoch  mit  ihnen  völlig 
ins  reine  kam.,  sollte  es  noch  manchen  harten  Kampf 
setzen.  Unterdessen  war  es  auch  dem  Könige  gelungen, 
den  Geltungsbereich  seines  Schuldentilgungsgesetzes  auf 
eine  Reihe  weiterer  Territorien  auszudehnen. 

Am  13.  September^)  konnte  er  es  für  Friedberg  ver- 
künden und  zwar  für  Burg  nnd  Stadt,  die  sich  trotz  ihres 


1)  s.  0.  S.  128. 

0  R.  A.  II  Nr.  211  art.  8. 

'')  ib.  art.  9,  10,  11. 

*)  ib.  art.  16. 

•')  ib.  art.   17. 

«)  ib.  art.  18. 

')  ib.  art.  19,  20. 

^)  ib.  Xr.  198  und  Friedberger  Uikb.  I  Nr.  707. 
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langjährigen  Streites^)  über  diesen  Punkt  wohl  zu  ver- 
ständigen wußten.  Der  Wortlaut  des  Erlasses  ist  gleich- 
lautend mit  dem  für  die  fünf  fränkischen  Städte  ausgestellten 
Gesetze.  Weitere  Nachrichten  haben  sich  nicht  erhalten. 
Wenig  später,  am  21.  September,'^)  wurde  auch  ein 
Einvernehmen  mit  der  Markgrafschaft  Meißen  bezüglich 
der  Judenschuldentilgung  erzielt.  Hier  hatte  Wenzel, 
wahrscheinlich  zur  selben  Zeit,  als  er  mit  den  Thüringern 
Unterhandlungen  pflog,  auch  für  die  Meißener  Lande 
einen  ähnlichen  Erlaß  ausgestellt.  Allein  Katharina  und 
ihre  Söhne  waren  keineswegs  mit  diesem  Beweise  könig- 
licher Huld  einverstanden.  Als  Inhaber  des  unumschränkten 
Schatzungsrechtes^)  konnte  ein  vollständiger  Schulderlaß 
für  sie  nur  eine  schwere  Schädigung  ihrer  Judeneinnahmen 
bedeuten,  die  sie  so  wenig  wie  die  Reichsstädte  ohne 
weiteres  hinnehmen  wollten.  Sie  wurden  darum  beim 
Könige  vorstellig,  und  dieser  gab,  insofern  als  hierdurch 
die  ihm  sicherlich  auch  hier  zugestandenen  Geldzahlungen 
nicht  berührt  wurden,  zu  einer  Umänderung  seines  früheren 
Erlasses  seine  Zustimmung.  Dieser  neuen  Ausfertigung 
zufolge  sollten  nur  die  Zinsen  der  Judenschulden  in  Weg- 
fall kommen.  Über  das  bezüglich  des  Kapitals  einzu- 
schlagende Verfahren  sollte  den  Markgrafen  nach  eigenem 
Ermessen  die  Entscheidung  zustehen.  An  die  Mitglieder 
des    Landfriedens^)    erging    die    Weisung,    die  neue   Ver- 


1)  vgl.  Friedb.  Urkdb.  1.  ib.  Nr.  663,  686  691,  692,  707. 

2)  R.  A.  II  Nr.  205. 
■■")  ib.  S.  350  nt,. 

^)  Es  ist  der  Meißener  Bezirk  des  Egerer  Landfriedens 
gemeint,  vgl.  R.  A.  II  Nr.  72  art.  40.  Die  Berufung  auf  ihn  be- 
stärkt uns  in  unserer  Vermutung,  daß  seine  Bezirkseinteilung  im 
großen  und  ganzen  aucb  die  Basis  für  die  königliehen  Sehulden- 
i  ilgungs Verordnungen  bildete. 
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fügung*  zu  respektieren.  Weiter  vermög:en  wir  diese  Ver- 
hältnisse nicht  zu  verfolg-en. 

Ebensowenig  können  wir  entscheiden,  ob  Knothe  ^) 
die  Nachricht  Wilkes  in  seiner  Chronik  der  Stadt  Bau- 
dissin  (S.  25)  von  einem  auch  für  diese  Gegend  publizierten 
Erlasse  mit  Recht  als  wertlos  verwirft.  Das  Fehlen 
jeglicher  Nachricht  in  den  beiden  dort  angeführten  Ur- 
kundenverzeichnissen würde  an  sich  kein  zwingender  Grund 
hierzu  sein.  Die  geographische  Lage  der  Landschaft 
spräche  sogar  eher  für  als  gegen  einen  solchen  Erlaß, 
hat  sie  doch  im  Westen,  Süden  und  Osten  die  drei  Länder, 
Meißen,  Böhmen  und  Görlitz,  zu  Nachbarn,  in  denen  es 
bekannterweise  zu  solchen  gesetzlich  sanktionierten  Juden- 
schatzungen  kam. 

Im  gleichen  Jahre  gewann  das  Wenzelsche  Gesetz 
noch  in  einer  andern  Landschaft  an  Boden.  Die  west- 
fälische Reichsstadt  Dortmund  fügte  sich,  wie  uns  Dietrich 
Westhoff-)  berichtet,  dem  königlichen  Gebote.'^)  Die  von 
ihm  kurz  wiedergegebenen  Bestimmungen  desselben  sind 
die  uns  schon  von  anderwärts  bekannten.  Die  einzige 
hier  neu  mitgeteilte:  oud)  wat  6ie  burger  6c  eine  beni 
anberu  fd)uI6i$  ir>as,  folte  man  l^alf  pallen  laten  unö  $ein 
fd)a6en  van  in  nemen,  ist  wohl  ihrem  ganzen  Wesen  nneh 
als  Zusatz  des  Chronisten  anzusprechen.  Außer  dieser 
dürftigen  Notiz  hat  sich  nichts  erhalten,  doch  ist  an- 
zunehmen, daß  auch  in  andern  Teilen  Westfalens  die 
Dinge  für  den  König  einen  günstigen  Verlauf  nahmen, 
da  der  Adel  des  Landes  der  roten  Erde  sicherlich  wie 
überall  den  Schulderlaß  mit  Freuden  begrüßt  haben  wird. 


1)  S.  53  nt-i. 

0  St.  Chr.  XX  S.  286  Z.  23—25  vgl.  auch  Fahne  S.  98. 
■^)  Vielleicht  hängt  hiermit    die  Botschaft  Frankfurts   an    di> 
Stadt  Dortmund  zusammen,  s.  o.  S.  129. 
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In  Schwaben,  wohin  wir  uns  jetzt  zurückwenden, 
hatte,  wie  erwähnt,  die  königliche  Ungnade  die  ehemaligen 
Bundesstädte  nachgiebiger  gestimmt.  Auf  einer  Ende 
dieses  Jahres  oder  Anfang  1392  abgehaltenen  Versammlung 
wurden  darum,  wenn  wir  ein  undatiertes  Aktenstück^) 
mit  Recht  hierher  beziehen,  aufs  neue  Statuten  für  ein 
mit  dem  König  zu  erzielendes  Einvernehmen  entworfen. 
Vor  allem  billigte  man  dem  Könige  die  von  ihm  geforderte 
Geldzahlung  zu,-)  welche  von  den  einzelnen  Mitgliedern  ^) 
nach  Maßgabe  ihrer  ßeichssteuer  gezahlt  werden  sollte. 
Wer  sich  von  diesen  Beschlüssen  fernhielt,  sollte  auch  an 
den  Vertragsrechten  keinen  Teil  haben.  Die  für  eine 
solche  Stadt  festgelegte  Zahlungsquote  sollte  an  der  Ge- 
samtsumme in  Abrechnung  gebracht  werden.  Im  übrigen 
erhob  man  die  uns  schon  aus  den  Vorverhandlungen  des 
Nürnberger  Tages  bekannten  Forderungen,  wie  völlige 
Indemnität  für  alles  bisher  Geschehene,  Freigabe  der  Ge- 
fangenen, Auslieferung  eroberter  Schlösser.  Bestätigung 
der  städtischen  Privilegien,  besonders  des  Rechtes  der 
Judenaufnahme,  Regelung  etwaiger  Streitigkeiten  bezüglich 
der  Judenpfänder  nach  dem  Wortlaut  des  Nürnberger 
Briefes  und  Zusicherung,  daß  ihre  noch  vom  Jahre  1385 
her  datierenden  Ansprüche  durch  den  neuen  Schulderlaß 
nicht  betroffen  werden  sollten.  Bemerkenswert  ist,  daß 
die  Städte,  da  sie  die  Beraubung  ihrer  Juden  nicht  mehr 
hindern  konnten,  nun  gleichfalls  selbst  um  die  Gnade  des 
Schulderlasses  baten,    um  wenigstens    nicht    leer    bei  der 

M  R.  A.  IL  Nr.  172. 

-)  Die  hier  nicht  geuannte  Höhe  derselben  war  sicherlich 
in  den  zahlreichen  Briefen  jener  Tage  angegeben. 

■^)  Außer  den  Städten  des  schwäbischen,  nahm  auch  das  in 
den  rheinischen  Bezirk  des  Landfriedens  eingetretene  Weil  an. 
(lifsen  Verhandlungen  teil  vgl.  R.  A.  II  S.  309  nt.g. 
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allgemeinen  Plünderung  auszugehen.  Demselben  Motive, 
die  finanzielle  Notlage,  in  welcher  sieh  die  Städte  infolge 
des  unglückliehen  Krieges  und  des  seit  dem  Reichsgesetze 
zu  verzeichnenden  Rückganges  ihrer  Judeneinnahmen  be- 
fanden, nach  Möglichkeit  zu  lindern,  entsprang  auch  die 
weitere  Forderung,  es  solle  den  Städten  gestattet  sein, 
zehn  Jahre  lang  in  ihren  Mauern  eine  indirekte  Steuer, 
das  sogenannte  Ungeld,  zu  erheben. 

Nebei]  diesen  von  der  Allgemeinheit  ausgehenden 
Forderungen  machten  jedoch  auch  manche  von  den  Städten 
ihre  speziellen  Forderungen  geltend.  So  Ulm,  das  seine 
reichen  durch  Pfandschaft  und  Kauf  erworbenen  Besitzungen 
durch  einen  Sondervertrag  sichern  wollte.^)  Allein  trotz 
dieser  gemeinsamen  Beschlüsse  hatten  auch  in  der  Folge- 
zeit die  Städte  keinen  großen  Erfolg  zu  verzeichnen. 
Daran  trug  zu  nicht  geringem  Teile  der  auf  dem  Egerer 
Tage  erlittene  Verlust  der  Bundesorganisation  die  Schuld. 
Das  ohnehin  nicht  allzu  stark  entwickelte  Gefühl  der 
Zusammengehörigkeit  derBundesgliederwarnoch  schwächer 
geworden.  Dem  König  war  es  darum  ein  leichtes,  nach- 
dem er  durch  seine  Zitation  die  Städte  eingeschüchtert, 
durch  Vertrag  von  Stadt  zu  Stadt  die  Zahl  der  Wider- 
spenstigen immer  mehr  zu  verringern,  bis  auch  die  letzte 
widerstrebende  Stadt  sich  unterwarf.  Eine  genaue  dies 
für  jede  der  zahlreichen  Städte  des  Schwabenlandes  fest- 
stellende Darstellung  ist  auch  hier    unmöglich    zu    geben. 

1)  R.  A.  II  Nr.  173.  —  Mit  den  Grafen  von  AYürttemb erg- 
hatte die  Stadt  schon  am  3.  April  1391  einen  überaus  vorteilhaften 
Vertrao-  abgeschlossen.  Sie  verzichtete  auf  alle  Geldlorderuügen 
mir  Ausnahme  auf  die  einst  dem  Jaekel  verpfändete,  von  der  Stadt 
jedoch  eingelöste  Stadt  Leipheim,  dafür  wurden  alle  grä! liehen 
Eigentumsrechte  außer  an  der  St.  Georgskapelle  in  der  Stadt  Ulm 
aufgegeben.  (Nübliug  S.  424  f.  aus  dem  bisher  noch  nicht  ge- 
druckten Mes.  des  Ulmer  ürkb.  11.  Band  von  Bazing  u.  Veesenmayerj. 
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Über  die  Wahrscheinlichkeit  des  Vorhandenseins  weiteren 
urkimdliehenMaterialsbezüg^lich  solcher  fürjede  schwäbische 
Reichsstadt  ausgestellten  Judenprivilegien  gilt  das  Gleiche, 
was  wir  bezüglich  der  Judenschuldentilgung  von  1385 
bemerkten.^) 

Die  erste  Stadt  Schw^abens,  die  unseres  Wissens  ihren 
Frieden  mit  dem  Könige  machte,  war  Eßlingen.  In  dem  für 
diese  Stadt  am  23.  August  1391 -j  ausgestellten  Privilege 
gestattete  er  der  durch  den  Krieg  verschuldeten  und  ver- 
armten Bürgerschaft  die  Aufsetzung  eines  Ungeldes. 
Ob  Wenzel  auch  hier  auf  der  Durchführung  seines  Schuld- 
erlaßediktes gegenüber  den  vier  hier  ansässigen  Juden- 
lamilien^)  bestand,  ist  nicht  ersichtlich. 

Für  die  übrigen  Reichsstädte  sollte  wohl  ein  auf  den 
17.  Januar  1392  angesetzter  großer  Landfriedenstag  zu 
Nürnberg  die  Angelegenheit  ordnen.  Die  Namen  der 
dort  Anwesenden  nennt  uns  die  lange  Liste  der  Nürn- 
berger Propinationen.  Es  war  der  gesamte  Landfrieden 
mit  Ausnahme  der  rheinischen  Gebiete  vertreten.  Die 
Verhandlungen  führten  namens  des  Königs  seine  Räte 
Hinatzko  und  Borziwoi,  von  Städten  des  Schwabenlandes 
hatten  sich  Ulm,  Hall,  Augsburg/)  Memmingen,  Kaufbeuren, 
Pfullendorf.  Reutlingen,  Nördlingen  und  Bopfingen  ein- 
gefunden. Auf  der  Tagesordnung  standen  Beratungen 
von  6^5  lanbfricös  6er  mun5  un6  anberr  fad^en 
tDcgcn.^)  Es  war  der  letzte  gütliche  Versuch  des  Königs, 
die    Egerer    und    Nürnberger    Reichsgesetze    der    Jahre 

^)  s.  0.  S.  75. 
0  E.  A.  II  S.  320  nt,. 
')  Vgl.  Pfaff  S.  228. 

*)  Seine  Anwesenheit    zu  Nüi-nberg  notiert  auch  das  dortige 
Rechnungsbuch  R.  A.  II  Nr.  211  art.  21. 
•')  ib.  Xr.  210  art.  8. 
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1389  und  90  über  Landfrieden,  Münze  und  Judenschulden 
auch  in  Schwaben  zur  Anerkennung*  zu  bringen. 

In  der  Tat  verliefen  auch  diesmal  die  Verhandlungen 
nicht  ganz  ergebnislos.  Wieder  mögen  eine  Anzahl  ehe- 
maliger Bundesglieder  den  königlichen  Forderungen  nach- 
gegeben haben.  Uns  ist  dies  freilich  nur  von  Schwäbisch- 
Gemünd  bekannt,  mit  welcher  Stadt  König  Wenzel  im 
selben  Monate  ins  Einvernehmen  kam.  Gegen  Zahlung 
von  80  Gulden  erhielt  auch  dieses  Städtchen  am  22.  Januar^) 
völligen  Schulderlaß  wie  die  Fürsten,  und  der  König  ver- 
sprach es  in  dieser  Gnade  zu  schützen. 

Allein  grade  mit  zwei  der  mächtigsten  und  wegen 
ihrer  zahlreichen  Judenschaft  besonders  in  Frage  kommen- 
den Städten.  Augsburg  und  Ulm,  hatte  sich  auch  durch 
diese  Verhandlungen  keine  Einigung  erzielen  lassen. 
Wahrscheinlich  lag  der  Differenzpunkt  zwischen  König 
und  Städten  nicht  in  einer  Weigerung  den  Schulderlaß 
anzuerkennen,  hatte  doch  Ulm.  wie  wir  wissen,  in  den 
von  ihm  besonders  aufgestellten  Vertragspunkten  aus- 
drücklich sogar  um  Gewährung  desselben  für  seine 
Bürgerschaft  gebeten.-)  sondern  vielmehr  in  ihrer  Weige- 
rung, die  adligen  Schuldner  in  vollem  Umfange  von  ihren 
Zahlungen  an  die  Judenschaft  zu  dispensieren,  was  denn 
zur  Folge  hatte,  daß  diese  dem  Könige  wiederum  die 
ausbedungenen  Summen  nicht  zahlten.^)  Wenzel  griff 
jedoch,  da  durch  Verhandlungen  sich  nichts  erreichen  ließ, 
zu  Gewaltmaßregeln.  In  der  Gefährdung  ihres  Handels 
durch  Beschlagnahmung  von  Kaufmannsgut  das  beste 
Mittel    erkennend,    um    sich    die    Augsburger    und  Ulmer 


^)  Bruno    Klaus:     Geschichte    der   Juden   im    Mittelalter 
(Beilage  z.  Allgemeinen  Zeitung  Jhrg.  1900  Nr,  56  S.  1.) 


2)  R.  A.  II  Nr.  173  art.  2c 
')  Vgl.  S.  163. 


11 
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Krämer  g-efügiger  zu  machen,  gab  er  seinem  Landvogte 
Borziwoi  die  Weisung,  die  von  der  Frankfurter  Fasten- 
messe^)  heimkehrenden  Warenzüge  der  genannten  Städte 
anzuhalten  und  im  Namen  des  Königs  zu  beschlagnahmen. 
Als  daher  in  den  ersten  Apriltagen  Augsburger  und  Ulmer 
Handelsherren  mit  reichen  Tuchladungen  im  Werte  von 
über  30000  Gulden  durch  Bischofsheini  zogen.-^)  lauerte 
ihnen  der  Böhme  dort  auf  und  nahm  die  Beschlagnahmung 
ihrer  Waren  vor.  Auch  dieses  Vorgehen  war  keineswegs 
ein  widerrechtlicher  Gewaltakt.  Mit  Fug  und  Hecht  hätte 
sich  der  König  auf  den  Art.  VI  des  Nürnberger  Gesetzes") 
berufen  können,  der  das  Eigentum  eines  jeden  demselben 
Zuwiderhandelnden  des  gesetzlichen  Schutzes  beraubte, 
wenn  nicht,  wie  sehr  wahrscheinlich  ist.  noch  außerdem  — 
man  denke  nur  an  die  seit  Oktober  1391  anhängig  ge- 
machte Klage  —  vom  Hofgerichte  für  diesen  Zweck  eine 
besondere  Vollmacht  ausgestellt  war.  Die  konfiszierten 
Waren  mußten  bis  auf  weiteres  an  Ort  und  Stelle  in 
Verwahrung  bleiben.  Der  Person  der  Kaufherren  nahm 
sich  Erzbisehof  Konrad  an  und  gab  ihnen  freies  Geleit 
bis  in  die  nächste  Reichsstadt  Dinkelsbühl.  Von  dort 
aus  entsandten  sie  Boten  mit  der  schlimmen  Nachricht 
in  die  Heimat.^) 

Die  Ulmer  scheinen  nach  diesen  bösen  Erfahrungen 
eingelenkt  zu  haben. '^)     Die  Augsburger  dagegen  setzten 


1)  Dieselbe  fand  nach  Kriegk  S.  300  alljähiiifk  vom  Sonntag- 
( )kiili  bis  Sonntage  Judika  statt,  das  wäre  also  für  das  Jahr  1392 
vom  17.  bis  31.  März. 

•')  St.  Chr.  IV  S.  94. 

■■')  S.  0.  S.  110/11. 

^)  St.  Chi-.  IV  S.  94  nt^. 

■')  Das  ist  der  Tatsache  zu  entnehmen,  daß  auch  diese  Stadt 
mit    unter    den  Garanten    des    gegen  Augsburg   eingeleiteten  Im- 
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ihren  Widerstand  fort  was  den  König-  dazu  yeranlaßte,nun  mit 
allen  Keehtsmitteln  gegen  sie  vorzugehen.  Das  Hofgerieht 
entschied  zu  des  Königs  Gunsten  und  setzte  am  3.  Mai^) 
den  Landvogt  Borziwoi  in  das  unbeschränkte  Nutzungs- 
recht aller  Güter  dieser  Stadt  ein.  bis  von  ihr  die  dem 
Könige  schuldigen  1000  M.  Goldes  hinterlegt  wären. 
Durch  ein  am  folgenden  Tage-)  ausgestelltes  Schreiben, 
das  sich  an  die  Allgemeinheit,  besonders  jedoch  an  die 
acht  Obmannen  des  Landfriedens,  mit  der  Forderung  wandte, 
dem  Grafen  Eberhard  IV'.  von  Württemberg  und  seinen 
Untersassen  zur  Realisierung  der  ihm  durch  den  Schuld- 
erlaß zugesicherten  Rechte  zu  verhelfen,  unternahm  der 
König  einen  neuen  Vorstoß  gegen  die  in  ihrer  Opposition 
verharrenden  unter  den  Reichsstädten.  Der  Graf^  dem 
durch  diesen  Erlaß  der  Grund  für  die  bisher  unterlassene 
Zahlung  genommen  war.  bequemte  sich  nunmehr,  die  ver- 
tragsmäßige Summe  von  2000  Gulden  zu  entrichten,^) 
wofür  ihm  Wenzel  am  5.  desselben  ^fonats^)  einen  Quitt- 
brief gab.  Die  Verhandlungen  mit  den  jetzt  nachgiebiger 
gewordenen  Städten  führte  namens  des  Königs  Borziwoi 
von  Swinar.  Zu  Nürnberg,  wo  er  seinen  Wohnsitz  auf- 
geschlagen hatte,  fanden  den  ganzen  Mai  hindurch 
Konferenzen  statt.  ■^)     Mit  Ulm,   das,    wie  wir  sahen,  vor- 

missioiisvert'ahrens  genannt  wird,  was  sonst  eine  widersiniiige  Maß- 
nahme Aväre. 

1)  R.  A.  II  Nr.  176. 

■2)  ib.  Xr.  181. 

•^)  Die  Auo-abe  von  5000  Gulden  ist  wahrscheinlich  bei  Weiz- 
säcker K.  A.  II  S.  285  Z.  16  nur  ein  Druckfehler,  vgl.  die  folgende 
Note. 

^)  R.  A.  II  S.  321  ntj. 

^)  Die  Aiigsburger  Kostenrechnung  enthält  am  5.  3[ai  und 
2.  Juni  zwei  Eintragungen  für  Gesandtschaftsreisen  nach  Nürnberg 
zum  Landvogt  in  Sachen  der  Warenbeschlao-nahniung  (St.  Chr. 
IV  S.  94  nt.J. 

11* 
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her  eing-elenkt,  kam  es  auch  schon  am  5.  Juni^)  zu  einem 
Abkommen,  das  wenigstens  den  wichtigsten  Punkt  regelte. 
Ihm  zufolge  erhielt  die  Stadt  das  Recht,  sich  für  die  dem 
Könige  geleistete  Zahlung  durch  Erhebung  einer  außer- 
ordentlichen Abgabe  von  der  Judenschaft  schadlos  zu 
halten.  Man  hatte  offenbar  diesem  Modus  den  Vorzug 
vor  der  Bewilligung  eines  allgemeinen  für  die  Stadt  und 
ihre  Bürger  ausgesprochenen  Schulderlasses  gegeben. 
Ganz  ihrem  Ermessen  war  es  nun  anheim  gestellt,  um 
wieviel  die  Stadt,  ohne  sich  selbst  zu  schädigen,  die 
ohnedies  schon  durch  den  Ausfall  ihrer  auf  auswärtige 
Schuldner  lautenden  Obligationen  geschwächte  Judenschaft 
schätzen  wollte.  Es  war  also  kein  Verzicht  aus  Un- 
vermögen, sondern  aus  sorgsam  erwogenen  finanzpolitischen 
Gründen,  der  den  Rat  veranlaßte,  von  der  Gnade  des 
Schulderlasses  keinen  Gebrauch  zu  machen.-)  Die  Be- 
ratungen über  die  übrigen  Vertragspunkte,  sowie  über 
Beilegung  der  Streitigkeiten  mit  Augsburg^)  führten  erst 
im  August  zu  einem  Abschluß.  Die  Ulmer  müssen  auf 
ihre  Spezialforderung  der  Bestätigung  aller  ihrer  durch 
Kauf  und  Pfandschaft  erworbenen  Güter  verzichtet  haben, 
denn  von  diesem  Punkte  ist  in  dem  der  Stadt  am 
11.    August^)    ausgestellten  Privileg    nicht    die  Rede,  da- 

1)  E.  A.  II  Nr.  179. 

'-)  Diese  Auffassung  teilt  auch  Schindelwick  S.  28. 

^)  Im  Juni  hatten  zu  NördUngen  (R.  A.  II  Nr.  211  art.  26 
vgl.  ib.  S.  361  nU)  und  am  16.  Juli  zu  Ulm  (ib.  art.  28)  Ver- 
liaudlimgen  mit  Borziwoi  stattgefunden,  auch  waren  von  beiden 
Tilgen  Gesandtschaften  nach  Prag  gesandt  worden  (ib.  art.  27  u.  28). 

*)  E.  A.  II  Nr.  180.  Die  Württemberger  Jahrbücher  1857 
2.  Heft  S.158  j\t^  enthalten  die  Nachricht,  daß  Wenzel  am  10.  August 
der  Stadt  Ulm  die  Ablieferung  des  goldenen  Opferpfennigs  empfahl, 
doch  scheint  es  sich  hier  nur  um  eine  Einzelnotiz  aus  unserer 
Urkunde  zu  handeln,  die  Pfaff  irrtümlich  einen  Tag  zu  früh  an- 
setzte. 
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gegen  enthält  dasselbe  eine  Verleihung-  aller  der  uns  von 
früher  bekannten  Vergünstigungen.  Es  sei  nur  hervor- 
gehoben, daß  auch  ihr  ein  zehnjähriges  Umgeld  gewährt 
wurde.i)  Der  König  hatte  sich  die  Zahlung  von  i^OOO 
Gulden  in  den  Verhandlungen  ausbedungen,  die  sowie 
eine  Ehrengabe  von  500  Gulden  an  Borziwoi  noch  im 
Oktober-)  von  der  Stadtkasse  gezahlt  wurden. 

Am  gleichen  Tage  wie  Ulm  erhielt  auch  Augsburg 
die  königliche  Gnade  wieder.  Hier  hatte  ein  Herr  von 
Absberg  ^)  der  Stadt  bei  den  Verhandlungen  mit  Borziwoi 
und  dem  Könige  nicht  unwesentliche  Dienste  geleistet.*) 
Das  Privileg^)  gewährte  gleichfalls  das  Halten  von  Juden, 
und  zwar  auf  zwölf  Jahre.  Die  Einnahmen  sollten  in 
bekannter  Weise  zwischen  König  und  Stadt  geteilt  werden. 
Die  Einführung  eines  Ungeldes  wurde  gleichfalls  gestattet, 
ferner  die  Befreiung  vom  königlichen  Hofgerichte  ausge- 
sprochen u.  a.  m.  Dem  Könige  hatte  man  sich  zur  selben 
Zeit  zur  Zahlung  von  1800  Gulden  verpflichtet.  Bezüg- 
lich des  Äquivalentes,  das  man  der  Stadt  für  den  Schaden 
gewähren  muJ^te,  der  ihr  infolge  dieser  Zahlung  und  des 
dem  Adel  gewährten  Schulderlasses  erwuchs,  wurde  noch 
in  der  Folgezeit  verhandelt.*^)  Am  10.  Dezember')  einigte 
man  sich  jedoch  auch  über  diesen  Punkt.  Die  Stadt,  die 
unterdes  mit  Hilfe  einer  Geldaufnahme,  wahrscheinlich 
beim  Landvogt  selbst,^)  in  Nürnberg  ihren  Verpflichtungen 

\)  R.  A.  II.  Nr.  180  Art.  5. 
0  ib.  S.  318  nt,. 

'^)  Wahrscheinlich  Heinrich  von  Absberg,    der  frühere    bün- 
dische Hauptmann,  vgl.  St.  Chr.  IV  S.  87  nt.^. 
*)  Vgl.  die  Geldspenden  an  ihn  ib.  S.  171. 
s)  R.  A.  II  Nr.  177. 
")  ib.  S.  361  nt.;. 

0  ib.  Nr.  178  und  Augsb.  Urkb.  II  Nr.  780. 
*)  Trotz  der  von  Borziwoi  ausgestellten  Quittung  in  unserer 
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geg-cuüber  dem  König-e  iiachg-ekomiiien  wdY.  erhielt  hier- 
über an  diesem  Tag-e  eine  Quittung  und  gleichzeitig*  die 
Gewährung  desselben  Schatzungsrechtes  gegenüber  ihren 
Juden,  das  man  am  5.  Juni  Ulm  zugestanden  hatte. 

Auch  Nördlingen,  die  noch  im  ^'orjahre^)  für  ihre 
Judenmorde  schwer  geprüfte  Stadt  erhielt  in  dieser  Zeit 
die  königliche  Gnade  wieder.^)  Am  24.  Oktober  1392^) 
erneuerte  Wenzel  der  Stadt  das  ihr  am  1.  September 
1377^)  einst  von  seinem  ^'ater  verliehene  Privileg  be- 
züglich der  Judenaufnahme;  der  Zahlungsmodus  sollte  in 
gleicher  Weise  geregelt  Averden,  wie  in  den  andern  Keichs- 
städten.  Doch  ist.  wie  Müller"*)  überzeugend  nachweist, 
die  Verordnung  während  Wenzels  Regierung  völlig  be- 
deutungslos geblieben,  da  es  dort  zu  keinen  neuen  Juden- 
siedlungen kam.  Erst  unter  dem  neuen  Keichsoberhaupte 
getrauten  sich  die  Juden  wieder,  sich  in  jener  Stadt 
niederzulassen.^) 

Im  selben  Jahre  waren  jedoch  noch  in  andern  Reichs- 
teilen bezüglich  der  Judenangelegenheit  Verhandlungen 
gefühlt  worden,  die  zu  neuen  Erlassen  Anlaß  gaben.  So 
wurde  am  31.  März')  mit  der  Reichsstadt  Zürich,  die 
sich  vorher  ebenfalls  den  königlichen  Forderungen  wider- 


ürkimde  ei-folgeu  uoch  im  .Tanuar  und  Februar  1393  oder  1394  au 
deu  Landvogt  resp.  dessen  Diener  Zahlungen  an  den  1800  ( Juldeii 
(St.  Chr.  IV  S.  172),  für  die  Zinsen  zu  zahlen  sind. 

^)  Vgl.  über  den  am  Nürnberger  Landgericht  mit  adligen 
Herren  um  Jndenpfänder  geführten  Prozeß,  sowie  über  die  Vidi- 
mieruug  des  Gnadenbriefes  vom  21.  März  1385,  Müller,  S.  2(5. 

')  11.  A.  II  8.  319  nt..,. 

■')  Müller,  S.  30. 

')  ß.  -  H  u  b  e  r,  Nr.  5800. 

■•)  Mülle  r,  S.  30  ut.3. 

'')  R.  A.  VI  S.  164  lind  Stern,  Rupr.  S.  52  nt.3. 

')  R.  A.  II  Nr.  200. 
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setzt  zu  haben  scheint/)  ein  Vertrag  geschlossen.  Die 
Stadt  bewilligte  dem  Könige  wohl  gleichfalls  eine  Summe 
Geldes.  Dafür  bekam  sie  ein  noch  günstigeres  Privileg^ 
als  es  ihre  Bundesschwester  Basel  am  15.  September 
1390  erhalten.  Eine  sechsjährige  Freiheit  von  der  Juden- 
steuer, mit  Ausnahme  des  goldnen  Opferpfennigs,  w^urde 
ihr  zugebilligt.  Nach  dieser  Frist  sollte  auch  hier  die 
übliche  Teilung  der  Einnahmen  eintreten.  Von  einem 
Schulderlasse  für .  die  Stadt  und  ihre  Bürger  scheint  auch 
hier^  wie  für  Basel,  vom  Könige  Abstand  genommen 
zu  sein. 

Im  Elsai.)  wurden  ebenfalls  in  dieser  Zeit  Verhand- 
lungen gepflogen.  Auch  hier  sträubten  sich  die  Reichs- 
städte, den  adligen  Schuldnern  ihrer  Juden  zu  ihrem  von 
Wenzel  gewährten  Rechte  auf  Schulderlaß  zu  verhelfen. 
Besonders  auf  Colmar  mag  dies  zutreffen,  in  dessen 
nächster  Nachbarschaft  jene  württembergisehe  Landstadt 
Reichen weiler  lag.  die  sich  besonders  über  Verweigerung  des 
Schulderlasses  zu  beklagen  hatte.-)  Schließlich  gab  man 
doch  nach,  und  der  König  konnte  noch  in  diesem  Jahre '^j 
die  Schulden  für  die  Bürger  und  Bauern  Colmars  aufheben. 
Die  Ausführung  der  Angelegenheit  regelte  Heinrich  Besche- 
1er  namens  des  Colmarer  Schultheißen  Peter  von  St.  Die, 
durch  zwei  vom  19.  Juli  datierte  Verordnungen.^)  Ihnen 
zufolge  sollten  die  neunundzwanzig  namentlich  aufgeführten 
Juden  —  zehn  von  ihnen  bildeten  je  einen  eigenen  Haus- 
stand —  vor  Gericht  erscheinen  und  persönlich  ihre 
„Einwilligung"    zu    der    Schuldauflösung   geben.      Unter 


^)  Vgl.  die  Wendung  „aar  uiici  aGiit5lidicn  rorriditct  unb    vov- 
fitiiet"  dieser  Urkunde. 

2)  Vgl.  0.  8.  163.     Wenzels  Schreiben  vom  4.  Mai  1392. 
^)  M  o  ß  m  a  n  n  S.  8. 
*)  i^>. 
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den  aügeführteii  Juden  üguriert  auch  ein  Jude  Fifelin 
aus  Paris  mit  seinen  beiden  Frauen  Josea  und  Melea, 
der  wahrscheinlich  aus  dem  Orient  stammt,  da  für  die 
abendländische  Judenheit  bekanntlich  schon  R.  Gerson 
ben  Jehuda  (960 — 1040)  die  Monog-amie  als  einzig  zu- 
lässig verordnet  hatte.^)  Wahrscheinlich  wurde  auch  mit 
den  übrigen  elsässischen  Städten,  soweit  nicht  etwa  vor- 
her schon  eine  Einigung  erzielt  war,  verhandelt,  war  doch 
gerade  damals,  wie  wir  wissen,^)  Straßburg  vom  Land- 
vogte mit  Vorwürfen  wegen  seiner  eigenmächtigen  Aus- 
treibung der  Juden  überhäuft  worden.  Bestimmte  Nach- 
richten liegen  jedoch  hierfür  nicht  vor. 

Im  Jahre  1393  nahmen  die  Bemühungen  Wenzels 
um  die  weitere  Ausdehnung  des  Geltungsbereiches  seines 
Schuldgesetzes  ihren  Fortgang.  Im  Januar  wurde  der 
Widerstand  des  mächtigen  Konstanz  gebrochen,  das  sich 
gleichfalls  früher  widersetzt  und  erst  nach  Verhängung 
der  Reichsacht^)  nachgegeben  hatte.  Die  Stadt  erklärte 
sich  mit  der  vom  Könige  geforderten  Geldzahlung  ein- 
verstanden, wurde  wieder  zu  Gnaden  aufgenommen  und 
erhielt  am  12.  Januar*)  ebenfalls  ein  ihre  Interessen  respek- 
tierendes Privileg.  Es  wurde  darum,  was  den  Adel 
anbetrifft,  nur  eine  Annullierung  der  Zinsen'*)  ausgesprochen 
wogegen  die  Forderungen  der  Juden  bezüglich  des,  wenn 


1)  Bi-anu,  Gesch.  d.  Juden  II  S.  90. 

')  S.  0.  S.  92. 

■^)  iimb  all  [acf^en,  bic  ftdi  .  .  .  Derloitffcii  haben,  es  [ye  von 
labnnq,  an  Uten,  ober  acbte  mit  uns  von  ber  3"«^^"  rpegen  .  .  , 
Löwenstein,  Bodensee  S.  116  nr,  25. 

*)  Löwenstein  a.  a.  0.  hat  hat  das  Datum  „cjeben  .  .  .  bes 
fiintags  nac^  bcm  obriften  taae"  falsch  aufgelöst. 

°)  Es  mag  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  hier  unseres  Wissens 
zum  einzigen  Male  in  diesen  Verhandlungen  das  Wort  „wacher" 
gebraucht  wird. 
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auch  um  die  Hälfte  reduzierten.  Kapitals  bestehen  blieben. 
Diese  Summen  sollten  ihnen  bis  zum  nächsten  St.  Georgs- 
tage unverzüglich  ausgezahlt  werden.  Bis  dahin  waren 
sie,  vom  Schuldner  durch  Pfänder  sicher  gestellt,  zu  ver- 
zinsen. Über  eine  Regelung  der  bürgerlichen  Schuld- 
verhältnisse verlautet  nichts,  sie  fehlt  vermutlich  mit  Ab- 
sicht in  der  Urkunde.  Der  Verzicht  auf  ihre  Durch- 
führung gegenüber  den  Stadtschuldnern  war  wohl  gleich- 
falls einer  der  Vorteile,  den  die  Stadt  in  ihren  Verhand- 
lungen mit  dem  Könige  für  sich  erlangt  hatte.  Außerdem 
wurde  ihr  auch  der  Judenschutz  auf  vorläufig  zwölf  Jahre 
gewährt.  Alle  ordentlichen  wie  außerordentlichen  Ein- 
nahmen von  der  Judenschaft  waren  mit  dem  Könige  wie 
anderorts  zu  teilen,  nur  der  Judenpfennig  fiel  dem 
König  gänzlich  zu. 

Ahnliche  Abmachungen  wie  mit  Konstanz  mögen 
wohl  um  diese  Zeit  mit  den  übrigen  Bodenseestädten ^) 
abgeschlossen  sein.  Belege  hierfür  sind  uns  nicht  be- 
kannt. Weiterhin  vermögen,  wir  überhaupt  nicht  die 
lange  Reihe  der  Tilgungsedikte  zu  verfolgen.  Es  ist 
jedoch  wahrscheinlich,  daß  dieselbe  eben  mit  dem  Jahre 
139.3  abbricht,  da  mit  dem  folgenden  Jahre  der  König 
die  Steuerschraube  der  deutschen  Judenheit  gegenüber 
aufs  neue  in  Bewegung  setzt.  Beschäftigen  sollte  freilich 
die  Ordnung  der  Schuldverhältnisse  noch  lange  Zeit  Städte 
sowohl  wie  König ;  denn  trotz  aller  Repressalien  und  Acht- 
erklärungen nahm  das  Regulierungsgeschäft  auch  in  der 
Folgezeit  nicht  den  glatten  Verlauf,  wie  es  der  König 
gedacht  hatte.     Noch  am  27.  März  1396 -)  mußte  er  die 


0  Trotz  des  Egerer  Verbotes  hatten  es  die  sieben  Bodeiisee- 
städte  Konstanz,  Lindau,  St.  Gallen,  Buchhom,  Ravensburo-,  Ü))er- 
lingen  und  Isny  ihren  engern  Bund  behauptet. 

-)  R.  A.  II  Nr.  188. 
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Reichsstädte  aufs  neue  bei  AndrohuDg*  seiner  Ungnade 
ermahnen,  dem  Burggrafen  Friedrich  V.  von  Nürnberg 
und  dessen  Söhnen  Pfänder  und  Schuldbriefe  auf  Grund 
des  Schulderlasses  auszuhändigen.  Auch  im  folgenden 
Jahre  sah  sich  Wenzel  zu  einer  ähnlichen  Erklärung 
veranlaßt.  Der  Itrechter  Bischof  Friedrich  III.  von 
J^lankenheim  hatte,  als  er  noch  in  der  Straß  burger  Diözese 
amtierte/-)  für  sich  und  das  Bistum  gleichfalls  ein  Schuld- 
erlaßedikt erwirkt,  allein  es  war  auch  hier  nicht  gänzlich 
zur  Durchführung  gelangt.  Besonders  zwei  Kurtriersche 
Hintersassen,  der  reiche  Meulen  von  Trier  und  Abraham 
von  Cochem^  hatten  sich,  wahrscheinlich  im  Einverständ- 
nis mit  ihrem  Patrone,  der  Pfandauslieferung  mit  Erfolg 
widersetzt.  1397 -)  nun  erwirkte  der  Bischof,  daß  der 
König  in  einem  abermaligen  Erlasse  die  Ungültigkeit 
aller  speziell  bei  diesen  beiden  Juden  gemachten  Anleihen 
aussprach  und  den  Fürsten.  Herren  usw.,  besonders  aber 
dem  Trierer  Erzbischof  gebot.  Friedrich  von  Blankenheini 
und  dem  Straßburger  Stifte  zu  den  ihnen  vorenthaltenen 
Rechten  zu  verhelfen. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  zweiten  großen  Juden- 
schuldentilgung in  einer  knappen  Charakteristik  zusammen, 
so  entrollt  sich  uns  in  vieler  Beziehung  ein  trauriges  Bild. 
Unter  Benutzung  der  für  die  Krone  günstigen  Lage  nach 
dem  Egerer   Reichstage    hatte   Wenzel    sein  Judengesetz 


^)  Er  war  in  Stiaßbiirg  1875 — 1393  Bischof.  Der  königliche 
Erlaß  kann  also  spätestens  in  das  Jahr  1393  fallen.  Weiß  S.  11 
gibt  unter  Berafung  auf  St.  Chr.  IX.  S.  680ff  als  Erlaßjahr  1392 
und  als  Grund  hierfür  an,  der  Bischof  habe  sich  diese  Gnade  für 
die  Ausführung  der  Eeichsexekution  gegen  das  geächtete  Straß- 
burg ausl)eduugeu,  doch  haben  wir  diesen  Hinweis  an  der  ange- 
führten Stelle  nicht  finden  können. 

■ä)  K.  A.  II  Nr.  202  —  Über    die    Datierung    ib.  S.  344  nt.,. 
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erlassen.  Es  hätte  mit  Notweiidi^-keit  den  völligen  Zu- 
sammensturz aller  jüdischen  Existenzen  zur  Folge  haben 
müssen,  Avären  die  harten  Septembererlasse  des  Jahres  1390 
ohne  Widerstreben  allerorts  zur  Durchführung  gelangt. 
Doch  grade  in  dieser  kritischen  Lage  wurde  der  Parti- 
kularismus zum  Retter  der  Reichshnanzen  und  somit  auch 
der  Judenheit.  Die  sonst  jeder  ehrlich  gemeinten  einheit- 
lichen Gesetzgebung  feindliche  Zersplitterung  und  Zer- 
klüftung des  Reiches,  hier  erwies  sie  sich  zum  Segen  des 
Reiches  als  eine  natürliche  Schutzmauer  gegenüber  un- 
vernünftiger Zerstörungsarbeit.  Das  Sonderinteresse,  das 
jedes  einzelne  Territorium  an  der  Erhaltung  seiner  Juden- 
einnahmen hatte,  zwang  den  König  in  jedem  einzelnen 
Falle  zu  Konzessionen  an  die  Patronatsbehörde  der  Juden, 
die  natürlich  indirekt  auch  diesen  wieder  zum  Nutzen  ge- 
reichte. So  kam  es.  daß  die  ganze  große  Aktion  im 
Grunde  wieder  nur  auf  eine  Schröpfung  der  deutschen 
Judenheit  hinauslief,  wenn  auch  in  einer  noch  nie  da- 
gewesenen Ausdehnung.  Auch  sonst  hatte  darum  die 
Angelegenheit  einen  ganz  anderen  Verlauf  genommen, 
als  man  urs])rünglich  beabsichtigt  hatte.  Von  so  ent- 
schieden städtefeindlicher  Gesinnung  auch  die  Nürnberger 
Edikte  waren,  am  Ende  hatten  doch  wieder  die  Städte, 
deren  politische  Bedeutung  Wenzel  nach  den  Tagen  von 
Döfhngen  und  Worms  viel  zu  gering  anschlug,  das  beste 
Geschäft  bei  dem  ganzen  Handel  gemacht.  Indem  sie 
sich  gegen  das  Judengesetz  in  entschiedener  Opposition 
auflehnten,  erlangten  sie  trotz  Zitationen  und  Achts- 
erklärungen schließlich  vom  Könige,  dem  wegen  der  für 
ihn  abfallenden  Geldsummen  an  der  Einwilligung  der 
einzelnen  Städte  überaus  viel  lag,  teils  Bestätigung  ihrer 
alten  Privilegien,  teils  neue  überaus  vorteilhafte  Be- 
willigungen.     Es    sind    hier    vor    allem    hervorzuheben: 
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1.  die  Gewährung'  völlig-er  Vergessenheit  für  alles  im 
Ständekampfe  Geschehene,  eine  Bestimmung,  die  die  Stadt 
der  vielen  lästigen  und  jede  friedliche  Entwicklung 
hemmenden  Klagen  und  Prozesse  entheben  sollte,  2.  die 
Zuständigkeit  des  Stadtgerichtes  für  sämtliche  Klagen 
(in  vielen  Fällen  auch  gänzliche  Befreiung  vom  königlichen 
Gerichte),  ein  weiteres  Glied  in  der  Entwicklung  der 
städtischen  Autonomie,  und  ?>.  die  Festlegung  der  halben 
Judeneinnahmen  für  die  Stadtkasse.  Dieser  dritte  Punkt 
war  ebensosehr  ein  Vorteil  für  die  Städte,  wie  für  den 
König,  für  den  er  überhaupt,  wenn  man  von  der  ein- 
maligen Geldbewilligung  für  den  Gnadenerlaß  absieht, 
der  einzige  positive  Erfolg  aus  dieser  ganzen  Angelegenheit 
war.  Es  bedeutete  immerhin  einen  gewissen  Erfolg  der 
Politik  des  Königs,  wenn  er  sich  von  den  immer  mehr 
der  Krone  entfremdeten  Regalseinkünften  wenigstens  die 
Hälfte  und  außerdem  den  goldenen  Opferpfennig  sichern 
konnte.  In  der  Tat  sehen  wir  auch,  daß  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  die  Regalseinkünfte  in  der  hier  an- 
gegebenen Weise  ^ )  geteilt  wurden. 


^)  Quittungen  und  Anweisungen,  den  königlichen  Anteil  des 
Judengeldes  betreffend,  werden  bei  Nübling  S.  431/2  für  Ulm  aus 
dem  Ulmer  Urkundenbuch  II  (Mspt.),  für  Nürnberg,  Rothenburg-  und 
Windsheim  aus  AVürfel  S.  51  erwähjit  für  die  Jahre  1393-  139(>; 
ähnliche  Archivalien  für  Kothenburg  siehe  Zeitschr.  f.  Gesch.  d. 
Jud.  in  Deutschland  II  S.  305  und  Reg.  Bo.  XI  S.  72,  füi-  Basel 
im  Baseler  Urkb.  V  Nr.  220,  227  und  232. 
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VII.  Die  ferneren  Anschläge  Wenzels 
anf  das  Judengut  bis  zu  seiner  Absetzung. 
—  Die  schlimmen  Folgen  seiner  Juden- 
politik. 

Hätte  sich  der  König*  mit  den  ihm  verbliebenen 
Vorteilen  zufrieden  gegeben,  und  sich  nicht  mit  neuen 
außerordentlichen  Ansprüchen  an  die  Städte  und  ihre 
Juden  gewandt,  es  wäre  ihm  vielleicht  möglich  gewesen, 
jene  ständig  wichtiger  werdenden  Einkünfte  der  Krone 
ungeschmälert  zu  erhalten.  Mochte  auch  noch  eine  Reihe 
von  Jahren  sich  der  königliche  Eingriff'  in  dieses  Kegal 
im  Stadtsäckel  fühlbar  machen,  die  wunderbare  Kraft, 
die  dem  Kapitalismus  innewohnt,  der  sich  trotz  aller 
Hemmnisse  und  Anfeindungen  gegenüber  einer  inferioren 
Wirtschaftsform  Bahn  bricht,  überwand  auch  diese  Schäden 
und  hätte  dem  Könige  auch  von  den  halben  Einkünften 
goldne  Früchte  abgeworfen. 

Allein  die  Zeitverhältnisse  wollten  es  anders.  In 
Böhmen  war  es,  seitdem  sich  Wenzel  zu  seinem  gewalt- 
samen Vorgehen  gegenüber  der  Geistlichkeit  hatte  hin- 
reißen lassen,  nicht  mehr  ruhig  geworden.^)  Hier  hatte 
sich,  ohne  daß  dieser  es  ahnte,  eine  große  Verschwörung 
gebildet.  Ihr  gehörten  unter  anderen  an  der  Markgraf 
Jost,  einst  ein  Günstling  des  Königs,  jetzt  mit  ihm  aufs 
grimmigste  verfeindet,  ferner  die  stolze  böhmische  Hoch- 
aristokratie, allen  voran  die  Herren  von  Rosenberg,  der 
das  willkürliche  Regiment  des  Königs  sowie  die  auffällige 


^)  Vgl.  hierüber    wie    über    das  Folgende    die    emschlägigen 
Kapitel  bei  P  a  1  a  c  k  t  IIIj  und  Lindner  L. 
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Zurücksetzung-  ihrer  Mitgüeder  gegenüber  den  Günstlingen 
aus  niederen  Stünden  ein  Dorn  im  Auge  war.  Auch 
König  Siegmund  von  Ungarn,  Herzog  Albrecht  III.  von 
Österreich  und  Markgraf  Wilhelm  von  Meißen  nahmen 
schon  damals  eine  entschieden  zweideutige  Stellung  ein. 
Man  hatte  wohl  im  Reiche  schon  Kenntnis  von  den  Wirren, 
die  sich  in  Böhmen  abspielten,^)  aber  trotzdem  mag  ein 
nicht  geringes  Erstaunen  sich  aller  Kreise  bemächtigt 
haben,  als  die  Nachricht  von  der  am  8.  Mai  1)594  er- 
folgten Gefangennahme  des  Königs  eintraf.  Freilich 
währte  dieser  unwürdige  Zustand  des  Reichsoberhauptes 
dank  der  Rührigkeit  des  Herzogs  Johann  von  Görlitz 
nur  kurze  Zeit.  Allein  die  schlimmen  Folgen  dieses  Er- 
eignisses waren  von  desto  längerer,  auch  für  das  Reich  ver- 
derblicher Dauer.  Der  Aufruhr  war  in  Böhmen  einmal 
entfacht,  und  zu  seiner  Unterdrückung  brauchte  der 
König  neue  Truppen  und  vor  allem  neue  für  ihre  Unter- 
haltung nötige  Gelder.  Da  er  mit  seinen  eignen  nicht 
unerheblichen  Barmitteln^)  zu  seinem  eignen  Schaden 
knauserte,'^)  so  war  in  dieser  Geldnot  sein  erster  Gedanke, 


M  Vgl.  z.  B.  R.  A.  II  Nr.  215  und  Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  818. 

-)  Über  Wenzels  Kronschatz  siehe  P  a  1  a  c  k  y  8.  77  nt^g. 

^)  Klagen  über  seinen  (Teiz  finden  wir  vielfach,  so  schreibt 
z.  B.  der  Straßburger  Mülheim  an  seine  Vaterstadt  u.  a.  „^o  unffent, 
ba3,  bcr  hinicj  cjcrne  hitc  bette  unb  fid)  gerne  rorte,  fo  u)il  er  fein 
gelt  ufgen,  fo  mil  im  nieman  vergeben  bleuen "  (Straßb.  [Trkb.  VI 
Nr.  087  S.  574  Z.  24  f.).  Auch  die  böhmischen  Eaubritter  von 
Schwanburg  schützen  ihren  Gefangenen  gegenüber  als  Grund  vor, 
sie  hätten  keinen  Sold  vom  Könige  erhalten  (ib.  Nr.  931).  — 
Einen  Genuß  hatte  der  geizige  Herrscher  von  seinen  Schätzen 
nicht,  fielen  doch  in  späterer  Zeit,  als  er  mit  Siegmund  in  offener 
Fehde  lag,  sämtliche  Kostbarkeiten  im  Werte  von  ungefähr  einer 
Million  Goldgulden  in  die  Hände  des  habgierigen  Bruders  (Palacky,. 
S.  149/50). 
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wieder  eine  neue  Geldanfnahme  bei  den  Städten  und 
ihren  Juden  zu  machen.  Während  er  in  Böhmen  selbst 
die  Angelegenheit  in  die  Hand  nahm,  übertrug  er  für 
die  schwäbischen,  fränkischen  und  bayrischen  Lande 
dieses  Geschäft  dem  Herzog  Stephan  von  Bayern  und 
Borziwoi  von  Swinar  kraft  Vollmacht  vom  22.  September 
1394.^)  In  der  Urkunde  selbst  wird  zwar  mit  keiner 
Silbe  der  Juden  gedacht,  wie  jedoch  aus  einem  später 
zu  besprechenden  Schreiben  des  Nürnbergers  Ebner  her- 
vorgeht,-) handelte  es  sich  auch  um  ihre  Beisteuer.  Am 
9.  Oktober^)  wurde  in  dieser  Angelegenheit  zu  Augsburg 
ein  gut  besuchter  Städtetag  abgehalten,  der  aber  an- 
scheinend ergebnislos  war.  Nebenher  liefen  auch  Einzel- 
verhandlungen mit  einigen  größeren  Stadtgemeinden  be- 
hufs Geldzahlungen  an  den  König,  so  Ende  1394  mit 
Köln,^)  Regensburgv'^)  Anfang  1395  mit  Rothenburg,  Weißen- 
burg und  Windsheim.")  Aus  letzteren  Orten  ist  uns  die 
Höhe  der  geforderten  Summe  bekannt.')  Im  Februar 
und  März  verhandelten  drei  genannte  königliche  Räte  zu 
Heidelberg  mit  den  Straßbur£:ern.'*)     Auf  ihrer  Heimreise 


')  E.  A.  II  Xr.  239. 

'')  ib.  Nr.  240. 

=^)  ib.  Nr.  233  art.  3. 

^)  Vgl.  Ennen  VI  Xr.  197.  198,  201. 

'')  P  e  1  z  e  1,  I  S.  296.  Hier  kaui  es  sogar  zu  einer  Zitatiou 
der  Juden  wegen  Nichtbezahlung  des  goldnen  Opferpfennigs,  vg-1. 
Gemeiner  II  S.  «318. 

'•)  B  r  e  ß  1  a  u  in  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Juden  in  Deutschland 
III  S.  307.  Auch  diese  Urkunde  spricht  nicht  direkt  von  den 
Juden,  doch  folgert  B.  aus  ihrer  Einheftung  in  die  Judenakteu 
mit  Eecht,  daß  sie  in  erster  Linie  getroffen  werden  sollten  (ib. 
S.  308). 

^)  Sie  betrug  1400  Gulden. 

^;  Straßb.  ürkb.  VI  Xr.  918,  919. 
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• 
nach  Böhmen ^)  traten  sie  im  April"-)  wahrscheinlich  auch 
an  Frankfurt  mit  ähnlichen  Forderungen  heran.  Mit  den 
Städten  des  schwäbischen  Landfriedens  führte  eine  Zeit 
lang  Herzog'  Ludwig  von  Bayern  für  seinen  Vater  die 
Verhandlungen.^)  Im  Mai  1395^)  nahm  dieser  jedoch, 
eben  aus  Prag,  als  neu  ernannter  Landvogt  in  Schwaben 
zurückgekehrt,  die  Verhandlungen  wieder  auf  und  berief 
die  Städte  für  den  3.  Juni  nach  Ulm.  Als  Beratungspunkt 
schrieb  er  unter  anderem  aus:  Tlixdf  hahm  vok  mit  cvo 
5U  reben  auf  benifelben  tag,  von  folid^er  bett  treten,  als 
w'w  unb  bev  ebl  XDur5iboY  5U  erflen  unb  barnad)  ber 
I)od)9eborn  furft  l}crtco$  €ubett?eig  unfer  über  fun  r>on 
unfers  egcnanten  l^ern  wegen  getan  l^aben.  Über  den 
Erfolg  seiner  Unterhandlungen  wissen  wir  nichts.  Unter- 
dessen hatte  auch  Borziwoi  wieder  seine  Tätigkeit  im  Reiche 
aufgenommen.  Nachdem  er  vorher  bei  den  Visconti  in  der 
Lombardei  das  Interesse  Wenzels  vertreten  hatte,'^)  war  er 
nach  kurzem  Aufenthalte  in  Prag*^)  wohl  Anfang  Juni') 
wieder  ins  Reich  geritten.  Diesmal  hatte  er  den  Auftrag, 
auch  Truppen  zu  werben.  In  Auerbach,  wo  er  im  selben 
Monat  seinen  Wohnort  nahm,  zog  er,  wie  Hermann  Ebner 
und  Ulman  Stromer  an  Straßburg  melden,^)  eine  stattliche 
Söldnerschar  von  400  Spießen  zusammen,  um  sie  dem 
Könige  zuzuführen.  Vorher  fragte  er  freilich  zur  Vor- 
sicht bei  diesem  an,  ob  er  auch  gewillt  sei,  den  Monats- 

1)  Sie  treffen  dort  im  April  ein,  vgl.  Straßb.  Urkb.  VI.  Nr.  923. 

2)  R.  A.  II  Nr.  234  art.  11. 

3)  Vgl.  Augsb.  Urkb.  II  Nr.  790. 
^)  Siehe  vorige  Note. 

^)  L  i  n  (1  n  e  r,  I2  S.  334  nt.2  und   Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  923. 
«)  Vgl.  ib.  Nr.  943  11.  944. 

')  Die   Straßburger    Gesandtschaft    traf   ihn   nicht   mehr    an 
(R.  A.  n  Nr.  241). 

«)  R.  A.  II  Nr.  242  u.  243. 
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sold  zu  zahlen.  Allein  weder  über  diese,  noch  über  eine 
zweite  diplomatische  Reise  Borziwois,  die  sich  vom 
Xovember  1395^)  bis  Februar  1396 -j  hinzog-,  liegen 
nähere  Nachrichten  vor,  erst  über  die  dritte  große  Reise 
vom  Juni  1396  wissen  wir  Bestimmteres.  Dank  einem 
Briefe,  den  Straßburgs  politischer  Korrespondent  Hermann 
Ebner    am  1.  Juli    1396^)  an    die    Stadt    sandte,  kennen 


1)  Vgl.  Straßb.  Urkb.  \I  Xr.  1010  und  1029. 

"•^)  Am  13.  befand  er  sich  wieder  anf  böhmiscbem  Boden,  ib. 
Nr.  1030. 

•)  L  i  n  d  n  e  r,  I,  S.  476  Beilage  X,  bat  die  sicbtlicb  falsche 
Datierung,  die  diese  Urkunde  durcb  Weizsäcker  (E.  A.  II 
Nr.  240)  erfahren  hat,  nachgewiesen.  Wir  schließen  uns  seiner 
Beweisführung  mit  Ausnahme  seiner  bezüglich  Emichos  von 
Leiningen  gemachten  Bemerkung  au,  da  dieser,  wie  aus  Straßb. 
Urkb.  VI  Nr.  898  folgt,  nicht  erst  vom  April  1395  ab,  sondern 
schon  im  Oktober  1394  als  advocatus  provincialis,  d.  i.  Landvogt, 
im  Elsaß  erscheint.  Wir  glauben  jedoch  außerdem  noch  durch 
neue  Beweisgründe  die  Lindnersche  Datierung  unterstützen  zu 
können:  1.  Nicht  nur  Stephan,  sondern  auch  Borziwoi  ist  in  der 
von  Weizsäcker  angenommenen  Zeit  nicht  in  Deutschland,  sondern 
in  Böhmen  tätig,  vgl.  die  Eegistraturvermerke  der  königlichen 
Urkunden  vom  23.  imd  30.  November  1394  bei  E  n  n  e  n  VI. 
Nr.  197  und  201.  2.  Es  ist  von  einer  beabsichtigten  Reise  Borzi- 
wois nach  Köln  die  Rede.  Im  .lahre  1394  kann  dieselbe  aus  dem 
angeführten  Grunde  nicht  stattgefunden  haben,  dagegen  sind  uns  aus 
dem  Jahre  1396,  wie  man  weiterhin  im  Texte  verfolgen  möge, 
Verhandlungen,  die  dieser  zu  Köln  führte,  bekannt.  3.  Der  Brief 
erzählt  von  einem  sechstägigen  Aufenthalte  des  Ritters  Bruno  von 
Eappoltstein  in  Nürnberg.  Dies  trifft  ebenfalls  nur  für  den  Juni 
1396  zu,  denn  wir  erfahren,  daß  er  am  18.  Juni  vom  Prager  Hofe 
auf  Nürnberg  zu  weggeritten  ist  (Rappoltst.  Urkb.  II  Nr.  460  und 
Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  1060).  Das  wäre  eine  Eeise  von  etwa 
sechs  Tagen,  er  traf  also  ca.  am  24.  Juni  dort  ein  und  reiste  ca. 
30.  Juni  wieder  ab,  seiner  rheinischen  Heimat  zu,  was  mit  seinem 
Aufenthaltsorte  Speier  am  4.  Juli  trefflich  übereinstimmt  (Eap- 
poltst.  Urkb.  II  Nr.   461).     4.   Außer   dem   ^chon   von  L  i  n  d  n  e  r 
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wir  diesmal  den  ganzen  l'lan  des  Königs,  nochmals  die 
Geldmittel  der  Städte  und  Juden  in  großem  Maßstabe 
in  Anspruch  zu  nehmen.  In  Böhmen  besorgte  der  König"- 
die  Angelegenheit  selbst/)  indem  er  nach  seinem  alten 
Eezepte  die  Judenschaft  gefangen  nehmen  ließ.  Analog 
verfuhr  sein  wieder  zu  Gnaden  aufgenommener  Vetter 
Jost'^)  von  Mähren.  Im  lleiche  dagegen  sollte  Borziwoi,. 
in  Franken  und  Bayern  allein,  in  Schwaben  im  Verein 
mit  Herzog  Stephan,  die  Verhandlungen  mit  den  Städten 
und,  wie  es  hier  ausdrücklich  heißt,  ihren  Juden  führen. 
Im  Elsaß  erhielt  Emicho  von  Leiningen  den  gleichen  Auf- 
trag, dem  Bruno  von  Ilappoltstein  die  Order  mitnehmen 
sollte.  An  die  Städte  mögen,  wie  uns  dies  nur  für 
Bothenburg  ^)  bekannt  ist,  königliche  Kredenzbriefe  für 
seine  Räte  entsandt  sein.     Im  Juni  kam  es  nun  mit  den. 


augeführten  Piivilege  die  Münze  betreffend  (siehe  auch  ib.  Xr.  451) 
fallen  noch  andere  in  dem  Briefe  augedeutete  Privüegserteiluugen 
erst  in  dieses  Jahr,  so  die  Gerichtsexemtionen  vom  9.  Juni  (ib. 
Nr.  453  und  454).  Auch  das  Schreiben  Josts  an  den  Laudvogt 
und  Schlettstadt,  sowie  das  Wenzels  an  die  vier  rheinischen  Kur- 
fürsten, den  Ritter  in  dem  Besitze  der  ihm  verliehenen  Privilegien, 
darunter  auch  der  Verleihung  des  Schultheißenamtes  und  halben 
rngeldes  zu  Sehlettstadt  zu  schützen  (ib.  Ni'.  456  und  457)  er- 
klären uns  erst  die  Worte  des  Briefes:  „unb  ift  in  guter  t^off enmuv 
er  woli  e3  mit  ben  furfürfteu   au3brino(en  (>a3  fie  ime  e3  Dcrfdjreiben", 

^)  1)  0  b  n  er,  IV  S.  65.  Doch  mag  es  auch  hier  schon 
früher  zu  Eingriffen  des  Königs  in  den  Besitzstand  der  Juden 
gekommen  sein.  Man  vergleiche  die  Ledigsprechung  der  Stadt 
Königgrätz  von  ihren  Zahlungen  an  zwei  genannte  aus  Glatz 
und  Breslau  stammende  Juden,  die  eigenmächtig  ihre  Heimat  ver- 
lassen hatten  (August  1395  Pelzel  II  S.  311/12). 

■')  Im  Mai  1395  war  ei-,  Avie  Ebner  an  Straßburg  berichtet^ 
des  Königs  geschworener  Eat  geworden  (Straßb.  Urkb.  VI  Nr.  944), 

^)  R.  A.  II  S.  463  nt.j.  über  die  Datierung  siehe  L  i  n  d  n  e  r^ 
I,  S.  477. 
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iüDf  fränkischen  Städten  Nürnberg-,  Kotlienburg,  Weißen- 
burg*, Windsheim  und  Schweinfurt  zu  Beratungen  in  der 
erstg'enannten  Stadt.  Borziwoi  forderte  von  ihnen  und 
ihrer  Judenschaft  die  g-ewaltige  Summe  von  10000  Guklen 
„von  605  yro55cu  frieas  tpegen  öer  in  Bcl^eim  voev  'gerüeft." 
Die  Städte  blieben  in  diesen  Verhandlungen  ihrer  alten 
Politik  g-etreu,  die  Boten  erklärten  keine  Vollmacht  zu  haben 
und  ritten  heim.  Nürnberg*  bewilligte  dem  königlichen 
Kate,  wahrscheinlich  um  seinen  Unwillen  zu  be- 
schwichtigen, ein  stattlicheres  Ehrengeschenk  als  sonst. ^) 
Unterdessen  hatten  sich  jedoch  am  Rheine  Er- 
eignisse abgespielt,  die  die  Aufmerksamkeit  Borziwois 
vorderhand  von  den  fränkischen  Verhältnissen  abzog.  In 
Köln  war  am  18.  Juni  1396  das  patrizische  Ratsregiment 
gestürzt  und  durch  ein  zünftisches  ersetzt  worden.-) 
Wenzel,  der  es  vorher  mit  dem  Patriziat  gehalten  hatte, 
nahm  es  sich  nun  nicht  übel,  den  Revolutionären,  die, 
wie  er  mit  seinem  feinen  Instinkt  für  solche  Dinge "^i 
fühlte,  gern  für  eine  Anerkennung  ihrer  illegitimen  Herr- 
schaft zu  Geldzahlungen  bereit  waren,  die  Hand  zu  bieten. 
Borziwoi^)  und,  wie  wir  den  Kölner  Stadtrechnungen 
weiter  entnehmen,"*)  Franziskus  von  der  Gewitsch  und  der 
elsässische  Untervogt  Herbart  von  Hertenberg  begaben 
sich  im  königlichen  Auftrage  dorthin.  Hier  verliefen  zwar 
ihre  Verhandlungen  auch  nicht  so  glatt,  wie  man  geglaubt, 


^)  L  i  u  d  11  e  r  I^  S.  477. 

'^)  Vgl.  über  diese  Kölner  Ereignisse:  Keusseu  in  den  ]\Iit- 
teilungen  XV.  Heft  S.  18  ff. 

"^)  Man  denke  nur  an  sein  Verhältnis  zu  Nördlingen  im 
Jahre  1384. 

*)  Auch  die  Nürnberger  Kostenrechnung-  gedenkt  seiner  Eeise 

nach  dem  Rheine  (Lindner  I,  S.  478). 

"■)  Knipping  II  S.  390/392. 

12* 
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doch  einigte  man  sich  schließlich  dahin,  daß  gegen  eine 
Summe  von  11000  Gulden,  deren  Zahlungsmodus  genau 
festgesetzt  wurde/)  auf  jede  weitere  Forderung  verzichtet 
wurde^  eine  Abmachung,  der  der  König  dann  am 
30.  Dezember  seine  Bestätigung  gab.^)  Da  die  Zahlungen 
seitens  der  Stadt  prompt  erfolgten,  so  erhielt  die  Stadt 
schon  am  6.  Januar  1397")  eine  Neubestätigung  aller 
ihrer  Privilegien  und  Freiheiten,  womit  diese  Verhand- 
lungen ihren  Abschluß  fanden. 

In  Schwaben  war  währenddessen  ebenfalls  getagt 
worden.  Vor  seiner  Abreise  aus  Franken  hatte  Borziwoi 
seinem  Schwager,  dem  Unterlandvogt  Tollinger,  die 
Weisung  gegeben,  sich  zu  Herzog  Stephan  zu  begeben, 
um  mit  ihm  in  Schwaben  die  Verhandlungen  zu  führen.^) 
Erfolg  werden  wahrscheinlich  diese  Verhandlungen  gar 
nicht  gehabt  haben,  jedoch  bewirkten  sie  das  eine  mit 
Sicherheit,  wie  wir  aus  den  Augsburger  Rechnungen 
noch  zu  erkennen  vermögen,  daß  sich  der  Städte  damals 
eine  gewaltige  Aufregung  bemächtigte  und  sie  ängstlich 
bemüht  w^aren,  sich  von  Ulm  Abschriften  des  dort  im 
Juni  1385  zustande  gekommenen  Vertrages  zu  ver- 
schaffen. ^) 


1)  Siehe  Keussen  a.  a.  0.   und  Eiinen  VI  Nr.  281,  294,  297. 

2)  Keussen  S.  32  Nr.  11,  vgl.  auch  S.  31  Nr.  8  und  Enneu 
VI  Nr.  300. 

3)  Ennen  VI  Nr.  308. 

*)  E.  A.  II  Nr.  240.  —  Schon  vorher  war  hier  im  Januar 
der  königliche  Rat  Beoes  von  Chaustnick  tätig-  gewesen,  vgl.  ib. 
Nr.  235  art.  5  und  6. 

•^)  Vgl.  R.  A.  II  Nr.  211  art.  37,  38,  39,  freilich  ist  sehr  auf- 
fällig, daß,  während  art.  37  die  uns  bekannte  Summe  von 
40000  Gulden  angibt,  die  beiden  folgenden  von  einer  solchen  von 
44000  Gulden  sprechen.  Auch  das  Vidimus,  welches  sich  Augt^- 
burg  von  Herzog  Stephau  in  dieser  Zeit  (11.  September)  von  seinem 
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Auf  seiner  Hin-  und  Kückreise  von  Köln  mag  sich 
Börziwoi  noch  an  verschiedene  andere  Reichsstädte  mit 
Geldforderung-en  von  ihnen  und  ihrer  Judenschaft  gewandt 
haben,  sei  es  durch  Briefe,  Boten  oder  in  mündlicher 
Unterredung.  Den  meisten  Erfolg  versprach  er  sich  wohl 
von  seinen  Verhandlungen  mit  Frankfurt,  wohin  er  schon 
Anfang  August  den  Hartenberger  vorausgesandt  hatte. i) 
um  die  Stadt  aufzufordern,  ,,fture  bem  rtdie  5U  tunbe."  Sie 
muß  jedoch  ebenso,  wie  viele  andere,  an  die  sich  Börziwoi 
wandte  —  uns  ist  es  außerdem  von  Straßburg,-)  Lindau,^) 
Worms  ^)  und  Kegensburg-^)  bekannt  —  keineswegs  bereit 
gewesen  sein,  den  Forderungen  Gehör  zu  schenken.  Sie 
war  darum,  wie  die  andern  genannten,  von  Börziwoi  beim 
Hofgericht  verklagt  worden,»^)  Wenzel  hatte  jedoch  aus 
nicht  recht  ersichtlichen  Gründen  alle  diese  Prozesse 
niedergeschlagen.  Im  September')  traf  dann  Börziwoi 
selbst  mit  dem  Prager  Domherrn  Franziskus  zu  neuen 
Beratungen  in  Frankfurt  ein.  Hier  fanden  die  königlichen 
Räte  diesmal  einen  ebenfalls  durch  Bürgerzwistigkeiten 
im  Ratsparlamente'')  für  ihre  Zwecke  günstig  bearbeiteten 
Boden  vor.  Am  4.  November  1396'')  schlössen  sie  eine 
„Richtung--  im  Namen  des  Königs  mit  der  Stadt  ab.  die 
dieser  eine  mehr  demokratische  ^'erfassungsform  mit  drei 

Judenprivileg  vom  31.  August  1392  ausstellen  läßt,  ist  hierher  zai 
beziehen  (St.  Chr.  IV  S.  195  Z.  25  f.). 

1)  R.  A.  II  Nr.  212  art.  29. 

■')  Straßb.  Prkh.  VI  Nr.  1072. 

=*)  Reg.  Boic.  XL  S.  80. 

^)  Wormser  Urkb.  IT  S.  672. 

--)  R.  A.  II  S.  330  ut,.  ^ 

^)  Janssen  I  Xr.  102. 

')  E.  A.  II  Xr.  212  art.  30^33. 

^)  Krieg-k  >S.  98  f. 

'■>)  ib.  S.'492  nt^^. 
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statt  zwei  Bürgermeistern  an  der  Spitze  gab.  Dafür  war 
der  Rat  auch  geneigt,  dem  Könige  5000  Gulden  zuzu- 
sprechen, von  denen  die  Juden  vertragsmäßig  ein  Fünf- 
teil zahlen  sollten.^)  Die  Zahlung  erfolgte  jedoch  auch 
diesmal  erst,  nachdem  der  König  eine  abermalige  Klage 
angestrengt  hatte  und  es  dem  Rate  durch  seinen  Ge- 
sandten Kirchheim  gelungen  war.  ihre  Niederschlagung 
beim  Hofgerichte  im  März  1397  zu  erwirken.-) 

Im  selben  Monat  verstand  sich  auch  Nürnberg")  zur 
Zahlung  einer  außerordentlichen  Steuer  von  300  Gulden 
von  seiner  Judenschaft,  ließ  sich  aber  auch  gleichzeitig 
von  Borziwoi  die  Zusicherung  geben,  daß  der  König  nun 
endlich  befriedigt  sei.*) 

Es  war  also,  wie  der  Gang  der  Verhandlungen  zeigt, 
recht  traurig  mit  dem  königlichen  Einflüsse  in  deutschen 
Landen  bestellt.  Die  trostlosen  böhmischen  Wirren.  Er- 
eignisse wie  die  Gefangennahme  des  Königs,  dessen 
Racheakt  gegen  Jost  vom  .31.  Mai  1396  und  späterhin 
der  mysteriöse  Mord  der  Günstlinge  zu  Karlstein  hatten 
dazu  beigetragen,  die  immer  mehr  sich  regende  Opposition 
gegen  den  König  zu  stärken,  der  sich  jetzt  nur  noch 
ans  Reich  wandte,  um  durch  seine  verhaßten  böhmischen 
Günstlinge  Gelder  herauszupressen.  Da  seine  Ohnmacht 
zutage  lag,  fanden  auch  seine  Zahlungsbefehle  eben 
nur  dort  Gehör,  wo  der  betreffende  Stadtrat  ein  Interesse 
daran  hatte,  sich  vom  Könige  ein  entsprechendes  Äqui- 
valent dafür  zu  verschaffen,  wie  wir  dies  zu  Köln  und 
Frankfurt  sahen.  Von  einer  abermaligen  Beraubung  der 
Judenschaft  in  dem  Umfange,  wie  sie  Anfang  der  neunziger 


»)  Vgl.  E.  A.  n  Nr.  212  art.  34,  35,  37,  38. 

-)  ib.  art.  36,  Inventare  IV  S.  88. 

3)  Lindner  I^  S.  478. 

*)  Wahrscheinlich   fällt   in    diese   Zeit   auch    der  könig-liclid 
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Jahre  vom  König:e  zur  Ausführung-  gebracht  und  auch 
für  dieses  Jahr  geplant  war,  konnte  darum  keine  Rede 
mehr  sein.  Darum  blieben  Wenzel  sogar  offene  Ver- 
weigerungen nicht  erspart,  so  von  Kegensburg,  das  es,  ge- 
stützt auf  seine  Privilegien,  endlich  im  Juli  1397  ^)  durch- 
setzte, jeglicher  Geldzahlung  ledig  gesagt  zu  werden. 
Ebensowenig  Erfolg-  hatte  der  König  in  diesem  Jahre  in 
seinen  Verhandlungen  zu  Rothenburg,  das,  nachdem  es 
in  den  Vorjahren  große  Summen  an  den  König  ge- 
zahlt hatte.^j  endlich,  dieser  ständigen  Geldforderungen 
müde,  jede  weitere  Zahlung  rundweg  abgeschlagen  hatte. 
Die  Folge  war  jener  berüchtigte  unkönigliche  Brief 
Wenzels  vom  3.  November  1397.'^) 

Welcher  Erfolg  Emicho  im  Elsaß  beschieden  war, 
ist  nicht  bekannt.  Daß  aber  auch  dort  die  Judenfrage 
wieder  auf  der  Tagesordnung  stand,  beweist  ein  Schreiben 
Borziwois  an  (/olmar  vom  19.  Juni  1397,*j  wo  auf  die 
Judenschuldentilgung  von  1392  angespielt  wird.  Wie 
speziell  Bruno  von  Rappoltstein  das  ..Verhandeln"  mit 
der  Judenschaft  auffaßte,  darüber  berichtet  ein  Brief 
Golmars  an  Freiburg  vom  23.  Juni  1397.^) 

Auch  in  den  Schweizer  Landen  fanden  um  diese 
Zeit  Exzesse  gegen  die  Juden ''j  statt,    die    vielleicht   mit 


Verzicht  auf  die  Einnahmen  aus  dem  goldem^n   Opferpfennig,  den 
wir  nach  R.  A.  IV  Nr.  243  Art.  1 1-  annehmen  müssen. 

1)  Reg.  Boica  XI  8.  105,  vgl.  Gemeiner  IT  S.  327  nt,. 

2)  Bensen  S.  206/7. 

■')  R.  A.  II  S.  477  und  Bensen  S.  208. 

*)  Moßmann  S.  8. 

■"')  Lewiu  S.  66.  Zu  Gewaltakten  muß  es  in  dieser  Zeit  auch 
im    bayr.    Ingolstadt   gekommen  sein,  vgl.  Reg.  Boic.  XI.  S.  105. 

*')  So  in  Bern  (vgl.  Steinberg  S.  141)  und  in  Basel  (vgl. 
folgende  Note)  doch  macht  die  chronologische  Fixierung  dieser 
Schweizer  Vertreibungen  Schwierigkeiten. 
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dort  geführten  Verhandlungen  des  Königs  in  Verbindung 
zu  bringen  sind^)  Ein  besonders  merkwürdiges  Dokument 
ist  uns  in  der  königlichen  Urkunde  vom  23.  Dezember 
dieses  Jahres-)  erhalten,  in  der  jedermann,  besonders 
jedoch  den  Städten  Basel,  Zürich,  Bern  und  Luzern  be- 
fohlen wird,  dem  Juden  Salman  von  Vesoul  und  seinem 
Bruder  Abraham  bei  der  Eintreibung  ihrer  Schuld- 
forderungen an  Rudolf,  Grafen  von  Gruyere,  und  seinen 
Sohn  behilflich  zu  sein,  da  der  diesen  gewährte  Schuld- 
erlaß ^)  aufgehoben  sei.  Es  scheint,  daß  hier  entweder 
die  genannten  Juden  durch  reiche  Zahlungen  den  Erlaß 
rückgängig  gemacht  hatten,  oder  aber,  daß  diese  Ver- 
ordnung sich  gegen  die  Grafen  richtete,  weil  sie  den 
gewiß  auch  hier  festgesetzten  Zahlungsverpflichtungen 
nicht  nachgekommen  waren. 

Trotz  dieser  kläglichen  Resultate  der  Jahre  1396  und 
1397  versuchte  der  König  noch  einmal  im  Jahre  1398 
einen  neuen  Plünderungsfeldzug  gegen  die  Judenheit  der 
Reichsstädte.  Beauftragt  hiermit  sehen  wir  die  schon 
mit  solchen  Missionen  des  öfteren  betrauten  Räte  Borziwoi 
von  Swiuar,  Friedrich  von  Ottingen  und  Franz  von  der 
Gewitsch.  Verhandlungen  im  Elsaß  wie  in  Schwaben 
waren  schon  im  Januar  in  ilussicht  genommen.  In  den 
beiden  hier  in  Betracht  kommenden  Schreiben  Wenzels^) 
fehlt   zwar  wiederum  jeder   Hinweis    auf    die    Juden,   es 


1)  Vgl.    Pelzel  II    S.  355,    Baseler    Ui-kb.    V   Xr.    252,    281. 

0  3Ienioires  XXII  S.  251  f.  Nr.  156. 

^)  Er  bildete,  wie  dies  auch  Hisely  in  seiner  histoire  du  comte 
de  G.  ib.  X  S.  375  nt^  annimmt,  ebenfalls  nur  ein  Glied  in  der 
grollen  Kette  ähnlicher  Verordniingeu  vom  Anfang  der  neunziger 
.tahre.  Ihn,  wie  Steinherg  S.  137  8,  auf  die  Ereignisse  von  1385 
zu  lieziehen,  ist  entschieden  irrig. 
'        "i)  Straßh.  Ürkb.  VI  Nr.  1337  und  Lang,  I  S.  309/311. 
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werden  jedoch  wahrscheinlich,  wie  auch  Weizsäcker^) 
vermutet,  damals  schon  die  Räte  die  g-eheime  Weisung- 
gehabt  haben,  außer  Landfriedens-,-)  —  Münz-  und  andern 
Fragen  auch  die  Judenangelegenheit  wieder  zur  Sprache 
zu  bringen.  Erst  im  Juli  redet  der  König  wieder  eine 
deutlichere  Sprache.  Am  15.  d.  M.'^)  erhält  Graf 
Friedrich  von  Ottingen  die  Vollmacht,  mit  allen  in  den 
Reichsstädten  der  Landvogtei  zu  Schwaben  gesessenen 
Juden  zu  verhandeln.  Die  Städte  sollten  dem  Grafen 
hierbei  zur  Hand  sein  und  gegen  sich  widersetzende 
Juden  mit  Strenge  vorgehen.  Wahrscheinlich  blieb  auch 
dieser  Versuch  Wenzels  erfolglos.  Nähere  Nachrichten 
fehlen  auch  hier,  nur  ein  abermaliges  Vidimus,  das  sich 
Ulm  über  eine  der  königlichen  Urkunden  vom  IG.  Juli 
1385  ausstellen  ließ,^)  deutet  auf  Verhandlungen  in  dieser 
Angelegenheit  hin. 

Seitdem  ist  nicht  mehr  von  einem  geordneten 
größeren  Anschlage  gegen  die  Juden  die  Rede.  iVn  ein- 
zelnen Versuchen,  sich  ihrer  Geldmittel  zu  bemächtigen, 
fehlte  es  zwar  auch  späterhin  nicht.  So  kam  am 
4.  Dezember  1399'^)  ein  endgültiger  SUhnevertrag  zwischen 
Borziwoi  und  Regeusburg  zustande,  was  auf  voran- 
gegangenen neuen  Streit  schließen  läßt.  Zürich  mag  der 
König  im  Jahre  1400  ebenfalls  um  eine  Geldsumme  von 
ihren  Juden  angegangen  haben,  darauf  deutet  ein  der 
Stadt  am  24.  Juni  des  Jahres^)  ausgestelltes  neues  Juden- 


1)  K.  A.  III  S.  2  ntg. 
0  Vgl.  Straßb.  Urkb.  VI  Xr.  1349, 

-')  Lang   I    S-    312/315    und   Müller    8.  30,    vgl.  Zeitscliv.  f. 
Bayern  I  S.  79. 

^)  E.  A.  I  S.  500  (dr.  16.  September  1398). 
■■^)  ib.  S.  330  ut,. 
^)  S.  0.  S.  1(56/67. 


—     186     — 

Privileg'  hin,  das  die  Bestimmungen  des  am  'M.  März 
1392^)  mit  der  Stadt  getroffenen  Übereinkommens  dahin 
abänderte,  daß  von  nun  ab  nur  der  goldene  Opferpfennig 
an  die  königliche  Kasse  abzuliefern  sei.  Die  letzte  uns 
bekannte  Maßnahme,  welche  Wenzel  noch  vor  seiner  am 
20.  August  1400  erfolgten  Absetzung  im  Reiche  bezüg- 
lich der  Juden  traf,  war  die  Urkunde  vom  17.  Juli  1400,-) 
in  welcher  er  der  Stadt  Rothenburg,  die  damals  wegen 
ihrer  Fehde  mit  dem  Burggrafen  von  Nürnberg  ^j  dringend 
Geld  bedurfte.  —  wahrscheinlich  ebenfalls  nicht  ohne 
Gegendienst  —  das  Schatzungsrecht  an  ihren  Juden  zu- 
gestand. 

Doch  Wenzel,  der  nach  erfolgter  Entthronung  weiter 
in  Böhmen  als  König  regierte  und  mit  seinen  unmittel- 
baren jüdischen  Untertanen  noch  mit  mancher  Willkür 
verfuhr,^)  sogar  im  Februar  1411'^)  einen  neuen  Schuld- 
erlaß für  den  Bischof  Konrad  von  Olmütz  und  andere 
mährische  Herren  dekretierte,  durch  den  besonders  IglauiT 
Juden  schwer  betroffen  wurden,  brachte  sogar  das  schier 
Unmögliche  zustande,  auch  weiterhin  noch  Ansprüche  im 
Reiche  geltend  zu  machen.  Im  November  1416*')  richtet 
er  an  den  Bischof  Johann  von  Würzburg  die  Bitte,  er 
möchte,  da  die  böhmischen  Städte   und  Hintersassen  ihm 


1)  R.  A.  11  Nr.  201. 

-)  Bensen  S.  181. 

0  Breßlau  im  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  .Juden  i.  Deutschi.  III 
S.  325  f.,  vgl.  auch  R.  A.  IV  Nr.  250. 

*)  Sein  Eintreten  für  die  Juden  im  art.  8  des  Beschwerde- 
schreibens gegen  Siegismund  beweist  nichts  dagegen  (Pelzel  II 
S.  489)  j  es  zeigt  nur,  daß  diese  auch  vom  Ungamkönige  zum  Nachteil 
der  Krone  während  Wenzels  zweiter  Gefangenschaft  Schätzungen 
ausgesetzt  waren. 

^)  Pelzel  II  S.  580  und  Reg.  d.  Arch.  Mährens  I  S.  22  Nr.  7J>. 

4  Monatsschi-.  XXIX  S.  263/4. 
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jetzt  ,,eiu  l^ulffc"  g-etaii  hätten,  g-estatten,  dal.)  auch  die 
beiden  zur  böhmischen  Krone  gehörigen  Orte  Mainbern - 
heim  und  Heidingsfeld,  die  nach  mannigfaltigem  Schick- 
sale ^)  endgültig  in  bischöflichen  Pfandbesitz  übergegangen 
waren.  Christen  so\Yohl  wie  Juden,  ihm  eine  außerordent- 
liche Steuer  zahlten.  Der  Bischof  wird  wohl  schwerlich 
diesen  Wünschen  Gehör  geschenkt  haben. 

Das  wären,  soweit  wir  wissen,  die  in  jeder  Hinsicht 
unerfreulichen  Beziehungen  des  Königs  zu  der  deutschen 
Judenheit.  Es  bleibt  nur  noch  die  Frage  zu  beantworten, 
ob  und.  wenn  es  der  Fall  war,  in  welcher  Weise  die 
Wenzelsche  Politik  den  ßeichskammerknechten  gegenüber 
die  wirtschaftliche  und  rechtliche  Stellung  derselben  in 
der  Folgezeit  beeintluüte.  Da  ist  denn  zu  sagen,  daß  der 
materielle  Schaden,  die  Einbuße  an  Kapital,  der  dank 
den  schon  oben-)  ausgeführten  Gründen  nie  so  groß  war, 
daß  er  die  Existenz  mit  Vernichtung  bedrohte,  verhältnis- 
mäßig der  kleinste  Nachteil  war.  den  die  Schulderlasse 
den  Juden  einbrachten.  Da  sie  an  dem  Aufschwünge, 
den  der  Welthandel  im  15.  Jahrhundert  nahm,  noch 
immer  als  die  unentbehrlichen  Träger  des  Geldverkehrs 
beteiligt  waren,  —  denn  noch  lastete  das  kirchliche 
Zinsverbot  mit  aller  Strenge  auf  der  Christenheit,  und 
die  lombardische  Konkurrenz  war  erst  im  allmählichen 
Vordringen  begriffen  —  so  verheilten  diese  Wunden  recht 
schnell,  und  gar  bald  standen  die  jüdischen  Banken,  wie 
aus  den  Steuerbeträgen  ersichtlich  ist,  wieder  in  alter 
Leistungsfähigkeit  da.  Schlimmer  dagegen  waren  die 
Schäden,  die  ihre  rechtliche  Stellung  seit  jener  bösen 
Zeit  erlitt.      Ihre   ohnedies    schon    in    mannio-facher   Be- 


')  Vgl.  Unteifranken  II  S.  19/20  (2.  und  3.  Heft). 
~)  S.  171. 
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Ziehung-  sich  ständig-  zum  Schlimmem  wendende  Lag-e^) 
erhielt  nun  noch  eine  neue  Verschärfung.  Es  muß  der 
traurige  Ruhm  Wenzels  bleiben,  daß  er  dem  Rechte  auf 
Schulderlaß  seitens  der  Krone,  das,  wie  wir  sahen,^)  schon 
lange  vor  ihm  bestand,  zu  solch  allgemeiner  Verbreitung 
verholfen  hat.  daß  er  den  Charakter  einer  außerordent- 
lichen, nur  in  Ausnahmefällen  zu  erlassenden  Besteuerung 
verlor  und  zu  einer  beliebig  oft  zu  erhebenden  Abgabe 
an  den  König  wurde.  Daß  diese  Anschauungen  von 
nun  ab  in  den  Regierungskreisen  die  herrschenden  wurden, 
darüber  belehren  uns  die  Privilegien,  die  der  neue  König 
Ruprecht  bald  nach  erfolgter  Erwählung  den  einzelnen 
Judengemeinden  ausstellte.")  In  ihnen  ist  von  den  Schuld- 
erlassen  wie  von  einer  sich  ganz  von  selbst  verstehen- 
den Amtshandlung  des  Königs  die  Rede,  auf  die  dieser 
als  Zeichen  besonderer  Huld  auf  eine  angegebene  Zeit 
Verzicht  leisten  kann.  Das  war  jedoch  eine  Gnade  von 
recht  zweifelhaftem  Werte,  denn  „diese  in  Aussicht  ge- 
stellte Schuldentilgung  stand  einer  bereits  verhängten  in 
ihrer  schädlichen  Wirkung  nicht  viel  nach",  wie  Stern ^) 
mit  Recht  bemerkt,  ja  wir  können  sogar  behaupten,  sie 
war  noch  viel  gefährlicher.  Das  gesamte  Kreditwesen, 
ohnedies,  wenn  man  vom  ärztlichen  Beruf  absieht,  das 
einzige  Feld,  auf  dem  sich  die  Juden  betätigen  konnten, 
wurde  durch  solche  Maßnahmen  aufs  schwerste  bedroht; 
denn  wer  konnte  wissen,  wie  bald  ein  königliches  Privileg 
die  eingegangenen  Schuldverpflichtungen  wieder  aufheben 
würde.     Die  Vorsichtigen  unter  den  Juden  mögen  darum 


0  S.  0.  S.  81)  f. 
•^)  S.  85. 

4  Vgl.   Stern,   Rupr.  S.   XV    nt.,   und  XVI  nt.,  Chm(3l, 
S.  192  Nr.  5. 

^)  Stern,  Eupr.  S.  XV. 
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nur  auf  so  lang-e  Zeit  Gelder  verliehen  haben,  wie  der 
königliche  Gnadenbrief  den  Schulderlaß  suspendiert  hatte. 
Das  war  nun  ^Yieder  eine  schwere  Schädigung-  für  die 
Schuldner^  die  gewöhnt  waren,  erst  nach  längeren  Zeit- 
räumen die  Rückzahlung  zu  leisten.  Wer  dagegen  auch 
fernerhin  auf  längere  Ziele  Geld  verlieh,  der  sah  sich,  um 
das  ihm  hierdurch  erwachsende  Kisiko  zu  vermindern, 
genötigt,  höhere  Zinsen  zu  verlangen,  alles  Maßnahmen, 
die  unweigerlich  die  Juden  noch  verhaßter  und  den 
solchen  Gefährdungen  nicht  ausgesetzten  Lombarden  gegen- 
über konkurrenzunfähio-er  machen  mußten. 


Nacliwort. 


Auf  Wunsch  der  ..Gesellschaft  zur  Förderung  der 
Wissenschaft  des  Judentums"  sollte  der  Darstellung  der 
politischen  Verhältnisse  der  Juden  unter  König  Wenzel 
eine  zweite  speziell  volkswirtschaftlichen  Charakters  unter 
dem  Titel:  ,.Der  Vermögensstand  der  Juden  in  Deutsch- 
land Avährend  der  zweiten  Hälfte  des  XIV.  Jahrhunderts"  sich 
anschließen.  iVllein  die  Vorarbeiten  ließen  erkennen,  daß 
dieser  als  Anhang  gedachte  Teil  (vgl.  S.  4  nt.o)  bezüglich 
seines  Umfanges  in  keinem  richtigen  Verhältnisse  zu  der 
fertigen  Arbeit  stehen  würde.  Im  Einverständnis  mit  der 
genannten  Gesellschaft  erscheint  derselbe  darum  als  selb- 
ständige Arbeit  wahrscheinlich  Winter  1907. 

Breslau,  im  Dezember  1906. 

Dr.  A.  Süßmann. 
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Bericlitigiiiigeii  und  Nacliträge. 

S.  2  nt.j:  erg-änze  zu  die  Habsburger  uuter  Rudolf  IV, 
13.  Dez.  1360:  (Wiener  S.  225  Nr.  59). 

8.  12  lies  Rothenburg  statt  Rotenburg:. 

S.  15  ut..   erg-änze:  S.  78  nt.g. 

S.  17  nt..,  lies  Rothenburgs  statt  Rotenburgs. 

S.  21  lies  Stallung  statt  Stellung,  Alzey  statt  Alcey. 

S.  28  nt.^  ergänze:  Bondy-Dworsky  I  Nr.  161. 

ib.  nt..^  lautet,  richtig  gestellt,  folgendermaßen:  Nur  von 
einem  Erlasse  des  böhmischen  Unterkämmerers  Georg 
von  Roztok  hören  wir,  dessen  Datierung  auf  den 
25.  Juli  1385  Weizsäcker  (R.  A.  I.  8.  462/3)  wahr- 
scheinlich gemacht  hat.  Es  werden  hierin  die  böhmi- 
schen Behörden  aufgefordert,  alle  Christen,  die  den 
Juden  Geld  schulden,  zur  Zahlung  anzuhalten,  damit 
es  diesen  möglich  wäre,  die  königliche  Steuer  zu 
entrichten  (Palacky,  Formelbiicher  Nr.  183,  Bondy- 
Dworsky  I  Nr.  160). 

8.  30  nt.  lies  Rechnungsbücher  statt  Rechnungsgebühr. 

8.  36  nt.j^  lies  Rothenburg  statt  Rotenburg. 

8.  37  nt..2  ergänze:  8.  78  nt... 

8.  41  nt..,  lies  für  AI  brecht  dem  H.  statt  für  Albrecht 
den  H. 

8.  42  nt.ß  ergänze  zu  (28.  Nov.  1355):  Bondy-Dworsky  I 
Nr.  125. 

S.  43  nt.  ergänze  hinter  (1.  Sept.  1361):  Bondy-Dworsk}-  1 
Nr.  137  (2.-4.  Sept.  1361). 

8.  45  lies  Österreich  statt  Osterreich. 

8.  47  lies  Rudolf  von  Wallsee  statt  Rudolf  von  Waltsee. 

8.  51  nt.^  lies  Rothenburg  statt  Rotenburg. 

8.  52  nt.3  ergänze  8.  121  f. 
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S.  98  nt.^  ergänze:  Eine  neuere  vollständig-ere  Zusammen- 
stellung- findet  sich  bei  Bondv-Dworsky  I  Nr.  171 
und  II  Xr.  1131—33.  vgl.  auch  den  Vortrag  Grüns 
im  Märzheft  des  ..Jüdischen  Centralblattes"  VII.  Bd. 
S.  20f. 

8.  100  nt..,  ergänze  zu  25.  Jan.  1379,  5.  Mai  1389, 
25.  M"ärz  1392,  21.  Juli  1395:  Bondv-Dworsky  I 
Nr.  154.  173,  178  (jedoch  29.  :\lärz  datiert),  182. 
Außerdem  füge  man  hinzu:  5.  Mai  1385  Befreiung 
der  Christen  und  Juden  der  Stadt  und  des  Landes 
Eger  von  der  Steuerzahlung  auf  fünf  Jahre  (Bondy- 
Dworsky  I  Nr.  162).  17.  Jan.  1391  Schirmbrief  für 
die  Egerer  Juden  (ib.  I  Nr.  177). 

S.  165  lies  Ungeld  statt  Umgeld. 

S.  178  nt.^  ergänze  Bondy-Dworsky  I  Nr.  183.  Über 
die  mährische  Judenverfolgung  vgl.  auch  ib.  II 
Nr.  1136. 

S.  186  nt._^  ergänze:  Bondy-Dworsky  II  Nr.  1143. 


]!fameiiyerzeicliiiis. 


Die  Zahlen  bedeuten  die   Seiten.     Die   Gruppierung  erfolgte  tunlichst 
nach  dem  "Wohnort. 


Aachen,  Stadt:  23  nt.^. 
Aalen,  Stadt:  71  ut..,.  76. 
Absberg. 

Herr  von:  165. 

Heinrich  von:  165  nt.3. 
Albigenser:  -lO  nt.j. 
Alzey. 

Stadt:  21.  13-1. 

Juden:  134. 
Ainberg",  Landschreiber  Conrad 

Coler  V.:  119. 
Ankona,  Stadt:  123. 
Ansbach,  Stadt:  79. 
Appenzell,  Land:  71. 
Aquino,  Thomas  v.:  39. 
Aschaifenburg. 

Stadt:  142. 

Schultheiß  Heinrich  v.  Wiler: 
131. 
Auerbach,  Stadt:  176. 
Aufseß  (Aufsezz),  Landrichter 

Conrad  v.  siehe  Bamberg. 
Augsburg. 

Stadt:  14  nt.i.  15  ib.  ntj.  16. 
36  nt.i.  71  nt.o.  77.  78.  105. 
121  nt.3.  ib.  nt.4.  155.  160. 
161.  162.  ib.  nt.5.  163.  164. 
165.  180  nt.,. 


Tag:  175. 

Bürger:  Chunczelmann,LTlrich : 
105.  Egen,  Peter  105.  Melsack, 
Gastwirt  14  nt.i.  15. 

Juden:  77.  161.  166. 

JBacharach. 
Stadt:  134. 
Juden:  134. 
1    Baden,  Markgraf  Bernhard  I.  v. : 
2  nt.j.  11. 
Bamberg. 

Bischof:  68.  69.  70. 

Stadt:  70. 

Landrichter  Conrad  v.  Aufseß 

(Aufsezz)  i.:  69  nt.3. 
Jude    Koufman     siehe    Xiirn- 
berg,  Juden. 
Basel. 

Stadt:  14  nt.i.  36  nt.i.  71.  ib. 
nt.,.   73.   74.    108.    167.    172 
nt.i.  183  nt.ß.  184. 
Juden:    73.  Isak  v.    Kaisers- 
berg: 74.    Moses  v.  Colmar: 
74.   108.    Sanvel  v.  B.   siehe 
Nürnberg.    Symant  v.  B.:  74. 
Klein-Basel,  Juden  v.:  74. 
Bautzen  (Baudissin)  Stadt:  157. 
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Bayern. 

Herzogtum:  45. 
Herzöge:  72.   149.     Albrecht: 
72.  95.     A.  der  .Jüngere:  149. 
Friedrich:  33  nt.4.  68.  77  nt.^. 
95.    112.    149    ib.    ut..,.    155. 
Heinrich:  43  nt-i.  Johann:  88. 
Ludwig:    176.     Sophie:    88. 
Stephan :    68.    81    nt..,.    175. 
176.  177  nt..,  178.  180  ib.  nt.5. 
Vogtei:  98.  112.  117.  ib.  nt.3. 
121  nt.j.  122.  126.  138.  146. 
149.  152  nt.3.  175.  178. 
.Jude,  Abraham:  81  nt.3. 
Berenfels,  Luthold  v,.  kais.  Vogt: 

74. 
Bern,  Stadt:  183  nt.^.  184. 
Bernheini,  Markt:  145.  146.  187. 
Bescheler,  Heinrich:  167. 
Bettlern:  Stadt:  146. 
Biberach,  Stadt:  14  nt.^  71  iit..^. 

76. 
Bischofsheim,  Stadt:  162. 
Blankenheim,    Friedrich  III.    y. 

siehe  Straßburg. 
Böhmen. 

Königreich:  27.  28.  87  nt.,,.  99. 
100.    146.  150  151.  152  nt.,. 
157.  173.  174.  175.  176.   177 
nt..  ib.  nt.3. 178. 179.  186.  187. 
Unterkam merer:   Huler,  Sieg- 
mund: 99.    Eoztok,  Georg  V. 
190. 
.luden:  28.  99.  178.  190. 
Bonamös,     Burggraf     Gilbrecht 

Weise  z.:  130.  132. 
Bopfingen. 

Stadt:  71  nt,.  7(>  ib.  iit.^.  160. 
Juden:  76  nt.j. 
Börziwoi  siehe  Swinar. 


Brabant. 

Herzogtum:  42. 

Herzog  Heinrich  III. :  42  nt.5. 

Wilhelm.  Edelmann  ans:    129 
nt. 
Brenz,  Brun  der  Güß  v.:  83  nt.,. 
Breslau. 

Bistum:  45. 

Stadt:  45  nt.,.  121  nt.,. 

Jude:  178  nt.,. 
Bretagne,  liand:  42.  ib.  ut.,. 
Buchan,  Stadt:  71  nt.,.  76. 


1  nt. 


/6. 


Buchhorn,  Stadt: 

169  nt.,. 
Bulle,  goldene:  2  nt.i.  12.  45  nt. 
Bußmannshansen  siehe  Horn- 

stein. 

Caub,  Zoll  z.:  4  nt.^. 
I   Chaustnick,  Benes  v.:   180  nt.,. 
Clain-aux.  Bernhard  v.:  40. 
Cochem.  Abraham  v. :  170. 
Colmar, 

Stadt:  86  nt...  93.  IH7.  183. 
Schultheiß,  Peter  v.   St.  Die: 

167. 
Juden:  86  nt.,.  93.  167.  Fifdin 
von  Paris  und  seine  Frauen, 
.Josea  u.  Melea:    168.  ]\loses 
V.  C.  siehe  Basel,  Juden. 
Cuno  IL  siehe  Trier,  Erzbischöfe. 

Deutsches  Reich. 
Könige : 
Rudolf  I.:  42  nt.„.  43  nt.3. 
Albrecht  L:  42  nt.^.  43  nt.,. 
Heinrich  YJI.:  42  nt.^  43. 
Ludwig  der  Bayer:  41  nt.  . 


42  nt. 


nt. 


13 
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Karl  IV.:  1.  7.  9.  ib.  nt.,.  28 

nt.^.  42  nte.  93.  97.  116.  ib. 

nt.,.  119.  129.  135.  145.  146. 

166. 
Wenzel:  7.  8.  ib.  nt.,.  ib.  nt.g. 

9.  ib.  ut.i.  10  ib.  ut.,.  11.  13. 

20.   21.   ib.   nt.,.   22.   23.  24. 

25.  26.  27.  28.  29.  30.  ib.  nt. 

31.  32.  34.  35.  36.  37.  38  nt.,. 

43  nt.  48.  49.  50.  ib.  nt.,.  52 

54.  55.  56.  58.  59.  60.  61.  62. 

66.   72.   73.   74    76.   ib.  nt.,. 

78   nt.5.   82.   83.  84.  ib.  nt^. 

85.  86.  ib.  nt.,.  87.ib.  nt.,.  88. 

89.  ib.  nt.4.  92.93.94.95.96. 

97.   ib.   nt.,.   98.  ib.  nt.3.  99. 

ib.  nt.o.  100.  ib.  nt.,.  101. 102. 

ib.  nt.,.  103. 105. 106.  ib.  nt.^. 

107    nt.   108.   109.   110.  111. 

112.   113.    114.  ib.  nt.4.  115. 

116.  117.  118.  120.  122.  126. 

127.  128.  130.  132.  136.  138. 

143.  144.  145.  ib.  nt.  146.  147. 

148.  149.  ib.  nt.7.  150.  ib.  nt. 

151.  152.  ib.  nt.,.   153.    154. 

ib.  nt..-.    155.  156.  157.  158. 

159.  160.  161.  162.  163.  164. 

ib.  nt.4.  165.  166.  167.  ib.  nt.,. 

168.  109.  170.  171.  172.  173. 

174.  ib.  nt.,.  ib.  nt.,.  175. 176. 

178.  ib.  nt.  ib.  nt.,.  ib.  nt.,. 

179.  180.  181.  182.  183.  184. 
185.  186.  ib.  nt.^.  187.  188. 

Ruprecht:    76    nt.,.    114   nt.,. 
115    nt.g    116  ut.^.    117  nt.,. 
124.  125.  188. 
Friedrich  III.:  43  nt. 
St.  Die,  Peter  v.  siehe  Colmar. 
Dinkelsbühl. 

Stadt:  15.  32  nt..>.  37.  71.  nt..,. 


77.  78.  ib.  nt.3  79  nt.  .   162. 

.Juden:  77.  78.  ib.  nt.g. 
Döffingen,  Schlacht  v.:  171. 
Dortmund,   Stadt:    129.    157  ib. 

nt.,. 
Drahe,  Hartmud  v. :  143  nt.,. 
Drosendorf:  48. 

Eger. 

Stadt:  100  nt.,.  191. 
Landfriedenstag:    89.    96.  97. 
101   nt.i.  102.  156  nt.4.   159. 
160.  169  nt.i.  170. 
Juden:   100.  ib.  nt.,.  191. 
Eichsstädt  (Eystet). 
Bischof:  68.  71  nt.i. 
Ellen  V.  siehe  Nürnberg,  Juden. 
Ellbogen,  Stadt:  98  nt.,. 
Elsaß. 

Vogtei:    167.    177    nt.,.    178. 

183.  184. 
Vogt:  91.  128.  168.  177  nt.,. 
Weyteumule,  Sdislaw  v.  d., 
Landvogt:  93.  Hertenberg, 
Herbart  v.,  Untervogt:  179. 
181. 
Empts. 

Klaus,  Eitter  v.:  125. 
Ulrich,  Eitter  v.:  125. 
England. 

Königreich:  42. 
Könige:    Eduard  L:    41    nt.^. 
42  nt.j.    Richard  Löwenherz : 
42  nt.j. 
Enns,  Eudolf  v.  Wallsee  v. :  47, 
Eppenstein,  Eberhard  v.:  130. 
Erfurt. 

Stadt:  150.  151.  152.  153.  154. 

ib.  ut.^. 
Juden:  150.  ib.  nt.-,.  151.  153. 
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Eflling-en. 

Stadt:  41  iit.o.  71  nt.,.  77.  1«0. 

Tag:  90  nt.,. 

Juden:  77.  160. 
Etseh,  Landesherren  v.  d. :  124. 

Falkenstein. 
Herren  v.  142. 
Cuno     V.    siehe    Trier,     Erz- 

bischöfe. 
Fenke,  Simon  d. :  47. 
Franciscus  siehe  (iewitsch. 
Franken,  Vogtei:  98.   112.  114. 

117.    ib.    nt.,.   121   nt.,.  122. 

126.    128.    ib.    nt.,.    129    nt. 

131.    138.    145.  ib.   ut.^.   152 

nt.,.  175.  178.  180. 
Frankfurt  a.  M. 

Stadt:    9  nt.,.    11.  17  nt..^.    19 

nt.,.   121   nt.g.   128.  ib.    nt.,. 

129.  130.  131.  132.  138.  139. 

140.  141.  143.  ib.  nt.,.  144. 
145. 155. 157  nt.,.  17(5. 181. 182. 

Vorstadt    Sachsenhausen:    19 

nt.,. 
Tage:  133.  151. 
Bürger:  Ebir,  Hans:  130  nt.4. 

Kirchheim :  1 82.  Nuhuß,  Jekil : 

130  nt.^. 
Juden:    9  nt.,.  129.  130.  131. 

141.  143.  ib.  nt.2  182.  Ber, 
S.  d.  Simon,  v.  Seligenstadt: 

142.  Jakob,  Judenarzt:  142. 
Josua  Eklin,  Hitsche:  143 
Bt.,.     Simon  x.  Seligenstadt: 

141.  Süßkind  v.  Weinheim: 

142.  Zornline,  Witwe  Fifelins 
V.  Dieburg:  141. 

Frankreich. 

Königreich:  41.  ib.  nt.,. 


Könige:   Philipp  II.    August. 

Ludwig  VIII.,   IX.:  41  nt.^. 

Philipp      IV.,      d.      Schöne, 

Karl  VI.:  42  nt. 

Frauenberg,  Wilhelm  v. :  51  nt.,. 

Freiberg,  Rittergeschlecht:   81. 

83  nt.,. 
Freiburg  i.  B.,  Stadt:   183. 
Frey  Stadt,  Stadt:  15. 
Friedberg. 

Burg:  136.  155. 
Juden:  136.  155. 
Friedrichshafen  siehe  Buchhoni. 
Fuchs,  Rittergeschlecht:  70. 


I    St.  Gallen. 

!       Stadt:  71  nt..,.  77.  78.  169  nt,,. 

j       Juden:  77.    Jaekli:  77  nt.ß. 

(rallenberg,  Niklas  v.:  47. 
!    Geisenheim,  Stadt:  142. 
Geniünd. 

Stadt:  71  nt.,.  77.  161. 
Juden:  77. 
Gerson  b.  Jehuda  in  Mainz:  168. 
Gewitsch,     Franciscus     (Frau^) 
V.  d..  Prager  Domherr:    179. 
181.  184. 
Giengen.  Stadt:  71  nt..,.  76. 
St.  Gilgen,  Donaldus,  Abt  v. :  118. 
Glaheimer   siehe  Württemberg. 
Glatz,  Jude  aus:  178  nt,. 
Görlitz. 

Herzogtum:  134  nt.,.  157. 
Herzog  .Johann:   101.  ib.  nt.,. 

102.  ib.  nt.,.  174. 
Stadt:   101.  ib.  nt.,.  102  nt.,. 
Juden:  101.  102  nt.,. 
Gotha,  Stadt:  151. 
Gruyere,   Graf  Rudolf  v. :    184. 
13- 


19G 


Hagenaii. 

Stadt:  17  nt....  86  nt.j.  93.  94. 
128. 

Tag-:  128. 
.    Juden:  86  nt.j. 
Hall. 

Stadt:  71  nt..,.  76.  ib.  nt...  160. 

Juden:  76  nt.j. 

Tag:  10. 
Hanau. 

Stadt:  142.  143  nt.2. 

Grafen:  138.    Ulrich  V.:  142. 
143  nt... 
Hansagebiet:  112  nt.j. 
Heidelberg. 

Stadt:  21.  134. 

Tage    u.    Verhandl.:    12.    21. 
102.  129.  175. 

Stallung:    12.   13.  14.  21.  88. 

Universität:  133.  135.  ib.  nt.;. 

Juden:  134.  135. 
Heidingsfeld. 

Stadt:  145.  146.  187. 
•    Dietrich  v.:  69. 
Heilbronn. 

Stadt:  71  nt...  "7. 

Juden:  77. 
Helfensteiu,  Grafen  v.:    81  nt.^. 

Anna:  83.   Conrad:  81. 
Hellas  (Griechenland):  38. 
Henneberg-,     Grafen     v.:     153. 

Berthold  v.:  153.  ib.  nt..,. 
Hertenberg-  siehe  Elsaß. 
Heydeck,  Friedrich  v:  68. 
Hiuatzko  siehe  Tuben. 
Hochberg-,  Markgrafen  v. :  73.  74. 
Hohenlohe,  Herren  v.:    68.   69. 

70.  76  nt.^.    Gerlach:  51  nti. 

Ulrich:  33  nt.^. 


Hornstein. 

Manz  Kitter  v.:  83  nt.,. 
Magnus  Bitter  v.  H.  v.  Buß- 
mannshauseu :      60     (wahr- 
>>;cheinlich  identisch  mit  deia 
oberen). 
Huler  siehe  Böhmen. 
Hüne,  Diether:  143  nt..,. 
Hungucle,  Albrecht  d.:  41  nt..,. 
48. 

Iglau,  Juden  v.:  186 
Ingelheim,  Ober-  u.  Nieder-:  13;1 
Ingolstadt. 

Stadt:  183  nt.^. 

Hans,  der  Ingolstädter,  siehe 
Regensburg-,  Bürger. 
Isenburg,  Eberhard    v.:    4  nt.^. 
Isny,  Stadt:  71  nt.,.  76.  169  nt.i. 
Italien:  47.  121.  122. 

Jäklin  siehe  Tim,  Juden. 

Raisersberg. 

Stadt:  86  nt.,. 

Juden:    86  nt.,.     Isak    v.   K. 
siehe  Basel.  Juden. 
Kaiserslautern  ,        Judenschule : 

134  nt... 
Kamin,  Kauzler  Johann  v. :  129. 

132.  133.  144. 
Karlstein,  Mord  v.:  182. 
Kastilien. 

Königreich:  42. 

Könige  Alphons  X.,XI.:  42  nt.^. 
Kaufbeuren,  Stadt:    71  nt..,.  76. 

J60. 
Kempten,  Stadt:  71  nt..,.  7(>. 
Keschingen,  Markt:  68. 
Kirchberg,  Grafen  v.:  81.  83  nt.,. 
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Kirchheim. 

Siehe  Fraukfnrt  Bür^ei-. 

Johann  K.,  kgl.  Hofschreiber: 

75. 
Kneusser,  Haus,  österr.  Hotiiiar- 

schall:  4.s. 
Koblenz. 

Tag:  23,  25.  ib.  nt.,. 

Zoll:  4  iit.^. 
Köln. 

Stadt:     13«.     139.    141.    175. 
177  nt.3.  179.  180.  181.  182. 

Juden:  138.  139.  ib.  nt.,. 
Königgrätz,  Stadt:  178  nt.i. 
Kolin,  Stadt:  100  ntg. 
Konrad,  Erzbischof  siehe  Mainz, 

Erzbischöfe. 
Konstanz. 

Bischof  Nikolaus:  33  nt.^.   51 
nt.,.  (>2. 

Stadt:  llnt.i.  71  nt...  77.  78. 
1(58.  169.  ib.  nta. 

Tag:  20. 

Juden:    77.    169.      Jäklin    v. 
Überlingen:  77  nt.^. 
Kreuznach,  Stadt:  142. 
Kunstein,  Feste:  t>8. 

Xaa,  Stadt:  48. 
Ladenburg. 

Stadt:  135. 

Juden:  135. 
Landau.. 

Burg:  13t). 

Juden:  130. 

Lutz  V.:  51  nt.i.  02. 
Lauf,  Tag:  10  nt.,. 
Lauingen,  Tag:  128.  155. 
-Leiningen,  Emicho  v.:  177  nt.;j. 

178.  183. 


Leipheim.  Stadt:  159  nt.^. 
Leuehtenberg,  Landgraf  v. :  25. 

27.    33   nt.^.    51   nt.u    02.    72. 

97  nt.i. 
Leutkirch,  Stadt:  71  nt...  70. 
Lichtenberg,  Heinrich  v.:  92. 
Lindau. 

Stadt:    14    ntj.    71    nt...   77. 
128  nt.i.  169  nt.i.  181. 

Siegfried  v.  L.  siehe  Rheingau. 

Juden:  77. 
Linz.  Waruch  v. :  48. 
Löwenstein,  Feste:  90  nt.-. 
Lombardei:  61.  02.  170. 
Lombarden:  7.  187.  189. 
Luxemburg. 

Herzogtum:  1  nti-  21. 

Herzog  Wenzel:  21  nt..{. 

Stadt:  21.  22. 

.Juden:  1  nt.,. 
Luzeni.  Stadt:  184. 

Mähren,  Markgraf  Jost  v. :  173. 

178.  ib.  nt.  182.  191. 
Magdeburg,  Stadt:  15. 
Mainbernheim  siehe  Bernheim. 
Mainz. 

Erzbistum:  45.  133.  138. 
Erzbischöfe:  130. 142.  150  ut.^. 
153.  155.     Adolf  V.  Nassau: 
133.   150.     Heinrich:    45  nt. 
Konrad    II.    v.     Weinsberg: 
151.  102, 
Stadt:  17  nt.,.  18.  27  nt.^.  45 
nt.  88.  132. 136. 138.  142. 144. 
Tage  u.  Yerhandl.:  23.  24.  25. 
ib.ntg.  129. 133.  134nt.i.l51. 
Bürger:  Medetrost,  Jakob:  18. 
Weider,  Heinrich,  Kaplan :  13. 
Juden:  27  nt..>.  136. 
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Mangesberg-.  Fritzel  v.:  47. 
Mark,  Herren  v.  d.:  142. 
Marteinsdorf.  Graf  Nikolaus  v.: 

47. 
Medetrost  siehe  Mainz.  Bürger. 
3Ieier:  121.  v.  Erfurt  siehe  Nürn- 
berg-, Juden. 
Meißen. 

Markg-rafschaf t :  156.  l.')7. 

Markgrafen:   Katharina:    146. 
156.    Wilhelm:  174. 
Memmingen. 

Stadt:  71  nt..  76.  il».  nt.j.  160. 

Juden:  76  nt-i. 
Mergentheim. 

Fürstenversammlungen:  12. 

.Stallung:  88.  89. 
Mosheim,  Stadt:  136. 
Mühlhaiisen  i.  E. 

Stadt:  43  nt.3.  (?)  71  ut.,.  78. 
86  nt.j. 

Juden:  78.  86  ntj. 
Mühlhausen  i.  Th. 

Stadt:    152  nt.j.  ib.  ut.^.  154. 
ib.  nt... 

Juden:  154. 


]Vassau  siehe  Mainz,  Erzbischöfe. 
Nestenberg,  Feste:  68. 
Neuenburg,   Salman  v. :  43  nt.j. 
Neumarkt. 

Stadt:  111). 

Salman  v.  N.  siehe  Nürnberg, 
.Juden. 
Neurode,  Stadt:  4  ut.^. 
Neustadt. 

Stadt:  135. 

Juden:  135. 
Nierstein,  Stadt:  135. 


Nördlingen. 

Stadt:  15.  ib.  nt^.  16.  18.  19. 

20.  21.  27.  28.  29.  30.  31.  ib. 

ut..^.  ib.  nt.3.  ^9-  71.  ib.  nt..^. 

76.  81.  ib.  nt...  82.   83.  160. 

166.  179  nt.3. 
Verband].:  164  nt.3. 
Bürger:  Baier,  Wolf ,  Metzger, 

Schuler,   Peter:    17.     Swen- 

terer,  Cunz:  20  nt.j.  Velwer, 

Zimmermann:  17. 
Juden:  16.  19.  81.  82.  ib.  nt. 
Nordhausen. 

Stadt:   152   nt.,.  ib.  nt.3.  1^'^^- 

ib.  nt.-. 
Juden:  154. 
Nürnberg. 

Stadt:  10  nt^.  16  nt.-.  17  nt.,. 

24  nt...    26.    27  nt...    30  nt. 

36  nt.,.  49.  50.    51  nt.,.    52. 

53.  58.  61.  63.  64.  65.  ib.  nt.,. 

6().  67.   68.    70.    71.  ib.  nt.2. 

78.   79.  ib.  nt,.    80.  ib.  nt.j. 

81.    82   nt.    83  nt.,.    87  nt..,. 

89.  105.  114.  ib.  nt.,.  ib.  nt..,. 

115.  ib.  nt.3.116ib.nt.i.  117. 

118.  120.  ib.  nt.3.  121.  ib.  nt.3. 
122.  123.  124.  125.  141.  146. 
147.  nt.j.  151.  152  nt.,.  160 
nt.4.  163.  ib.  nt.-.  165.  172 
nt.j.    177  nt.3.  179.  182. 

Burggrafen:  15.  79.  104.105. 

119.  186.  Friedrich:  51  nt.j. 
66.  170. 

Hen-enbuud:    10.    11.    12.    87 

nt.3.  8ö- 
Tage:   18.  20.  23.  86.  96.  97. 

102.  103.  104.  105.  112.  113. 

126.   128.  133.  134  nt.,.  151. 

152.  154.  158.   160 
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Bürger:  Belieim,  Berthold:  i 
32  nt.-j.  Ebner,  Hermaun: 
17',.  176.  177.  178  iit..>.  Ha- 
beltzheim,  F.  v.  (Münz- 
meister): 70.  Haller,  Conrad: 
63.  70.  Maurer,  Hans:  128 
nt.6.  Mendel,  Paulus:  79. 
Pfintzino-,  Andreas :  69.  Pfin- 
tzing:,  Berthold:  63.  Rumel, 
Hans:  123.  Sewolt:  70. 
Slebitzer,  Jakob :  64.  ib.  nt... 
69.  Stromer,  Oman :  67.  176. 
Stromeyr,  :>[erteyn:  125. 
Tetzel,  Jobs:  62. 

Juden:  14  nt^.  27  nt.,.  49. 
50.  52.  53.  64.  65  nt.ß.  68. 
78.  119.  120.  182.  Anshelni 
u.  Judlein,  S.Isaks  v. Aichach: 
114.  Ellen  v.  Eystet  (Eichs- 
städt):  64.  65.  66.  Jekel  v. 
Ulm  siehe  Ulm,  Juden.  Jutta, 
Witwe  d.  Jakob  Rapp:  53. 
64.  65.  ib.  nt.j.  ib.  nt.-.  123. 
124.  Kouffen  (Kaufman)  v. 
Bamberg-:  69.  ib.  nt.i.  Meier 
Y.  Erfurt:  53.  64.  65.  ib.  nt.^. 
ib.  nt.-.  Mendel  v.  Pappen- 
heim: 17  nt.^.  Salman  v. 
Xeuenmarkt:  119.  Söhne  des- 
selben: 71  ntj.  119.  Sanwel 
(Samuel)  v.  Basel:  69. 

Oderheim,  Stadt  und  Burg:  135. 
Österreich. 

Herzogtum:  45. 
Herzöge:  46.  73.  Albrecht  III. : 
47.  48.  174.  Albrecht  V. :  48. 
Ernst:  124.  Friedrich:  124. 
Leopold  III. :  47.  Rudolf  lY. : 
2  nt.i.  47.  ib.  ut.  Wilhelm:  48. 


Öttingen,  Grafen  v.:  28.  68.  70. 

71  nt.,.  81.  ib.  nt..,.  112.  113. 

ib.  nt.    lli>.     Friedrich:    184. 

185. 
Olmütz,  Bischof  Konrad  v.:  186. 
Oppenheim. 

Amt:  138. 

Stadt:  135. 

Burg:  135.   13H. 

Juden:  136. 

Schultheiß.    Thamme    Knebil: 
138. 
Orient:  168. 
Orlamünde,  Grafen  v.:  153. 


Päpste.  Benedikt  XII.  Eugen  III. 
Gregor  IX.  Innozenz  III.   Jo- 
hann XXII.   Urban  V.:  40  nt.,. 
Pappenheim. 

Marschall  Conrad  v.:   83  nt.i. 
Mendel  v.  P.  siehe  Nürnberg, 

Juden. 
Sapsa  V.  P.  siehe  Regensbui-g, 
Juden. 
Passau.  Bischof  Jörig  v.:  48. 
Pfalz. 

Pfalzgrafschaft:  45.   133.  134. 

138. 
Pfalzgraf  Ruprecht  I.:  12. 119. 
124.  129.  133.  135  nt.5.    Rup- 
recht IL:  134.  135.  136. 
Juden:  133.  134. 
Schreiber  Adolf  134  nt-^. 
PfuUendorf,  Stadt:    71  nt.,.   76. 

160. 
Poitiers. 

Grafschaft:  42. 

Graf  Alphon  s:  42  nt.j. 
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Piag. 

Stadt:    1).').   98.    IH).    100.    101. 

ib.  nt.j.  139.  14(5.    154.    155. 

164  nt.3.  17«. 
Kgl.  Hof:  107.  151.  155.  177 

nt.3. 
Bischof,  Quadratus,  Jesco :  98. 
.Juden:  98.  99.  ib.  nt.  100.  101. 

Abigedor    Karo:      98     iit.4. 

Menachem  b.  Ascher:  98. 

Quandorf,  Feste:  47. 

Rabenolt,    Conrad,  Edelknecht: 

130.  132. 
Baitenhaslach,    Übertall  v.:    88. 
Rappoltstein,    Bruno,    Rittei-  v. : 

92.  177  nt.3.   1^8.  183. 
Ravensburg. 

Stadt.     71    nt..^.    7().    ib.    nt.i. 

im  nt.i. 
Juden:  76  nt.i- 
Bürger,  Hengin  Humppis:   36 

nt.j. 
Regen  sburg. 

Stadt:   15.  ib.  nt.j.  16.  32  ntg. 

45  nt.j,.  71.   ib.  nt..>.    72.    73. 

77.  nt.4.    78  nt.5.    94.  95.  96. 

104.  121  nt.3.    1^6-    l-i^-    ib. 

nt.t.  148.  149.  ib.  nt.3.  l-'^O.  ib. 

nt.  175.  181.  183.  185. 
Bürger:  Hans  d.  Ingolstädter : 

149.     Kuttnei-,  Hans,   Stadt- 

scbreiber:  146.    Nolt,  Jakob: 

75  nt.3.      Steinach,  Hans   v., 

Bürgermeister:    36    nt.^.    72 

nt.j.  Tunau,  Ulrich  v.,  Propst 

und  Kämmerer:  149. 
Juden:  16.  72.  73.  77  nt.4.  94. 

95.    96.    146.    147.    148.    149. 


150nt.i.l75nt.5.Chalnian:149. 
Sapsa  V.  Pappenheim:  150. 
Reichenbach,  Stadt:  102. 
Reichenweiler,  Stadt:  167. 
Reutlingen. 

Stadt:  71  nt....  76.  1(50. 
Isak,  S.  der  Rahel,  siehe  Ulm. 
-Juden. 
Rheingau. 
Amt:  138. 

Vitztum,  Siegfried  y.  Lindau: 
138. 
Rheinland. 
Fürsten:   10. 

Rheinischer  Bund:  10.  11.  12. 
13.  17.  ib.  nt...  18.  21.  22.  23. 
24.  27.  29.  84.  ib  nt.:.  86.  87. 
ib.  nt.2.  88.    90    nt.    ib.  nt.i. 
ib.  nt..,. 
Juden:  10.  27  nt... 
Rödelheim,  Herren  v. :  142. 
Rom,  Stadt:  8.  38.  39.  47. 
Rosenberg,  Herren  v. :  173. 
Rosheim,  Stadt;  41  nt.g. 
Rothenburg. 

Stadt:  12.  17  nt...  36  nt.,,  51 
nt.,.  71  nt..,.    77.    78.  79.  97. 
ib.  nt.,.  104.  114.  115.  ib.  nt. 
116.  118.   131.  172  nt...  175. 
178.  179.  183.  186. 
Bürgermeister  Heinrich  Topp- 
ler: 12. 
Hofrichter:  105. 
.luden:  77. 
Rotweil. 

Stadt:  71  nt..,.  76.  ib.  nt.3. 
Judengasse:  76  nt.3. 
Ruprecht, 

Pfalzgraf  siehe  Pfalz. 
König  R.  s.  Deutsches  Reich. 
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Sachsenhausen  siehe  Frankfart. 
Schelm  V.  Ber^eu.  Sibold:  142. 
Schlettstadt. 

Stadt:86nt...93.94.128.  ITHiit. 
Juden:  86  nt.^.  94. 
Schwabach,  Stadt:  15. 
SchAvabeu. 

Vogtei ;  10.  18.  22.  27.  ib.  nt..,. 
29.   30.   50.   84.   85.    112.  ib. 
ut.,.  117.  122.  126.  140.  152 
ut.3.  155.  158.  159.  160.  161. 
175.   178.  180.  184.  185. 
Seh Aväbischer  Bund:  10.  14. 17 
ib.  nt.,.  18.  19.  20.  22.  23.  24. 
26.  27.  28.  29.  30.  31.  ib.  nt.,. 
32.  33.  50.  52.  54.  55.  56.  59. 
74.  75  iit.i.  81.  82.  83.  84.  85. 
86.  87.  ib.  nt.2  89.  90  nt.,.  ib. 
nt.,.  93.  94.  97.  104.  111.  1 16. 
121  nt.^.  126.  159. 
Schwäbische  Städte:  J04.  106. 
ib.  nt.^.  107  nt.  128.  155.  158. 
159.  160.  176. 
Schwabsburg-,  Burg:  135. 
Schwäbischer  Bund  siehe  Schwa- 
ben. 

Schwäbisch-Hall  siehe  Hall. 
Schwanburg-,  Ritter  v.:  174  nt.3. 
Schwarzbiirg,  Grafen  v.:  153. 
Schweidnitz,  Stadt:  102. 
Schweinfurt. 

Stadt:  32.  71.  ib.  ut.,.  74.  75. 

114.  115.  179. 

Bürger:  Haberkoni,  Ruprecht, 

Synner,  Engelhart:  74  nt,. 
Juden:  74. 
Schweiz.  Juden:  183. 
Seligen  Stadt. 

Vogt  Hernian  Scheins:  130. 
132. 


Simon  v.   S.   siehe  Frankfurt, 
.Juden. 
Sinzheim,  Stadt:  136. 
Suitter,  Friedrich:  70. 
Speier. 

Stadt:  10.   11.  17  nt.,.  26.  88. 

138.  139.  144.  177  nt.3. 
Tage:  12.18  nt.6.21nt.,.24nt.4. 
25.  27.  29.  85.  90  nt.  ib.  nr.,. 
97.  102. 
Juden:  45  nt.  139.  ib.  nt.3.  1^-t- 
Stein. 

Feste:  47. 

Rittergeschlecht:  81.  83  nt.,. 
Hensel  u.  Wölfel  7.:  47. 
Stoltzenberg:  130  nt,4. 
Straßburg. 

Bistum:  170.  ib.  nt.,. 
Bischof,    Friedrich    III.    von 
Blankenheim,    später  in   Ut- 
recht: 23.  170.  ib.  nt.,. 
Stadt:  11.   14  nt.,.   17  nt.,.  27 
nt.,.  85.  87  nt.,.  88.  ib.  nt.^. 

90.  91.  92.  ib.  nt.,.  93.  97. 
128.  168.  170  nt.,.  174  nt.3. 
175.  176.  177.   178  nt.,.  181. 

Tag:  24. 

Bürger:  Grostein,  Götz  v.,  Rit- 
ter: 22.  24.  Lawelin,  Weber  : 

91.  Mülheim.  174  nt3.  Stunne, 
Werner:  24. 

Juden:  27  nt.,,  89  nt.^.  90.  ib. 

nt.;..  91.  92  nt.,.  168.  Französ. 

Jude:  91. 
Swinai-,  Borziwoi  v.:  88.  94.  95. 
114  nt.jt-  ib.  nt.,.  144.  150  ut. 
151.  160.  162.  163.  164  nt.3. 
165.  ib.  nt.,.  175.  176.  177.  ib. 
nt.3.  178.  179.  180.  181.  182. 
183.   184.  185. 
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Teck,  Herzog  Friedrich  v.  und 
Anna,  s.  Frau:  81. 
Teschen,  Herzog  y.:  24. 
Thüringen. 

Landgrafschaft:  151.  152  nt.j. 
154.  ib.  nt..-.  155.  156. 

Landgrafen:  2  ut.i.  Balthasar: 
.      153. 

Tollinger.  Untei-laudvogt :  180. 
Treviso,  Stadt:  123. 
Trier. 

Erzbistum:  45. 

Erzbischöfe:    129.  170.    Cimo 
IL  von  Falkenstein :  3.  4  nt.^. 

Stadt:  3. 

Jude:  Meulen  v.  Trier :  170. 
Triest,  Stadt:  48. 
Troppau,  Stadt:  4  nt.-,. 
Tuben,  Heinrich  (Hinatzko)  v.  d. : 

33  nt.^.  51  nt.i.  62.  144.  151. 

160. 
Türkheim. 

Stadt:  86  nt.i. 

Juden:  86  nt.i. 


ITberlingen. 

Stadt:  71  nt.,,.  77.  169  nt.i. 
Juden :  77.  Jaeklin  v.  Ü.  siehe 

Konstanz,  Juden. 
Ulm. 
Stadt:  4.  ib.  nt.,.j.  18.  19.  36  nt.i. 

51  nt.i. '60.  71.  ib.  nt...  77.  ib. 

nt.^.  78.  79.  83  nt.i.  87  nt.2. 

]25.  141.    159.   ib.   nt.,.    160. 

161.  162.  ib.  nt.5.    163.    164. 

ib.  nt.4.   165.    166.    172    nt.i. 

180.  185. 
Vertrag:    72.   75.   82.   84.  94. 

117. 


Tage:  17.  18.  ib.  nt.^.  19.  31. 
32.  ib.  nt.-.  33.  35  nt-^.  36 
nt.,.  71.  75  nt.,.  82.  87  nt.,. 
128,  155.  164  nt.,.  176. 

Bürger rlvaib,  Heinrich,  Ritter: 
60. 

Juden:  77.  ib.  nt.j^.  161.  164. 
Jsak,  S.  d.  Rahel  von  Reut- 
lingen: 76  nt.2.  Jaeklin  v.  U, 
4.  ib.  nt.,.  5.  16  nt.^  53.  68. 


desselben,  Jsak  u.  Fitlin:  71 
nt.i.  124.  125.  Juta  Mosseny, 
Mutter  des  Videl:  79  nt.3. 
Moses :  60.  Moses,  Schwieger- 
sohn d.  Maiger  v.  Winds- 
heini :  79  nt.3.  Söhne  desselben 
Abraham  u.  Manne  79  ]it.,. 
Videl,  S.  d.  Moses  v.  Ehingen: 
79  ntg.  81.  Smaryon  Pfeffer- 
korn: 79  nt.3. 

Ungarn,  Siegmund,  König  v. : 
174.  ib.  nt.3.  186  nt.^. 

Utenheim,  Tag:  97.  102. 

Utrecht,  Bischof  v.  siehe  Stras- 
burg, Bischof. 

Venedig. 

Stadt:  52.  121.  ib.  nt....  ib.  ut.^.^ 

122.  123. 
Doge:  121  nt.j^.  Antonio  Vene- 
rio:  122. 
Vesoul,   Abraham  u.  Salman  v. : 

184. 
Visconti,  Herzöge  von  Mailand: 
176. 

Wallsee  siehe  Enns. 
Wangen,  Stadt:  71  nt.,.  76. 
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Wasen.  Herren  v. :  142. 

Weil,  Stadt:  71  nr.,.  77.  158  iit..j. 

Weinheim. 

Stadt:  135. 

Juden:    135.   Süßkind  v.  W. 
siehe  Frankfurt,  Juden. 
Weinsberg-,  ^ 

Stadt:  71  nt.^  70. 

Conrad  v.  W.  siehe  Mainz, 
Erzhischöfe. 
AVeißenburg. 

Stadt:  15.  16.  17.  18.  19.  22 
nt.j.  36  nt.i.  71  nt.,.  78.  104. 
114  115.  ib.  nt.  175.  179. 

Juden:  19.  22  ntj.  78. 
Weißenfels.    Eabbinersynode  z.: 

15  nt.,,. 
Weitenmühl  siehe  Elsaß,  Vogt. 
Wentelstein.  Nyclas  t.:  61. 
Wenzel. 

König-  siehe  Deutsches  Reich. 

Herzog  siehe  Luxemburg. 
Werdenberg,  Graf  y. :  124. 
Wertheim,  Grafen  y.:  124.     Jo- 
hann 138. 
Westfalen. 

Land:  157. 

Frieden:  154  nt.5. 
Wien,  Stephan  Bruder  d.  Hauses 

z,  h.  Geiste  in:  47. 
Wildberg. 

Stadt:  135. 

Juden:  135. 
AVimpfen,  Stadt:  71  nt.^.  76. 
AVinden,  Edelknecht  y.:  143  nt..,. 
Windsheim. 

Stadt:    15.    16.  17.  18.  19.  36 


nt.,.  71nt.o.  77.  104.  114.  115. 
ib.  nt.  172  nt.i.  175.  179. 
Juden:  19.  77.  Moses.  Schwie- 
gersohn d.  Maiger  v.  W.  siehe 
Ulm,  Juden. 

Winterheim,  Stadt:  135. 

Winterthur,  Stadt:  14  nt.j. 

Wlachnicko,  I^nterkämmerer  : 
132. 

Wolfhauer,  Friedrich:  47. 

Wolfsberg,  Ulrich  v. :  94. 


Wolfstein,  Otakar  y.  47. 

Worms. 

Stadt:    17  nt.,,.    21.    88. 

138. 

139.  142.  144.  181. 

Mainzoll:  12. 

Schlaclit:  171. 

Württemberg. 

Grafen:  113.  159  ntj. 

Eber- 

hard:  80.  81.  83.  163. 

Glaheimer,  Conrad,  Schi 

eiber: 

83. 

Würzburg. 

Bistum:  45.  145. 

Bischöfe:    68.    69.    112. 

146. 

187.     Gerhard:    2  nt.i. 

Ju- 

hann:  186. 

Wyl  i.  T..  Stadt:  71  nt.,. 

76. 

Zachreis,  d.  Haderer:  48. 

Zoller    siehe    Nürnberg,    Burg- 
grafen. 

Zuber,  Wernher,  Unteryogt:  74. 

Zürich. 

Stadt:  14  nt.,.  166.  167.  184. 

185. 
Juden :  185. 


C.  Schulze  &  Co.,  G.  m.  b.  H.,  (Träfenhamicheu, 
Bez.  Halle. 
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